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Kurzzusammenfassung 

Die vorliegende Arbeit beinhaltet eine rechtsvergleichende Betrachtung des Handelsgeschäfts 

als Vertragsgegenstand aus Sicht eines grenzüberschreitenden Asset Deals. Der Begriff und 

Umfang des Handelsgeschäfts wird aus deutscher und ägyptischer Sicht sowie aus Sicht eini-

ger arabischer Rechtssysteme betrachtet. Weiter werden die Rechte und Forderungen im Zu-

sammenhang mit dem Handelsgeschäft betrachtet, insbesondere im Hinblick darauf, inwieweit 

diese mit der Übertragung des Handelsgeschäfts an den Erwerber übertragbar sind. Die ver-

schiedenen Wege der Übertragung des Handelsgeschäfts nach ägyptischem und – wo ver-

gleichbar – nach deutschem Recht werden erörtert und beurteilt. Im Allgemeinen wird ein 

Schwerpunkt auf das Handelsgeschäft aus moderner Sicht und insbesondere das Online-Han-

delsgeschäft sowie das Handelsgeschäft mit Auslandsbezug gesetzt. Ziel ist die Beurteilung, 

inwiefern die Vorschriften zum klassischen Handelsgeschäft auf Online-Handelsgeschäfte an-

wendbar bzw. ausreichend sind. Zum Schluss werden die Vorschriften hinsichtlich des Han-

delsgeschäfts im Verhältnis mit anderen rechtlichen Themen betrachtet.  
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1. Einleitung 

Unternehmen, die sich über die nationalen Grenzen hinaus ausdehnen möchten, haben dazu 

verschiedene Möglichkeiten und Gestaltungsformen. Sie können eine eigene Niederlassung 

gründen oder im Ausland bestehende Unternehmen erwerben. Der Fall des Kaufs eines Unter-

nehmens wird als ›Unternehmenskauf‹ bezeichnet. Der Kauf eines Unternehmens ist grund-

sätzlich auf zwei Wegen möglich: Eine Möglichkeit ist der Erwerb von Anteilen bzw. Beteili-

gungen, je nach Rechtsform. Dies wird als ›Share Deal‹ bezeichnet. Eine andere Möglichkeit 

ist der Erwerb von Wirtschaftsgütern des Unternehmens, was als ›Asset Deal‹ bezeichnet wird. 

Der Unternehmenskauf bzw. der Erwerb im Wege eines Asset Deals umfasst – wie im Weiteren 

dargestellt wird – körperliche, vor allem aber auch unkörperliche Wirtschaftsgüter des Unter-

nehmens, die der Ausübung der Tätigkeiten bzw. der Aufrechterhaltung des Betriebs des Un-

ternehmens dienen. Hierbei handelt es sich um das Unternehmensvermögen, was auch als 

›Handelsgeschäft‹ bezeichnet wird. Bei einem grenzüberschreitenden Erwerb bzw. Unterneh-

menskauf, insbesondere im Wege eines Asset Deals, ist es äußerst wichtig, die rechtlichen Re-

gelungen bezüglich der Vertragserfüllung sowie der Vertragskonsequenzen zu verstehen. Dazu 

gehören u. a. die Gewährleistungen und Rechte nach lokalem Recht, um das anwendbare Recht 

bestimmen zu können und ferner, um jene vorrangigen, zwingenden Rechtsvorschriften zu 

identifizieren, die unabhängig vom anwendbaren Vertragsrecht gelten (würden). 

Für ein deutsches Unternehmen, das sich in arabischen Ländern ausdehnen möchte und 

sich etwa aus haftungs- oder steuerlichen Gründen für einen Asset Deal interessiert, sind solche 

Fragestellungen von großer Bedeutung. Dies liegt daran, dass das Rechtssystem in Deutsch-

land in Bezug auf Unternehmenskäufe weitgehend vom Rechtssystem und den gesetzlichen 

Prinzipien im arabischen Raum abweicht. Das kontinentaleuropäische Rechtssystem teilt sich 

u. a. in das französische Rechtssystem sowie das deutsche Rechtssystem auf. Das ägyptische 

Recht wird weitgehend von den kontinentaleuropäischen Rechtssystemen beeinflusst, insbe-

sondere vom französischen Recht. Das ägyptische Recht an sich hat historisch und bis heute 

noch einen primären Einfluss auf andere Gesetze in den arabischen Ländern, so dass die 

Rechtssysteme in der arabischen Region insgesamt weitgehend von dem französischen Recht 

beeinflusst sind. 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen beiden kontinentaleuropäischen Systemen – und 

dementsprechend auch zwischen dem ägyptischen bzw. arabischen und dem deutschen Recht – 
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ist das Konzept des fonds de commerce. Das Konzept ist im französischen und folglich auch 

im ägyptischen Rechtssystem zu finden, jedoch nicht im deutschen Rechtssystem. Der fonds 

de commerce lässt sich in verschiedene Begriffe übersetzen, wie zum Beispiel Goodwill, Un-

ternehmensvermögen, kaufmännisches Geschäft, Handelsunternehmen und weitere. Für das 

deutsche Rechtssystem könnte man den fonds de commerce am ehesten als ›Handelsgewerbe‹ 

(commercial business) bezeichnen, was aber keine wörtliche Übersetzung darstellt.1 Da es 

keine einheitliche Bezeichnung für das Konzept des fonds de commerce gibt, wird in dieser 

Arbeit vom ›Unternehmensvermögen‹ bzw. ›Handelsgeschäft‹ gesprochen, und es wird dabei 

besonderer Bezug auf das Handelsgeschäft i. S. v. §§ 22–25 HGB genommen. Diese Arbeit be-

schäftigt sich mit einer rechtsvergleichenden Betrachtung der Übertragung bzw. des Erwerbs 

dieses Handelsgeschäfts, die bzw. bei einem grenzüberschreitenden Asset Deal wesentlich ist. 

Insbesondere geht es um die Übertragung bzw. den Erwerb durch den Verkauf sowie andere 

Übertragungsmöglichkeiten. Es wird außerdem ein besonderer Schwerpunkt auf digital fort-

geführte Handelsgeschäfte bzw. Unternehmen gelegt. Dabei wird betrachtet, wie bzw. inwie-

fern die rechtlichen Grundlagen des klassischen Handelsgeschäfts auf das Online-Handelsge-

schäft anwendbar sind. Beurteilt wird zudem, inwiefern spezifische bzw. abweichende gesetz-

liche Bestimmungen für die Übertragung eines Online-Handelsgeschäfts erforderlich sind. 

Weiter werden andere mit dem Handelsgeschäft zusammenhängende rechtliche Themen be-

trachtet.  

1.1 Problemstellung und Ziele der Arbeit 

Da Asset Deals mehr und mehr als grenzüberschreitende Unternehmenskaufmethode einge-

setzt werden, ist es wichtig, den im französischen Recht – und daher auch im ägyptischen 

Recht – anerkannten fonds de commerce (Handelsgeschäft) als Vertragsgegenstand der deut-

schen Sicht näherzubringen. In dieser Arbeit geht es jedoch nicht darum, ob oder inwiefern das 

Handelsgeschäft im Sinne des fonds de commerce nach deutschem Recht anerkannt werden 

bzw. existieren kann, sondern darum, das Konzept des Handelsgeschäfts im ägyptischen Sinne 

auch aus einer deutschen Sicht auszuarbeiten, um Ungenauigkeiten und Unklarheiten bei 

grenzüberschreitenden Transaktionen in der Praxis zu vermeiden. Als Folge der nicht überein-

stimmenden Definitionen des Handelsgeschäfts in den jeweiligen Rechtssystemen kann es in 

der Praxis oft zu Missverständnissen kommen. So kann zum Beispiel ein deutsches Unterneh-

men bzw. ein deutscher Gesellschafter, insbesondere bei einem Asset Deal über eine Nieder-

 
1  RITTER (2002), S. 884–887. 
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lassung in Ägypten, ein Handelsgeschäft ›versehentlich‹ kaufen oder auch versehentlich den 

Kauf des Zielunternehmens versäumen. Zu den Rechtsfolgen eines solchen Kaufs bzw. Nicht-

kaufs gehören u. a. arbeitsrechtliche und steuerrechtliche Haftungen, mit denen der Käufer 

nicht gerechnet haben könnte. Angesichts der Zunahme grenzüberschreitender Asset Deals, 

insbesondere wenn ein deutsches Unternehmen in Tochterunternehmen und Niederlassungen 

in Ägypten investiert, ist es wichtig, das Verständnis darüber zu vereinheitlichen, was ein Han-

delsgeschäft ausmacht. Ziel ist hier keine Untersuchung einer Gesetzesreform in jenen Län-

dern, allerdings lohnt es sich zu untersuchen, welche Vorschriften und/oder Auslegungen in 

einer Rechtsprechung von der anderen angenommen werden könnten, insbesondere um etwa-

ige Mängel im bestehenden Rechtsrahmen zu beheben. 

Im Gegensatz zum ägyptischen Recht lassen sich die Begriffe ›Unternehmen‹, ›Handels-

geschäft‹ (i. S. v. § 22 HGB) und ›Handelsgewerbe‹ im deutschen Recht nicht definieren. Im 

Wesentlichen scheint es nach dem geltenden deutschen Recht nicht möglich zu sein, das Han-

delsgeschäft im Sinne des fonds de commerce zu veräußern bzw. ist eine Veräußerung nicht 

ausdrücklich geregelt. Jedoch bedeutet das nicht zwangsläufig, dass dies in der Praxis nicht 

möglich ist bzw. nicht vorkommt. Das deutsche Recht unterteilt verfügbare Vermögenswerte in 

›Sachen‹ und ›Rechte‹. Das Handelsgeschäft ist nach § 22 HGB zwar als eine Einheit zu betrach-

ten, jedoch stellt sich die Frage, in welcher Rechtsfigur es verfügbar wäre, da diese Einheit im 

Sinne des BGB weder eine Sache noch ein Recht darstellt. Das HGB erkennt die Einheit des 

Handelsgeschäfts an, jedoch nur im Sinne einer Veräußerung gemäß § 22 HGB, im Gegensatz 

zum ägyptischen Recht, wo diese Einheit auch in anderen Fällen eine Rolle spielen kann. 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem ägyptischen und deutschen Rechtssystem be-

steht darin, dass das BGB keine besondere Rechtseinheit kennt, die sich aus Sachen und Rech-

ten zusammensetzt, während das ägyptische Recht ein solches Konzept sowohl anerkennt als 

auch reguliert. Nach deutschem sowie nach ägyptischem Recht kann ein Kaufvertrag das ge-

samte Handelsgeschäft als Einheit umfassen, einschließlich Sachen, Rechten und Schulden. 

Hierzu wurde bereits angemerkt, dass nach deutschem Recht das Handelsgeschäft nach dem 

engen Sachbegriff nicht als eine Sache an sich gilt, das Unternehmen als solches jedoch im 

Rahmen der Schuldrechtsreform nun als ›sonstige Gegenstände‹ verkauft werden kann. 

Beide Kodifizierungen lehnen eine eigene Rechtspersönlichkeit des Handelsgeschäfts ab. 

Interessant ist hier, dass das deutsche Recht näher an die Verselbstständigung des Handelsge-

schäfts bzw. Unternehmens herankommt, indem es Forderungen und Schulden miteinbezieht. 

Daher wird in dieser Arbeit untersucht, ob die Konzepte und Auslegungen in den jeweiligen 

Rechtssystemen analog in den anderen anwendbar wären, insbesondere um Mängel bei der 

Vertragsschließung zu beheben. Dass die Bestimmungen in den beiden Rechtssystemen unter-

schiedlich sind, bedeutet nicht, dass sie nicht beide das Handelsgeschäft als Vertragsgegen-
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stand anerkennen bzw. akzeptieren können, zumindest, wenn dies vertraglich vereinbart ist. 

Die Tatsache, dass beide Rechtssysteme die Konsequenzen und Haftungen der Veräußerung 

des Handelsgeschäfts überhaupt regulieren, bedeutet im Wesentlichen, dass beide das Handels-

geschäft als potenziellen Vertragsgegenstand betrachten. Ein wesentlicher Unterschied ist al-

lerdings, dass der deutsche Gesetzgeber die (Außen-)Haftung des Erwerbers nicht von der 

Autonomie bzw. den Vereinbarungen der Vertragsparteien abhängig macht, wie es im ägypti-

schen Recht der Fall ist, sondern auf die Geschäftsfortführung unter Beibehaltung der bisheri-

gen Firma abstellt. Jedoch bestand das deutsche Gericht2 auf einer liberalen Rechtsprechung, 

und zwar dergestalt, dass die Parteienvereinbarung darüber entscheidet, ob der Erwerber des 

Handelsgeschäfts Schuldner oder Gläubiger wird.  

Noch klarer ist, dass das deutsche Recht den cession de fonds de commerce erlauben 

könnte, wenn man die Bestimmungen des Erwerbs des Unternehmenskerns betrachtet. Nur 

müssen hierzu die Teile, die den nach außen in Erscheinung tretenden Tätigkeitsbereich be-

stimmen, übernommen werden.3 Diese bestehen aus u. a. Geschäftsräumen, Kunden- und Lie-

ferantenbeziehungen, Warenbeständen und Personal.4 Das zeigt, dass es gewisse Ähnlichkei-

ten im deutschen und ägyptischen Recht hinsichtlich des Handelsgeschäfts als Vertragsgegen-

stand gibt insofern, als unter ägyptischem Recht die Beziehung zur Kundschaft einen unver-

zichtbaren Bestandteil des Handelsgeschäfts bildet. Warenbestände und Miete der Geschäfts-

räume gehören ebenfalls zu den Bestandteilen des Handelsgeschäfts. Und letztlich besteht für 

den Erwerber des Handelsgeschäfts eine Gesamthaftung für Arbeitsverhältnisse mit den An-

gestellten des Geschäfts gemäß Artikel 9 des ägyptischen Arbeitsgesetzes, die vergleichbar mit 

§ 613 a BGB ist. Zusammenfassend kann konstatiert werden, dass das deutsche Recht den fonds 

de commerce selbst zwar nicht regelt bzw. anerkennt, trotzdem aber seine Folgen indirekt viel 

ausführlicher als das ägyptische Recht reguliert, zumal es unter ägyptischem Recht keine ein-

gehenden Bestimmungen wie die unter den in §§ 22–25 HGB zu findenden Regelungen gibt, 

insbesondere hinsichtlich der Haftung beider Parteien. Bezüglich der Haftung des Erwerbers 

bei der Eingliederung des erworbenen Handelsgeschäfts in sein eigenes, bereits bestehendes 

Unternehmen gibt es beispielsweise – im Gegensatz zu dem, was von § 25 HGB ausgearbeitet 

werden kann – keine ausdrückliche oder implizite Regelung unter ägyptischem Recht. 

In dieser Arbeit werden auch manche Mängel bzw. Lücken in den ägyptischen und deut-

schen Rechtsordnungen identifiziert, die im Rechtsvergleich deutlich werden. Wo das ägypti-

 
2  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 746. 

3  RGZ 169, S. 133 (136) OLG Düsseldorf NJW-RR 1998, S. 965; CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), 

S. 767. 

4  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 767. 
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sche Recht den Erwerb eines Handelsgeschäfts (cession de fonds de commerce) durch ein eige-

nes Gesetz regelt, handelt es sich beim Unternehmenskauf im deutschen Rechtssystem um ein 

›Querschnittsgebiet‹, das neben kaufrechtlichen und allgemeinen schuldrechtlichen Normen 

auch Regelungen des allgemeinen Teils des BGB und des Sachenrechts sowie des Handels- 

und Gesellschaftsrechts, des Kapitalmarktrechts, des Arbeitsrechts und des internationalen Pri-

vatrechts umfasst und außerdem enge Bezüge u. a. zum Kartellrecht und Steuerrecht aufweist.5 

Allerdings ist anhand der modernen Gesetze auch in Ägypten der Handelsgeschäftskauf zu 

einem Querschnittsgebiet geworden, weswegen eine Aktualisierung des Gesetzes nötig ist. Ins-

besondere reicht es angesichts der zunehmenden Abhängigkeit vom E-Commerce nicht mehr 

aus, das Handelsgeschäft als Handel im klassischen Sinne zu betrachten, sondern es müssen 

auch die Auswirkungen der Digitalisierung auf die geltenden Vorschriften berücksichtigt wer-

den sowie die Grenzen der letzteren. In der Lehre werden häufig urheber- und arbeitsrechtliche 

sowie steuerliche Fragen berücksichtigt, jedoch fehlt die Betrachtung des Erwerbs von ›On-

line-Handelsgeschäften‹ sowie die Betrachtung der ›Online-Fortführung‹ der Firma. Ebenso 

beschäftigt sich die Lehre in Ägypten kaum mit dem Konzept der Digitalisierung der Handels-

geschäfte, obwohl Interesse daran zu erwarten ist, da inzwischen neue Gesetze erlassen wur-

den, die etwa generell die Digitalisierung von Märkten und Verträgen in Betracht nehmen. Es 

bleiben daher noch verschiedene Fragen offen, die in dieser Arbeit angegangen werden. 

1.2 Wichtige Hinweise zu der rechtlichen Realität Ägyptens 

1.2.1 Kein Abstraktionsprinzip 

§ 433 BGB legt ausdrücklich die Verpflichtung des Verkäufers wie des Käufers, den vereinbar-

ten Preis zu zahlen und die gekaufte Sache in Empfang zu nehmen, fest. Damit sind Verkäufer 

und Käufer gegenseitige Verpflichtungen eingegangen bzw. haben gegenseitige Rechte erlangt. 

Für den Eigentumsübergang ist eine weitere Handlung erforderlich, die in §§ 929 ff. BGB ge-

regelt ist. Das in diesen Vorschriften geregelte Abstraktionsprinzip, das als grundlegendes Kon-

zept im deutschen Vertragsrecht gilt, ist dem ägyptischen Recht unbekannt. Wo nach deut-

schem Recht rechtliche Transaktionen in zwei separate Handlungen unterteilt werden, d. h. den 

Abschluss eines Vertrags (Verpflichtung zur Leistung) und die Übertragung von Eigentum oder 

Rechten (Erfüllung der Verpflichtung), und beide Handlungen als unabhängig voneinander 

gelten, erkennt das ägyptische Recht die Transaktion nur als einheitliche Handlung an. Im Ver-

gleich dazu betont das deutsche Abstraktionsprinzip die Trennung zwischen dem Vertrag selbst 

 
5  BECK OGK/WILHELMI, Rn. 285. 
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und der Erfüllung seiner Bedingungen. Während im deutschen Rechtssystem der Vertrag und 

die Übertragung von Rechten oder Eigentum separat betrachtet werden, legt das ägyptische 

Rechtssystem mehr Wert darauf, dass die Ursache und der Gegenstand des Vertrags unteilbar 

sind. Nach dem ägyptischen indivisibilité de la cause können die Ursache (Grund) und der 

Gegenstand eines Vertrags nicht voneinander getrennt werden bzw. muss der Vertrag im Gan-

zen und nicht als separat aufgeteilte Elemente betrachtet werden. 

In der Praxis, insbesondere bei Geschäften mit Auslandsbezug, führen diese unterschied-

lichen Ansätze zu verschiedenen rechtlichen Ergebnissen und können zu unterschiedlichen In-

terpretationen von Verträgen und Transaktionen führen. Im deutschen Rechtssystem wird 

durch das Abstraktionsprinzip eine klare Trennung zwischen dem eigentlichen Vertragsab-

schluss und der Erfüllung der darin festgelegten Verpflichtungen hergestellt. Das bedeutet, 

dass, selbst wenn ein Vertrag aus irgendeinem Grund ungültig oder nichtig wird, die Verpflich-

tung zur Erfüllung unter bestimmten Bedingungen weiterhin bestehen bleiben kann. Diese 

klare Trennung ermöglicht eine gewisse Sicherheit und Stabilität für die Parteien eines Ver-

trags. Im Gegensatz dazu betont das ägyptische Rechtssystem die Unteilbarkeit von Ursache 

und Gegenstand eines Vertrags. Diese Betonung der Unteilbarkeit kann dazu führen, dass die 

Rechtsfolgen bei der Ungültigkeit eines Vertrags strenger ausfallen als im deutschen Recht.  

Daher kann es vorkommen, dass ein und derselbe Vertrag in Deutschland und Ägypten 

unterschiedlich interpretiert wird und unterschiedliche rechtliche Konsequenzen hat. Dies kann 

zu Unsicherheiten führen, insbesondere bei grenzüberschreitenden Transaktionen wie Asset 

Deals, bei denen die Parteien mit verschiedenen Rechtssystemen konfrontiert sind.  

Die unterschiedlichen Konsequenzen können sich auf verschiedene Aspekte der Vertrags-

auslegung und der Rechtsfolgen beziehen. In erster Linie ist die Gültigkeit des Vertrags zu 

betrachten. Wenn ein Vertrag in Deutschland aufgrund eines Formmangels oder anderer 

Gründe für nichtig erklärt wird, könnte gemäß dem Abstraktionsprinzip die Erfüllung der Ver-

pflichtungen dennoch gültig bleiben. Im Gegensatz dazu könnte im ägyptischen Rechtssystem 

die Unteilbarkeit von Ursache und Gegenstand dazu führen, dass der gesamte Vertrag für nich-

tig erklärt wird, was bedeutet, dass keine der Vertragsparteien verpflichtet wäre, die vereinbar-

ten Leistungen zu erbringen. 

Die unterschiedlichen rechtlichen Prinzipien können auch die Höhe und Art der Schadens-

ersatzansprüche beeinflussen, die eine Partei geltend machen kann, wenn der Vertrag nicht 

erfüllt wird. In Deutschland könnte trotz der Ungültigkeit des Vertrags ein Anspruch auf Scha-

densersatz bestehen, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. In Ägypten könnte die 

strengere Auslegung dazu führen, dass Schadensersatzansprüche möglicherweise einge-

schränkter sind. 
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Bei grenzüberschreitenden Verträgen ist die Wahl des anwendbaren Rechts und des Ge-

richtsstands von entscheidender Bedeutung. Die unterschiedlichen rechtlichen Konzepte in 

Deutschland und Ägypten könnten sich auf die Interpretation von Rechtswahlklauseln und die 

Bestimmung des anwendbaren Rechts auswirken. Dies könnte wiederum die Rechte und 

Pflichten der Vertragsparteien sowie die Möglichkeit, Rechtsstreitigkeiten beizulegen, beein-

flussen. 

1.2.2 Die begrenzte Verfügbarkeit von Vorschriften 

und wissenschaftlichen Arbeiten in Ägypten 

In Ägypten ist es nicht ungewöhnlich, dass Teile des ägyptischen Verwaltungssystems unklar 

darin sind, wie Gesetze auf eine bestimmte Angelegenheit anzuwenden sind oder vom Wortlaut 

des Gesetzes abweichen. Das bedeutet, dass man sich nicht nur auf den Buchstaben des Geset-

zes verlassen kann, sondern auch die etablierte Praxis berücksichtigen muss. Gerichtsurteile in 

Ägypten sind – insbesondere in erster und zweiter Instanz – teilweise unberechenbar. Behör-

den und Gerichte können außerdem je nach politischem und sozioökonomischem Kontext un-

terschiedliche Herangehensweisen an ein und dieselbe Angelegenheit verfolgen. Urteile der 

Gerichte erster und zweiter Instanz werden zudem nicht immer veröffentlicht. Dies macht es 

äußerst schwierig, die Art und Weise, wie die Gerichte die ägyptischen Rechtsvorschriften aus-

legen und anwenden, laufend zu beurteilen. 

Die wissenschaftliche Arbeit in Ägypten hierzu hängt weitgehend von Schriften einer 

Reihe sehr spezifischer Autoren ab, von denen jeder als ›der‹ Experte auf seinem Gebiet gilt, 

da sie persönlich zur Ausarbeitung der Gesetzgebung beigetragen haben. Insofern neigen die 

einschlägigen wissenschaftlichen Kreise in Ägypten dazu, die Ansichten dieser spezifischen 

Autoren zu wiederholen und widersprechen selten ihrer eigenen Auslegung des Gesetzes oder 

gehen darüber hinaus. Insbesondere in Bezug auf das Handelsgeschäft gibt es fast keine Lehre 

von wirklichem Wert, außer der Arbeit von Dr. Samiha El Kalyoubi, die an den Vorbereitungen 

zur Erstellung des Handelsgesetzbuchs mitgewirkt hat und auf deren Arbeit Gerichte in ihren 

Urteilen Bezug nehmen. In Bezug auf das Zivilgesetzbuch gelten Abdel Razek Al Sanhourys 

Erklärungen als der ›Heilige Gral der Jurisprudenz‹, da er derjenige war, der das Gesetz auf 

der Grundlage seines Studiums des französischen Rechts entworfen hatte. Andere Quellen wä-

ren dementsprechend überflüssig. Der Beitrag dieser Arbeit ist daher, die vorhandene ägypti-

sche Lehre in einen Vergleich zur deutschen Rechtslage zu bringen und vor allem im dritten 

Teil der Arbeit die vorhandene Lehre aus Sicht der modernen Wirtschaft kritisch zu betrachten. 
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Kapitalgesellschaften unterliegen dem Gesellschaftsrecht. Allerdings ist die General Au-

thority for Investment and Free Zones (GAFI) die zuständige Behörde, die die Anwendung des 

Gesetzes überwacht und durchsetzt und dementsprechend großen Einfluss auf die Auslegung 

des Gesellschaftsgesetzes hat. Im Zweifelsfall wenden sich Unternehmen an die Rechtsabtei-

lung der GAFI; deren Ansicht gilt typischerweise fast zwingend, sofern sie nicht auf adminis-

trativem Weg bis zur Ebene des Gerichts angefochten wird. Ebenso ist die Financial Regulatory 

Authority (FRA) mit Vollzugs- und Weisungsbefugnissen zu Angelegenheiten des Kapital-

marktes sowie bestimmten Finanzierungsfragen wie u. a. Finanzierungsleasing befugt. Inso-

fern sind die Interpretationen von GAFI und der FRA in der Praxis mindestens so wichtig wie 

der eigentliche Wortlaut des Gesetzes.  

Zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Arbeit6 haben zahlreiche Gesetzesänderungen im 

Zuge des Arabischen Frühlings und seiner Auswirkungen auf die sozioökonomische Dynamik 

sowie die Wirtschaft und Investitionen in Ägypten stattgefunden. Darüber hinaus sind ange-

sichts einer laufenden Gesetzesreform weitere Änderungen zu erwarten, da dem Parlament 

momentan7 einige Entwürfe vorliegen. Zu diesen Entwürfen gehört ein Gesetz zum E-Com-

merce. Bisher wurde noch kein vollständiger Entwurf veröffentlicht, und in der ägyptischen 

Praxis ist eine Bewertung eines Entwurfs vor seinem tatsächlichen Erlass normalerweise von 

geringem Wert, da es keine Garantie dafür gibt, dass das endgültig entlassene Gesetz dem zu-

vor in Umlauf gebrachten Entwurf folgen wird. Jedenfalls deuten die Ankündigungen zu die-

sem E-Commerce-Gesetz darauf hin, dass es hauptsächlich die Registrierungspflicht für steu-

erliche Zwecke betrifft, aber technische und vor allem rechtliche E-Commerce-spezifische As-

pekte nicht intensiv zu regeln scheint. Zum Zeitpunkt der Abgabe dieser Arbeit (Stand: Juni 

2024) sind auch die Durchführungsbestimmungen des Datenschutzgesetzes längst überfällig 
und es ist nicht klar, wann sie in finaler Fassung zu erwarten sind.(*) Darüber hinaus wurde

das Wettbewerbsgesetz geändert, ohne dass die Durchführungsbestimmungen entsprechend 

ange-passt wurden, und es ist unklar, ob oder wann diese Anpassung erlassen wird. 

1.3 Methodisches Vorgehen und Aufbau der Arbeit 

Im ersten Teil wird die Arbeit das Konzept des Handelsgeschäfts darlegen, wobei vor allem 

der historische Hintergrund der verschiedenen Rechtssysteme aufgezeigt und die Bestandteile 

des Handelsgeschäfts eingeführt werden. Dieser Teil der Arbeit befasst sich mit dem Konzept 

6

7

Zeitraum: 2018–2023.

Stand der Arbeit: 15. Juli 2024.

Zwischen Einreichung und Veröffentlichung dieser Arbeit wurden die Durchführungsbestimmungen 
erlassen; ihre praktische Anwendbarkeit bleibt jedoch eingeschränkt, da das hierfür vorgesehene 
Datenschutzzentrum bislang nicht eingerichtet wurde.

(*)
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und der Definition des Handelsgeschäfts in den Vergleichsländern und unterscheidet es von 

verschiedenen ähnlichen Konzepten und Terminologien. Für einen regionalen Überblick wird 

kurz auf vergleichbare Regelungen in Nachbarländern Ägyptens eingegangen.  

Der zweite Teil der Arbeit ist in zwei Hauptkapitel untergegliedert: Das erste Kapitel be-

fasst sich mit einigen der häufigsten Veräußerungen des Handelsgeschäfts. In diesem Zusam-

menhang kommt es im Gegensatz zu den vorherigen auf Vergleiche zu anderen Systemen an, 

da die zu erörternden Methoden meist nur für das ägyptische Recht maßgeblich sind. Daher 

wird nur gegebenenfalls auf deutsches Recht verwiesen. Im zweiten Kapitel geht es um die 

Auswirkungen der Übertragung. Hier liegt der Rechtsvergleich zwischen Ägypten und Deutsch-

land im Fokus.  

Den dritten Teil der Arbeit bildet die Betrachtung der bestehenden Regelungen im Hin-

blick auf die globale Entwicklung. Im ersten Kapitel werden die Bestandteile des Handelsge-

schäfts aus moderner Sicht betrachtet. Im zweiten Kapitel wird die Übertragung des Handels-

geschäfts erneut in Bezug auf andere moderne Gesetze dargelegt, die bei der Veräußerung des 

Handelsgeschäfts von wesentlicher Bedeutung sind, selbst wenn dessen Verhältnis zu dieser 

Übertragung nicht ausdrücklich geregelt ist, wie u. a. beim Gesetz über den Schutz personen-

bezogener Daten und dem Kartellrecht. Beim dritten Kapitel handelt es sich um den Handels-

geschäfts- bzw. Unternehmenskauf im Auslandsbezug i. S. v. anwendbarem Recht und grenz-

überschreitender Fortführung des Handelsgeschäfts. 
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1. Ziel des Kapitels 

Zur Vorbereitung auf den Vergleich der Vertragswege, in denen das Handelsgeschäft als Ver-

äußerungsgegenstand unter den verschiedenen Rechtssystemen vorkommen kann, erläutert 

dieses Kapitel zunächst den Begriff des Handelsgeschäfts und legt dar, was darunter gemäß 

den einschlägigen Gesetzgebungen verstanden wird, inklusive der jeweiligen Bestandteile. 

Dieses Kapitel konzentriert sich auf die Definition dessen, was ein Handelsgeschäft ausmacht 

und wie es mit verschiedenen Terminologien bzw. Doktrinen unter den verschiedenen Geset-

zen verwechselt werden kann. Diese Unterscheidung ist wichtig für die Bestimmung dessen, 

worauf im weiteren Kapitel als Vertrags- bzw. Übertragungsgegenstand abgezielt wird. Es wer-

den die verschiedenen Konzepte nach deutschem und ägyptischem Recht behandelt, gefolgt 

von einer kurzen Darstellung der vergleichbaren Regelungen in Nachbarländern Ägyptens. 

2. Unternehmenserwerb im Wege eines Asset Deals 

Der Erwerb eines Unternehmens durch einen Asset Deal ist oft die bevorzugte Wahl, da der 

Käufer die übertragenen Vermögenswerte besser identifizieren kann als bei einem Share Deal. 

Ferner gilt der Käufer beim Asset Deal als Einzelnachfolger, da es keine Universalsukzession 

wie beim Share Deal gibt. Stattdessen müssen die jeweiligen Bestandteile bzw. Wirtschaftsgü-

ter und die zwischen den Parteien vereinbarten Sachen, Rechte und Verbindlichkeiten im Wege 

einer Singularsukzession8 übertragen werden. 

Dem Käufer ist es beim Asset Deal möglich, nachteilige Vermögensgegenstände bzw. Ver-

bindlichkeiten von der Transaktion auszuschließen. Der Käufer geht dadurch beim Asset Deal 

nicht das Risiko ein, versteckte Verbindlichkeiten des Unternehmens zu erwerben, da die Kauf-

gegenstände im Kaufvertrag genau bezeichnet werden.  

Weil nur bestimmte Vermögenswerte gekauft werden, kann der Kaufpreis des Unterneh-

mens unter Umständen auch niedriger liegen als bei einem Share Deal. Zum Beispiel könnte 

 
8  BEISEL/KLUMPP/BEISEL/THEYSOHN-WADLE (2006), S. 76, Rn. 16. 
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sich der Käufer für ein Unternehmen aufgrund der Produktionsfähigkeit interessieren, jedoch 

kein Interesse an Grundstück und Gebäude etwa der Werkstatt an sich haben, in der produziert 

wird. Bei einem Share Deal würden ein solches (eigenes) Grundstück und ein Gebäude den 

Wert des Unternehmens über den eigentlichen Nutzen hinaus für den Käufer erhöhen. Im Ge-

gensatz dazu kann der Käufer beim Asset Deal die Transaktion nur auf die Vermögenswerte 

beschränken, die von Interesse und zum Nutzen des Käufers sind, wie z. B. Maschinen, Roh-

stoffe, Ausrüstungen, Produktionsmaterialien und das Know-How. 

Dies bedeutet jedoch auch, dass die jeweiligen Vermögenswerte bzw. Wirtschaftsgüter ge-

trennt veräußert werden und somit die Übertragung im Wege einer Einzelrechtsnachfolge nach 

den für die jeweiligen Bestandteile des Unternehmens maßgeblichen Vorschriften erfolgt.9 

Ebenso werden auch die Vertragsverhältnisse einzeln übertragen, was die Zustimmung der je-

weiligen Vertragspartner erfordert.10 

Beim Asset Deal werden einzelne bzw. die gesamten Vermögensgegenstände des Unter-

nehmens übertragen. Diese Unternehmensvermögensgegenstände werden als das Handelsge-

schäft bezeichnet bzw. beinhalten dieses. 

3. Entwicklung und Anerkennung des Handelsgeschäfts 

Um den Hintergrund des Unterschieds zwischen ägyptischem und deutschem Recht hinsicht-

lich der Übertragung des Handelsgeschäfts besser zu verstehen, ist es wichtig, die historischen 

Entwicklungen der relevanten Konzepte in Europa bzw. Deutschland und Frankreich bzw. 

Ägypten zu untersuchen. 

3.1 Unterschiedliche Rechtssysteme Europas 

Thomas Raiser11 erklärt die historische Entwicklung des Unterschieds zwischen den französi-

schen und deutschen rechtlichen Rahmenbedingungen damit, dass im Gegensatz zu Frank-

reich12 in Deutschland sich die selbstständige Wissenschaft des Handelsrechts von der allge-

 
9  MERKT/GÖTHEL (2011), S. 7, Rn. 16. 
10  MERKT/GÖTHEL (2011), S. 9, Rn. 20; KNOTT (2019), Rn. 2118. 
11  Siehe RAISER (1969) unter »Literaturverzeichnis«. 

12  Dessen Gesetzen Ägypten gefolgt ist. 
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meinen Zivilistik erst zu Beginn des 19. Jahrhunderts abspaltete. Schwerpunkt waren die Son-

dervorschriften für Kaufleute, und zwar in Bezug auf Prokura und Handelsvollmacht hinsicht-

lich der Rechtsstellung der Handlungsgehilfen und der kaufmännischen Buchführung. Einer 

der Beschäftigungspunkte war das Leiten der Handlung bzw. die einem Geschäftsinhaber 

durch Vertretung von Dritten gehörende Fabrik. Die Hauptquellen des Handelsrechts waren 

das Preußische Allgemeine Landrecht und der Code de Commerce von 1807. 

Im Preußischen Allgemeinen Landrecht waren keine spezifischen Vorschriften zum Han-

delsgeschäft geregelt, insbesondere nicht so wie die i. S. v. § 22 ff. HGB. Weiter sei die Firma, 

so Raiser, nur für Gesellschaften vorgesehen gewesen.13 Auch wurde nicht zwischen verschie-

denen Arten von Handelsgesellschaften unterschieden, und es gab dazu im Allgemeinen nur 

wenige Spezialvorschriften, weil im Übrigen auf das Allgemeine Recht der Gesellschaften ver-

wiesen wurde. Hierzu verweist Raiser auf §§ 614–683, vor allem §§ 614–651 f. des Code de 

Commerce. 

Auf der anderen Seite sind unter dem französischen Code de Commerce keine unterneh-

mensrechtlichen Bestimmungen zu finden, weil es sich in Bezug auf Einzelkaufleute fast ganz 

darauf beschränkt, den subjektiven Geltungsbereich des Gesetzes festzulegen. Selbst bei der 

Gliederung der drei Gesellschaftstypen (societé en nom collective, societé en commandite und 

societé anonyme) kommt der Begriff des Unternehmens zwar vor, hat aber keine spezifische 

rechtliche Bedeutung. Die Firma ist ausschließlich eine Gesellschaftsbeziehung. 

Dagegen unterscheidet man in Deutschland zwischen einzelnen Gesellschaftsarten, und 

zwar gibt es auf der einen Seite die einfache societas und auf der anderen Seite die Handels-

gesellschaft. Die Frage ihrer Rechtsnatur kam dann gegen Ende der 1930er Jahre auf; es folgte 

die rechtliche Verselbstständigung des Unternehmens. 

Gemäß dem hessischen Obergerichtsrat Hassenpflug in seiner Abhandlung von 1827 mit 

dem Titel Eine unter einer Firma betriebene Handlung ist als das Rechtssubjekt hinsichtlich 

aller aus Handlungsgeschäften entstehenden Rechte und Pflichten anzusehen hat sich der Be-

griff ›Firma‹ zur Bezeichnung eines Handelshauses so allgemein durchgesetzt, dass die Firma 

als das wichtigste Element hervorgetreten ist und dieselbe bleibt, auch wenn sich die Personen 

ändern, die unter diesen Namen den Handel betreiben.14  

Das Konstrukt der Firma ist dem römischen Recht unbekannt und soll daher nicht nach 

dessen Prinzipien behandelt werden, sondern eher nach den aus der Natur der Sache abstra-

hierten deutschrechtlichen Grundsätzen.15 Das Konzept lege  

 
13  A. a. O., §§ 617, 620, zitiert in RAISER (1969), S. 70. 
14  RAISER (1969), S. 61. 
15  RAISER (1969), S. 59. 
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»den Übergang zu der Ansicht nahe, dass alle das Handelsgeschäft berührenden, von einzelnen 

Teilhabern unter der Firma des Handlungshauses abgeschlossenen Geschäften dieses, welches mit 

seiner Firma im gemeinen Leben in der Regel mehr bekannt ist, als die einzeln darunter verbunden 

Kaufleute, das eigentliche Rechtssubjekt bilde«.16 

Hassenpflug zieht das Preußische Allgemeine Landrecht und den Code de Commerce zum 

Beleg für seine These heran. Beide Gesetze verlangen, dass der Wechsel der Gesellschafter bei 

einer unter einer Firma betriebenen Handlung bekannt gemacht werde. Hinter solchen Vor-

schriften erkennt er die Absicht, dass  

»die ohne Rücksicht auf die Personen, welche Inhaber der Handlung sind, sich mit dem Handlungs-

hause in den Geschäftsverbindungen einlassenden Dritten im Fall der erforderlichen Rechtsverfol-

gung davon Kenntnis erlangen können, gegen wen sie ihre Rechtsansprüche zu richten haben«.17  

Raiser18 erklärt die historische Entwicklung bzw. Argumentation der bis heute noch geltenden 

Position wie folgt: Obwohl in den Auseinandersetzungen zunächst die Rechtspersönlichkeit 

des Unternehmens geklärt wurde, war noch umstritten, ob diese den Handelsgesellschaften 

zuzubilligen sei. Noch in der Nürnberger Konferenz zur Beratung eines Allgemeinen Deut-

schen Handelsgesetzbuchs von 1857 bis 1861 gab es hierzu drei verschiedene Meinungen. Nach 

der ersten Meinung seien alle Handelsgesellschaften juristische Personen. Die zweite Meinung 

hielt umgekehrt an der Rechtsform der societas fest. Die dritte Meinung sprach nur einer Ak-

tiengesellschaft, nicht aber den anderen Gesellschaftsformen eine juristische Selbstständigkeit 

zu. Man konnte sich nicht einigen, und die Kommission musste daher die Frage offenlassen 

und sich auf wenige Einzelbestimmungen beschränken. Die OHG und die KG kamen zu den 

uns heute noch geläufigen Formulierungen, wonach beide »unter ihrer Firma Rechte erwerben 

und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere dingliche Rechte an Grundstücken er-

werben, vor Gericht klagen und verklagt werden« können.19 Bei der AG hingegen ist die ent-

scheidende Passage, dass sie »als solche selbständig ihre Rechte und Pflichten« und »Eigentum 

und andere dingliche Rechte an Grundstücken erwerben« sowie »vor Gericht klagen und ver-

klagt werden« könne.20 Jedoch stellte sich schon bald nach Veröffentlichung des Entwurfs he-

raus, dass die niedergelegten Sätze doch nicht neutral waren. So hat sich innerhalb kurzer Zeit 

die Ansicht durchgesetzt, dass Aktiengesellschaften zwar juristische Personen sind, dass dies 

aber nicht für Personengesellschaften gilt. Im Wesentlichen ist diese Position noch bis heute 

 
16  RAISER (1969), S. 62. 

17  RAISER (1969), S. 63. 
18  RAISER (1969), S. 72 f. 

19  Artikel 111, 164 ADHGB vgl. § 125 HGB. 

20  Artikel 213 ADHGB, § 210 HGB. 
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durchsetzbar. Das Gesetz kennt keine Vorschriften, die sich direkt auf Handelsgeschäfte oder 

Vermögenswerte beziehen. Die Firma blieb nach wie vor der Name des Kaufmanns, dem die 

Handlung als solche individualisierenden Momente verwehrt blieb.  

3.2 Darstellung des Begriffes und Bedeutung des Handelsgeschäfts 
im Rechtsvergleich 

Im französischen und dementsprechend im ägyptischen Recht hat sich das Konzept des Han-

delsgeschäfts im Laufe der Jahre vom Ladengeschäft – einschließlich der Handelswaren und 

anderer darin enthaltener körperlicher Vermögenswerte – zu einer breiteren Form entwickelt. 

Mit der Entwicklung des Konzepts des geistigen Eigentums in Form von Patenten, Know-How, 

Firmenzeichen und Ähnlichem können die Vermögenswerte, die ein Handelsgeschäft darstel-

len, nicht länger auf die körperlichen Vermögenswerte und die physische Werkstatt beschränkt 

werden, sondern enthalten auch das, was als Handelsgewerbe bzw. ›Handelsgelder‹ (fonds de 

commerce) bezeichnet werden kann. 

Das deutsche Recht beschäftigt sich weniger mit der Idee der Handelsgelder als mit der 

›Firma‹, deren Regelungen, wie in dieser Arbeit weiter erläutert wird, umfangreicher sind als 

die desselben Begriffes unter ägyptischem Recht. 

Der Begriff ›Handelsgeschäft‹ ist im deutschen Recht anders zu definieren als unter dem 

französisch-basierten ägyptischen Recht. Zum Ausschluss: § 343 HGB definiert das Handels-

geschäft als die Geschäfte eines Geschäftsinhabers, die dieser beim Betrieb seines Handelsge-

werbes tätigt. Jedoch geht es in dieser Arbeit eher um die Definition des Handelsgeschäfts im 

Sinne der §§ 22–25 HGB, das im Gegensatz zu demjenigen des § 343 ff. HGB als ein Unter-

nehmen zu verstehen ist.21  

Im ägyptischen Recht wird der Verkauf eines Handelsgeschäfts (cession de fonds de com-

merce) sowohl nach dem Gesetz über Verkauf und Verpfändung von Handelsgeschäften gere-

gelt, das durch das Gesetz Nr. 11 von 1940 verkündet wurde (Gesetz Nr. 11 von 1940), als auch 

nach dem Handelsgesetz (Gesetz Nr. 17 von 1999). Obwohl Gesetz Nr. 11 von 1940 älter ist als 

das Handelsgesetz, ist es gemäß der Rechtsprechung des Kassationsgerichts immer noch gül-

tig.22 Im Wesentlichen ist der Verkauf eines Handelsgeschäfts durch den Verkauf der Vermö-

genswerte bzw. der Rechte und Verbindlichkeiten des Handelsgeschäfts durchsetzbar. 

 
21  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 668. 

22  KA 421/71 J – Gerichtsverfahren 28-5-2002. 
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Das Handelsgeschäft wurde in Ägypten zum ersten Mal im Handelsgesetz, also erst 1999, 

definiert, und zwar als eine Gruppe von den für die Ausübung eines bestimmten Betriebs ver-

wendeten beweglichen Gütern, die den Bestandteil der Beziehung zur Kundschaft und der Ge-

schäftsreputation beinhalten. 

3.2.1 Fonds de commerce im französischen Rechtssystem 

Koch23 bietet eine ausführliche Zusammenfassung der Entstehungsgeschichte des Begriffs und 

der Bedeutung des fonds de commerce ab dem 17. Jahrhundert. Im 16. Jahrhundert bis zur Fran-

zösischen Revolution setzte sich der fonds bzw. das Handelsgeschäft ausschließlich aus mate-

riellen Bestandteilen zusammen. Erst gegen Ende des 17. Jahrhunderts gab es einige Gerichte, 

die die Bedeutung der Kundschaft für das Handelsgeschäft anerkannten, jedoch wurde die 

Kundschaft noch nicht als Bestandteil dieses Handelsgeschäfts bzw. des fonds angesehen.24 

Etwa mit Einführung der Handels- und Gewerbefreiheit in der Zeit von 1790 bis 1807 sowie 

mit der Aufhebung der Zunftregeln und der Liberalisierung des Geldleihverkehrs gab es eine 

starke Zunahme an Einzelhandelsgeschäften. Parallel wurde ein Nießbrauchsrecht am fonds 

bzw. Handelsgeschäft eingeräumt.25 Noch war die herrschende Meinung in der Rechtspre-

chung, dass der fonds de commerce nur aus materiellen Bestandteilen, nämlich Waren, besteht 

(bzw. allgemeiner aus den Geschäftsausstattungen, gemäß einer weiten Auslegung), jedoch 

gab es bereits vereinzelte abweichende Urteile, die anerkannten, dass der fonds de commerce 

sich auch aus immateriellen Bestandteilen zusammensetzt, und zwar aus der Kundschaft und 

dem guten Ruf des Geschäfts.26 In der Praxis vor 1770 gab es noch kaum Verkäufe von fonds 

de commerce, die erst in den 1780er Jahren aufkamen; hierzu verweist Koch27 auf die von De-

pambour-Tarride gefundenen Zeitungsanzeigen, die neben der Kundschaft auch bereits den 

Anspruch auf den Mietvertrag als immateriellen Bestandteil des fonds de commerce erwähn-

ten.28 Auch im Notariatswesen gingen manche Praktiker Ende des 18. Jahrhunderts davon aus, 

dass der fonds de commerce sich auch aus immateriellen Bestandteilen zusammensetzt, aller-

dings wurden unter dem fonds nur die Kundschaft und spekulative Werte verstanden, wobei 

 
23  Siehe KOCH (1996) unter »Literaturverzeichnis«. 

24  KOCH (1996), S. 22. 

25  KOCH (1996), S. 27. 

26  KOCH (1996), S. 28, zitiert Tribunal civil de première instance de la Seine vom 18 floreal an IX (7.5.1800), 

zitiert bei Depambour-Tarride, S. 334. 
27  KOCH (1996), S. 31. 
28  DEPAMBOUR-TARRIDE (1985), S. 329 ff., 342, Verweis bei KOCH (1996), S. 28. 
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die materiellen Bestandteile des fonds de commerce getrennt aufgeführt und bewertet wurden, 

auch wegen der damaligen Steuergesetzgebung, die unterschiedliche Steuersätze für den Ver-

kauf von Waren und immateriellen Werten des fonds erhob.29 Erst im 19. Jahrhundert wurde die 

noch im 18. Jahrhundert herrschende Meinung, der fonds de commerce bestehe nur aus materi-

ellen Bestandteilen, aufgegeben. Die Gerichte unterschieden deutlich zwischen dem fonds de 

boutique (Laden) und dem fonds de commerce (Handelsgeschäft). Mitte des 19. Jahrhunderts 

erkannten die Gerichte den fonds de commerce als selbstständige Einheit an, die sich aus ma-

teriellen (Waren und Betriebseinrichtungen) und immateriellen Bestandteilen (Kundschaft und 

Beziehungen, die ein Geschäft hat) zusammensetzt.30 Seit Mitte des 19. Jahrhunderts war es 

gängige Praxis, den fonds de commerce zu verkaufen, verpfänden und verpachten. Später im 

20. Jahrhundert wurde er auch zu einem Spekulationsobjekt,31 und zwar, weil der Käufer des 

fonds de commerce Anspruch auf Verlängerung des Mietvertrags gemäß dem Gesetz vom 

30.6.1926 hatte und somit einen günstigeren Mietzins erhielt als bei einer Neuanmietung.32  

3.2.2 Fonds de commerce in der deutschen Lehre 

Im 20. Jahrhundert hat sich die deutsche Lehre mit dem Prinzip des fonds de commerce bzw. 

des Handelsgeschäfts beschäftigt.  

Von Gierkes33 Definition des Handelsgeschäfts liegt zwischen der Definition des Handels-

geschäfts nach ägyptischem Recht und der des Unternehmens nach deutschem Recht. Nach 

von Gierke ist das Handelsgeschäft »der durch ein Handelsgewerbe (Handelsbetriebstätigkeit) 

geschaffene Tätigkeitsbereich mit den ihm (regelmäßig) ein- und angegliederten Sachen und 

Rechten, einschließlich der zu ihm gehörenden Schulden«. Von Gierke spricht von einer soge-

nannten »Wirtschaftseinheit«.34 Weil Sachen und Rechte auch als ›Betriebsvermögen‹ bezeich-

net werden können, ist von Gierke der Meinung, dass das Handelsgeschäft ein »eigenartiges 

deutschrechtliches Sondervermögen« ist, das zu der Gruppe von Sachvermögen gehört, bei 

denen der Kern eine Sache bildet, um welche sich regelmäßig Sachen und Rechte als Bestand-

teile und Zubehör in mannigfaltiger Weise gruppieren. Er erklärt, dass der Kern des Handels-

 
29  KOCH (1996), S. 33. 
30  KOCH (1996), S. 50 f. 

31  Denselben Anspruch gibt es auch nach ägyptischem Recht, das durch einschränkende Regelungen diese 

Spekulationspraxis bzw. verdeckte Untermietung zu verhindern versucht. 

32  KOCH (1996), S. 60. 
33  VON GIERKE (1921), S. 72–74. 

34  Vgl. SCHMIDT (2014), § 3 Rn. 15 zum Unternehmen als wirtschaftliche Einheit; rechtlich nur begrenzt möglich. 
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geschäfts die Kundschaft ist und ferner in der inneren Ordnung auch die Geschäftserfahrung 

in Betracht kommt. Dies ist mehr oder weniger auch das, was im ägyptischen Recht als ›Be-

ziehung zur Kundschaft‹ und als ›Geschäftsreputation‹ zu verstehen ist. 

Von Gierkes Definition des Handelsgeschäfts ähnelt aber auch der Definition des Unter-

nehmens nach Holzapfel und Pöllath, dass nämlich das Unternehmen weder eine Sache noch 

ein Recht ist, sondern vielmehr einen Inbegriff von Sachen, Rechten, tatsächlichen Beziehun-

gen, Vertragspositionen, Marktanteilen, Ressourcen, Geschäftssachen, Maschinen, Mitarbei-

tern, Arbeitsverträgen und Ähnlichem darstellt.35  

Der deutschen Lehre nach gibt es für die Begriffe des ›Handelsgeschäfts‹ und des ›Unter-

nehmens‹ – wie des Weiteren erläutert wird – keine eindeutigen Definitionen. 

Die Tatsache, dass das deutsche Rechtssystem den Begriff und das Konzept des fonds de 

commerce nicht kennt, bedeutet nicht zwangsläufig, dass über den Inhalt bzw. Umfang des 

fonds de commerce in Deutschland nicht verfügt werden kann. Es stellt sich die Frage, ob das 

Handelsgeschäft i. S. v. fonds de commerce als ein Gegenstand des Rechtsverkehrs veräußert, 

also z. B. verkauft und/oder verpachtet, und als Eigentum übertragen werden kann. Von Gierke 

ist der Meinung, dass das durchsetzbar sei.36 Allerdings scheint die herrschende Meinung zu 

sein, dass das Handelsgeschäft nach dem geltenden Recht kein Objekt eines Übertragungsge-

schäfts sein kann, weshalb dessen Bestandteile nach den »jeweils für sie geltenden Regeln 

übertragen werden müssen«.37  

Fonds de commerce sind Handelsgelder, d. h. Vermögenswerte, die aus beweglichen, un-

körperlichen und/oder körperlichen Vermögenswerten bestehen können. Jeder einzelne Ver-

mögensgegenstand hat einen eigenen Wert und kann daher individuell verkauft werden. Dies 

lässt jedoch einige Fragen offen, z. B. hinsichtlich der Folgen des Verkaufs des gesamten Han-

delsgeschäfts bzw. der gesamten Vermögenswerte eines Unternehmens und ob dies insbeson-

dere nach deutschem Recht nur als Verkauf von Vermögenswerten betrachtet und reguliert wird 

oder sich auf den Verkauf von Unternehmen erstrecken und somit den Bestimmungen des Un-

ternehmensverkaufs unterliegen würde. 

Gemäß § 23 HGB kann die Firma nicht ohne das Handelsgeschäft, für welches sie geführt 

wird, veräußert werden. Es stellt sich nun die Frage, ob die Firma zusammen mit dem Handels-

geschäft übertragen werden kann, wenn das Unternehmen nicht veräußert bzw. übertragen wird.  

Hierzu ist § 22 Absatz 1 HGB hinsichtlich des Erwerbs eines Handelsgeschäfts zu betrachten, 

insbesondere weil in § 22 Absatz 1 HGB mit dem Terminus »Handelsgeschäft«, anders als in 

 
35  PÖLLATH/ENGELHARDT/BERGJAN/PUPETER/BERGER (2017), S. 98. 

36  VON GIERKE (1921), S. 84. 

37  LACHER (1968), S. 44. 
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den §§ 343 ff. HGB, ein Unternehmen gemeint ist.38 Nach Staub genügt es, dass der Unterneh-

menskern (Handelsgeschäft bzw. Tätigkeiten) erworben wird, um die Firma zu übertragen.39 

§ 22 Absatz 1 HGB lautet:  

»Wer ein bestehendes Handelsgeschäft unter Lebenden oder von Todes wegen erwirbt, darf für das 

Geschäft die bisherige Firma, auch wenn sie den Namen des bisherigen Geschäftsinhabers enthält, 

mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zusatzes fortführen, wenn 

der bisherige Geschäftsinhaber oder dessen Erben in die Fortführung der Firma ausdrücklich wil-

ligen«. 

Hierzu erklärt Staub im Zusammenhang mit dem Erwerb des Unternehmenskerns hinsichtlich 

der Übertragung der Firma, dass es ausreicht, wenn der Unternehmenskern übertragen wird, 

vorausgesetzt, dass auch die Tätigkeitsbereiche, mit denen der Unternehmensträger am Markt 

auftritt, dazugehören. Beim Warenhandel reicht hier, dass dem Erwerber die Lieferanten- und 

Kundenbeziehungen übertragen werden.40 

Liest man dies zusammen mit von Gierkes Definition des Handelsgeschäfts und der Defi-

nition des Handelsgeschäfts im ägyptischen Recht, erkennt man, dass etwa i. S. v. § 22 ff. HGB 

das Handelsgeschäft als Vertragsgegenstand übertragen bzw. veräußert werden kann. 

Zwar schreibt Staub, dass das Unternehmen als Tätigkeitsbereich und nicht als Zusam-

menfassung von Vermögenswerten übertragen wird, doch selbst unter französischem bzw. 

ägyptischem Recht einigt sich die Lehre nicht auf eine der drei unten erläuterten Theorien des 

fonds de commerce als (i) lʼuniversalité juridique, (ii) lʼuniversalité de fait und (iii) propriété 

incorporelle. Somit kann man behaupten, dass im deutschen Recht ein Handelsgeschäft im 

Sinne der dritten Theorie (propriété incorporelle) als Übertragungsgegenstand betrachtet bzw. 

veräußert werden kann. Man könnte argumentieren, dass der Verkauf von Handelsgeschäften 

(i. S. v. cession de fonds de commerce) im deutschen Recht nicht nur unter die Bestimmungen 

des Handelsgeschäfts bzw. unter § 22 ff. HGB fällt, sondern auch unter den Bestimmungen der 

Firma reguliert wird, insbesondere § 25 HGB.  

Über die Folgen der Transaktionen ist sich die Lehre jedoch nicht einig. Zur Veranschau-

lichung sei folgender Vergleich ausgeführt: Im Gegensatz zu § 25 Absatz 1 HGB, der bestimmt, 

dass derjenige, der ein unter Lebenden erworbenes Handelsgeschäft unter der bisherigen Firma 

mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zusatzes fortführt, für 

alle in dem Betrieb des Geschäfts begründeten Verbindlichkeiten des früheren Inhabers haftet, 

gilt das im ägyptischen Recht eher umgekehrt. Im ägyptischen Recht ersetzt der Erwerber des 

 
38  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 668. 
39  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 670. 
40  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 670. 
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Handelsgeschäfts gemäß Artikel 39 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs den Verkäufer gerade 

nicht in den Rechten und Pflichten, die sich aus dem das Handelsgeschäft betreffenden Verträ-

gen ergeben, sofern nichts anderes vereinbart ist. 

Im Weiteren haftet die Person, die das Handelsgeschäft veräußert hat, weiterhin für die 

mit dem Handelsgeschäft verbundenen Schulden, die zu irgendeinem Zeitpunkt vor der Regis-

trierung bzw. Beglaubigung der Veräußerung entstanden sind, mit Ausnahme des Falls, in dem 

die Gläubiger ihn von seinen Schulden befreien, gemäß Artikel 40 des ägyptischen Handels-

gesetzes. Das unterscheidet sich wesentlich von § 25 Absatz 3 HGB, der bestimmt, dass bei 

fehlender Fortführung der Firma der Erwerber eines Handelsgeschäfts für die früheren Ge-

schäftsverbindlichkeiten nur haftet, wenn ein besonderer Verpflichtungsgrund vorliegt, insbe-

sondere, wenn die Übernahme der Verbindlichkeiten in handelsüblicher Weise von dem Erwer-

ber bekanntgemacht worden ist. 

Im Vergleich tritt nach § 613 a BGB der neue Inhaber eines Betriebs in die bestehenden 

arbeitsvertraglichen Rechte und Pflichten ein, obwohl es bei der Betriebsübernahme nicht um 

eine Gesamtrechtsnachfolge, sondern um eine Einzelrechtsnachfolge geht. Es handelt sich je-

doch beim Betrieb um eine dem Handelsgeschäft ähnliche wirtschaftliche Einheit. 

3.3 Scharia-rechtliche Besonderheiten bzw. Aspekte 

Da einige arabische Rechtssysteme der Scharia folgen, ist es wichtig zu bedenken, ob bzw. 

inwieweit die Übertragung eines Handelsgeschäfts schariarechtlich geregelt wird. Für eine 

Stellungnahme zur Frage, ob das Handelsgeschäft nach islamischer Rechtsprechung verfügbar 

bzw. verkaufbar ist, muss erst untersucht werden, was ›Gelder‹ bedeuten, und welche verkauft 

werden dürfen. 

Der Handel in islamischer Rechtsprechung wird als das Umwandeln von Geld durch ge-

winnorientiertes Kaufen und Verkaufen definiert. Ibn Ḫaldūn erklärt den Handel als die Ent-

wicklung von Geldern, indem man Waren kauft und versucht, diese teurer als den Kaufpreis 

zu verkaufen. Die Differenz ist der Gewinn.41  

Die ḥanafitische Lehre erklärt ›Gelder‹ unter anderem als Sachen und Nutzen die nach 

Gepflogenheit der Menschen einen Wert haben.42 Im Gegensatz dazu verstehen die Mālikiten, 

Schafiiten und Ḥanbaliten Gelder als alles, was von Nutzen ist. Dementsprechend sind Sachen 

ohne Nutzen keine Gelder, und daher kann nicht über sie verfügt werden.43 Einer der wesent-

 
41  IBN KHALDUN (o. J.), S. 310. 
42  HASSAN (o. J.), S. 63. 
43  HASSAN (o. J.), S. 64. 
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lichen Unterschiede zwischen der ḥanafitischen Lehre und den drei anderen Rechtsschulen ist, 

dass nach den Letzteren nur das, was den islamischen Vorschriften nach genutzt werden darf, 

als ›Gelder‹ gilt, wobei für die Ḥanafiten die Gepflogenheit der Menschen entscheidend ist.44 

Zum Beispiel dürfen Alkohol und Schweinfleisch den islamischen Vorschriften gemäß nicht 

konsumiert werden, weswegen sie nach Auffassung der Mālikiten, Schafiiten und Ḥanbaliten 

keinen Nutzen haben und somit nicht als Gelder gelten. Wenn sie aber nach der Gepflogenheit 

der Menschen trotzdem konsumiert werden, haben sie der Auffassung der ḥanafitischen Lehre 

gemäß doch einem Nutzen und gelten somit für diese als Gelder, was auch bedeutet, dass über 

sie als solche verfügt werden kann. 

Hier stellt sich noch die Frage was nach der islamischen Lehre unter ›Nutzen‹ zu verstehen 

ist. Al-Buḫārī erklärt den Nutzen als einen Zweck, der einer Sache entspricht.45 Mālik Ibn Anas 

erfordert allerdings zusätzlich, dass es einen weiteren Aspekt geben muss, den man befriedigen 

kann, damit ein Mehrwert entsteht.46 Ein einfaches Beispiel dafür ist, dass eine Miete ohne 

Raum keinen Nutzen darstellen kann. Der mālikitischen Lehre nach kann daher auch Wissen 

kein Nutzen sein, weil es nicht mit zusätzlichen Gegenständen verknüpft werden kann. Aus 

diesem Grund kommt später die Frage auf, ob etwa spezifisches Know-How nach mālikitischer 

Lehre als Gelder verfügbar sein kann, insbesondere im Hinblick auf die modernen Methoden 

der Übertragung von Know-How. Denn: Mālik wusste nichts von Speichersticks und iCloud-

Laufwerken, mit denen man das ganze Wissen einer Person an Dritte übertragen bzw. über es 

verfügen kann. 

Für die Ḥanafiten ist der Nutzen auch nur dann als Gelder einzustufen, wenn darüber mit 

einem Vertrag verfügt wird, egal ob dieser Vertrag gültig ist oder nicht, d. h.: Nutzen sind keine 

Gelder an sich. Das sehen die Mālikiten, Schafiiten und Ḥanbaliten allerdings anders. Für sie 

sind Nutzen in sich Sachen, die auch ohne Vertrag Gelder darstellen.47  

Der Grund für die Meinungsverschiedenheit zwischen den Ḥanafiten auf der einen Seite 

und den Mālikiten, Schafiiten und Ḥanbaliten auf der anderen Seite liegt in ihren unterschied-

lichen Definitionen des Geldbegriffs. Während die Ḥanafiten das Konzept des Geldes auf die 

materiellen bzw. körperlichen Sachen beschränken, die besessen und verwaltet werden können, 

erweitern die Mālikiten, Schafiiten und Ḥanbaliten das Konzept des Geldes um materielle (kör-

perliche) und immaterielle Nutzen bzw. Sachen.  

 
44  HASSAN (o. J.), S. 70. 
45  AL-BUKHARI (o. J.). 

46  ALEISH (o. J.), 493/7. 
47  HASSAN (o. J.), S. 80 f. 
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Die sprachlichen Argumente, auf die sich die Ḥanafiten stützen, sind jedoch auf das Han-

delsgeschäft anwendbar, und somit ist zu verstehen, dass nach beiden Meinungen das Handels-

geschäft als Gelder ausgelegt werden kann und somit der Scharia gemäß verfügbar ist. 

Eine der modernen diesbezüglichen Stellungnahmen wurde vom Islamic Scholars Council 

in seiner fünften Runde 1988 in Kuwait abgegeben, in der entschieden wurde, dass es zulässig 

sei, über den Handelsnamen, die Handelsadresse oder die Geschäftsbeziehung zu verfügen und 

diese mit einer finanziellen Vergütung zu übertragen, wenn Betrug und Täuschung ausge-

schlossen sind, da dies zu einem finanziellen Recht geworden sei. 

4. Begriff und Konzept des Handelsgeschäfts 

4.1 Definition des Handelsgeschäfts im Vergleich 

Im Gegensatz zum ägyptischen Recht gibt es nach deutschem Recht keine gesetzliche Defini-

tion des Unternehmens oder des Handelsgeschäfts. Jedoch gibt es Bestimmungen in verschie-

denen Gesetzen, die die Existenz des Unternehmens voraussetzen. 

Nach deutschem Recht gilt das Handelsgeschäft als eine Unterart des Unternehmens, ge-

nauer des kaufmännischen Unternehmens. Als eine wirtschaftliche Einheit lässt sich dieses 

Unternehmen nicht auf das Gebiet des Rechts übertragen, daher teilt das deutsche Recht den 

Begriff auf die jeweiligen Teilaspekte des Unternehmens auf.  

In der deutschen Lehre wird das Handelsgeschäft als »der durch ein Handelsgewerbe 

(Handelsbetriebstätigkeit) geschaffene Tätigkeitsbereich mit den ihm (regelmäßig) ein- und 

angegliederten Sachen und Rechten, einschließlich der zu ihm gehörenden Schulden« defi-

niert.48 Hierbei ist unter Tätigkeitsbereich die aus dem in der Geschäftsorganisation und den 

Chancen beruhenden objektiven Niederschlag der Tätigkeit geschaffene Wirtschaftseinheit zu 

verstehen.49  

Das bedeutet, dass das Betriebsvermögen im Wesentlichen aus Sachen und Rechten be-

steht, die durch das aus dem Tätigkeitsbereich entstehende organisatorische Verhältnis zuein-

ander gruppiert werden. Somit gilt der Tätigkeitsbereich als das wichtigste Element des Han-

 
48  VON GIERKE (1921), S. 72. 
49  LACHER (1968), S. 3. 
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delsgeschäfts.50 Der Inhalt dieses Tätigungsbereichs lässt sich in die Außenbeziehung (d. h. die 

Beziehung zur Kundschaft) und in die innere Ordnung (d. h. die Organisationswerte) teilen.51  

Je nach Art des Unternehmens ist der Tätigkeitsbereich mit verschiedenen Sachen und 

Rechten verbunden. Diese gelten als Bestandteile des Handelsgeschäfts, die im Fall einer Ver-

äußerung nach §§ 22 ff. HGB auch ohne besondere vertragliche Erwähnung im Kaufvertrag 

enthalten sind.52 

Diese Definition ist dem Begriff des Handelsgeschäfts im Sinne des ägyptischen Rechts 

ähnlich. So bezieht sich das Handelsgeschäft nach ägyptischem Recht weder auf das Unter-

nehmen noch auf das, was aus dem Wort als Ladengeschäft zu verstehen ist, in dem ein Händler 

seinen Handelsbetrieb zu betreiben zu scheint, sondern es bezieht sich vielmehr auf die Gruppe 

von Mitteln (Gelder), die dazu bestimmt sind, für die Zwecke des Handels verwendet zu wer-

den. Diese Mittel können unkörperliche oder auch körperliche Vermögenswerte sein, müssen 

aber beweglich sein. Grundeigentum gehört daher nicht zu den Vermögenswerten, die das Han-

delsgeschäft konstituieren. 

Gesetz Nr. 11 von 1940 über Handelsverkauf und -verpfändung des Handelsgeschäfts defi-

nierte das Letztere nicht. Dies hat das Handelsgesetzbuch (Gesetz Nr. 17 von 1999) geändert. 

Artikel 34 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs definiert das Handelsgeschäft als eine Gruppe 

von beweglichen Mitteln (Gelder), die für die Ausübung eines spezifizierten Handels bestimmt 

sind und die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation umfassen müssen. Das 

Handelsgeschäft kann auch andere unkörperliche Bestandteile wie den Handelsnamen, die 

Handelsbezeichnung, die Firmenzeichen, Patente, industrielle Zeichnungen und Designs, 

Pachtrechte, geistiges Eigentum und Know-How sowie Lizenzen zur Verwendung und Her-

stellung umfassen. Das Handelsgeschäft kann auch Waren, Möbel, Maschinen, Ausrüstung, 

Werkzeuge und andere Eigenschaften enthalten, die für den Betrieb des Handelsgeschäfts not-

wendig sind. 

Dieser Definition nach wird der Wert des Handelsgeschäfts getrennt vom Wert seines kör-

perlichen und unkörperlichen Vermögens bewertet. Das Handelsgeschäft stellt zwar all diese 

Vermögenswerte dar, aber als eine moralische bzw. wirtschaftliche Einheit, die ihren eigenen 

besonderen Bestimmungen unterliegt. Folglich würde eine separate Veräußerung oder Tren-

nung dieser Vermögenswerte das Konzept eines Handelsgeschäfts stören, und daher könnte der 

Wert auch der getrennten Bestandteile unterschiedlich bzw. geringer sein. 

 
50  LACHER (1968), S. 3. 
51  LACHER (1968), S. 4. 
52  LACHER (1968), S. 4. 
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Dieser Definition ist auch zu entnehmen, dass das Handelsgeschäft alle Unternehmens-

größen von kleinen Geschäften, die in der Regel als Einmanngesellschaft vorkommen, bis hin 

zu Großunternehmen, wie z. B. Aktiengesellschaften oder Gesellschaften mit beschränkter 

Haftung, umfasst. 

Die Vorstellung, das Handelsgeschäft sei als unkörperlicher separater Vermögenswert 

bzw. wirtschaftliche Einheit aufzufassen, ist eine relativ neue, die erst im 20. Jahrhundert ge-

setzlich geregelt wurde, und zwar als die Wichtigkeit der unkörperlichen Vermögenswerte wie 

der Firma, der Patente und anderer Güter wie des Geistigen Eigentums deutlicher stärker 

wurde. Bevor ihre Wichtigkeit deutlich war, hatte man das Handelsgeschäft nur in körperlicher 

Hinsicht betrachtet, d. h., wichtig waren nur Sachen wie Güter, Maschinen und Ausrüstungen 

des Geschäfts. Das bedeutet aber nicht, dass die unkörperliche Auslegung des Handelsge-

schäfts nicht bereits anerkannt war, bevor dies gesetzlich geregelt wurde. Kaufmännern war 

die Idee der Unkörperlichkeit des Handelsgeschäfts schon längst vor der gesetzlichen Rege-

lung bekannt, und zwar insbesondere dann, wenn die Handel Treibenden für das Handelsge-

schäft etwa ein Darlehen als Garantie aufgenommen hatten, ohne dieses an den Gläubiger ab-

zugeben, damit sie ihr Geschäft weiterhin treiben konnten. Ihnen war somit bereits klar, dass 

sie das Handelsgeschäft verkaufen können, indem sie die Beziehung zur Kundschaft an den 

Käufer übertragen.53 

Den Begriff bzw. das Konzept des ›Handelsgeschäfts‹ findet man auch in anderen arabi-

schen Rechtssystemen. 

Vergleichbar mit dem ägyptischen Recht wird die Übertragung eines Handelsgeschäfts, 

wenn auch kurz, in § 24 des irakischen Handelsgesetzbuchs erwähnt, wonach es unzulässig ist, 

über einen Handelsnamen (bzw. die Firma) unabhängig vom Handelsgeschäft zu verfügen. 

Daher kann argumentiert werden, dass ein Asset Deal als vollständige oder teilweise Übertra-

gung eines Handelsgeschäfts ausgelegt werden kann, wenn er Elemente der Beziehung zur 

Kundschaft und der Geschäftsreputation des Unternehmens beinhaltet. Das irakische Handels-

gesetzbuch definiert das Handelsgeschäft nicht. Im Allgemeinen ist jedoch davon auszugehen, 

dass die gleiche Definition, wie sie im alten Handelsgesetzbuch Nr. 149 von 1970 verwendet 

wird – d. h., dass es sich um eine Gruppe von beweglichen Vermögenswerten handelt, die für 

die Ausübung eines bestimmten Gewerbes geeignet sind, einschließlich der Kernelemente der 

Beziehung zur Kundschaft und der Geschäftsreputation – neben anderen materiellen und/oder 

immateriellen Vermögenswerten steht. Das bedeutet, dass auch nach irakischem Recht – wie 

im ägyptischen – die Vermögenswerte in einem Asset Deal u. a. Elemente der Beziehung zur 

Kundschaft und der Geschäftsreputation beinhalten müssen, damit die Transaktion als Erwerb 

 
53  EL KALYOUBI (2013), S. 6. 
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eines Handelsgeschäfts ausgelegt werden kann. Zusätzlich kann der Asset Deal auch andere 

Elemente wie Handelsnamen, Marken, geistige Eigentumsrechte, Mietrechte, Lizenzen, Wa-

ren, Möbel, Maschinen und Ausrüstungen umfassen. Theoretisch sollte es also so sein, dass – 

soweit ein Asset Deal den Verkauf und die Übertragung der Kundenbeziehung und der Ge-

schäftsreputation, d. h., des Geschäfts- oder Firmenwerts, umfasst – die Transaktion grundsätz-

lich als cession de fonds de commerce ausgelegt würde und der Erwerber dementsprechend als 

Rechtsnachfolger des Verkäufers angesehen werden kann. Leider gibt es jedoch keine Literatur 

zu diesen Bestimmungen, daher bleibt abzuwarten, wie das irakische Gericht diese Bestim-

mungen im Hinblick auf die Interessen der Gläubiger des Verkäufers auslegen wird. 

Während andere arabische Rechtssysteme das Konzept des Handelsgeschäfts ebenfalls 

anerkennen und regulieren, unterscheidet sich die Definition des letzteren in anderen Jurisdik-

tionen wie Jordanien,54 Oman,55 Katar,56 Bahrain,57 Kuwait58 und Jemen59 deutlich in dem 

Sinne, dass sie sich nicht nur auf die beiden Kernelemente der Beziehung zur Kundschaft und 

der Geschäftsreputation bezieht, sondern das Handelsgeschäft als primären Gegenstand sowie 

auch körperliche Bestandteile umfasst, insbesondere Handelswaren und Geschäftsmöbel in-

klusive Maschinen und Geräte. Ferner umfasst das Handelsgeschäft nach diesen Gesetzen auch 

weitere unkörperliche Bestandteile wie u. a. den Handelsnamen bzw. die Firma, sofern dies 

ausdrücklich oder implizit im Vertrag enthalten ist.60  

In Tunesien61 gelten Beziehungen zur Kundschaft und die Geschäftsreputation als manda-

torische Bestandteile des Handelsgeschäfts, wobei auch alle anderen für den Betrieb des Han-

delsgeschäfts nötigen körperlichen und unkörperlichen Bestandteile mit dem Handelsgeschäft 

verfügt werden, es sei denn, es wurde anders vereinbart. Nach dem algerischen Handelsgesetz 

bezieht sich das Handelsgeschäft nur auf die beiden Kernelemente der Beziehung zur Kund-

schaft und der Geschäftsreputation, jedoch umfasst es auch weitere für den Betrieb des Han-

delsgeschäfts nötige körperliche und unkörperliche Bestandteile, sofern dies ausdrücklich oder 

implizit im Vertrag enthalten ist.62  

 
54  Artikel 38 des jordanischen Handelsgesetzes. 

55  Artikel 37 des omanischen Handelsgesetzes. 

56  Artikel 36 des katarischen Handelsgesetzes. 

57  Artikel 32 des bahrainischen Handelsgesetzes. 

58  Artikel 34 des kuwaitischen Handelsgesetzes. 

59  Artikel 37 des jemenitischen Handelsgesetzes. 

60  Oman: Artikel 42, Katar: Artikel 63, Bahrain: Artikel 54, Kuwait: Artikel 50, Jemen: Artikel 58. 

61  So Artikel 189 des tunesischen Handelsgesetzes, das nicht vom »Handelsgeschäft«, sondern vom »gewerb-

lichen Vermögenswert« spricht.  

62  Artikel 78 des algerischen Handelsgesetzes. 
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In Libyen ist die Definition des Handelsgeschäfts eher offen, d. h., es bezieht sich auf alle 

für den Betrieb des Handelsgeschäfts nötigen körperlichen und unkörperlichen Bestandteile 

(wobei hierzu Beispiele genannt werden), jedoch nicht als mandatorische Grundbestandteile.63 

Dies unterscheidet sich vom ägyptischen Gesetz, in dem Artikel 35 des ägyptischen Han-

delsgesetzes nur dann andere für den Betrieb des Handelsgeschäfts nötige körperliche und un-

körperliche Bestandteile als mit dem Erwerb des Handelsgeschäfts zu übertragende Elementen 

vorsieht, wenn der Vertrag die Elemente nicht ausdrücklich auflistet. 

4.2 Vergleichbare Begriffe im deutschen Recht und in deutscher Lehre 

Im deutschen Recht gibt es verschiedene Begriffe, die teilweise dem Handelsgeschäft im Sinne 

des ägyptischen Rechts ähneln. Insbesondere kann das nicht gesetzlich definierte Unternehmen 

sowohl als ein Erwerbsgeschäft i. S. v. BGB und HGB und als ein Handelsgeschäft im Sinne 

des Handelsrechts gelten. 

4.2.1 Handelsunternehmen 

Eine ähnliche Vergleichbarkeit ist in der Lehre zu finden, insbesondere nach von Gierke. Er 

spricht von Handelsunternehmen im engeren Sinne und erklärt das Handelsgeschäft als den 

»durch ein Handelsgewerbe (Handelsbetriebstätigkeit) geschaffene[n] Tätigkeitsbereich mit den 

ih[m] (regelmäßig) ein- und angegliederten Sachen und Rechten, einschließlich der zu ihm gehö-

renden Schulden«.  

Nach von Gierke ist außerdem  

»der Kern des Handelsgeschäfts der durch die handelsgewerbliche Tätigkeit hervorgebrachte Tä-

tigkeitsbereich. Es handelt sich um eine Reihe tatsächlicher Beziehungen von Vermögenswerten, 

die durch die Maßnahmen des Unternehmers nach außen und nach innen geschaffen und zusam-

mengefasst sind. Im Mittelpunkt stehen dabei Kundschaft und Absatzgelegenheit, ferner kommen 

in Betracht die Bezugsquellen, die innere Ordnung des Betriebs und die Geschäftserfahrung. Die 

›Kundschaft‹ bedeutet nicht etwa eine Zusammenfassung von Menschen, auch nicht die Gesamt-

heit bestimmter rechtlicher Beziehungen, sondern sie bedeutet die wirtschaftlichen Beziehungen 

zum Abnehmerkreis, den Anteil am möglichen Abnehmerkreis. Zur inneren Ordnung des Betrie-

 
63  Artikel 468 des libyschen Handelsgesetzes. 
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bes gehören auch die Beziehungen zu den Angestellten und Arbeitern in ihrer wirtschaftlichen und 

technischen Ausgestaltung.«64 

Die Bestandteile des Handelsgeschäfts, die von Gierke vorsieht, sind im Grunde genommen 

fast dieselben wie die Bestandteile des Handelsgeschäfts im Sinne des ägyptischen Rechts, wie 

weiter in dieser Arbeit dargestellt wird. 

4.2.2 Betrieb 

Ein dem Handelsgeschäft vergleichbarer Begriff ist der ›Betrieb‹ i. S. v. § 613 a BGB, dessen 

Anwendungsbereich nicht bei Share Deals, sondern immer bei Asset Deals greift, und bei dem 

es um einen Betriebsübergang geht.65  

Während § 613 a nur die Folgen des Betriebsübergangs in Bezug auf Arbeitsverhältnisse 

in den Blick nimmt, ist die Bedeutung des Betriebs bzw. Betriebsübergangs an sich für den 

Rechtsvergleich wesentlich, weil es hier um eine dem Handelsgeschäft ähnliche wirtschaftli-

che Einheit66 geht. Diese bezieht sich auf die organisierte Gesamtheit von Sachen,67 die zur 

Ausübung der wirtschaftlichen Tätigkeit notwendig sind. Dabei kann der Übergang materieller 

und immaterieller Betriebsmittel eine solche wirtschaftliche Einheit begründen. Im Vergleich 

zum Handelsgeschäft aus ägyptischer Sicht ist diese Definition sehr nah, weil es auch beim 

Handelsgeschäft um die wirtschaftliche Einheit von materiellen und immateriellen für den Be-

trieb des Geschäfts nötigen Bestandteilen geht. Der Unterschied ist jedoch, dass es beim Han-

delsgeschäft zwei Bestandteile gibt, die für die Existenz bzw. Übertragung eines Handelsge-

schäfts mandatorisch sind, und zwar die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputa-

tion. Diese sind in Bezug auf dem Betrieb i. S. v. § 613 a BGB nicht entscheidend. 

4.2.3 Handelsgeschäft i. S. v. § 25 HGB 

§ 25 Absatz 1 HGB spricht von der Fortführung der Firma im Zusammenhang mit dem Erwerb 

eines Handelsgeschäfts. Vergleichbar mit § 613 a BGB geht es hier um die Haftung des Erwer-

bers. Wo es jedoch bei § 613 a BGB nur um die Haftung in Bezug auf Arbeitsverhältnisse geht, 

 
64  VON GIERKE (1921), S. 5. 
65  WEGMANN/SIEBERT (2020), S. 37. 
66  WEGMANN/SIEBERT (2020), S. 38. 
67  Und/oder auf Personen, jedoch sind für den Vergleich nur die Sachen relevant. 
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handelt es sich bei § 25 Absatz 1 HGB um die Haftung der sogenannten Altverbindlichkeiten,68 

ungeachtet dessen, ob das Handelsgeschäft Arbeitnehmer beschäftigt. Ferner verlangt § 25 Ab-

satz 1 HGB die Fortführung des Geschäfts in seinem wesentlichen Kern bzw. Firmenkern, d. h., 

dass der Erwerber mit dem Geschäft weiterhin am kaufmännischen Verkehr teilnimmt und 

somit das Geschäft tatsächlich weiterbetreibt.69 Die Fortführung des Firmenkerns ist dem BGH 

genügend,70 obwohl die Anknüpfung and Firmenfortführung in der Lehre als verfehlt angese-

hen werden.71 Vom Erwerber wird erwartet, dass er die mit dem Unternehmen verbundene 

Geschäftstradition fortsetzt.72 

Im Wesentlichen ist dies mit dem ägyptischen Handelsgeschäft insofern vergleichbar, als 

bei der Übertragung der Hauptbestandteile des Handelsgeschäfts nach ägyptischem Recht – 

gemeint sind die Beziehung zur Kundschaft und vor allem die Geschäftsreputation – davon 

auszugehen ist, dass der Erwerber des Handelsgeschäfts dieses in seinem wesentlichen Kern 

weiterzuführen gedenkt. 

Zwar gibt es keine gesetzliche Definition für den Begriff des Handelsgeschäfts i. S. v. § 25 

HGB, jedoch wird es weitgehend als ein nicht-rechtsfähiges Unternehmen bezeichnet, das als 

betriebswirtschaftliche Wirtschaftseinheit seinem Inhaber das Auftreten am Markt ermög-

licht.73 Weiter ist die überwiegende Auffassung, dass das Handelsgeschäft an sich keine juris-

tische Person ist, sondern nur die Gelegenheit zum Betrieb eines Handelsgewerbes darstellt.74  

Dies ist auch vergleichbar mit der Definition des Handelsgeschäfts nach Artikel 34 des 

ägyptischen Handelsgesetzbuchs, das das Handelsgeschäft als eine Gruppe von beweglichen 

Mitteln (Gelder) bezeichnet, die für die Ausübung eines bestimmten Handels bestimmt sind. 

Jedoch bezieht sich die Definition nach Artikel 34 nicht auf die Gelegenheit zum Betrieb im 

weiten Sinne, sondern nur auf die Mittel bzw. Gelder, die vor allem die Beziehung zur Kund-

schaft und Geschäftsreputation umfassen müssen. 

 
68  COMMANDEUR (1990), S. 145. 
69  COMMANDEUR (1990), S. 129; HÖLTERS (2005), Rn. 7.259. 
70  MUSCHALLE (1996), S. 9 unter Hinweis auf BGH, Urt. v. 13.10.1955, BGHZ 18, 248 (250); Urt. v. 16.9.1981, 

NJW 1982, 1647 (1648). 

71  HÖLTERS (2005), Rn. 7.259. 
72  PICOT (2004), S. 85 Rn. 55, unter Hinweis auf BGH NJW 1972, 2123 m. w. N.; BGH GRUR 1967, 89, 92; BGH 

DB 1991, 590 f. 

73  MUSCHALLE (1996), S. 7. 
74  MUSCHALLE (1996), S. 7. 
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4.3 Rechtsnatur des Handelsgeschäfts 

4.3.1 Einleitender Hinweis 

Zu Beginn ist darauf hinzuweisen, dass das deutsche und ägyptische Recht nicht miteinander 

übereinstimmen, was die Definition des Kaufs bzw. Verkaufs betrifft. Gemäß § 433 Absatz 1 

BGB wird durch den Kaufvertrag der Verkäufer einer Sache verpflichtet, dem Käufer die Sache 

zu übergeben und das Eigentum an der Sache zu verschaffen. Nach dem ägyptischen Recht 

wird der Verkauf gemäß Artikel 418 des Zivilgesetzes als ein Vertrag definiert, in dem der Ver-

käufer sich verpflichtet, dem Käufer das Eigentum an einem Gegenstand oder ein anderes wirt-

schaftliches Recht bzw. einen Anspruch gegen einen Barpreis (Entgelt) zu übertragen. Nach 

deutschem Recht würde es sich bei dieser Definition um zwei verschiedene bzw. separate Ver-

käufe handeln, und zwar um eine Eigentumsübertragung gemäß § 929 BGB und einen Rechts-

verkauf gemäß § 453 BGB. Nach ägyptischem Recht sind diese Transaktionen jedoch als ein 

und dasselbe Geschäft zu verstehen. Eine Sache ist einschließlich aller damit verbundenen 

Rechte übertragbar, d. h., nicht nur das Eigentum, sondern auch andere Rechte, wie z. B. Nieß-

brauch sind inbegriffen.75 Es kann also behauptet werden, dass es nach ägyptischem Recht 

nicht um den Verkauf einer Sache an sich geht, sondern um den Verkauf der Sache zusammen 

mit den damit verknüpften Eigentumsrechten und anderen existierenden Rechten. Es handelt 

sich somit um das Äquivalent der §§ 433, 453 und 929 BGB in zusammengefasster Form. Im 

Gegensatz zum ägyptischen Recht ist die Vorstellung eines einheitlichen Rechts an einem Ge-

bilde, das sich aus Sachen und Rechten zusammensetzt, dem BGB unbekannt.76 

Ferner beinhaltet der Kaufvertrag nach ägyptischem Recht gleichzeitig das Verpflich-

tungs- und das Verfügungsgeschäft, d. h., es besteht eine Einheit beider Geschäfte, die eine 

gegenseitige Verpflichtung der Parteien begründet. Daher sind die Folgen des Übergangs des 

Handelsgeschäfts nach beiden Rechten auch anders bzw. werden die Risiken der Übertragung 

anders behandelt, und es gibt dementsprechend verschiedene Sicherungsrechte für die Partei-

en, die in der vorliegenden Arbeit ausgearbeitet werden. 

4.3.2 Die Rechtsnatur im Vergleich 

Nach deutscher Lehre gilt das Handelsgeschäft als ein spezielles Sondervermögen, indem es 

zur Gruppe jener Sondervermögen gehört, bei denen der Kern eine Sache bildet, um den sich 

 
75  AL SANHOURY (2017 a), Bd. 4, Rn. 9. 
76  LACHER (1968), S. 8. 
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regelmäßig Sachen und Rechte als Bestandteile und Zubehör gruppieren.77 Dieser Kern ist – 

wie bereits zuvor in dieser Arbeit dargestellt – der Tätigkeitsbereich. Dabei handelt es sich 

nicht um eine Sache nach § 90 BGB im Sinne des körperlichen Gegenstands und auch nicht 

um einen Inbegriff von Sachen. Auch ist es kein Recht, und die einzelnen Elemente des Tätig-

keitsbereichs stellen auch keine einzelnen Rechte dar.78 

Daher war die verbreitete Meinung die, dass es sich beim Handelsgeschäft um ein Sonder-

vermögen handelt, das aus Sachen, Rechten und tatsächlichen Beziehungen von Vermögens-

werten besteht.79 Jedoch gibt es auch andere Meinungen: So betrachten Wielange und von 

Gierke das Handelsgeschäft als Betriebstätigkeit oder Innenbegriff von Tätigkeiten. Andere 

betrachten es als ein Immaterialgut, wobei manche es als »tatsächliches Immaterialgut« sehen, 

wo andere es eher als »sachenrechtliches Immaterialgut« auslegen.80 Jedenfalls finden im Rah-

men der Schuldrechtsreform im Jahr 2002 die Vorschriften über den Kauf von Sachen auf den 

Kauf von Rechten und sonstigen Gegenständen entsprechende Anwendung, was bedeutet, dass 

der Verkauf von unkörperlichen Sachen, wie zum Beispiel die Beziehung zur Kundschaft und 

die Geschäftsreputation, nun als »sonstige Gegenstände« möglich ist, was daher als Verkauf 

eines Unternehmens bezeichnet werden kann.81 

Auch in der ägyptischen Lehre gibt es keine Übereinstimmung darin, was die Rechtsnatur 

des Handelsgeschäfts angeht. Der Grund ist, dass das Handelsgeschäft eine Gruppe von Geld-

mitteln oder Vermögen ist, die zusammen eine wirtschaftliche Einheit darstellen, die aber den-

noch individuelle, bewegliche körperliche oder unkörperliche Bestandteile beinhalten, welche 

ihre jeweilige eigene Rechtsnatur aufgrund dieser wirtschaftlichen Einheit nicht verlieren. Da-

raus folgt, dass jeder dieser Bestandteile individuell oder zusammen mit den anderen Bestand-

teilen als Teil der wirtschaftlichen Einheit verkauft werden kann.  

Daher unterscheidet die herrschende ägyptische Lehre – analog zur französischen Lehre – 

zwischen drei wesentlichen Theorien, und zwar (i) lʼuniversalité juridique, (ii) lʼuniversalité 

de fait und (iii) propriété incorporelle. Die Theorie der universalité de juridique betrachtet das 

Handelsgeschäft (oder eher den fonds de commerce) als ein einheitliches partrimoine von Gut 

und Haben bzw. ein rechtlich verselbstständigtes Sondervermögen, das sich vom restlichen 

Vermögen des Geschäftsinhabers abscheidet. Jedoch gilt diese Theorie nicht in Ägypten, weil 

sie dem ägyptischen Prinzip der Finanzkraftseinheit widerspricht.82 Die Theorie der universa-

 
77  VON GIERKE (1921), S. 73. 
78  VON GIERKE (1921), S. 74. 
79  VON GIERKE (1921), S. 76. 
80   VON GIERKE (1921), S. 77. 
81  JACOBY (2018), S. 288. 
82  EL KALYOUBI (2013), S. 51. 
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lité de fait betrachtet das Handelsgeschäft nicht als einen einheitlichen Vermögensgegenstand, 

sondern eher als einzelnen Bestandteil dieses Vermögensgegenstands, der eine tatsächliche Ge-

samtheit darstellt. Der Wert der Bestandteile zusammen (als einheitlicher Vermögenswert) hat 

aber einen höheren Wert als die Summe der Werte all seiner individuellen Bestandteile. Die 

Theorie der propriété incorporelle ist für das ägyptische Kassationsgericht die akzeptable 

Theorie.83 Bei ihr wird zwischen dem Handelsgeschäft als einer wirtschaftlichen Einheit bzw. 

einer Art geistigen Eigentums und als einer Gruppe von Bestandteilen unterschieden. Der Ge-

schäftsinhaber erbringt eine geistige Leistung, indem er diese einzelnen Bestandteile in Form 

eines Geschäfts zusammenbringt. Die Rechte des Geschäftsinhabers in Verbindung mit dem 

Handelsgeschäft sind hier nicht mehr als ein moralisches Eigentumsrecht oder Herrschafts-

recht hinsichtlich eines Handelsgeschäfts.84 

5. Umfang des Handelsgeschäfts 

Nach der Definition des Handelsgeschäfts im ägyptischen Recht kann das letztere körperliche 

Bestandteile enthalten, z. B. Güter, Maschinen und Ausrüstungen. Wichtiger jedoch sind die 

unkörperlichen Bestandteile wie die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation, 

sowie Patente und anderes geistiges Eigentum, Lizenzen und weitere Elemente, je nach Ge-

schäftsnatur. Die Wesentlichkeit der jeweiligen Elemente hängt von dieser Geschäftsnatur ab. 

Z. B. sind körperliche Bestandteile wie Maschinen und Ausrüstungen wichtiger für ein Han-

delsgeschäft, das Güter produziert, als für ein Handelsgeschäft, das Güter nur verkauft. 

Auch in der deutschen Lehre gehören verschiedene Sachen und Rechte zum Handelsge-

schäft, insbesondere Sachen wie Einrichtungen, Waren, Buchhaltung, Wertpapiere und Han-

delsbücher sowie Grundstücke.85 Zu den Rechten gehören die Firma, die Geschäftsbezeich-

nung, die Forderungen und die Geschäftsverbindlichkeiten.86 

Die Gliederung bzw. Trennung in Sachen und Rechte erhält nach ägyptischem Recht we-

niger Bedeutung. Man unterscheidet eher zwischen körperlichen und unkörperlichen Bestand-

 
83  Court of Cassation Appeal (CA) No. 939/45 J, hearing of 12/5/1979; CA No. 497/46 J, hearing of 17/2/1979; CA 

No. 482/47 J, hearing of 16/11/1981, CA No. 1021/47 J, hearing of 18/4/1984; CA No. 684/48 J, hearing of 7/6/1984. 
84  Zum Unterschied zwischen der im französischen Recht benutzten Terminologie des Eigentums (auch ver-

wendbar im ägyptischen Recht) und der im deutschen Recht, siehe LACHER (1968), S. 29. 
85  VON GIERKE (1921), S. 73. 
86  LACHER (1968), S. 5–7. 
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teilen, die letztlich mit den einzelnen Elementen der Sachen und Rechte im deutschen Recht 

im Wesentlichen übereinstimmen. 

In den letzten zwei Jahrzehnten und insbesondere seit den Jahren der COVID-Pandemie 

besteht eine zunehmende Abhängigkeit vom E-Commerce. Das globale Bruttoinlandsprodukt 

des E-Commerce lag in 2020 bei 30 %,87 und weiterhin wird bis voraussichtlich 2027 eine jähr-

liche Wachstumsrate von 22,9 % erwartet.88 Die Wahrnehmung des Handelsgeschäfts nur auf den 

klassischen Handel zu beschränken wird daher wohl den Gegebenheiten nicht mehr gerecht. 

Die Auswirkungen der Digitalisierung auf die geltenden Vorschriften sowie die Grenzen der 

Vorgaben müssten berücksichtigt werden. Aus dem extraterritorialen Charakter bzw. dem na-

tionenübergreifenden Interesse des E-Commerce ergeben sich auch Fragen in Bezug auf gel-

tendes Recht im Falle einer digitalen, extraterritorialen Fortführung der Firma. Grundsätzlich 

stellt sich die Frage, ob der aktuelle Wortlaut des Gesetzes (in Deutschland, Ägypten oder auch 

international) geeignet bzw. ausreichend ist, um der Digitalisierung des Handels gerecht zu 

werden. Es kann somit behauptet werden, dass der jetzige Wortlaut weitgehende Fragen nicht 

ausdrücklich beantwortet, und dass es daher an der Rechtsprechung und Lehre liegen wird, 

Antworten zu finden. 

5.1 Körperliche Bestandteile 

Körperliche Bestandteile eines Handelsgeschäfts sind jene greifbaren Vermögenswerte, die für 

die Durchführung des Handels notwendig sind. Artikel 1 des Gesetzes des Nr. 11 von 1940 ver-

langt, dass in der Verkaufsvereinbarung der Preis für solche körperlichen Vermögenswerte an-

gegeben wird. Da Gesetz Nr. 11 von 1940 keine Definition der körperlichen Vermögenswerte 

enthält, die als Bestandteile des Handelsgeschäfts vorsehbar sind, und Artikel 34 des ägypti-

schen Handelsgesetzes nur eine nicht erschöpfende Liste der körperlichen Vermögenswerte 

enthält, ist davon auszugehen, dass die Vermögenswerte je nach dem betreffenden Handel va-

riieren können. Zum Beispiel sieht Artikel 34 vor, dass das Handelsgeschäft Waren einschlie-

ßen »darf«, was darauf hinweist, dass Waren nicht notwendigerweise Bestandteil eines Han-

delsgeschäfts bzw. von dessen Verkauf sein müssen. 

 
87  unctad.org/press-material/global-e-commerce-jumps-267-trillion-covid-19-boosts-online-retail-sales (letzter 

Aufruf 13.7.2024). 

88  www.meticulousresearch.com/product/e-commerce-market-4644 (letzter Aufruf 13.7.2024). 

https://unctad.org/​press-material/​global-e-commerce-jumps-267-trillion-covid-19-boosts-online-retail-sales
https://www.meticulousresearch.com/​product/​e-commerce-market-4644
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5.1.1 Handelswaren und Güter 

Ob Handelswaren oder andere körperliche Güter als Teil der Handelsgeschäfte ausgelegt wer-

den können, ist im Falle eines Verkaufs oder einer Verpfändung eines solchen Handelsge-

schäfts von wesentlicher Bedeutung. Insbesondere ist es im ägyptischen Recht wichtig festzu-

stellen, ob ein Gegenstand als ein Handelsgut gilt oder als ein Werkzeug für den Handel benutzt 

wird, da sich gemäß Artikel 9 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 eine Verpfändung eines Handelsge-

schäfts nicht ohne entsprechende Vereinbarung über die Waren erstrecken darf. 

Um festzustellen, ob Handelswaren Teil des Handelsgeschäfts sind, muss man die Natur 

des Handelsgeschäfts betrachten. Wichtig sind hierbei solche Waren bzw. Güter, bei denen es 

um einen Handel von Gegenständen geht, z. B. Schuhe, Bücher, Möbel usw. Jedoch wären 

solche Handelswaren bei einem Maklergeschäft vorsehbar und gehören daher nicht zu den 

Bestandteilen eines solchen Handelsgeschäfts. 

Im Handelsgeschäft könnte es somit je nach Tätigkeitsgebiet Handelswaren bzw. Güter 

geben, etwa Schuhe in einem Schuhladen oder Bücher in einem Buchladen. Dies beinhaltet 

auch solche Waren und Güter, die nicht im Laden selbst sind und sich z. B. im Lager befinden, 

oder solche, die das Handelsgeschäft schon von Dritten bzw. Lieferanten gekauft, aber noch 

nicht an Endkunden geliefert hat. Auch gehören zu den Handelswaren Rohstoffe und Materia-

lien, die für die Produktion der Handelswaren nötig sind. 

5.1.2 Betriebseinrichtung bzw. Ausrüstung 

Gegenstände, die das Handelsgeschäft benötigt, z. B. Maschinen, Werkstoffe, PCs, Möbel für 

den eigenen Gebrauch oder den Gebrauch von Kunden sowie Fahrzeuge, können zu den körper-

lichen Bestandteilen eines Handelsgeschäfts gehören. Solche Beispiele sind in § 3 Artikel 34 

des Handelsgesetzbuchs vorgesehen. Nach Artikel 9 Gesetz Nr. 11/1940 g gelten als Bestandteile 

des Handelsgeschäfts auch Betriebseinrichtungen, die im Geschäftsgrundstück eingebaut sind.89 

Auch hier gelten als Bestandteile des Handelsgeschäfts nur die Betriebseinrichtungen, die 

für die Natur des Geschäfts nötig sind. Wichtig ist aber auch die Entscheidung darüber, ob die 

jeweiligen Gegenstände Handelswaren bzw. Güter oder Betriebseinrichtungen sind, denn ge-

mäß Artikel 9 Gesetz Nr. 1111/1940 dürfen nur Handelswaren bzw. Güter des Handelsgeschäfts, 

aber nicht dessen Betriebseinrichtungen verpfändet werden. 

 
89  Vgl. MERKT/GÖTHEL (2011), S. 253, Rn. 90. 
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5.1.3 Immobilien (Grundstücke und Gebäude) 

Im Gegensatz zu deutschem Recht90 sind Grundstücke und Gebäude nach ägyptischem Recht 

als Bestandteile des Handelsgeschäfts ausgeschlossen.  

Schon vor dem Erlass des Handelsgesetzes, d. h., als Handelsgeschäftsverkauf und -Ver-

pfändung nur in Gesetz Nr. 11 von 1940 geregelt waren, hatte die Rechtsprechung Grundstücke 

als körperliche Bestandteile des Handelsgeschäfts ausgeschlossen, obwohl dies nicht aus-

drücklich im Gesetz geregelt wurde. Der Grund dafür war, dass Grundstücke im Wesentlichen 

ihren eigenen Regelungen unterliegen und nicht als Teil der Geschäftsbeziehungen und somit 

auch nicht als Bestandteil des Handelsgeschäfts betrachtet wurden. Der Kassationsgerichtshof 

setzte fest, dass ein Grundstück bzw. Gebäude, das das Handelsgeschäft benutzt, nicht Be-

standteil des Letzteren ist, auch wenn es demselben Geschäftsinhaber gehört, und dass es einer 

eigenständigen Eigentümerschaft unterliegt.91 

Mittlerweile ist dies gesetzlich bestätigt worden, indem Grundstücke im Handelsgesetz aus-

drücklich als körperliche Bestandteile eines Handelsgeschäfts ausgeschlossen wurden. Artikel 36 

des ägyptischen Handelsgesetzes sieht vor, dass, wenn der Händler Eigentümer des Grundstücks 

ist, in dem er seinen Handel führt, dieses Immobilieneigentum nicht Bestandteil des Handels-

geschäfts ist. Wenn im Falle eines Verkaufs des Handelsgeschäfts die Transaktion auch den 

tatsächlichen Ort, d. h. das Immobilieneigentum/Grundstück, umfassen soll, wäre eine separate 

bzw. zusätzliche Vereinbarung für Immobilienverkauf oder -veräußerung erforderlich. 

Die im Grundstück bzw. Gebäude eingebauten Ausrüstungen gelten aber dennoch als Be-

standteil des Handelsgeschäfts, obwohl sie anderseits gesetzlich als Teil des Grundstücks be-

trachtet werden. In der Praxis kann das aber sehr schwer zu definieren und umzusetzen sein, 

wenn die Trennung umstritten ist bzw. schwerfällt.  

5.1.4 Buchhaltung 

Handels- bzw. Rechnungsbücher sind als körperlicher Bestandteil des Handelsgeschäfts aus-

geschlossen. Das liegt daran, dass der Geschäftsinhaber diese Bücher nur für mindestens fünf 

Jahre bei sich behalten muss (Artikel 26/1 des ägyptischen Handelsgesetzes). Jedoch müsste 

der Geschäftsinhaber dem Erwerber bei der Übertragung des Handelsgeschäfts zumindest tem-

 
90  Vgl. BEISEL/KLUMPP/BEISEL/THEYSOHN-WADLE (2006), S. 77, Rn. 17 f.; MERKT/GÖTHEL (2011), S. 253, Rn. 90. 
91  16-11-1975, 495–45 J, S. 1422. 
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porär Zugang zu den Büchern ermöglichen, damit der Erwerber die Geschäfte und Gewinne 

beurteilen kann. 

In dieser Hinsicht gibt es im ägyptischen Recht keine gesetzliche Bestimmung, was als 

Mangel im Gesetz betrachtet werden kann, der für beide Parteien problematisch sein könnte. 

Außer den Büchern gibt es keine andere Basis zur Beurteilung der Rentabilität, und das Gesetz 

regelt überhaupt nicht, ob und wann der Erwerber sich mit den Büchern vertraut machen kann 

und ob er davon Kopien erhalten darf. Sollte sich nach Erwerb des Handelsgeschäfts heraus-

stellen, dass der originale Geschäftsinhaber dem Erwerber falsche Angaben zu Wert und Ge-

winn gemacht hat, gäbe es keinerlei Beweisreferenz. 

5.2 Unkörperliche Bestandteile 

Ein Handelsgeschäft besteht aus fixierten und beweglichen Bestandteilen, ob körperlich oder 

unkörperlich. Handelswaren bzw. Güter und Betriebseinrichtungen sind allein nicht ausrei-

chend für die Zusammensetzung eines Handelsgeschäfts. Die Übertragung solcher körperli-

chen Bestandteile stellt daher keine Übertragung des Handelsgeschäfts dar. Im Gegensatz dazu 

sind unkörperliche Bestandteile Vermögenswerte, die den Aktivitäten des Handelsgeschäfts 

direkt dienen. Das Konzept des Handelsgeschäfts basiert auf unkörperlichen Bestandteilen wie 

Name, Geschäftsreputation und Kundenvertrauen.92 Die Wichtigkeit solcher unkörperlichen 

Bestandteile variiert je nach Art und Natur des fraglichen Geschäfts, jedoch sind unkörperliche 

Bestandteile im Allgemeinen wesentlich für die Existenz eines Handelsgeschäfts, insbesondere 

die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation. Die unkörperlichen Bestandteile 

sind das Fundament der Idee des Handelsgeschäfts. Es müssen aber nicht alle aufgezählten 

Bestandteile vorhanden sein, um es zusammenzusetzen, d. h., es genügt auch eine Auswahl, 

die wiederum vom Geschäft bzw. seiner Natur selbst abhängt.93 

Zwei Bestandteile sind jedoch zwingend notwendig für die Existenz bzw. Veräußerung 

eines Handelsgeschäfts: die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation. Das folgt 

aus Artikel 34 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs, wonach ein Handelsgeschäft nicht ohne 

unkörperliche Bestandteile und insbesondere den Bestandteil der Beziehung zur Kundschaft 

und der Geschäftsreputation existieren kann werden. Die anderen in Artikel 34 erwähnten Be-

standteile sind weder als zwingende noch abschließende Vorgabe zu verstehen. 

 
92  Kairo, Gericht erster Instanz, 31-1-1961, 299-1959, Offizielle Gruppe 1963-756. 
93  KA 1780-75 J, 25-12-2005 & KA 1480-55 J, 25-2-1990. 
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Während andere unkörperliche Bestandteile in Abhängigkeit vom jeweiligen Handel va-

riieren können, sind die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation gemäß Arti-

kel 34 für die Zusammensetzung eines Handelsgeschäfts wesentlich. Daher kann eine Veräu-

ßerung eines Handelsgeschäfts nicht stattfinden, wenn die Beziehung zur Kundschaft und die 

Geschäftsreputation nicht übertragen werden. 

Das Kassationsgericht hat wiederholt bekräftigt, dass kein Verkauf eines Handelsgeschäfts 

ausgelegt werden kann, ohne dass die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation 

verkauft werden.94 

Dies gilt insbesondere für digitale Handelsgeschäfte, da es sich hier generell um ein un-

körperliches Konzept handelt. Im Folgenden werden einige dieser Bestandteile betrachtet, die 

für ein Online-Handelsgeschäft von wesentlich größerer Bedeutung als beim traditionellen 

Handelsgeschäft sind. 

5.2.1 Beziehung zur Kundschaft 

Jeder Geschäftsinhaber hat in der Regel Verbindungen und Geschäftsbeziehungen zu seinen 

Kunden, die es gewohnt sind, die Angebote seines Handelsgeschäfts zu nutzen oder ihn aufzu-

suchen. Es ist in seinem Interesse, die Kontinuität dieser Verbindungen bzw. Beziehungen si-

cherzustellen und daran zu arbeiten, diese mit allen legitimen Mitteln zu entwickeln, um die 

gezielte Anziehung von Kunden zu seinem Geschäft zu erreichen. Die Gewohnheit der spezi-

fischen Kunden, mit dem Geschäftsinhaber zu verhandeln, begründet jedoch kein Recht des 

Letzteren gegenüber diesen Kunden, da sie nicht verpflichtet sind, mit ihm weiter zu verhandeln, 

sondern sich jederzeit von ihm abwenden können, auch wenn er nicht in Verzug ist. Die Rechte 

des Geschäftsinhabers sind darauf beschränkt, die Beziehung zur Kundschaft vor Schaden zu 

beschützen und die Kontinuität der Beziehung sicherzustellen.95 Gleichwohl kann der Geschäfts-

inhaber rechtlich die Kundschaft nicht davon abhalten, mit der Konkurrenz zu handeln, selbst 

wenn er die Konkurrenz gegebenenfalls wegen unerlaubten Wettbewerbs verklagen kann.  

Die Beziehung zur Kundschaft ist einer der wichtigsten Bestandteile des Handelsge-

schäfts. Es kann sogar durchaus behauptet werden, dass die Beziehung zur Kundschaft das 

Handelsgeschäft überhaupt erst bildet und dass weitere Bestandteile nur sekundäre Faktoren 

darstellen, die zum Ziel des Handelsgeschäfts beitragen. 

 
94  Court of Cassation Appeal (CA) No. 391/45 J, hearing of 9/1/1980 and CA No. 629/3 J, hearing of 18/5/1977. 
95  KA 1202-50 J, 28-2-1982 (nicht veröffentlicht). 
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Selbst vor Erlass des Handelsgesetzes war das Gericht der Ansicht, dass die Beziehung 

zur Kundschaft wesentlich für das Handelsgeschäft ist und dass sie die Achse bildet, um die 

sich die anderen Elemente drehen. Ohne sie existiert die Idee des Handelsgeschäfts nicht, da 

ein Handelsgeschäft ohne Kunden nicht vorstellbar ist, egal ob diese Kunden permanent oder 

temporär in eine Geschäftsbeziehung zum Geschäft treten und das Handelsgeschäft allein 

durch Verkauf dieses Bestandteils ohne jene anderen körperlichen oder unkörperlichen Be-

standteile verkauft werden kann.96 Im Gegenteil dürfen die Parteien z. B. vereinbaren, dass der 

Verkäufer eines Handelsgeschäfts die Waren behalte, d. h., dass diese vom Verkauf ausge-

schlossen sind.97 

Laut Artikel 34/1 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs gilt diese Beziehung als einer der 

obligatorischen Bestandteile eines Handelsgeschäfts, und dementsprechend hat der Geschäfts-

inhaber aufgrund der Bedeutung dieser Beziehung, wenn er über das Handelsgeschäft verfügt 

bzw. es verkauft, nicht das Recht, diese Beziehung zu behalten bzw. Informationen über sie 

zurückzuhalten. Er muss sie zusammen mit dem Handelsgeschäft übertragen.  

Jedoch kann man nicht davon ausgehen, dass die Beziehung zur Kundschaft der einzige 

Bestandteil des Handelsgeschäfts ist, denn je nach Art und Natur des Geschäfts gibt es weitere 

wesentliche, insbesondere unkörperliche Bestandteile, wie z. B. den Anspruch auf die Miete 

eines Ladens, den die Kunden kennen. Nach Artikel 34/1 gilt in jedem Falle auch die Geschäfts-

reputation als mandatorischer Bestandteil. 

5.2.2 Geschäftsreputation 

Die Beziehung zur Kundschaft kommt grundsätzlich aufgrund des betriebenen Aufwands und 

der Qualitäten des Geschäftsinhabers zustande, etwa durch seine Kompetenz und Pünktlich-

keit, die die Kunden dazu ermutigen, mit ihm zu handeln. Dies wird als Geschäftsreputation 

(achalandage), oft auch als goodwill bezeichnet. 

Die Kundschaft (la clientèle) unterscheidet sich von der Geschäftsreputation, und zwar 

hängt Letztere von materiellen Faktoren ab, die die Kunden anziehen. Die Geschäftsreputation 

umfasst Merkmale wie z. B. die Art und Weise, wie die Waren dargestellt werden, die Außen-

sicht des Ladens, die Ausstattung und die Dekoration des Ladens und dessen optionalen Stand-

ort.98 Dies entspricht zum Teil dem, was man heutzutage auch als ›Branding‹ bezeichnet.  

 
96  KA 129-49 J, 18-5-1977, J. 28, S. 12129. 
97  KA 758-42 J, 23-6-1976, J. 27, S. 01405. 
98  EL KALYOUBI (2013), S. 23. 
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Beide Elemente, d. h. die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation, sind 

Bestandteile, die die Existenz eines Handelsgeschäfts kennzeichnen. Jedoch bezieht sich die 

Geschäftsreputation nicht nur auf vertraglich verbundene Kunden, die es gewohnt sind, beim 

Handelsgeschäft zu kaufen, sondern auch auf alle Personen, die sich gelegentlich an den Ge-

schäftsinhaber oder sein Handelsgeschäft wegen der vorgenannten Attraktionsfaktoren wenden. 

Es geht bei der ›Kundschaft‹ um die Stammkunden, also den bestehenden Kundenkreis, wäh-

rend es sich bei der ›Geschäftsreputation‹ allgemein eher um die Möglichkeit der Gewinnung 

von neuen Kunden und die Attraktivität innerhalb des potenziellen Kundenkreises handelt. 

Weil die Geschäftsreputation und die Beziehung zur Kundschaft sich im Wesentlichen 

nicht nur ähneln, sondern ergänzen, werden beide im ägyptischen Recht nach Artikel 43/1 des 

Handelsgesetzes als mandatorische Bestandteile des Handelsgeschäfts betrachtet. 

Die Geschäftsreputation ist ein verfügbares finanzielles Recht bzw. ein Vermögenswert, der 

als solcher den Regelungen des unlauteren Wettbewerbs unterliegt. Der Veräußerer dürfte sie nicht 

zurückhalten, da dies gegen die Gewährleistung des Wettbewerbsverbots verstoßen würde.99 

5.2.3 Anspruch auf Miete 

Einer der wesentlichen Unterschiede zwischen der Doktrin der cession de fonds de commerce 

im ägyptischen Recht und anderen vergleichbaren Übertragungsmöglichkeiten des Handelsge-

schäfts i. S. v. § 22 HGB im deutschen Recht ist die Konsequenz für die Miete des Standorts 

des Geschäfts.  

Im deutschen Recht ergibt sich aus der Übertragung der Firma und/oder des Handelsge-

schäfts keine ausdrückliche bzw. automatische Konsequenz für den Mietvertrag des Standorts, 

an dem das Geschäft getrieben wird. 

Im ägyptischen Recht gilt aber der Standort und somit das Recht des neuen Geschäftsin-

habers, den Standort weiter zu mieten, als ein Bestandteil des Handelsgeschäfts, das (rein von 

ägyptischer Praxis und Logik her) mit der Beziehung zur Kundschaft und der Geschäftsrepu-

tation verbunden ist. Artikel 34/2 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs erwähnt den Anspruch 

auf Miete ausdrücklich als einen der potenziellen Bestandteile eines Handelsgeschäfts, jedoch 

nicht als einen mandatorischen Bestandteil, im Gegensatz zu den Bestandteilen der Beziehung 

zur Kundschaft und der Geschäftsreputation.  

Anspruch auf die Miete ist keine Bedingung für das Geschäft bzw. den Handel, da es bei-

spielsweise Händler auf der Straße gibt oder z. B. den Online-Handel. Das erklärt, warum Im-

 
99  Siehe Teil II 2.1.5 (A) (e) 0dieser Arbeit. 
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mobilien, die Eigentum des Ladeninhabers sind, ausgeschlossen sind, wenn das Handelsge-

schäft verkauft wird.  

Der Anspruch auf die Miete ist aber wesentlich für die Kontinuität der beiden mandatori-

schen Bestandteile Beziehung zur Kundschaft und Geschäftsreputation, denn es ist der Stand-

ort, von dem die Kundschaft weiß, dass ein bestimmtes Geschäft mit einer ihr bekannten Repu-

tation zu finden ist. Als Ergebnis dessen beinhaltet die Übertragung eines Handelsgeschäfts 

auch die Übertragung des Anspruchs auf die Miete (la cession de bail). Dies bezieht sich nicht 

nur auf den Verkauf, sondern auch die Verpfändung eines Handelsgeschäfts (Artikel 9 Gesetz

Nr. 11/1940).

Angesichts der Komplexität und Ungerechtigkeit einiger der geltenden Mietrechtsgesetze 

in Ägypten100 ist es jedoch fraglich, ob das Recht, den Mietvertrag zu übertragen, wenn das 

Handelsgeschäft verkauft wird, gerecht ist. Ähnlich dem Schutz der Immobilienrechte des Ge-

schäftsinhabers sollte etwa auch der Eigentümer des Ladens den gleichen Schutz verdienen. 

5.2.4 Industrielles Eigentum 

Gemäß Artikel 34/2 des Handelsgesetzes kann ein Handelsgeschäft andere unkörperliche Be-

standteile enthalten, darunter Handelsname, Firmenzeichen, Patente, gewerbliche Muster, lite-

rarische und künstlerische Eigentumsrechte (Urheberrechte), Recht auf Wissen bzw. Know-

How, Verwertung und gewerbliche Lizenzierung. Industrielles Eigentum ist auch nach deut-

schem Recht übertragbar.101 Bei grenzüberschreitenden Transaktionen müsste die Übertrag-

barkeit jedoch auch aus Sicht des Landes bzw. Rechtssystems beurteilt werden, in dem das zu 

übertragende Schutzrecht besteht, d. h. das Recht des Schutzlandes.102  

Die Rechte des Industriellen Eigentums (les droits de la propriété industrielle) umfassen 

die Ansprüche auf spezifische, nicht wechselbare Abzeichen bzw. Logos (signes distinctifs) 

und den Handelsnamen bzw. die Firma, auch das Firmenzeichen, außerdem das Monopolrecht 

auf die Verwendung seiner neuen Innovationen (création nouvelle) wie Erfindungen, Designs 

100 Das ägyptische Mietrecht ist nicht für alle Mietverträge gleich, da dies davon abhängt, wann der jeweilige 

Vertrag abgeschlossen wurde. Alte Mietverträge gelten weiterhin nach altem Mietgesetz, das einen unbefris-

teten Mietvertrag vorsieht, jedoch keine bedeutende periodische Mieterhöhung zulässt. Daher erhalten 

einige Vermieter immer noch nur um die EGP 50 (Euro 2,50) pro Monat als Miete für Räumlichkeiten,

obwohl diese im Rahmen einer neuen Vereinbarung für monatlich EGP 10 000 (Euro 500) nach dem jetzigen

Gesetz vermietet werden würden. 

101 Ausführlicher bei STRATZ/HÖRTNAGL/BLUM (2013), S. 387–401.
102 STRATZ/HÖRTNAGL/BLUM (2013), § 7 Rn. 9.
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und industrielle Modelle. Solche Eigentümer, bis auf Handelsnamen bzw. Firma, werden durch 

Gesetz Nr. 82 von 2002 über Geistiges Eigentum geregelt.  

Diese Rechte gehören zu den Bestandteilen eines Handelsgeschäfts. Sie stellen einen 

wichtigen Aspekt der Geschäftstätigkeiten insbesondere bei industriellen Tätigkeiten dar, z. B., 

wenn ein Handelsgeschäft auf einem Patent oder anderem geistigen Eigentum wie Industrie-

design oder industriellen Modellen beruht. Anderseits könnte geistiges Eigentum für andere 

Geschäftstätigkeiten wiederum eher unwichtig sein, etwa wenn es um das reine Handeln von 

Gütern geht. 

Das ägyptische Gesetz über geistiges Eigentum sieht vor, dass einige Rechte des geistigen 

Eigentums mit dem Handelsgeschäft verbunden und daher mit diesem übertragbar sind. Hierfür 

ist es Vorrausetzung, dass, sofern nichts anderes vereinbart wurde, eine Firmenzeichenlizenzver-

einbarung auf den Erwerber einer Lizenz übertragen werden kann, wenn das Handelsgeschäft 

des Lizenznehmers dieses Firmenzeichen als Indikator für dessen Produkte verwendet.103 

Nach deutschem Recht sind gewerbliche Schutzrechte gemäß §§ 398, 413 BGB übertrag-

bar, allerdings hängt die Durchsetzbarkeit von der Eintragung des neuen Inhabers gegebenen-

falls gemäß § 30 Absatz 3 Satz 1 und § 3 PatG ab. Die Übertragung sonstiger gewerblicher 

Schutzrechte unterliegt teilweise § 13 GebrMG und § 29 DesignG.104 

5.2.5 Lizenzen und Genehmigungen 

Wo nach deutschem Recht anlagebezogene Genehmigungen grundsätzlich mit dem verfügten 

Unternehmen übergehen,105 gelten Lizenzen und Genehmigungen im ägyptischen Recht als für 

den Geschäftsinhaber persönlich ausgestellt und werden somit generell aufgehoben, wenn die-

ser stirbt oder die Eigentumsverhältnisse geändert werden.106 Mit anderen Worten beziehen 

sich Lizenzen und Genehmigungen im Allgemeinen nicht (direkt) auf das Geschäft, sondern 

(auch) auf die Person des Inhabers als juristische oder natürliche Person, da dies nicht gesetz-

lich vorgeschrieben ist. Sie gelten daher nicht als Bestandteil eines Handelsgeschäfts, es sei 

denn, ihre Antragsvoraussetzungen stellen objektive Anforderungen dar, die nicht mit der Per-

son zusammenhängen, für die sie erteilt werden. Im letzteren Fall hätte die Lizenz bzw. Ge-

nehmigung einen finanziellen Wert, der im Übertragungspreis des Handelsgeschäfts berück-

sichtigt und zusammen mit ihren anderen Vermögenswerten übertragen bzw. veräußert wird. 

 
103  Siehe Abschnitt 5.2.7 dieser Arbeit. 

104  KNOTT (2019), Rn. 2095 und Rn. 2098. 
105  MERKT/GÖTHEL (2011), S. 9 Rn. 22. 
106  KA 532-23 J, 9-6-1970. 
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In solchen Fällen, also dort, wo die Antragsvoraussetzung objektive Anforderungen darstellt 

und somit im Prinzip übertragbar ist, erfolgt dies nicht automatisch, sondern es muss die je-

weilige Genehmigung geändert werden. Folgende Beispiele der verschiedenen Genehmigun-

gen zeigen Möglichkeiten ihrer Übertragbarkeit bzw. Änderungs- oder Neuantragsbedarf. 

5.2.5.1 Einträge im Industrieregister (änderungsfähig) 

Artikel 10 der Durchführungsbestimmungen des Gesetzes Nr. 24/1977 über das Industrieregister 

(veröffentlicht durch Minister-Dekret Nr. 186 von 1978 und geändert unter anderem vom Mi-

nister für Handel und Industrie, Dekret Nr. 497/2018) sieht die Möglichkeit bestimmter Mate-

rialänderungen vor, die ansonsten eine Änderung der Registrierung erfordern würden. Zu den 

Änderungen, die einen Antrag auf Änderung der Registrierung erfordern, gehören u. a. die Än-

derung des Inhabers der Industrieanlage. 

5.2.5.2 Betriebsgenehmigung (übertragbar) 

Gemäß Artikel 13 des Gesetzes Nr. 453/1954 kann die Betriebsgenehmigung übertragen werden, 

sofern der Erwerber dies beantragt und seinem Antrag eine notariell beglaubigte Übertragungs-

vereinbarung beifügt. Im Gegensatz zum Änderungsantrag des Industrieregisters wird bei der 

Betriebsgenehmigung Bezug auf die Übertragung und nicht die Änderung selbst genommen. 

Das neue Gesetz Nr. 15/2017 über eine Vereinfachung der Genehmigungen hat Gesetz Nr. 453/

1954 nicht aufgehoben, sondern nur festgelegt, dass das letztere nicht für die Registrierung von 

Industrieanlagen innerhalb und außerhalb von Industriegebieten gilt. Artikel 29 des neuen Ge-

setzes Nr. 15/2017 über Vereinfachungen der Genehmigungen (geltend für Industriegebiete) 

sieht zudem ausdrücklich vor, dass die Betriebsgenehmigung übertragen werden kann.  

5.2.5.3 Einfuhrgenehmigung für Produktionszwecke (Neuantrag erforderlich) 

Diese Genehmigung ergibt sich aus dem Zollrecht und bezieht sich zwar auf die Herstellungstä-

tigkeit, wird jedoch nicht für die Produktionsstätte ausgestellt, sondern für das Unternehmen, das 

sie besitzt. Daher ist diese Lizenz (die sogenannte ›Produktionsbedarfskarte‹) nicht übertragbar. 

5.2.5.4 Baugenehmigung (änderungsfähig) 

Die Baugenehmigung ist nach Gesetz Nr. 119/2008 dem Gebäude zugeordnet. Daher wird der 

neue Inhaber in der Praxis durch einen Zusatz im Abschnitt ›Bemerkungen‹ in der Genehmi-

gung berücksichtigt. Hier lohnt es sich zu wiederholen, dass Immobilien keinen Bestandteil 

des Handelsgeschäfts darstellen, jedoch separat veräußert werden können. 
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5.2.6 Handelsname (Firma) 

Im ägyptischen Recht ist der Handelsname auch einer der unkörperlichen Bestandteile eines 

Handelsgeschäfts.107 Es ist der Name, den sich der Geschäftsinhaber für die Unterscheidung 

seines Handelsgeschäfts von anderen ähnlichen Geschäften wählt.  

Die Firma gilt nach ägyptischem Recht als ein wichtiger Bestandteil des Handelsgeschäfts, 

jedoch ist ihre Bedeutung nicht so zentral wie nach deutschem Recht, wo die Firma etwa der 

wichtigste unkörperliche Bestandteil neben dem Tätigkeitsbereich ist.108  

Die Firma befugt in beiden Gesetzen Ägyptens und Deutschlands eine personenrechtliche 

und eine vermögensrechtliche Seite, und zwar deshalb, weil selbst dann, wenn die Firma den 

bürgerlichen Namen des Kaufmannes bzw. Gesellschafters repräsentiert und somit jeweils nach 

§ 12 BGB und § 38 des ägyptischen Zivilgesetzes geschützt ist, sie dennoch mit dem Handels-

geschäft eng verbunden ist, da der Ruf des Handelsgeschäfts mit dem Namen verknüpft ist.  

Als identifizierender Name des Handelsgeschäfts gilt der Handelsname als einer der un-

körperlichen Bestandteile des Handelsgeschäfts. Er hat einen finanziellen Wert und darf daher 

veräußert werden, da es sich um einen der unkörperlichen fonds bzw. um Gelder handelt. 

Im Gegensatz zu anderem geistigen Eigentum wird der Handelsname im ägyptischen 

Recht nicht im relativ neuen Gesetz Nr. 82/2002 über geistiges Eigentum geregelt, sondern 

unterliegt immer noch dem älteren Gesetz Nr. 55 von 1951 über Handelsnamen. Handelsnamen 

wurden seitdem auch unter anderen Gesetzen geregelt, insbesondere im Unternehmensgesetz 

Nr. 158 von 1981, sodass Gesetz Nr. 55/1951 beinahe irrelevant geworden ist.  

Gesetz Nr. 55/1951 ist dennoch weiterhin gültig und beinhaltet mit Artikel 8 eine der wich-

tigsten Bestimmungen. Nach ihr darf der Handelsname eines Handelsgeschäfts nicht ohne das 

Letztere verfügt werden. Dies ist eine der Ähnlichkeiten zwischen dem ägyptischen und dem 

deutschen Recht in Hinsicht auf § 23 HGB, wonach die Firma (der Handelsname des Vollkauf-

mannes)109 nicht ohne das Handelsgeschäft, für welches sie geführt wird, veräußert werden 

kann. § 22 Absatz 1 HGB lautet:  

»Wer ein bestehendes Handelsgeschäft unter Lebenden oder von Todes wegen erwirbt, darf für 

das Geschäft die bisherige Firma, auch wenn sie den Namen des bisherigen Geschäftsinhabers 

enthält, mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolge-Verhältnis andeutenden Zusatzes fortfüh-

ren, wenn der bisherige Geschäftsinhaber oder dessen Erben in die Fortführung der Firma aus-

drücklich einwilligen.«  

 
107  KA 1780-75 J, 25-12-2005 & KA 1480-55 J, 25-3-1990. 
108  LACHER (1968), S. 5. 
109  § 17 I HGB. 



 5. Umfang des Handelsgeschäfts 59 

Nach Staub110 genügt es, dass der Unternehmenskern (Handelsgeschäft bzw. Tätigkeiten) über-

tragen wird, um die Firma zu übertragen, vorausgesetzt, dass auch die Tätigkeitsbereiche, mit 

denen der Unternehmensträger am Markt auftritt, dazu gehören. Beim Warenhandel reicht hier, 

dass dem Erwerber die Beziehungen zu Lieferanten und Kunden übertragen werden. Der 

Grund, so erklärt Staub,111 ist, dass die Veräußerung der Firma ohne das Unternehmen eine 

Täuschung wäre, weil »die Firma im Publikum, ungeachtet ihrer anderen handelsrechtlichen 

Bedeutung, als Bezeichnung des Unternehmens selbst aufgefasst wird«.112 Dementsprechend 

kann nach Staub das Handelsgeschäft ohne die Firma, die Firma aber nicht ohne das Handels-

geschäft übertragen werden.  

Wenn die Firma allerdings den Namen des bisherigen Geschäftsinhabers enthält, bedarf 

die Fortführung der Firma voraussichtlich einer ausdrücklichen Einwilligung, die zweifelsfrei 

und eindeutig erklärt wurde. Diese Einwilligung gilt als Übertragungsvertrag bzw. Abtretung 

i. S. v. § 398, 413 BGB und daneben als vertragliche Gestattung des Namensgebrauchs i. S. v. 

§ 12 BGB. Eine bloße Duldung der Fortführung der Firma ist nicht ausreichend.113 

Im Gegensatz dazu kann das Handelsgeschäft ohne den Handelsnamen verfügt werden, 

d. h., der Veräußerer des Handelsgeschäfts darf das Eigentum über den Handelsnamen durch-

aus behalten. Es ist nach Artikel 8 allerdings zulässig, dass derjenige, auf den das Eigentum an 

einem Handelsgeschäft übertragen wird, den Handelsnamen seines gewerblichen Vorfahren 

verwendet, wenn der letztere dies erlaubt, vorausgesetzt, dass dem Namen eine Erklärung über 

die Übertragung des Eigentums hinzugefügt wird. 

Auch hier ähnelt die Regelung im ägyptischen Recht der des deutschen Rechts, in dem 

Sinne, dass die Fortführung der Firma nur als eine Option nach § 25 HGB vorgesehen ist.  

Ein wesentlicher Unterschied in der Bedeutung der Firma nach deutschem und ägypti-

schem Recht ist das Konzept bzw. die Rechtsfolge der Fortführung der Firma.  

Im Gegensatz zu § 25 Absatz 1 HGB, wonach derjenige, der ein unter Lebenden erworbe-

nes Handelsgeschäft unter der bisherigen Firma mit oder ohne Beifügung eines das Nachfolge-

verhältnis andeutenden Zusatzes fortführt, für alle in dem Betrieb des Geschäfts begründeten 

Verbindlichkeiten des früheren Inhabers haftet,114 spielt die Fortführung der Firma nach ägyp-

tischem Recht keine Rolle bei der Haftung.  

 
110  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 670. 
111  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 716. 
112  Vgl. SCHÜPPEN/SCHAUB (2018), Rn. 6, unter Hinweis auf BGH 7. 6.1990 – I ZR 298/88, NJW-RR 1990, 1318; 

BGH 7.7.1971 – I ZR 38/70, GRUR 1971, 573. 

113  HÄUBLEIN/HOFFMANN-THEINERT, § 22 Rn. 23 f.; HENSSLER (2020), § 7, Rn. 112; BGH NJW 1995, 2025. 

114  SCHMIDT (2014), § 8 Rn. 38. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=BGH&az=IZR29888&d=1990-06-07
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=NJW-RR&b=1990&s=1318
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&ge=BGH&az=IZR3870&d=1971-07-07
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&z=GRUR&b=1971&s=573
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Nach § 25 Absatz 1 HGB ist die Haftung des Erwerbers von der äußeren Erscheinung ab-

hängig. Führt der Erwerber die bisherige Firma fort, so haftet er für die Geschäftsverbindlich-

keiten des früheren Inhabers, ungeachtet eines Nachfolgezusatzes. Führt der Erwerber die 

Firma nicht fort, so haftet er nur, wenn ein besonderer Verpflichtungsgrund vorliegt (§ 25 Ab-

satz 3 HGB). Ein besonderer Verpflichtungsgrund besteht z. B. im Fall einer privaten Schul-

denübernahme gemäß §414 ff. BGB, was einen Vertrag mit dem Gläubiger erfordert.  

Im Gegensatz dazu ersetzt der Erwerber des Handelsgeschäfts nach Artikel 39 des ägypti-

schen Handelsgesetzbuchs den Verkäufer nicht in den Rechten und Pflichten, die sich aus den 

das Handelsgeschäft betreffenden Verträgen ergeben, sofern nichts anderes vereinbart ist. Dies 

ist unabhängig davon, ob der Erwerber die Firma weiterführt oder nicht. 

Hier ist wichtig anzumerken, dass andere arabische Rechtssysteme den Handelsnamen in 

Bezug auf sein Verhältnis zum Handelsgeschäft eher dem deutschen als dem ägyptischen Recht 

entsprechend geregelt haben. So kann – in Gegensatz zum ägyptischen Recht, aber ähnlich wie 

nach deutschem Recht – eine Übertragung des Handelsnamens zusammen mit der Übertragung 

bzw. dem Erwerb des Handelsgeschäfts zu einer Haftungsübernahme des Erwerbers führen. 

Nach jordanischem, omanischem, katarischem, bahrainischem, kuwaitischem und jemeniti-

schem sowie tunesischen Gesetz gilt der Handelsname als Bestandteil des Handelsgeschäfts, 

der beim Erwerb des Letzteren übertragen wird, sofern dies ausdrücklich oder implizit im Ver-

trag vereinbart wurde. Weiter gilt der Erwerber des Handelsnamens im Zusammenhang mit 

dem Handelsgeschäft in diesen Ländern als universaler Nachfolger für die Rechte und Ver-

pflichtungen, die unter den erworbenen bzw. übertragenen Handelsnamen abgeschlossen wur-

den, d. h., der neue Erwerber übernimmt auch die Haftung, und zwar für fünf Jahre ab der 

Übertragung des Handelsgeschäfts.115 

Eine gegenteilige Vereinbarung ist nur gültig, wenn dies im Handelsregister annotiert 

wird. Hier ist jedoch zu beachten, dass beim Erwerb des Handelsnamens im Zusammenhang 

mit dem Handelsgeschäft der Erwerber verpflichtet ist, einen Hinweis zum Handelsnamen hin-

zuzufügen, dass dieser übertragen wurde. Bei der Vereinbarung, keinen Hinweis zuzufügen, 

übernimmt der Erwerber automatisch die Haftung für alle unter diesem Handelsnamen geführ-

ten Verbindlichkeiten.116  

Hier ist jedoch zu beachten, dass die Gesetze keine identische Regelung im Fall der Un-

terlassung der Pflicht bestimmen, d. h., wenn nicht vereinbart wurde, keinen Hinweis zu er-

 
115  Die jeweiligen Stellen in den Handelsgesetzen sind für Jordanien Artikel 44, Syrien Artikel 49, Kuwait Arti-

kel 52, Bahrain Artikel 56, Katar Artikel 65, VEA Artikel 63, Oman Artikel 44 und Jemen Artikel 60. 

116  So in den entsprechenden Passagen des jeweiligen Handelsgesetzes: Jordanien: Artikel 46, Syrien: Artikel 51, 

Kuwait: Artikel 51, Bahrain: Artikel 55, Katar: Artikel 64, VEA: Artikel 61, Oman: Artikel 43, Jemen: Arti-

kel 59. 
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gänzen, der Erwerber die Pflicht jedoch unterlässt. Es kann argumentiert werden, dass die glei-

che Regel gelten würde, und zwar auf der Grundlage, dass eine solche Unterlassung darauf 

hindeutet, dass die Erwerber einseitig zugestimmt haben, die Pflicht nicht aufzunehmen. In 

allen Fällen weisen die Gesetze der genannten Länder bzw. Rechtsordnungen eindeutig darauf 

hin, dass der Erwerber eines Handelsgeschäfts, der dessen Handelsnamen nicht erwirbt bzw. 

übernimmt, nicht für die Verbindlichkeiten seines Vorgängers haftet, es sei denn, dies wurde 

ausdrücklich vereinbart. 

In Libyen darf nach Artikel 484 des libyschen Handelsgesetzes der Handelsname (wie 

nach ägyptischem Recht) nicht ohne Zustimmung des Veräußerers des Handelsgeschäfts über-

tragen werden. 

5.2.7 Firmenzeichen (Marke) 

Gemäß Artikel 34/2 des Handelsgesetzes darf das Firmenzeichen als ein (veräußerbarer) un-

körperlicher Bestandteil des Handelsgeschäfts betrachtet werden.  

Mit Firmenzeichen sind die Warenzeichen gemeint, die der Geschäftsinhaber auf den Wa-

ren platziert, um diese von anderen ähnlichen Produkten zu unterscheiden. Dies kann entweder 

industriell (marque de fabrique) oder kommerziell (marque de commerce) sein, d. h., es kann 

für die Identifizierung des Herstellers oder des Verkäufers benutzt werden. In den meisten Fäl-

len ist das Benutzen eines Firmenzeichens nicht obligatorisch, jedoch gibt es in Ägypten einige 

Produkte wie Seife, bei denen die Hersteller aus historischen Gründen zwingend ein Firmen-

zeichen für die Unterscheidung ihrer Produkte benutzen müssen. 

Im Gegensatz zum Handelsnamen, d. h. der Firma, und auch im Gegensatz zu der älteren 

Regelung gemäß Artikel 18 des jetzt ungültigen Gesetzes Nr. 158 von 1939 über Firmenzeichen, 

wonach das Firmenzeichen nicht ohne das Handelsgeschäft verkauft, verpfändet oder be-

schlagnahmt werden durfte, kann das Firmenzeichen nach Artikel 87 des Gesetzes über geisti-

ges Eigentum nun unabhängig vom Handelsgeschäft verfügt werden. Das bedeutet, dass der 

Veräußerer des Handelsgeschäfts nicht mehr einen mandatorischen Bestandteil des Handels-

geschäfts übertragen muss.  

Ähnlich wie im ägyptischen Recht unterscheidet auch das deutsche Recht zwischen der 

Firma und der Firmenmarke. Während die Firma, wie oben erwähnt, nicht ohne das Handels-

geschäft veräußert werden kann, ist die Firmenmarke gemäß § 27 Absatz 1 MarkenG ohne Un-

ternehmen bzw. Handelsgeschäft übertragbar, wobei § 23 HGB hinsichtlich der Firma einer 

solchen selbstständigen Übertragung der Firmenmarke nicht entgegen steht.  
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Artikel 88 des ägyptischen Gesetzes über geistiges Eigentum sieht allerdings vor, dass der 

Verkauf eines Handelsgeschäfts das im Namen des Verkäufers registrierte Firmenzeichen ein-

schließt, sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren. Das bedeutet, dass wenn die Parteien 

das Firmenzeichen nicht ausdrücklich von der Transaktion ausschließen, dieses als integraler 

Bestandteil des Handelsgeschäfts mit verfügt wird. Dies ist nicht zu verwechseln mit Arti-

kel 34, der die Angabe der Bestandteile erfordert. 

Im Vergleich gehört die Marke zu einem Geschäftsbetrieb oder zu einem Teil eines Ge-

schäftsbetriebs. Das durch die Eintragung, die Benutzung oder die notorische Bekanntheit der 

Marke begründete Recht gemäß § 27 Absatz 2 MarkenG wird im Zweifel von der Übertragung 

oder dem Übergang des Geschäftsbetriebs oder des Teils des Geschäftsbetriebs, zu dem die 

Marke gehört, erfasst. Dies gilt jedoch nur ›im Zweifel‹, was bedeutet, dass – wie nach ägyp-

tischem Recht – auch nach deutschem Recht es für die Parteien möglich wäre, eine andere 

Vereinbarung zu treffen. 

Im Januar 2022 wurde durch Gesetz Nr. 3/2022 eine Ergänzung zum ägyptischen Mehr-

wertsteuergesetz erlassen, wobei der Prozentsatz der Mehrwertsteuer beim Verkauf oder der 

Vermietung der »Marke und Beziehung zur Kundschaft (die Bestandteile eines Handelsge-

schäfts)« auf 10 % des jeweiligen Kauf- oder Mietpreises festgesetzt wurde. Nach dem Buch-

staben des Gesetzes Nr. 3/2022 würde das bedeuten, dass aus Sicht der Mehrwertsteuer die 

Marke als Hauptbestandteil des Handelsgeschäfts ausgelegt werden kann. Jedoch ist hier zu 

beachten, dass es sich sehr wahrscheinlich um einen Schreibfehler im Gesetz handelt. So un-

terscheidet sich das arabische Wort für ›Marke‹ (sema tegareya) nur mit einem Buchstaben 

von dem arabischen Wort für ›Beziehung zur Kundschaft‹ (soma tegareya), die, wie darge-

stellt, tatsächlich Hauptbestandteil des Handelsgeschäfts ist. 

5.2.8 Geschäftsbezeichnung 

In der deutschen Lehre wird zwischen der Firma und der Geschäfts- bzw. Etablissementsbe-

zeichnung unterschieden. Beide gehören zu den Rechten bzw. Bestandteilen des Handelsge-

schäfts.117 Diesen Unterschied kennt das ägyptische Recht nicht, daher gibt es hierzu auch 

keine zusätzlichen Bestimmungen im Verhältnis zum Handelsgeschäft. 

 
117  LACHER (1968), S. 6 f.; OETKER (2024), (Schlingloff in Oetker), § 17, Rn. 1. 
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6. Zwischenfazit 

Die Untersuchung der Rechtskonzepte in verschiedenen Jurisdiktionen zeigt die Vielfalt der 

Definitionen und Ansätze zum Handelsgeschäft und verdeutlicht die Bedeutung dieses Kon-

zepts im Handelsrecht verschiedener Länder. 

Nach deutschem Recht gibt es keine gesetzliche Definition für Unternehmen oder Han-

delsgeschäfte, allerdings setzen verschiedene Gesetze die Existenz des Unternehmens voraus. 

Das Handelsgeschäft wird als eine Unterart des Unternehmens betrachtet, nämlich als kauf-

männisches Unternehmen. Als wirtschaftliche Einheit kann dieses Unternehmen nicht recht-

lich übertragen werden. Das deutsche Recht unterteilt den Begriff in die verschiedenen Aspekte 

des Unternehmens. In der deutschen Lehre wird das Handelsgeschäft als der durch ein Han-

delsgewerbe geschaffene Tätigkeitsbereich mit den damit verbundenen Sachen und Rechten, 

einschließlich der Schulden, definiert. Der Tätigkeitsbereich umfasst die wirtschaftliche Ein-

heit, die aus der Geschäftsorganisation und den Chancen resultiert. Das Handelsgeschäft be-

steht hauptsächlich aus Sachen und Rechten, die durch das organisatorische Verhältnis des Tä-

tigkeitsbereichs gruppiert werden. Der Tätigkeitsbereich umfasst sowohl die Beziehung zur 

Kundschaft als auch die innere Organisation. 

In Ägypten gibt es ebenfalls keine einheitliche Auffassung zur Rechtsnatur des Handels-

geschäfts. Das Handelsgeschäft bezieht sich auf eine Gruppe von beweglichen Mitteln, die für 

den Handel bestimmt sind und die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation um-

fassen müssen. Das Handelsgeschäft kann auch unkörperliche Bestandteile wie Handelsna-

men, Patente und Lizenzen umfassen. Der Wert des Handelsgeschäfts wird getrennt von sei-

nem körperlichen und unkörperlichen Vermögen bewertet. Das Konzept des Handelsgeschäfts 

findet sich auch in anderen arabischen Rechtssystemen. Die Definition variiert je nach Land, 

kann jedoch neben der Beziehung zur Kundschaft und der Geschäftsreputation auch körperli-

che und unkörperliche Bestandteile umfassen. 

Auch von der Rechtsnatur her lässt sich das Handelsgeschäft nach deutschen und ägypti-

schem Recht unterscheiden.  

Nach deutscher Lehre gilt das Handelsgeschäft als ein besonderes Sondervermögen, bei 

dem sich ein Kern bildet, um welchen sich regelmäßig Sachen und Rechte als Bestandteile und 

Zubehör gruppieren lassen. Dieser Kern ist der Tätigkeitsbereich. Dabei handelt es sich weder 

um eine Sache im Sinne des § 90 BGB noch um einen Inbegriff von Sachen. Auch ist es kein 

Recht, und die einzelnen Elemente des Tätigkeitsbereichs stellen keine einzelnen Rechte dar. 

In Ägypten gibt es ebenfalls keine einheitliche Auffassung zur Rechtsnatur des Handels-

geschäfts. Das Handelsgeschäft besteht aus einer Gruppe von Geldmitteln bzw. Vermögen, die 
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zusammen eine wirtschaftliche Einheit darstellen, aber dennoch individuelle bewegliche kör-

perliche oder unkörperliche Bestandteile beinhalten, die ihre jeweilige eigene Rechtsnatur be-

halten. Daher kann jeder dieser Bestandteile individuell oder zusammen mit den anderen Be-

standteilen als Teil der wirtschaftlichen Einheit verkauft werden. Die herrschende ägyptische 

Lehre unterscheidet zwischen drei wesentlichen Theorien: (i) lʼuniversalité juridique, (ii) 

lʼuniversalité de fait und (iii) propriété incorporelle. Die Theorie der propriété incorporelle ist 

die akzeptable Theorie für das ägyptische Kassationsgericht. Diese Theorie betrachtet das Han-

delsgeschäft als eine wirtschaftliche Einheit bzw. eine Art geistigen Eigentums und unterschei-

det es von einer Gruppe von Bestandteilen. Der Geschäftsinhaber erbringt eine geistige Leis-

tung, indem er diese einzelnen Bestandteile in Form eines Handelsgeschäfts zusammenbringt. 

Die Rechte des Geschäftsinhabers in Verbindung mit dem Handelsgeschäft sind nicht mehr als 

ein moralisches Eigentumsrecht und eher als ein Herrschaftsrecht hinsichtlich des Handelsge-

schäfts zu verstehen. 

In Bezug auf die Bestandteile des Handelsgeschäfts ist im Grunde genommen unter einem 

Handelsgeschäft in Ägypten und anderen arabischen Ländern ein sehr ähnliches Konzept zu 

verstehen wie unter dem Handelsgeschäft im Sinne der deutschen §§ 22–25 HGB zusammen 

mit dem Betrieb i. S. v. § 613 a BGB. Jedoch ist zu beachten, dass es zwei mandatorische Be-

standteile des Handelsgeschäfts nach ägyptischem bzw. arabischem Rechtssystem geben muss, 

und zwar die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation, ohne die das Handels-

geschäft nicht verfügt werden kann, und die außerdem weiterhin für die Übertragung eines 

Handelsgeschäfts ausreichend sind.  
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1. Ziel des Kapitels 

Nachdem das erste Kapitel die Definition und die Elemente des Handelsgeschäfts behandelt hat, 

wird dieses zweite Kapitel in seinem ersten Teil einige übliche Möglichkeiten der Übertragung 

bzw. Überlassung des Handelsgeschäfts behandeln, wobei bei jeder Vertragsmöglichkeit so-

wohl der rechtliche Begriff als auch die erforderlichen Formalitäten berücksichtigt werden.  

Im zweiten Teil dieses Kapitels werden die rechtlichen Folgen solcher Verträge im Zwi-

schenverhältnis der Parteien sowie gegenüber Dritten erläutert. 

In diesem Kapitel werden zunächst traditionelle Verträge im traditionellen Sinne des Han-

delsgeschäfts verhandelt. 

2. Verschiedene Methoden der Übertragung bzw. 

Überlassung des Handelsgeschäfts 

2.1 Verkauf 

2.1.1 Der Verkauf im Vergleich 

Obwohl sich das wirtschaftliche Ergebnis ähnelt, ist zwischen dem Kauf eines Unternehmens 

und dem Kauf von Gesellschaftsanteilen zu differenzieren, weil die juristische Konstruktion 

sich unterscheidet.118 Beim Verkauf und der Übertragung eines Unternehmens bedarf es z. B. 

der Auflassung und Eintragung, wenn ein Grundstück zum Unternehmen gehört, was aber im 

Fall des Erwerbs der Gesellschaftsanteile nicht erforderlich wäre, weil nicht die Eigentümer 

des Grundstücks, sondern die Anteilhaber der Gesellschaftsanteile geändert werden. Nur beim 

Verkauf durch die Gesellschaftsanteile gäbe es eine Gesamtrechtsnachfolge, also eine Univer-

salsukzession, wobei das Gesellschaftsvermögen automatisch übertragen wird. Beim Unter-

nehmensverkauf müssen aber jene Vermögensteile einzeln übertragen werden, d. h., es handelt 

 
118  Münchener Kommentar zum Handelsgesetzbuch (2005), §§ 1–104, S. 494. 
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sich um eine Singularsukzession.119 So müssen auch die jeweiligen Vorschriften in Bezug auf 

die einzelnen zu übertragenden Wirtschaftsgüter im Sachverhalt des Belegenheitsorts der Sa-

che beachtet werden.120 

Deutlicher ist die Problematik beim kaufmännischen Unternehmen, dessen Übertragung 

in der Regel nach deutschem Recht nicht im Ganzen erfolgen kann. Die Parteien können sich 

nicht einigen, das Unternehmen bzw. das Handelsgeschäft als Einheit zu übergeben, sondern 

es bedarf der Übergabe aller einzelnen Bestandteile dieses Handelsgeschäfts, je nach den je-

weiligen Einzelrechtshandlungen. Das heißt, die zum Handelsgeschäft gehörenden Bestand-

teile und Gegenstände werden nach den für sie maßgeblichen Vorschriften übertragen.  

Dies ist ähnlich dem ägyptischen Recht, und somit kann man dieser Auslegung nach ar-

gumentieren, dass das Handelsgeschäft i. S. v. § 22 HGB ähnlich wie das Handelsgeschäft im 

Sinne des ägyptischen Handelsgesetzbuchs und Handelsgeschäftsverkaufsgesetzes ist. 

Weil nach deutschen Recht das Unternehmen bzw. das Handelsgeschäft aber rechtlich 

nicht als eine wirtschaftliche Einheit definiert ist, kann ein Handelsgeschäftsverkauf nach deut-

schem Recht nicht durch einen Verkauf eines Handelsgeschäftsvertrags durchgesetzt werden, 

sondern eher durch einen Asset Deal, also den Verkauf von Vermögensgegenständen. 

Zwar wäre ein Asset Deal nach deutschem Recht mit dem Handelsgeschäftsverkauf im 

ägyptischen Recht vergleichbar, ist aber rechtlich nicht dasselbe. Denn obwohl das wirtschaft-

liche Resultat das Gleiche ist, unterscheidet sich die juristische Konstruktion teilweise: Beim 

Asset Deal, den das ägyptische Recht auch kennt, werden die individuellen Vermögenswerte, 

d. h. die Assets, verkauft und aufgelistet. Jedoch wird beim Handelsgeschäftsverkauf nach ägyp-

tischem Recht das Handelsgeschäft als wirtschaftliche Einheit verkauft, vorausgesetzt, die in-

dividuellen Bestandteile werden im Detail bestimmt. Beim Fehlen einer solchen Bestimmung 

gelten die zu dem Betrieb des Handelsgeschäfts nötigen Bestandteile als Teil der Transaktion.  

Haedicke schreibt:  

»Die Übertragung des Handelsgeschäfts/Unternehmens als sonstiger Gegenstand erfolgt durch 

Realakt, da an diesen definitionsgemäß gerade kein subjektives Recht besteht. Die Veräußerung 

sonstiger Gegenstände ist somit nicht unmittelbar vom klassischen Leitbild des Sach- bzw. 

Rechtsverkaufvertrags erfasst.«121  

Ein Unternehmen kann entweder durch einen Asset Deal oder einen Share Deal verkauft wer-

den.122 Auf jeden Fall werden beim Unternehmenskauf im Wege eines Asset Deals nicht nur 

 
119  BGH, NJW 1968, 392 (393), Heckschen, NZG 2006, 772. 
120  MERKT/GÖTHEL (2011), S. 260 Rn. 107. 
121  HAEDICKE (2003), S. 97. 
122  Bürgerliches Gesetzbuch, Kommentar, S. 834. 
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einzelne Wirtschaftsgüter verkauft, sondern es wird ein »Inbegriff von Sachen, Rechten und 

sonstigen Vermögenswerten« übertragen, und der Erwerber wird dadurch in die Lage versetzt, 

»das Unternehmen als solches weiterzuführen«.123  

Nach deutschem Recht ergab sich eine besondere Schwierigkeit einer Vorstellung vom 

Verkauf eines Handelsgeschäfts als eines einheitliches Vertragsgegenstands im französischen 

bzw. ägyptischem Sinne vor 2002 aus den generellen Voraussetzungen des Kaufs im BGB, und 

zwar weil § 433 BGB nur den Kauf von Sachen und Rechten als Gegenstände des Kaufvertrags 

kennt. Daraus folgt, dass die wirtschaftliche Einheit des Handelsgeschäfts mit all dessen un-

tergeordneten Sachen und Rechten nicht als Gegenstand eines Kaufvertrags vorkommen kann. 

Ein Handelsgeschäft bzw. ein Unternehmen besteht aber aus Sachen, Rechten und unkörperli-

chen Gegenständen und Bestandteilen, wie u. a. der Beziehung zur Kundschaft, die man als 

solche im deutschen Recht nicht verkaufen konnte. Gemäß § 90 BGB sind Sachen nur körper-

liche Gegenstände. Eine Veräußerung des Handelsgeschäfts als Ganzes im französischen bzw. 

ägyptischen Sinne ist im deutschen Recht unmöglich. 

Im Rahmen der Schuldrechtsreform im Jahr 2002 wurde aber in § 453 I BGB geregelt, 

dass die Vorschriften über den Kauf von Sachen auf den Kauf von Rechten und sonstigen Ge-

genständen entsprechende Anwendung finden. Das heißt, auch der Verkauf unkörperlicher Sa-

chen wie die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation ist nun durchsetzbar, und 

zwar als »sonstige Gegenstände«. Der Kauf von sonstigen Gegenständen betrifft vor allem 

Unternehmen.124  

Das HGB spricht u. a. von »Verkauf« (§ 22, 25) und »Verpachtung« (§ 22 Absatz 2) des 

Handelsgeschäfts sowie von dessen »Belastung mit Nießbrauch« (§ 22 Absatz 2). Der Begriff 

»Handelsgeschäft« i. S. v. § 22–27 HGB ist als ein Unternehmen zu verstehen. Nach dem Mün-

chener Kommentar liegt ein Erwerb des Handelsgeschäfts nur dann vor,  

»wenn das Unternehmen im Ganzen als Träger derjenigen tatsächlichen und rechtlichen Gege-

benheiten und Beziehungen übertragen wird, die es im Verkehr als handelsgewerblichen Betrieb 

bestimmten Gepräges erscheinen lassen. Der Erwerber muss objektiv in die Lage versetzt werden, 

die bisher erbrachten Leistungen nunmehr selbst zu erbringen. Die Veräußerung nur von Teilen 

eines Unternehmens, welche den neuen Inhaber nicht in die Lage versetzen, das Geschäft im Gro-

ßen und Ganzen unverändert weiterzuführen, reicht nicht. Doch ist es auch nicht erforderlich, dass 

alle Unternehmensbestandteile übernommen werden. Es genügt, wenn diejenigen Teile überge-

hen, die den Kern des Unternehmens ausmachen, das heißt den Tätigkeitsbereich bestimmen, mit 

 
123  JACOBY (2018), S. 288. 
124  JACOBY (2018), S. 288. 
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dem es nach außen in Erscheinung tritt. Auch ist zulässig, dass bestimmte Forderungen oder 

Schulden von der Übernahme ausgeschlossen werden.«125 

Die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation gehören zum Geschäfts- oder Fir-

menwert, was auch als »Goodwill« bezeichnet wird. Goodwill ist § 255 Absatz 4 HGB nach der 

Unterschiedsbetrag zwischen der Gegenleistung, den die Gesellschaft für den Erwerb des ge-

samten Unternehmens bewirkt hat, und der Summe der Einzelwerte seiner Vermögensgegen-

stände und Schulden. Obwohl es in § 266 Absatz 2 Satz 2 HGB unter dem Posten »Immaterielle 

Vermögungsgegenstände« steht, war es kein tatsächlicher Vermögensgegenstand, sondern nur 

eine Bilanzierungshilfe. Das folgte daraus, dass nach früherem deutschen Recht Goodwill 

keine Einzelverkäufe und Verwertbarkeit hatte.126 Im Gegensatz zu deutschem Recht kann 

Goodwill als Hauptbestandteil des Handelsgeschäfts nach ägyptischen Recht auch dann ver-

kauft werden, wenn es keinen zusätzlichen Wert zum Wert der einzelnen Vermögensgegen-

stände des Unternehmens abzüglich der Schulden hat. 

Die mit dem BilMoG eingefügte Bestimmung des § 246 Absatz 1 Satz 4 HGB sieht aber 

nun vor, dass es bei der Übernahme eines Unternehmens einen Unterschiedsbetrag gibt für den 

entgeltlich erworbenen Geschäfts- oder Firmenwert, der als ein zeitlich begrenzt nutzbarer 

Vermögensgegenstand gilt:  

»Der Unterschiedsbetrag, um den die für die Übernahme eines Unternehmens bewirkte Gegen-

leistung den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände des Unternehmens abzüglich der Schul-

den im Zeitpunkt der Übernahme übersteigt (entgeltlich erworbener Geschäfts- oder Firmenwert), 

gilt als zeitlich begrenzt nutzbarer Vermögensgegenstand.« 

Mit der Einführung von § 246 Absatz 1 Satz 4 HGB zählen jetzt zum »Gesamtwert« eines Unter-

nehmens immaterielle (unkörperliche) Vermögenswerte sowie auch der »Kundenstamm des 

Unternehmens, Ausbildungsstand und Leistungsfähigkeit der Mitarbeiter, Vertriebsnetz, der Ruf 

und der Bekanntheitsgrad des Unternehmens und seiner Produkte oder das Markpotential für die 

Zukunft«,127 also das, was als ›Goodwill‹ oder ›Unternehmenswert‹ bezeichnet werden kann. 

Jedoch sieht Staub HGB vor,128 dass die mit dem BilMoG eingefügte Bestimmung des 

§ 246 Absatz 1 Satz 4 HGB dem Goodwill zwar eine selbstständige Bewertungsfähigkeit gibt, 

diese aber nicht genügend ist, um die Eigenschaft eines Vermögensgegenstands zu begründen, 

weil er das Kriterium der selbstständigen Verkehrsfähigkeit nicht erfüllt. Der entgeltlich er-

worbene Geschäfts- oder Firmenwert wird zwar nach heutigem Recht als zeitlich begrenzt 

 
125  Münchener Kommentar zum Handelsgesetzbuch (2005), §§ 1–104, S. 493. 
126  Münchener Kommentar zum Handelsgesetzbuch (2008), §§ 238–342 e, S. 359. 
127  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 234. 
128  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 234. 
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nutzbarer Vermögensgegenstand fingiert, ergibt aber keine Änderung hinsichtlich des selbst 

geschaffenen Geschäfts- oder Firmenwertes, die weiterhin nicht aktivierungsfähig sind.129  

Für die Aktivierung gibt es zwei Voraussetzungen: 1) Der Tatbestand der Übernahme eines 

Unternehmens muss vorliegen, und 2) die für das übernommene Unternehmen gewährte Ge-

genleistung muss den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände des Unternehmens abzüglich 

der Schulden zum Zeitpunkt der Übernahme übersteigen.130 

Das bedeutet, dass das heutige deutsche Recht vorsieht, dass Goodwill inklusive Beziehung 

zur Kundschaft und/oder Geschäftsreputation bei der Unternehmensübernahme veräußert wer-

den kann, und zwar nur mit der Voraussage, dass es zusätzlich einen Unterschiedsbetrag gibt.  

Eine ähnliche Bestimmung ist nach ägyptischen Recht nicht vorausgesetzt, d. h., Goodwill 

kann nach ägyptischem Recht auch ohne Weiteres bzw. unabhängig von einem zusätzlichen 

Wert zu seinem eigenen Wert veräußert bzw. verkauft werden, den einzelne Vermögensgegen-

stände des Unternehmens abzüglich der Schulden haben. Auch kann Goodwill im ägyptischen 

Recht ohne den Rest des Unternehmens verkauft werden, vorausgesetzt, dass – wenn Bezie-

hungen zur Kundschaft und Geschäftsreputation verkauft werden – das Handelsgeschäft somit 

auch als verkauft gilt. 

Ein anderer Unterschied zwischen deutschem und ägyptischem Recht hinsichtlich des 

Preises ist, dass nach deutschem Recht der aktivierte Unterschiedsbetrag nach Maßgabe der 

für Vermögensgegenstände des Anlagevermögens geltenden Bestimmungen (§ 253 Absatz 3, 

Absatz 5 Satz 2) abzuschreiben ist, weil der entgeltlich erworbene Geschäfts- oder Firmenwert 

als zeitlich begrenzt und nutzbarer Vermögensgegenstand ignoriert wird.131 Die Parteien haben 

unter ägyptischem Recht mehr Freiheit, was die Berechnung des Preises (quasi des Unter-

schiedsbetrags) angeht, nur ist zu berücksichtigen, dass der Verkauf der Gegenstände für einen 

höheren Preis als den Bilanzwert steuerpflichtig ist. Hier muss der Verkäufer Kapitalertrags-

steuer bezahlen, wenn Goodwill, Beziehung zur Kundschaft und Geschäftsruf nicht in der Bi-

lanz erscheinen. 

Auf jeden Fall muss nach deutschem Recht – wie unter ägyptischem Recht – die Über-

nahme des Unternehmens sich durch Übertragung der diesem zugeordneten Vermögensgegen-

stände vollziehen.132  

 
129  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 235. 
130  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 235. 
131  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 236. 
132  CANARIS/HABERSACK/OETKER/STAUB (2009), S. 235. 
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2.1.2 Abgrenzung zur Abtretung eines Mietvertrags und Untermietung 

Aufgrund der hohen Immobilienpreise in Ägypten gehört in den meisten Fällen das Gebäude, 

in dem das Handelsgeschäft betrieben wird, nicht dem Geschäftsinhaber, sondern dieser mietet 

es für den Zweck des Handelsgeschäfts an. Die örtliche Lage des Handelsgeschäfts ist von 

wichtiger Bedeutung, insbesondere für die Beziehung zur Kundschaft.133 Daher ist der Miet-

vertrag bzw. Anspruch auf Miete als Bestandteil des Handelsgeschäfts zu betrachten. 

Nach ägyptischem Mietrecht ist einem Mieter eine Untermietung ohne die Zustimmung des 

Vermieters nicht gestattet. Betrifft dies jedoch ein Grundstück bzw. Gebäude, in dem eine Fab-

rik oder ein Geschäft errichtet wurde, und ist es für den Mieter erforderlich, diese Fabrik oder 

dieses Geschäft zu verkaufen, so kann das Gericht nach Artikel 594/2 des Zivilgesetzes die 

Miete trotz Vorliegen der vereinbarten Bedingung einbehalten, wenn der Käufer eine ausrei-

chende Sicherheit geleistet hat und der Vermieter dadurch nicht tatsächlich geschädigt wurde. 

Die meisten Untervermietungsprobleme in Ägypten betreffen das alte Mietgesetz Nr. 136/

1981, das weder ein Kündigungs- bzw. Nichterneuerungsrecht des Mieters noch eine Erhöhung 

der Miete vorsieht, weswegen die Miete der nach dem alten Gesetz gemieteten Immobilien 

deutlich unter dem gerechten Marktwert liegt. Heutzutage gilt das Gesetz nur noch für die 

darunter geschlossenen Verträge, d. h. jene Verträge, deren erste Frist vor Ersetzung des Geset-

zes Nr. 136/1981 durch neuere Gesetze abgeschlossen wurden und die seitdem noch gültig sind 

bzw. verlängert werden. Jedoch gilt meist auch bei anderen späteren Gesetzen dieselbe Regel, 

d. h., Untermietung ist ohne Zustimmung des Besitzers unzulässig. 

Gemäß Artikel 20 Gesetz Nr. 136 von 1981 hat der Vermieter in den Fällen, wo der Mieter 

das Geschäft oder die Fabrik verkauft oder den Nießbrauch für andere Zwecke als zum Wohnen 

abtritt, Anspruch auf 50 % des Verkaufspreises bzw. Abtretungspreises nach Abzug des Wertes 

der sich im Grundstück befindlichen beweglichen Sachen.  

Als Ergebnis dieser Ausnahme und aufgrund der Tatsache, dass Vermieter in Ägypten in 

der Regel einer Untermietung nicht zustimmen würden, kann es in der Praxis allzu oft dazu 

kommen, dass ein Mieter für das Grundstück bzw. Gebäude, in dem er sein Geschäft betreibt, 

das Handelsgeschäft nur angeblich im Außenschein verkauft bzw. den Nießbrauch des Han-

delsgeschäfts abtritt, um eine tatsächliche Untermietung zu decken. 

In dieser Hinsicht unterliegt das Feststellen einer solchen Absicht der Parteien der Beur-

teilung des Gerichts.134 Zum Beispiel kann das Gericht die Absicht einer Untermietung daraus 

 
133  Siehe Teil I 5.2.3 dieser Arbeit. 

134  KA 639-43 J, 18-5-1977, Jahr 28, S.1239 & KA 1952-50 J, 26-10-1987 & KA 98-2 J, 6-3-1952 & KA 92-17 J, 12-

1-1950. 
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entnehmen, dass gleich vor der angeblichen Abtretung des Nießbrauchs des Geschäfts der Ge-

schäftsinhaber eine neue Erwerbstätigkeit zu seiner Handelsregistrierung zugefügt hat und 

diese dann als Handelsgeschäft verfügt hat. Auch muss der Rechtsprechung nach eine Notwen-

digkeit den Verkauf bzw. die Abtretung erfordert haben. Dies gilt angesichts der ausdrückli-

chen Formulierung von Artikel 594/2 des Zivilgesetzes,135 das bei der Anmietung eines Grund-

stücks, in dem eine Fabrik oder ein Handelsgeschäft eingerichtet wurde, und falls diese Fabrik 

oder dieses Handelsgeschäft verkauft werden muss, vorsieht, dass das Gericht trotz Vorliegens 

der ausschließenden Bedingung die Aufrechterhaltung des Mietverhältnisses beschließen 

kann, wenn der Käufer eine ausreichende Garantie leistet und dem Vermieter dadurch kein 

erheblicher Schaden entsteht. Jedoch würde das Gericht den Verkauf bzw. die Abtretung des 

Nießbrauchs eines Handelsgeschäfts als solches erachten, wo ein offizieller Beamter ein Han-

delsgeschäft erbt und dem Beamten kommerzielle Tätigkeiten untersagt sind.136 Auch gilt das 

Engagieren Dritter in dem Handelsgeschäft nicht als Untervermietung.137 

Artikel 20 Gesetz Nr. 136 von 1981 ist nur dann durchsetzbar, wenn der Preis des Verkaufs 

bzw. der Abtretung des Nießbrauchs deutlich ist, was gemäß Artikel 1 Gesetz Nr. 11/1940 auch 

der Fall sein muss. 

In jedem Fall sollten binnen der nächsten fünf Jahre138 die Probleme im Zusammenhang 

mit dem alten Mietgesetz behoben werden.139 Im März 2022 wurde Gesetz Nr. 10/2022 erlas-

sen, das eine fünfjährige Schonfrist vorsieht, nach der die nach dem alten Gesetz zu gewerbli-

chen Zwecken vermieteten Immobilien geräumt und dem Eigentümer bzw. Vermieter zurück-

gegeben werden müssen, sofern zwischen den Parteien nichts anderes vereinbart wurde. Für 

Mieter, die die Miete verlängern möchten, bedeutet das, dass sie dies nach dem neuen Gesetz 

und somit zu einem gerechten Marktwert der Miete vereinbaren werden müssen. 

2.1.3 Formvorschriften 

Wie oben erwähnt, regelt das ägyptische Recht den Verkauf eines Handelsgeschäfts nach zwei 

parallelen Gesetzen, und zwar dem Handelsgesetzbuch und Gesetz Nr. 11 von 1940 über den 

Verkauf und die Verpfändung des Handelsgeschäfts. Dieses Gesetz ist 59 Jahre älter als das 

Handelsgesetzbuch, aber immer noch gültig und durchsetzbar. 

 
135  KA 859-47 J, 6-6-1981. 
136  KA 1042-51 J, 15-11-1987. 
137  KA 552-42 J, 16-6-1979, Jahr 30, S. 636. 
138  Ab 7. März 2022. 
139  Stand der Arbeit: 15. Juli 2024. 
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Gesetz Nr. 11/1940 regelt den Verkauf eines Handelsgeschäfts als eine einvernehmliche Ver-

einbarung, d. h., als einen formfreien konsensualen Vertrag, was keine besondere Formalität oder 

Schriftform erfordert. Artikel 1 des Gesetzes Nr. 11/1940 sieht ausdrücklich vor, dass die Trans-

aktion in Form einer offiziellen oder nicht offiziellen Vereinbarung erfolgen kann, sofern sie 

von den beteiligten Parteien unterzeichnet oder abgestempelt wird. Das Kassationsgericht er-

klärte, dass die Vereinbarung in nicht schriftlicher Form erfolgen kann und die Schriftform nur 

erforderlich ist, um das Verkäuferprivileg (Vorzugsrecht) für den Verkäufer durchzusetzen.140 

Seit dem Erlass des ägyptischen Handelsgesetzes erfordern der Verkauf sowie die rechts-

wirksame Begründung von dinglichen Rechten an einem Handelsgeschäft oder die Vermietung 

des Gebrauches eines Handelsgeschäfts jedoch eine schriftliche Vereinbarung gemäß Arti-

kel 37/1 des Handelsgesetzbuchs. Dieser Artikel ersetzt Artikel 1 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 

in Übereinstimmung mit dem ersten Artikel der Präambel des Handelsgesetzbuchs, der vor-

sieht, dass das neue Gesetz alle früheren widersprüchlichen Bestimmungen ersetzen soll. Das 

bedeutet, dass die schriftliche Form eine Wirksamkeitsvoraussetzung des Verkaufsvertrags 

eines Handelsgeschäfts geworden ist. Das Handelsgesetzbuch verlangt jedoch nicht, dass eine 

solche schriftliche Vereinbarung offiziell ist, d. h., sie muss nicht notariell beglaubigt, datums-

bescheinigt oder auf irgendeine andere Weise legalisiert werden, um wirksam zu sein. 

Auf der Grundlage von Artikel 2 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 und Artikel 38/1  des Han-

delsgesetzes muss der Verkauf eines Handelsgeschäfts aber in jedem Fall im Handelsregister 

eingetragen werden. Ungeachtet der Wirksamkeitsvoraussetzungen des Vertrags gilt die Eigen-

tumsübertragung des Handelsgeschäfts nur dann, wenn der Verkauf im Handelsregister einge-

tragen ist. Dies gilt nicht nur im Außenverhältnis gegenüber Dritten, sondern sogar im Innen-

verhältnis der Parteien.  

In der Praxis kommt diese Eintragung jedoch selten vor. Hierfür scheint es keinen eindeu-

tigen Grund zu geben. Es könnte allerdings daran liegen, dass die Parteien oft im Wege eines 

Asset Deals verkaufen, ohne Gesetz Nr. 11/1940 oder das Handelsgeschäft  in genauen Betracht 

zu ziehen, zumal es keine Behörde gibt, die den Prozess reguliert oder überwacht. Zwar 

erfahren die Steuerbehörde und die Wettbewerbsbehörde von der Transaktion, in der Praxis 

jedoch teilen sie weder die Transaktion dem Handelsregister mit noch fordern sie die Parteien 

auf, die Transaktion im Handelsregister einzutragen. 

Die Formalitätsanforderungen nach ägyptischem Recht können dahingehend kritisiert 

werden, dass sie keine Vorschriften zum Schutz von Minderheitsaktionären des Verkäufers 

 
140  CA No. 391/46 J, hearing of 9/1/1980 and CA No. 629/43 J, hearing of 18/5/1977. 
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enthalten, d. h., das Handelsregisteramt ist nicht ausdrücklich verpflichtet, die Zustimmung der 

Gesellschafter vor Eintragung der Veräußerung des Handelsgeschäfts zu prüfen.141 

Das deutsche Recht sieht keine ausdrückliche besondere Form des Handelsgeschäfts- bzw. 

Unternehmenskaufvertrags an sich vor,142 jedoch ergeben sich die Formvorschriften des Un-

ternehmenskaufs aus den allgemeinen Regeln, und zwar in Bezug auf die jeweiligen übertra-

genen Bestandteile des Unternehmens. Zum Beispiel bedarf es nach § 311 b Absatz 1 BGB einer 

notariellen Beurkundung, falls das Eigentum an einem Grundstück übertragen wird. 

Hier stellt sich die Frage, ob das Handelsgeschäft bzw. das Unternehmen an sich als ein 

gesamtes Vermögen einer Beurkundung nach § 311 b Absatz 3 BGB bedarf, insbesondere wenn 

das Handelsgeschäft pauschal, d. h. ohne Auflistung der Bestandteile, übertragen wird.  

Zur Beantwortung dieser Fragen muss der Rechtsprechung nach erst geklärt werden, ob 

es sich um das gesamte gegenwärtige Vermögen der veräußernden Partei oder einen Bruchteil 

davon143 handelt, sowie, ob es sich bei der Verpflichtung auf fremdes Vermögen, Sonderver-

mögen oder einen Inbegriff von (abgrenzbaren) Vermögenswerten bezieht.144  

In der Rechtspraxis ist zu bedenken, ob bzw. inwiefern § 311 b Absatz 3 BGB für Asset 

Deals juristischer Personen anwendbar ist. Einerseits wird berücksichtigt, dass, wenn der Über-

tragungsvertrag ausdrücklich die Gegenstände einzeln aufführt, das Rechtsgeschäft nicht der 

notariellen Beurkundung unterliegen würde, selbst wenn diese Gegenstände zusammen das 

gesamte wesentliche Vermögen des Veräußerers ausmachen.145 Unabhängig davon wird ge-

fragt, ob sich die Norm nicht im Hinblick auf die einschlägigen Normen des Kapitalgesell-

schaftsrechts reduzieren lässt und damit bei juristischen Personen nicht von vornherein unan-

wendbar ist, da z. B. bei der AG ein Schutz des Vorstands bereits dadurch gewährleistet ist, 

dass § 179 a AktG einer Mehrheit von 3/4 des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundka-

pitals bedarf, wenn es sich um einen Vertrag handelt, durch den sich die AG zur Übertragung 

des gesamten Gesellschaftsvermögens verpflichtet und sich bei einer GmbH die Einholung 

eines zustimmenden Gesellschafterbeschlusses auch auslöst.146 

 
141  Siehe Teil III 3.4.2 dieser Arbeit. 

142  DROSTE (2008), S. 22. 
143  BGH NJW 1991, 353 (355); NJW 1957, 1514; dazu SCHERER (2020). 

144  SCHERER (2020), § 5, Rn. 192. 

145  WERNER, S. 1136–1138, unter Hinweis auf RG v. 12.11.1908 – VI 633/07, RGZ 69, 416 (420); v. 3.2.1919 – IV ZR 

323/18, RGZ 94, 315 (316); v. 9.7.1932 – VI 205/32, RGZ 137, 324 (349); BGH v. 19.6.1957 – IV ZR 214/56, 

BGHZ 25, 1 (4); v. 5.5.1958 – VII ZR 102/57, BB 1958, 648; v. 30.10.1990 – IX ZR 9/90, NJW 1991, 353 (355) 

und Klöckner, DB 2008, 1083 (1084); Müller, NZG 2007, 201 (204); Böttcher/Grewe, NZG 2005, 950 (954). 

146  WERNER, S. 1138. 
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Nach aktueller Rechtsprechung147 findet bei einer Übertragung eines Handelsgeschäfts 

bzw. Unternehmens im Wege eines Asset Deals § 311 b Absatz 3 BGB bei der erforderlichen 

Spezifizierung der zu übertragenden Vermögensgegenstände keine Anwendung, es bleibt al-

lerdings unklar, ob der Vertrag beurkundet werden muss.148 Nach »richtiger Ansicht« müssten 

sich juristische Personen beim Unternehmenskauf an § 311 b Absatz 3 BGB messen lassen.149 

Im lokalen (d. h. rein deutschen) Bezug wäre es ein hohes Risiko, sich in der Praxis auf 

eine solche Auslegung zu verlassen, da sich daraus fatale Konsequenzen ergeben würden, 

sollte diese Auslegung erfolgreich angefochten werden. Denn im Gegensatz zum ägyptischen 

Recht, das die Gültigkeit der Übertragung nur von der Eintragung im Handelsregister abhängig 

macht, allerdings das Rechtsgeschäft an sich nicht als nichtig erklärt, gilt nach deutschem 

Recht das Rechtsgeschäft der Übertragung des gesamten Vermögens im Falle des Fehlens oder 

der Beurkundung als nichtig. Wäre davon auszugehen, dass die Übertragung des Handelsge-

schäfts der Beurkundung nach § 311 b Absatz 3 BGB unterliegt, so sei das Rechtsgeschäft, bei 

dem die Beurkundungsform nicht gewahrt ist, nach § 125 Satz 1 BGB nichtig, da es der gesetz-

lichen Form ermangelt, so Droste und auch Heckschen.150 Eine Heilungsvorschrift ist nicht 

vorgesehen, bzw. kann eine dingliche Erfüllung der Verpflichtung zur Übertragung des gegen-

wärtigen Vermögens den Mangel der Form infolgedessen nicht beseitigen.151 Hier kommt in 

Betracht, ob die Wirkung von § 125 Satz 1 BGB aufgrund von Treu und Glauben nach § 242 

BGB reduziert bzw. korrigiert werden kann. Da § 125 Satz 1 BGB allerdings zwingendes Recht 

ist und eine Ausnahme hierzu explizit gesetzlich vorgesehen sein müsste, was bei § 311 b Ab-

satz 3 BGB nicht der Fall ist, wäre eine Heilung nach § 242 BGB nicht möglich, wobei sich ein 

Rückforderungsausschluss aus § 814 BGB ergibt.152 

Allerdings nimmt die Lehre im Zusammenhang mit grenzüberschreitenden Unterneh-

menskäufen – wo unklar ist, ob die notarielle Beurkundung für die Übertragung ausländischer 

Vermögenswerte erforderlich ist – die Auslegung an, dass, wenn der Vertrag die Vermögens-

werte ausdrücklich einzeln aufführt, das Rechtsgeschäft nicht der notariellen Beurkundung un-

 
147  SCHERER (2020): So begründet der BGH seine Entscheidung, § 311 b Abs. 3 BGB nur bei »Bausch und Bo-

gen«-Versprechen über das ganze Vermögen (oder einen Bruchteil) anzuwenden, nicht aber für ein Sonder-

vermögen (NJW 1991, 353), allein durch Verweis auf eine BGH-Entscheidung aus dem Jahr 1957 (NJW 1957, 

1514), die letztlich auf der Entscheidung RGZ 137, 324 beruht, in der dieser Aspekt aber nicht entscheidungs-

erheblich, sondern lediglich Teil eines einführenden Satzes zu § 311 BGB a. F. war. 

148  SCHERER (2020), § 5, Rn. 192 f.; KNOTT/MIELKE (2012), Rn. 2063; ETTINGER (2012), Teil D, Rn. 70. 
149  GEBELE (2015), § 2, Rn. 248; siehe auch DROSTE (2008), S. 37 f. unter Hinweis auf RGZ 69, 283; RGZ 76, 1; 

und RGZ 137, 327.  

150  DROSTE (2008) S. 123; HECKSCHEN, Rn. 776 f. 

151  DROSTE (2008), S. 133. 
152  DROSTE (2008), S. 140. 
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terliegen würde. In diesem Zusammenhang erwägt die Lehre die ausdrückliche Auflistung der 

einzelnen Vermögenswerte, um zu vermeiden, dass der Asset Deal insgesamt als pauschale 

Veräußerung (in ›Bausch und Bogen‹) ausgelegt wird.153 Eine solche Strukturierung wäre eine 

Überlegung wert, wenn eine deutsche Muttergesellschaft eine ausländische Niederlassung im 

Rahmen eines Asset Deals veräußert und sicherheitshalber die Vermögenswerte detailliert auf-

listet, so dass die Beurkundungspflicht entfällt. 

2.1.4 Vertragselemente 

Die Elemente der Vereinbarung sind 1) das Handelsgeschäft und 2) der Preis, die in Details 

bestimmt werden müssen. 

2.1.4.1 Das Handelsgeschäft als Verkaufsgegenstand 

Wie oben erwähnt, besteht das Handelsgeschäft aus einer Reihe von Bestandteilen. Die Ver-

kaufsvereinbarung muss diese Bestandteile im Detail bestimmen. Dies ergibt sich aus Artikel 1 

des Gesetzes Nr. 11 von 1940, der vorsieht, dass der Vertrag im Einzelnen den Preis jedes der 

das Handelsgeschäft bildenden Bestandteile festlegt. Daher kann die Vereinbarung nicht auf 

einer pauschalen Preisbasis geschlossen werden. Nicht alle Bestandteile des Handelsgeschäfts 

müssen verkauft werden. Es reicht, wenn nur ein Teil dieser Bestandteile verkauft wird, vo-

rausgesetzt, dass die Hauptbestandteile verkauft werden, d. h. die Verbindung mit den Kunden 

und die Geschäftsreputation, sowie für den Betrieb nötige Bestandteile wie z. B. Patente, wo 

das Handelsgeschäft sich auf diese bezieht, den Anspruch auf den Mietvertrag, wo die Lage 

des Handelsgeschäfts relevant ist dafür, dass es berühmt ist und/oder viele Kunden hat, usw. 

Wenn solche Bestandteile, vor allem die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputa-

tion, nicht verkauft werden, darf die Vereinbarung nicht als Handelsgeschäftsverkauf ausgelegt 

werden und unterliegt nicht dem Gesetz Nr. 11 von 1940. Die Auslegung, ob es sich bei einer 

Vereinbarung um einen Handelsgeschäftsverkauf handelt, ist eine rechtliche Frage und unter-

liegt somit der Kontrolle des Kassationsgerichts. Bemerkenswert ist, dass der Handelsname 

kein Pflichtbestandteil des Handelsgeschäftsverkaufs ist, d. h., ein Handelsgeschäftsverkauf 

kann auch dann bestehen, wenn die Parteien sich darauf einigen, den Handelsnamen vom Ver-

kauf auszuschließen.154  

 
153  MERKT/GÖTHEL (2011), § 7, Rn. 53. 
154  KA, Sitzung vom 6/3/1952, Justiz-Jahr 15, S. 317. 
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Für das Bestehen eines Handelsgeschäftsverkaufs reicht es, dass die Beziehung zur Kund-

schaft und die Geschäftsreputation verkauft werden, ohne dass irgendwelche anderen körper-

lichen oder unkörperlichen Bestandteile verkauft werden, vorausgesetzt, dass der Käufer den-

selben Handel betreibt, den der Verkäufer betrieben hatte, damit der Sinn des Verkaufs der 

Beziehung zur Kundschaft und der Geschäftsreputation erreicht wird. 

2.1.4.2 Preis 

Der Preis kann entweder als Gesamtpauschale oder in Raten bestimmt werden. Bei Raten 

würde man normalerweise den Gesamtpreis zusammen mit den Raten nennen. Vorausgesetzt 

ist aber bei Raten, dass der Preis für jeden Bestandteil identifiziert ist.  

Die Bestandteile werden nicht anteilig durch die Raten bezahlt, sondern durch die Raten 

werden zunächst die verkauften Güter bezahlt, sodann erst die unkörperlichen Bestandteile des 

Handelsgeschäfts. Ein gegenteiliges Abkommen ist ungültig. Dies folgt aus Artikel 1 des Ge-

setzes Nr. 11 von 1940. 

2.1.5 Rechtsfolgen des Handelsgeschäftsverkaufs 

Aus dem Handelsgeschäftsverkauf folgen gewisse Verpflichtungen für den Verkäufer und den 

Käufer.  

2.1.5.1 Pflichten des Verkäufers bzw. Rechte des Käufers 

Die Pflichten des Verkäufers beschränken sich auf die Verpflichtung, das Eigentum des Han-

delsgeschäfts zu übertragen und das Handelsgeschäft zu übergeben sowie die Verpflichtung, 

Exposition und Fälligkeiten zu gewährleisten. Der Käufer wiederum hat das Recht auf die 

Erfüllung der vorgenannten Pflichten des Verkäufers ihm gegenüber. 

2.1.5.1.1 Eigentumsübertragung 

Das Handelsgesetzbuch hat eine neue Bestimmung zur Übertragung des Eigentums an dem 

Handelsgeschäft erlassen. So sieht Artikel 38/1 des Handelsgesetzbuchs vor, dass das Eigentum 

an dem Handelsgeschäft erst ab dem Datum der Eintragung im spezifischen Register und der 

Veröffentlichung der Zusammenfassung im Handelsregister unter den Parteien oder in Bezug 

auf Dritte übertragen wird.  

Somit setzt das Handelsgesetz ähnliche Bestimmungen für den Vertrag über den Verkauf 

des Handelsgeschäfts wie für den Vertrag über den Verkauf von Immobilien in Bezug auf die 
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Aussetzung der Wirkung der Eigentumsübertragung fest. Dies gilt sowohl zwischen den Par-

teien als auch in Bezug auf Dritte und erfolgt mit der Eintragung in einem spezifischen Register 

und, im spezifischen Fall des Handelsgeschäfts, der Veröffentlichung einer Zusammenfassung 

im Handelsregister. 

Mit dem spezifischen Register i. S. v. Artikel 38/1 des Handelsgesetzbuchs ist das in Arti-

kel 37/2 des Handelsgesetzbuchs vorgeschriebene Register gemeint, das im Handelsregister 

aufbewahrt ist. Die Veröffentlichung der Zusammenfassung ist eine notarielle Vorgehensweise 

und unterliegt somit Gesetz Nr. 34 von 1976 über den Notar sowie Artikel 38/3 des Handelsge-

setzbuchs, der vorsieht, dass diese Veröffentlichung bzw. Registrierung spezifische Details ent-

halten muss, und zwar: Namen, Adressen und Nationalitäten der Parteien, Datum des Vertrags, 

Geschäftstätigkeit des Handelsgeschäfts und seine Adresse, außerdem die Elemente, deren 

Übertragung die Parteien vereinbart haben, der Teil des Preises, der beim Vertragsabschluss 

bezahlt wurde, und Angaben zur Vorgehensweise zur Bezahlung des Restbetrags des Preises. 

Zusätzlich müssen die mit dem Handelsgeschäft verbundenen Verträge und Verpflichtungen 

einschließlich Angaben dazu, ob diese mit dem Handelsgeschäft übertragen werden, eingetra-

gen werden. Sollte der Verkäufer ein Vorrecht zum Preis oder ein Aufhebungsrecht bei Nicht-

bezahlung haben, muss auch dies eingetragen werden. 

Dementsprechend gilt die Übergabe des Eigentums zu dem Handelsgeschäft als unkörper-

licher beweglicher Gegenstand nicht gleich, sobald der Vertrag unterschrieben ist und die Par-

teien sich einigen, sondern erst, nachdem sie die oben genannten Vorschriften erfüllen. 

Was die einzelnen Bestandteile des Handelsgeschäfts angeht, unterliegt die Übertragung 

deren Eigentums den für sie jeweiligen geltenden Gesetzen und Bestimmungen solcher Bestand-

teile. Dies gilt deshalb, weil diese Bestandteile ihre Individualität nicht verlieren, obschon sie 

als Bestandteile des Handelsgeschäfts als eine wirtschaftliche Einheit zueinander gesetzt sind. 

Zum Beispiel unterliegt die Übertragung des Eigentums eines Firmenzeichens den ent-

sprechenden Regelungen gemäß Artikel 89 des Gesetzes Nr. 82/2002 über geistiges Eigentum, 

das vorsieht, dass die Übertragung des Eigentums an Firmenzeichen oder die Überlassung des 

Nießgebrauchs oder Verpfändung von Firmenzeichen nur dann im Bezug auf Dritte wirksam 

ist, wenn dies gemäß den Bestimmungen der Ausführungsbestimmungen des Gesetzes im Re-

gister eingetragen und veröffentlicht ist. Der Verkauf, die Verpfändung oder die Abtretung des 

Nießbrauchs von Patenten unterliegt ähnlichen Regelungen gemäß Artikel 21/1 des Gesetzes 

über geistiges Eigentum. 

Dies ist auch durch Artikel 43/2 des Handelsgesetzbuchs bestätigt, und zwar sieht dieses 

vor, dass u. a. Handelsnamen, Firmenzeichen und Patente den für sie jeweils geltenden Geset-

zen und Regelungen unterliegen. Gleichfalls unterliegt die Übertragung des Anspruchs auf 

Miete den jeweiligen Regelungen im Zivilgesetz, und zwar muss Artikel 350 hinsichtlich der 
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Zustimmung des Vermieters berücksichtigt werden. Für andere Verträge bzw. für die Übertra-

gung von Schulden des Handelsgeschäfts gilt Artikel 316 des Zivilgesetzes, das vorsieht, dass 

der Gläubiger die Übertragung erst anerkannt haben muss. 

Weil das Handelsgeschäft als unkörperliche bewegliche Gelder betrachtet wird und somit 

nicht von den Regelungen der körperlichen Gelder betroffen ist, unterliegt es nicht der gene-

rellen Regelung, dass der Besitz beweglicher Sachen das Beweisinstrument des Eigentumes 

ist. Daraus folgt, dass, wenn der Geschäftsinhaber das Handelsgeschäft ein zweites Mal an 

einen anderen Käufer verkauft und dem letzteren das Handelsgeschäft übergibt, dies keine 

Wirkung gegenüber dem ersten Käufer hat, selbst wenn der zweite Käufer im guten Glauben 

gehandelt hat. Dasselbe gilt auch für jegliche mit dem Handelsgeschäft verbundenen körperli-

chen Bestandteile wie z. B. Waren, Güter, Betriebseinrichtungen usw., sofern diese als Be-

standteile des Handelsgeschäfts übertragen wurden.155 

2.1.5.1.2 Pflicht zur Übertragung bzw. Aushändigung des Handelsgeschäfts 

Der Verkäufer des Handelsgeschäfts ist nach dem ägyptischen Zivilgesetz verpflichtet, dem 

Käufer die Gewalt und die Inbesitznahme und somit die Nutzung des Handelsgeschäfts als der 

verkauften Sache zu verschaffen. Die Übertragung erfolgt dadurch, dass die einzelnen Be-

standteile des Handelsgeschäfts nach den jeweiligen für sie geltenden Gesetzen und Bestim-

mungen ausgehändigt und übergeben werden. Das heißt, es genügt nicht, dass der Verkäufer 

dem Käufer den Schlüssel des Ladens übergibt, sondern jeder Bestandteil muss einzeln und 

wirksam übergeben werden. 

Auch nach deutschem Recht ist der Verkäufer verpflichtet, jene Sachen und Rechte zu 

übertragen. Dazu gehören bewegliche Sachen und Immobilien. Der Verkäufer einer Sache wird 

nach § 433 Absatz 1 BGB durch den Kaufvertrag u. a. verpflichtet, dem Käufer die Sachen zu 

übergeben.156 Im Gegensatz zum ägyptischen Recht werden nach deutschem Recht aber auch 

Forderungen übertragen, ohne dass es einer gesonderten Abtretung bedarf, auch erfolgt die 

Übertragung der Passiva i. S. der Erfüllungsübernahme nach § 415 BGB.157 Ferner sind nach 

§ 413 BGB »andere Rechte« übertragbar.158 Hierzu soll u. a. die Firma gehören,159 jedoch müs-

sen die Voraussetzungen und Rechtsfolgen von § 25 HGB beachtet werden. 

 
155  EL KALYOUBI (2013), S. 71. 
156  Er ist auch verpflichtet, ihm Eigentum an der Sache zu verschaffen. 

157  LACHER (1968), S. 45. 
158  ETTINGER (2012), Teil D Rn. 180. 
159  ETTINGER (2012), Teil D Rn. 183; MÜNCHENER KOMMENTAR BGB (2012), § 413 Rn. 4 ff. 
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Für die Übertragung der Beziehung zur Kundschaft soll der Verkäufer dem Käufer nach 

ägyptischem Recht eine detaillierte Liste der Kundschaft und die Daten der Kunden sowie 

Dokumente zu deren Identifikation und deren Kontaktdaten geben, zudem auch die gesamte 

Korrespondenz mit den Kunden und ihre Aufträge zeigen sowie beschreiben, wie sie jeweilig 

bezahlen und überdies Bescheid geben, falls es irgendwelche Zahlungsmittelvereinbarungen 

gibt,160 wobei allerdings auch der Schutz personenbezogener Daten zu bedenken ist.161 

Der Verkäufer muss dem Käufer die Waren und Betriebseinrichtungen übergeben, soweit 

sie als Bestandteile des Handelsgeschäfts verfügt werden, einschließlich Waren, die nicht im 

Laden selbst, sondern z. B. im Lager sind, sowie Dokumente von Waren, die der Verkäufer 

gekauft, jedoch noch nicht erhalten hat. Ferner soll der Geschäftsinhaber den Erwerber in Ver-

bindung mit dem Vermieter des Grundstücks bzw. Gebäudes bringen. Wenn der Verkauf Pa-

tente einschließt, so muss der Verkäufer dem Käufer auch die damit verbundenen Geschäfts-

geheimnisse sowie das Beweisinstrument dieser Patente übergeben. 

Hier stellt sich die Frage, ob der Verkäufer dazu verpflichtet ist, den Käufer persönlich den 

Kunden zu empfehlen. Nach herrschender ägyptischer Lehre ist dies keine Pflicht; es ist üblich, 

dass der neue Geschäftsinhaber eine eigene Marketingkampagne führt, die auch ankündigt, 

dass das Handelsgeschäft einen neuen Geschäftsinhaber hat.162 Im Gegensatz dazu erfolgt die 

Übertragung des Tätigkeitsbereichs nach deutscher Lehre durch Einweisung des Erwerbers, so 

dass er in die Lage versetzt wird, das Unternehmen allein mit Hilfe der veräußerten Gegen-

stände zu betreiben. Dazu gehört, dass der Käufer verlangen kann, der Kundschaft vorgestellt 

zu werden.163  

2.1.5.1.3 Gewährleistungspflicht für versteckte Mängel 

Historisch reichen die Ursprünge der Gewährleistungspflicht für versteckte Mängel bis zum 

römischen Recht zurück. Dort gab es Offiziere (aediles curules), die für die Kontrolle der 

Märkte zuständig waren und, um versteckte Mängel zu vermeiden, die Verkäufer dazu zwangen, 

diese Mängel anzukündigen. Hierzu entstanden zwei Schadensersatzmöglichkeiten bzw. Vor-

wege, und zwar Rückgängigmachen des Kaufs (actio redhibitoria) und Preisreduktion (actio 

aestimatoria). Auch in der Scharia nach mālikitischer Rechtsprechung (fiqh mālikīya) ist eine 

ähnliche Regel zu finden, und zwar für den Fall, dass, wenn ein Mangel während einer be-

 
160  EL KALYOUBI (2013), S. 70. 
161  Siehe Teil III 3.5 dieser Arbeit.  

162  EL KALYOUBI (2013), S. 71. 
163  LACHER (1968), S. 44. 
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stimmten Frist nach dem Kauf auftritt, der Verkäufer dafür so verantwortlich ist, als sei der 

Mangel aufgetreten, während der Verkaufsgegenstand sich noch in seinem Besitz befand.164 

Die Gewährleistungspflicht versteckter Mängel gilt nicht nur beim Verkauf, sondern auch 

für jene Übertragung, die das Eigentum und/oder die Nutzung betrifft, wie z. B. die Miete (Ar-

tikel 511 des ägyptischen Zivilgesetzbuchs) und Leihgabe (Artikel 541) sowie auch Tauschhan-

del (Artikel 485) und Leistungsverträge (Artikel 551–654).165 

Gemäß Artikel 447 des ägyptischen Zivilgesetzbuchs haftet der Verkäufer für versteckte 

Mängel, wenn bei der Lieferung die Eigenschaften des Verkaufsgegenstands nicht mit dem 

übereinstimmen, was der Verkäufer gewährleistet hatte, oder wenn im Verkaufsgegenstand ein 

Mangel besteht, welcher dessen Wert oder beabsichtigte Nutzung reduziert, die man dem Ver-

trag oder der Natur des Gegenstands entnehmen kann. Die Gewährleistung für versteckte Män-

gel gilt auch, wenn dem Verkäufer der Mangel nicht bewusst ist. 

Bei der Übertragung des Handelsgeschäfts gewährleistet der Überträger bzw. Verkäufer 

dementsprechend versteckte Mängel, die die Benutzung des Handelsgeschäfts oder dessen Be-

ziehung zur Kundschaft beeinträchtigen, wie zum Beispiel, dass die Lizenzen des Handelsge-

schäfts entzogen oder Einschränkungen unterlegt worden sind, oder, dass die Patente, auf die 

sich der Handel im Handelsgeschäft bezieht, ausgelaufen sind.166 Versteckte Mängel können 

auch an den einzelnen verkauften Bestandteilen auftreten, wie z. B. Ausrüstungen oder Waren, 

an denen Mängel bestehen, die ihren Wert verringern oder das Profitieren aus dem beabsich-

tigten Zweck hindern.167 

Interessant ist, dass dort, wo es in der ägyptischen Rechtsprechung zu den Mängeln am 

ganzen Unternehmen bzw. am ganzen Handelsgeschäft keine Fälle bzw. Urteile gibt, die deut-

sche Rechtsprechung Rechtsmängel an Einzelbestandteilen als Sachmängel des gesamten Un-

ternehmens anerkennt, obwohl sich die Lehre hierzu nicht einig ist.168  

Im Vergleich konnten Sachmängel nach deutschem Recht schon vor der Schuldrechtsre-

form auch an den einzelnen Gegenständen nach §§ 459 ff. BGB sowie am ganzen Unternehmen 

auftreten, und zwar in Anwendung des Rechtsganges des § 469 BGB.169 Wenn eine zugesi-

cherte Eigenschaft des Unternehmens gemäß §§ 459 ff. BGB vorliegt, insbesondere zu Bilanz-

daten, oder sonstige fehlerhafte Angeben, besteht ein Rückschluss auf die Ertragsfähigkeit.170 

 
164  AL SANHOURY (2017 a), Bd. 4, Rn. 360. 
165  AL SANHOURY (2017 a), Bd. 4, Rn. 361. 
166  EL KALYOUBI (2013), S. 80. 
167  EL SAYED KHALAF (2010), S. 133. 
168  LACHER (1968), S. 64. 
169  LACHER (1968), S. 63. 
170  FRIEDRICH VOß (2002), S. 97. 
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Mit der Einführung der Schuldrechtsreform sind nun Unternehmensmängel ausdrücklich 

gemäß § 453 Absatz 1 BGB als ›sonstige Gegenstände‹ vorsehbar. Somit ist die entsprechende 

Anwendung des Sachmängelrechts §§ 434 BGB auf den Unternehmenskauf anwendbar.171 Ge-

mäß dem Entwurfsverfasser172 sieht § 453 Absatz 1 BGB vor, dass die Vorschriften über den 

Kauf von Sachen auch auf den Kauf von Rechten sowie sonstige Gegenstände entsprechend 

anzuwenden sind. Der Verkäufer ist somit verpflichtet, dem Käufer das Recht bzw. die sonsti-

gen Gegenstände frei von Mängeln zu verschaffen. Dies gilt für die entgeltliche Übertragung 

von u. a. Unternehmen oder Unternehmensteilen, technischem Know-How und Software. In 

Bezug auf den Unternehmenskauf beurteilt der BGH die Haftung des Verkäufers für unzutref-

fende Angaben über Umsatz bzw. Ertrag des verkauften Unternehmens nach den Regeln über 

das Verschulden bei Vertragsanbahnung173 und nicht nach den Vorschriften über die Sachmän-

gelhaftung. Nach den Vorschriften von § 453 Absatz 1 BGB entfallen jedoch gemäß dem Ent-

wurfsverfasser174 die Gründe, die den BGH dazu veranlasst haben, da § 453 Absatz 1 BGB dem 

Käufer nun ein Nachbesserungsrecht gewährt, indem dem Käufer ein Schadensersatzanspruch 

auf Fahrlässigkeit des Verkäufers zustehen kann. 

Vor 2022 kam nach § 453 Absatz 1 Satz 1 BGB in erster Linie die von den Parteien verein-

barte Beschaffenheit in Betracht. Sollte keine Beschaffenheitsvereinbarung vorliegen, so war 

gemäß § 453 Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 BGB zu prüfen, ob eine bestimmte Verwendung der Sache 

bzw. des Unternehmens vereinbart worden war. Wurde die Verwendung nicht vereinbart, so 

bliebe nach § 453 Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 BGB der objektive Ansatz der üblichen Beschaffenheit. 

Ab 2022 gilt nach der neuen Fassung des § 434 BGB eine erweiterte Bedingung für die Män-

gelfreiheit, und zwar gilt nach der neuen Fassung eine Sache als frei von Mängeln, wenn sie 

zum Zeitpunkt des Gefahrübergangs den subjektiven und auch den objektiven Anforderungen 

entspricht. Wo es bei den subjektiven Anforderungen weiterhin um die vereinbarten Beschaf-

fenheiten geht, erfüllt die Sache nach dem neuen § 434 Absatz 3 BGB die objektiven Anforde-

rungen, wenn sie sich für die übliche Verwendung eignet und eine Beschaffenheit aufweist, die 

bei Sachen der gleichen Art üblich ist. Aus Sicht des Unternehmens als Verkaufsgegenstand 

kann sich hier die Herausforderung stellen zu ermitteln, wie die objektiven Anforderungen zu 

beurteilen sind. Denn: Ein Unternehmen kann wohl betriebsfähig sein und dennoch Mängel 

haben. Da es keine gesetzliche Definition für den Begriff der Beschaffenheit gibt,175 kann man 

davon ausgehen, dass es beim Punkt der Beschaffenheit auf die jeweilige Sache ankommt. In 

 
171  KNOTT (2019), Rn. 153. 
172  BT Drucks 14/6040 S. 242 s. 

173  BGH, NJW 1970, 653; ferner NJW 1990, 1659; NJW-RR 1989, 307. 
174  BT Drucks 14/6040 S. 242, FRIEDRICH/VOß (2002), S. 94. 
175  MÜNSTERMANN (2007), S. 55. 
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Bezug auf Unternehmen würden z. B. zunächst die Tätigkeit des Unternehmens sowie dessen 

rechtliche Form und Verhältnisse in Betracht kommen. Jedoch müsste man auch Sachmängel 

an Einzelgegenständen in Betracht ziehen, wie z. B. unbrauchbare Maschinen.176  

Wo vor der Schuldrechtsreform davon ausgegangen wurde, dass ein Anspruch auf Ge-

währleistung nur dann bestehe, wenn Sachmängel an Einzelgegenständen die Funktionsfähig-

keit des Unternehmens bzw. seiner Betriebsmittel beeinträchtigen, ist dies nach neuem Recht 

nur für den Rücktritt erforderlich, wobei jeder Substratfehler einen Unternehmensmangel aus-

lösen würde.177 Dies stimmt auch mit der kommerziellen Sicht überein, dass der von den Par-

teien bestimmte Kaufpreis auf der Beschaffenheit des erworbenen Unternehmens basiert. Die 

Bewertung bzw. der Preis hätten also niedriger vereinbart werden können, hätte der Käufer 

von dem Mangel gewusst, selbst wenn ein solcher Mangel nicht das Gesamtunternehmen be-

einträchtigt.  

Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden des Beschädigten mitgewirkt, so 

hängen nach § 254 BGB die Verpflichtung zum Ersatz sowie der Umfang des zu leistenden 

Ersatzes von den Umständen und insbesondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend 

von dem einen oder dem anderen Teil verursacht worden ist. 

Auch hier ist das ägyptische Recht vergleichbar, und zwar sieht Artikel 216 des Zivilge-

setzbuchs vor, dass das Gericht die Höhe der Entschädigung herabsetzen bzw. mindern oder 

gar ausschließen kann, wenn der Gläubiger durch sein eigenes Verschulden an der Schadens-

verursachung mitgewirkt hat. Wenn also fahrlässige Unkenntnis des Käufers als haftungsmin-

dernder Umstand beim Unternehmenskauf nach § 254 BGB in Betracht kommt,178 wäre das-

selbe auch beim Erwerb des Handelsgeschäfts nach ägyptischem Recht vertretbar. 

2.1.5.1.4 Expositionsgewährleistung nach deutschem Recht 

Ein wesentlicher Unterschied ist in Bezug auf Rechtsmängel am Unternehmen als Ganzes aus-

zumachen. Weil es nach deutschem Recht keine dinglichen Rechte am Unternehmen als Gan-

zes gibt, sind etwa auch keine Belastungen möglich, die einen Rechtsmangel des Unterneh-

mens als Ganzes darstellen können. Es wird lediglich in den Fällen anerkannt, in denen der 

Erwerber gemäß § 25 HGB für Verbindlichkeiten des Veräußerers haften muss. Der Käufer 

kann Rückgriff gegen den Verkäufer nach §§ 440, 434 und 320 ff. BGB nehmen, sofern er den 

Mangel beim Abschluss des Kaufvertrags nicht kannte. Die Rechtsprechung ist bei einem sol-

chen Rechtsmangel nicht einheitlich, da es sich nach mancher Rechtsprechung um eine Ver-

 
176  BGH NJW (1995), 1547. 
177  PICOT (2004), S. 125. 
178  Vgl. ETTINGER (2012), Teil C Rn. 44. 
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triebsbeschränkung handelt, für die §434 BGB anwendbar ist, und nach anderer Rechtspre-

chung um einen Sachmangel des Unternehmens.179  

In der Praxis wird die Haftung beim Unternehmenskauf in der Regel umfassend vertrag-

lich geregelt, weil diese vor der Schuldrechtsreform im Jahr 2002 hoch umstritten war. Die 

Lehre erörtert die Frage,180 inwieweit die Parteien eine Kombination von Garantien und Haf-

tungsbeschränkungen vereinbaren können trotz § 444 BGB, der bestimmt, dass sich der Ver-

käufer nicht auf eine Vereinbarung berufen kann, durch welche die Rechte des Käufers wegen 

eines Mangels ausgeschlossen oder beschränkt werden, soweit der Verkäufer diesen Mangel 

arglistig verschwiegen oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat. 

Bei der gesetzlichen Haftung liegt die Problematik darin, zu ermitteln, was genau die Gewähr-

leistungsrechte umfassen, denn beim Unternehmenskauf geht es nicht um Einzelgegenstände, 

sondern eher um die funktionierende Wirtschaftseinheit, in der all diese Einzelgegenstände 

aufeinander bezogen sind, weswegen die Mängel dieser Einzelgegenstände auch nicht isoliert 

festgestellt werden können. Dies ist insbesondere wichtig, weil mit dem Streichen von § 459 

Absatz 1 Satz 2 BGB a. F. die Erheblichkeitsschwelle nur noch für den Rücktritt gemäß § 323 

Absatz 5 Satz 2 BGB und Schadensersatz statt der ganzen Leistung gemäß § 281 Absatz 1 Satz 3 

BGB gilt. Es wäre weder praktikabel noch dem Wesen des Unternehmenskaufs gerecht, wenn 

man Ansprüche auf die Mängel der jeweiligen Einzelgegenstände begründen würde. Auf der 

anderen Seite würden, wenn man von vornherein auf das Gesamtunternehmen abstellt, die 

Mängel von Einzelgegenständen nur dann zu Gewährleistungsrechten führen, wenn sie auch 

für das Gesamtunternehmen i. S. v. §§ 434 und 436 relevant sind.181 

Daher muss zunächst betrachtet werden, wie das Unternehmen überhaupt verkauft worden 

ist. Ein Unternehmenskauf erfolgt auf zwei Wegen: entweder durch einen Share Deal, sodass 

der Käufer die gesellschaftsrechtlichen Anteile dieses Unternehmen erwirbt, oder durch einen 

Asset Deal, wo der Käufer die Gesamtheit der Sachen und Rechte und sonstige Vermögens-

werte eines Unternehmens erwirbt. Die Gewährleistungsansprüche für Mängel einzelner Ver-

mögensgegenstände des Unternehmens ergeben sich beim Asset Deal aus den §§ 437 ff. BGB. 

§ 437 Absatz 1 BGB ist dann im Bezug auf das gesamte Unternehmen durchzusetzen, wenn 

diese Mängel einzelner Vermögensgegenstände so gravierend sind, dass sie die vertraglich vo-

rausgesetzte Tauglichkeit des gesamten Unternehmens beseitigen. Das Unternehmen wäre frei 

von Mängeln, wenn es bei Gefahrübergang die konkreten vereinbarten Beschaffenheiten auf-

 
179  LACHER (1968), S. 67 s. 

180  BACKERT/BAMBERGER/BECKER/BUB/DENNHARDT/ECKERT (2019), S. 2928. 
181  BACKERT/BAMBERGER/BECKER/BUB/DENNHARDT/ECKERT (2019), S. 2928. 



86 Teil II: Übertragung des Handelsgeschäfts (Methoden, Prozess, und Folgen)  

weist.182 §§ 437 ff. BGB ist auch für die Rechte des Käufers bei fehlerhaften Angaben über 

Unternehmensdaten wie z. B. Umsätze anzuwenden, weil diese sich nicht aus §§ 311 Absatz 2 

BGB und 241 Absatz 2 BGB ergeben, da diese fehlerhaften Angaben dem weiten Beschaffen-

heitsbegriff des § 434 BGB unterliegen.183 Beim Share Deal würde der Verkäufer für Mängel 

des Gesellschaftsvermögens gemäß den §§ 434, 437 ff., §§ 311 Absatz 2 und 241 Absatz 2 haften. 

Falls der Käufer durch den Anteilskauf keine beherrschende Stellung des Unternehmens er-

langt, liegt ein reiner Rechtskauf vor und, weil der Anteilsinhaber nicht i. S. v. Absatz 3 »zum 

Besitz der Sache berechtigt« ist, haftet der Verkäufer nicht für Sachen- und Rechtsmängel der 

Vermögensgegenstände des Unternehmens.184  

Das Unternehmen umfasst eine Gesamtheit von wesentlichen Sachen und Rechten185 so-

wie immateriellen Gütern. Diese immateriellen Güter können zum Beispiel Goodwill, Know-

How, Kundenstamm, Geschäftsgeheimnisse, Beziehungen zu Lieferanten usw. sein. Manche 

dieser immateriellen Güter können nicht als solches ›übertragen‹ werden. Zum Beispiel kann 

der Verkäufer den Kundenstamm nicht wirklich übertragen, daher ist seine Verpflichtung eher 

auf die Einweisungspflicht beschränkt, d. h., er verpflichtet sich nicht, die Kunden tatsächlich 

zu übertragen, sondern lediglich die einschlägige Information zu verschaffen.186 Zusätzlich 

müsste sich der Verkäufer auch zum Wettbewerbsverbot verpflichten, damit die Chance des 

Erwerbers, diese Beziehungen zu dem Kundenstamm zu übernehmen, abgesichert ist.187  

Mit der Harmonisierung der rechtlichen Konsequenzen der Rechts- und Sachmängelhaf-

tung hat die Frage fast vollständig an Relevanz verloren. Zu den Rechtsmängeln des gesamten 

Unternehmens zählen u. a. gesetzliche Verpflichtungen des Verkäufers, welche gemäß § 25 

HGB auf den Käufer übertragen werden, die dem Betrieb des Unternehmens entgegenstehen. 

Ob Verbindlichkeiten, für die der Käufer nach § 25 HBG haftet, ohne den Betrieb des Unter-

nehmens einzuschränken, Rechtsmängel sind, ist hier umstritten. Auf der einen Seite wird dies 

bestritten, da der Käufer nur einer Haftung unterliegt, die das erworbene Unternehmen nicht 

ausdrücklich belastet. Die gegenteilige Ansicht argumentiert, dass dies auch bei Rückständen 

öffentlicher Angaben der Fall ist, denn es besteht die Gefahr einer Vollstreckung in das Unter-

nehmensvermögen.188 

 
182  KNOTT (2019), Rn. 156. 
183  BARNERT WM (2003), S. 416, 418 f. 

184  JACOBY (2018), S. 288. 
185  BEISEL/KLUMPP/BEISEL/THEYSOHN-WADLE (2006), S. 13, Rn. 15. 
186  BACKERT/BAMBERGER/BECKER/BUB/DENNHARDT/ECKERT (2019), S. 2927. 
187  BACKERT/BAMBERGER/BECKER/BUB/DENNHARDT/ECKERT (2019), S. 2928. 
188  BACKERT/BAMBERGER/BECKER/BUB/DENNHARDT/ECKERT (2019), S. 2929. 
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Dies ist nach ägyptischem Recht anders bzw. deutlicher geregelt: Beim Verkauf hat der 

Verkäufer eine Nicht-Expositionspflicht gegenüber dem Käufer, d. h., dass der Verkäufer den 

Käufer am Eigentum, der Nutzung und Inbesitznahme der verkauften Sache nicht hindern darf 

und zusätzlich auch garantiert, dass auch Dritte dies nicht verhindern würden. Die Exposition 

kann entweder rechtlich oder materiell sein und entweder persönlich durch den Verkäufer 

selbst oder unpersönlich durch Dritte gegeben werden.  

Eine rechtliche Exposition durch den Verkäufer selbst wäre z. B., wenn er das Handelsge-

schäft ein anderes Mal an einen Dritten verkauft. Exposition durch Dritte ist, wenn z. B. ein 

Dritter behauptet, dass er ein Recht auf Sachleistung im Handelsgeschäft hat. Persönliche ma-

terielle Exposition durch den Verkäufer ist, wenn er selbst direkt das Handelsgeschäft angreift. 

Unpersönliche materielle Exposition durch Dritte ist, wenn z. B. ein Dritter den Handelsnamen 

oder das Firmenzeichen des Handelsgeschäfts angreift oder die Behörden gewisse Genehmi-

gungen widerrufen.  

Der Verkäufer gewährleistet rechtliche Exposition, ob persönlich durch ihn selbst oder un-

persönlich durch Dritte. Jedoch gewährleistet der Verkäufer nur die persönliche materielle Ex-

position mit Ausschließung unpersönlicher materieller Exposition. Hinsichtlich des Handels-

geschäftsverkaufs handelt es sich bei der Gewährleistung darum, dass der Verkäufer z. B. kein 

ähnliches Geschäft in derselben Region eröffnet, in der das verkaufte Handelsgeschäft liegt. 

2.1.5.1.5 Wettbewerbsverbot 

Das deutsche Recht kennt kein generelles Wettbewerbsverbot für den Veräußerer eines Han-

delsgeschäfts. Es lässt sich auch insbesondere nicht aus den Gewährleistungsplichten herleiten, 

außer etwa in Beziehung auf Kundenübertragung.189 Ein Konkurrenzbetrieb würde jedoch 

Treu und Glauben und der Verkehrssitte widersprechen. In der Praxis gibt es aber meist eine 

besondere Konkurrenzklausel in den Kaufverträgen. Auch diese ist nach Treu und Glauben zu 

vereinbaren, d. h., sie darf die Gewerbefreiheit des Verkäufers nicht zu sehr einschränken.190 

In Bezug auf die kartellrechtliche Betrachtung eines vertraglichen Wettbewerbsverbots im 

Zusammenhang mit Unternehmenskauf hat der Bundesgerichtshof anerkannt, dass solche 

wettbewerbsbeschränkenden Bestimmungen in Gesellschaftsverträgen nicht von § 1 GWB er-

fasst werden, soweit sie notwendig sind, um das im Übrigen kartellrechtsneutrale Gesell-

schaftsunternehmen in seinem Bestand und seiner Funktionsfähigkeit zu erhalten.191 

 
189  Siehe Teil II 2.1.5 (A) (e) und Teil I 5.2.1 dieser Arbeit. 

190  LACHER (1968), S. 70. 
191  BGH 23.6.2009, Az. KZR 58/07, WuW/E DE-R 2742, 2744 »Gratiszeitung Hallo«; OLG Düsseldorf. 
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Gemäß Artikel 42/1 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs ist es ausdrücklich geregelt, dass 

sich der Verkäufer nicht auf ähnliche Tätigkeiten (Aktivitäten) einlassen darf wie die des ver-

kauften Handelsgeschäfts, d. h., der verkaufende Geschäftsinhaber darf keine Geschäfte auf 

eine Weise tätigen, die den neuen Eigentümer des Handelsgeschäfts schädigen würden, es sei 

denn, die Parteien hätten anderes vereinbart. Dieses Verbot gilt gemäß Artikel 42/2 für einen 

Zeitraum von zehn Jahren ab dem Zeitpunkt, zu dem der Vertrag vom Handelsregister beglau-

bigt worden ist, es sei denn, eine kürzere Frist wurde vereinbart. 

In der Praxis verlassen sich die Parteien selten auf das gesetzliche Wettbewerbsverbot und 

ergänzen den Kaufvertrag um eine Wettbewerbsverbotsklausel, die clause de non-concurrence. 

Das Gericht erkennt solche Klauseln an, vorausgesetzt, das Verbot ist zeitlich oder territorial 

begrenzt und der Anwendungsbereich des Verbots auf den Umfang des Geschäfts ist be-

schränkt, da es sonst gegen das Prinzip der Handelsfreiheit verstoßen würde.192 

Nach ägyptischer Praxis ist es immerhin üblich, dass die Vereinbarung, unbeschadet des 

gesetzlichen Verbots, zusätzlich eine ausdrückliche Wettbewerbsverbotsklausel enthält, d. h., 

der Käufer stützt sich selten auf Artikel 42/1 allein. Eine solche Wettbewerbsverbotsklausel darf 

jedoch nicht so unangemessen sein, dass sie in dem Umfang, in dem sie dem Verkäufer den 

Handel untersagt, universell und/oder zu unbestimmter Zeit gültig ist, da dies dem ordre public 

widersprechen würde.193 

Artikel 42/1 erlaubt den Parteien, sich auf eine kürzere Frist zu einigen, hat ihnen jedoch 

nicht ausdrücklich erlaubt, sich auf einen Zeitraum von mehr als 10 Jahren zu einigen. Daher 

ist davon auszugehen, dass eine Wettbewerbsverbotsklausel, die länger als 10 Jahre gelten soll, 

nichtig wäre. Die Unwirksamkeit einer solchen Klausel würde die automatische Anwendung 

von Artikel 42/1 ergeben, was bedeutet, dass die Ungültigkeit der Klausel nicht dazu führen 

würde, dass der Verkäufer in Wettbewerb treten könnte, sondern, dass das Wettbewerbsverbot 

auf die gesetzlich vorgeschriebenen 10 Jahre beschränkt wäre, ungeachtet der nichtigen Klau-

sel im Vertrag. 

Im Falle einer gültigen Wettbewerbsverbotsklausel gilt der Verstoß des Verkäufers gegen 

sein Wettbewerbsverbot zusätzlich zur Vertragsverletzung als eine Verletzung einer Gewähr-

leistung (auf der Grundlage von Artikel 42/1). Die Einstufung der Verletzung des Wettbewerbs-

verbots als Verletzung einer Gewährleistung ist von großer Bedeutung, da somit nach ägypti-

schem Recht automatisch von der Existenz eines Schadens ausgegangen wird, d. h., der Käufer 

muss nicht erst beweisen, dass ihm ein Schaden aus der Verletzung des Wettbewerbsverbots 

 
192  CA No. 378/36 J, S. 764, hearing of 7/6/1963. 
193  Appell Nr. 378 für das Justiz-Jahr 36 (Jahr 3), S. 764. 
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entstanden ist, um Anspruch auf eine Entschädigung zu haben bzw. einen solchen Anspruch 

geltend zu machen.194 

Verstöße müssen nicht erst im Zuge eines Verkaufs und der Eröffnung neuer Handelsge-

schäfte vorkommen, sondern können auch in Form einer Partnerschaft mit anderen existieren-

den Kaufleuten auftreten oder sogar, indem der Verkäufer Arbeit bei ähnlichen Handelsge-

schäften annimmt.  

Nach französischer Rechtsvorschrift wird die Pflicht des Wettbewerbsverbot an den Nach-

folger des Verkäufers übertragen, da es hier um eine Sachleistung und nicht um eine persönli-

che Leistung geht.195 Das gilt jedoch nicht für universale Nachfolger, gegenüber denen die 

Leistung nur als persönlich betrachtet wird und somit nicht auf sie übertragen werden kann.196 

Im Grunde genommen ist diese Begründung nach ägyptischer Rechtsvorschrift vertretbar, da 

die Rechtsgrundsätze gleich sind.197 

Was die Wettbewerbsvereinbarungen des Geschäftsinhabers mit dem Handelsgeschäft 

nach dem Verkauf betrifft, enthält das Handelsgesetz keine Regelung. Die Bestandteile in Arti-

kel 34 sind jedoch nur als Beispiele erwähnt, d. h., nicht als abschließende Vorgabe, was be-

deutet, dass andere Bestandteile einschließlich Wettbewerbsvereinbarungen vorsehbar sind. 

Diese wären als für den Betrieb des Handelsgeschäfts notwendige Bestandteile mit den letzte-

ren übertragbar, auch wenn der Übertragungsvertrag das nicht ausdrücklich erwähnt.198 

In jedem Fall sieht Artikel 146 des ägyptischen Zivilgesetzes vor, dass dort, wo Verpflich-

tungen und Persönlichkeitsrechte durch Verträge über Eigentum entstehen, die später an einen 

bestimmten Rechtsnachfolger (›Singularsukzessor‹) übertragen wurden, diese Verträge dann 

auch zusammen mit solchem Eigentum übertragen werden, wenn derartige Verpflichtungen 

und Rechte wesentliche Bestandteile des Eigentums darstellen und der Singularsukzessor zum 

Zeitpunkt der Übergabe des Eigentums Kenntnis von ihnen hatte. Insofern sind Wettbewerbs-

vereinbarungen, die der Geschäftsinhaber (der Verkäufer) im Zusammenhang mit seinem Han-

delsgeschäft geschlossen hatte, mit diesem zu übertragen. 

2.1.5.2 Pflichten des Käufers bzw. Rechte des Verkäufers 

Die Pflichten des Käufers umfassen die Bezahlung des Preises und der Aufwendungen des 

Kaufvertrags sowie die Abnahme des Verkaufs. Wo der Preis in Raten oder anders nachträglich 

 
194  CA No. 272/22 J, hearing of 8/3/1952. 
195  Artikel 1922 des französischen Zivilgesetzbuchs; zusammenfassende Übersetzung bei EL KALYOUBI (2013). 

196  Toulouse Court, 26 Jan 1969, J. C. P – 2 – 14830; zusammenfassende Übersetzung bei EL KALYOUBI (2013). 

197  EL KALYOUBI (2013), S. 47. 
198  EL KALYOUBI (2013), S. 49. 
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bezahlt wird, bestehen für den Verkäufer zusätzliche Garantien bzw. Rechte, und zwar das 

Vorzugsrecht zum Kaufpreis und das Aufhebungsrecht. 

2.1.5.2.1 Zahlung des Kaufpreises 

Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufpreis zu bezahlen. Wie und wann diese Zahlung stattfin-

den soll, ist den Parteien überlassen.199 Eine Verschiebung der Zahlung beeinträchtigt die Gül-

tigkeit des Vertrags nicht, da die Preisbedingung erfüllt ist.200 Das bedeutet, dass der Verkäufer 

nicht nur den Besitz, sondern auch bereits das Eigentum am Handelsgeschäft überträgt bzw. 

verliert, ungeachtet dessen, ob er den Kaufpreis schon erhalten hat. Daher hat der Verkäufer 

bei der Nichtzahlung auch gewisse Rechte, wie unten geschildert. 

Gemäß Artikel 1 Gesetz 11/1940 erfolgt bei Ratenzahlung, ungeachtet anderer vertraglicher 

Vereinbarungen, die Kaufpreiszahlung zuerst für den Preis der Waren, dann für den Preis der 

Betriebseinrichtungen und erst danach für den Preis der immateriellen Elemente und unkör-

perlichen Bestandteile. 

El Kalyoubi, erklärt,201 dass die Gültigkeit eines Kaufvertrags mit einer anderen verein-

barten Reihenfolge unberührt bleibt, der Verkäufer jedoch sein Verkäuferprivileg bzw. seine 

Vorzugsrechte verliert. Dies folgt daraus, dass Artikel 1 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 lediglich 

die anders vereinbarte Reihenfolge und nicht den ganzen Vertrag für nichtig erklärt. Die ver-

einbarte Reihenfolge ist in diesem Fall aber nicht nur nichtig, sondern wird automatisch ge-

setzlich durch die in Artikel 1 vorgegebene Reihenfolge ersetzt. Es wird daher der Frage nach-

gegangen, ob der Verkäufer sein Privileg über eine nichtige Vereinbarung, die gesetzlich durch 

eine andere ersetzt worden ist, verlieren kann. Beim Vergleich mit der französischen Recht-

sprechung stellt El Kalyoubi fest, dass die gleiche Reihenfolge gemäß Artikel 1 des französi-

schen Gesetzes vom 17.3.1909 gilt. Weiters gilt nach Artikel 22 des Gesetzes vom 17.3.1909 so-

wie einer ähnlichen Regelung unter Artikel 4 des ägyptischen Gesetzes Nr. 11/1940, dass bei 

Ausübung des Vorzugsrechts zuerst die Waren, dann die Betriebseinrichtungen und zuletzt die 

immateriellen Bestandteile entlastet werden (le prix, non compris le matériel et les marchan-

dises). Wie der Verkäufer seine Vorzugsrechte wegen einer nichtigen Vereinbarung verliert, ist 

jedoch nicht ausdrücklich geregelt, und es sei die Anmerkung erlaubt, dass es dem Prinzip der 

Nichtigkeit widerspricht. 

Vor der Verordnung des Handelsgesetzbuchs wäre diese Stellungnahme insofern vertret-

bar, dass eine nichtige Vereinbarung auf keinen Fall als eine schriftlich abgeschlossene Verein-

 
199  EL SAYED KHALAF (2010), S. 138. 
200  CA 422 of 36 J, hearing of 2/12/1969, J 20, S. 1248. 
201  EL KALYOUBI (2013), S. 81. 
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barung gelten kann. Jedoch fand das Kassationsgericht, dass ein nicht schriftlich abgeschlos-

sener Vertrag zwar gültig ist, daraus jedoch kein Verkäuferprivileg entsteht.202 Da Artikel 37/1 

des Handelsgesetzbuchs nun aber die Gültigkeit des Vertrags bestreitet, ist diese Argumenta-

tion nicht mehr anwendbar. 

Nach deutschem Recht verbietet der Grundsatz der Spezialität der Sachenrechte dingliche 

Sicherheiten am Unternehmen als Ganzes. Weil – wie des Weitern erläutert – kein Eigentum am 

Handelsgeschäft gesetzlich vorgesehen ist, kann auch kein Eigentumsvorbehalt oder Pfandrecht 

an ihm möglich sein.203 Ein Sicherheitsmechanismus, der jedoch nach ägyptischem Recht nicht 

vorsehbar ist, besteht darin, dass der Verkäufer nach deutschem Recht bezüglich der Ware die 

Möglichkeit hat, dem Erwerber den Weiterverkauf nur gegen Vorausabtretung der Gegenfor-

derungen zu gestatten.204 Eine vergleichbare Sicherheit ist dem ägyptischem Recht unbekannt. 

Sollte der Käufer den Kaufpreis nicht bezahlen, hat der Verkäufer nach den allgemeinen 

Regelungen des Zivilgesetzes das Recht, das Handelsgeschäft zurückzubehalten, bis der fällige 

Kaufpreis bezahlt ist. Das geht jedoch nur, wenn der Verkäufer den Besitz des Handelsge-

schäfts noch nicht übertragen hat. Im Vergleich zu den Rechten, die einem Verkäufer bei Nicht-

zahlung des Kaufpreises gemäß dem Zivilgesetz zustehen, gibt der Gesetzgeber dem Verkäufer 

eines Handelsgeschäfts jedoch eine Besserstellung, indem ihm zwei zusätzliche, besonders 

ausgestaltete Rechte eingeräumt werden. 

Im Gegensatz dazu bestehen nach ägyptischem Recht Sicherheiten, die sich auf das ge-

samte Unternehmen, d. h. das Handelsgeschäft, erstrecken. Falls der Besitz des Handelsge-

schäfts schon an den Käufer übergeben worden ist, hat der Verkäufer nach ägyptischem Recht 

ein Verkäuferprivileg gegenüber anderen gewöhnlichen Massengläubigern205 auf den Wert der 

Bestandteile des Handelsgeschäfts.206 Ansonsten hat der Verkäufer auch das Recht, das Han-

delsgeschäft zurückzufordern, d. h. den Verkaufsvertrag rückwirkend aufzuheben. 

2.1.5.2.2 Zurückbehaltungsrecht 

Verstößt der Käufer gegen die Verpflichtung zur Zahlung des Preises, so garantieren u. a. die 

allgemeinen Regeln die Benennung der Strafe für diesen Verstoß.  

Gemäß Artikel 495 des Zivilgesetzes gilt, dass, wenn der gesamte Preis oder ein Teil des 

Preises auf einmal zu zahlen ist, der Verkäufer den Verkauf zurückhalten kann, bis er die fälli-

 
202  CA 391 of 45 J – 9.1.1980. 
203  LACHER (1968), S. 76. 
204  LACHER (1968), S. 76. 
205  Artikel 41 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs. 

206  KHALEF MOHAMED (2010), S. 160 f. 
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gen Beträge erhält. Ebenso kann der Verkäufer den Verkauf zurückhalten, wenn der Käufer die 

Frist zur Zahlung des Preises nicht eingehalten hat. Ferner gelten nach Artikel 460 des Zivil-

gesetzes Schäden, die während des Eigentumsvorbehaltes des Verkäufers auftreten, als seien 

sie beim Käufer aufgetreten, es sei denn, der Verkäufer hatte diese verursacht.  

Das Zurückbehaltungsrecht ist unteilbar, und wenn der Käufer einen Teil des Preises zahlt, 

bleibt der Käufer für den gesamten Verkauf gesperrt, bis der gesamte Preis bezahlt ist, unab-

hängig davon, ob für alles, was verkauft wird, der Preis genannt wird oder nicht; zudem hat 

der Käufer nicht das Recht, vom Verkäufer die Übergabe eines Teils des Verkaufs zu verlangen, 

wenn er einen Teil des Verkaufs zahlt.207 

Jedoch hat der Käufer ab dem Zeitpunkt des Verkaufs Anspruch auf die Früchte des Ver-

kaufs. Dieses Recht bleibt während der Dauer des Zurückbehaltungsrechts unberührt. Nach 

dem Zivilgesetz hat der Verkäufer das Recht, die Früchte des Verkaufs mit dem Verkauf selbst 

zurückzuhalten, bis er den fälligen Preis (und Zinsen) erhält.  

Diesen generellen Regelungen kann man entnehmen, dass beim Verkauf eines Handelsge-

schäfts es dem Verkäufer zusteht, das Handelsgeschäft zurückzuhalten, bis er den gesamten 

Preis erhält. Dem Käufer steht in dem Fall der Gewinn zu, der im Handelsgeschäft während 

der Zurückbehaltung erzielt wird. Jedoch ist der Verkäufer berechtigt, auch diesen Gewinn bis 

zum Erhalt des vollen Preises einzubehalten. 

2.1.5.2.3 Verkäuferprivileg 

Das Verkäuferprivileg in Hinsicht des Handelsgeschäfts unterliegt besonderen Bestimmungen, 

die sich von den Verkäuferprivilegien gemäß den allgemeinen Regeln unterscheiden.  

Nach den allgemeinen Regeln ist ein Verkäuferprivileg unteilbar, d. h., dass jeder Teil des 

Verkaufs der Garant für den gesamten Preis ist und jeder Teil des Preises durch den gesamten 

Verkauf garantiert wird. Jedoch wich der Gesetzgeber von dieser allgemeinen Regelung ab und 

hat in Bezug auf den Verkauf des Handelsgeschäfts in Artikel 1 des Gesetzes Nr. 11/1940 fest-

gelegt, dass das Verkäuferprivileg in drei Teile unterteilt ist: 1) die Ware, 2) die Betriebsein-

richtungen und 3) die unkörperlichen Bestandteile. Daher fordert das Gesetz auch, dass der 

Vertrag den Preis für jeden dieser drei Teile festlegt. Der angegebene Preis jener Teile über-

steigt nicht dessen eigene Komponenten, d. h., jeder Teil garantiert nur den dafür angegebenen 

Preis. Gemäß Artikel 1 endet jedes Privileg auch individuell mit dem jeweiligen Teil, d. h. mit 

seiner Zahlung.  

Grund dieser Reihenfolge ist der Wunsch des Gesetzgebers, die Waren so schnell wie 

möglich von dem Privileg des Verkäufers zu befreien, da dies eine Kreditquelle für den Käufer 

 
207  AL SANHOURY (2017 a), Bd. 4, Punkt 405. 
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darstellt, von der seine Gläubiger abhängen. In erster Linie hat der Gesetzgeber aus dieser 

Reihenfolge aber auch das Interesse des Verkäufers selbst ermittelt, da die Waren und Betriebs-

einrichtungen als körperliche bzw. bewegliche Gegenstände nicht als privilegierte Gegenstände 

vorteilhaft wären, wenn sie schon im Besitz Dritter sind, weswegen der Gesetzgeber den Rest 

der Schulden mit unkörperlichen bzw. moralischen Bestandteilen garantieren wollte.208 

Ein anderer Unterschied zu den allgemeinen Regeln des Handelsrechts ist, dass nach den 

letzteren mit Ausnahme der im Gesetz angegebenen Sonderfälle dem Verkäufer des bewegli-

chen Gegenstands im Falle der Insolvenz des Käufers die Aufhebung des Kaufvertrags und die 

Rückgabe des Verkaufs verweigert wird, wenn er den Gegenstand des Verkaufs schon an den 

Käufer übergeben hat. Jedoch sieht der Gesetzgeber im Fall des Handelsgeschäftsverkaufs eine 

Ausnahme von diesen allgemeinen Regeln vor. Er räumt dem Verkäufer das Recht ein, trotz 

der Insolvenz des Käufers als privilegierter Gläubiger aufzutreten, der nicht der Aufteilung der 

Geldbuße unterliegt, sowie zusätzlich eine Nichtigkeitsklage einzureichen und den Verkauf 

zurückzufordern. Dies folgt aus Artikel 41 des Handelsgesetzbuchs, der lautet:  

»Mit Ausnahme der Bestimmungen im Kapitel über Insolvenz kann der Verkäufer des Handels-

geschäfts, der nicht den vollen Preis erhalten hat, gegen die Gruppe der Gläubiger bei der Insol-

venz des Käufers protestieren, indem er den Verkauf des Handelsgeschäfts annulliert und das Han-

delsgeschäft zurücknimmt, oder indem er sein Privileg benutzt, wenn er dieses oder jenes Recht 

im Vertrag beibehalten und in der publizierten Zusammenfassung ausdrücklich erwähnt hat. Die 

Aufhebung und das Privileg gelten nur für die enthaltenden Bestandteile.« 

2.1.5.2.3.1 Voraussetzungen für Verkäuferprivileg 

1) Der Verkaufsvertrag muss schriftlich abgeschlossen sein, um gültig zu sein. Gemäß Ar-

tikel 1 des Gesetzes Nr. 11/1940 muss es sich entweder um einen offiziellen Vertrag oder 

um einen inoffiziellen Vertrag handeln, der die Zertifizierung der Unterschriften oder 

Siegel der Auftragnehmer umfasst. Weiter muss gemäß Artikel 37/1 des Handelsgesetzes 

der Vertrag zum Verkauf des Geschäfts schriftlich abgeschlossen werden, ansonsten wäre 

er nichtig. 

2) Der Verkaufsvertrag muss den Kaufpreis in drei Teile unterteilen: der erste Teil für die 

Ware, der zweite für die Betriebseinrichtungen und der dritte für die unkörperlichen Be-

standteile. 

3) Der Vertrag zum Verkauf des Handelsgeschäfts muss in einem speziellen Register beim 

Handelsregisteramt eingetragen sein. Die Eintragung muss gemäß Artikel 2 des Gesetzes 

Nr. 11 von 1940 binnen fünfzehn Tagen nach dem Verkaufsdatum vorgenommen werden, 

 
208  EL KALYOUBI (2013), S. 84. 
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andernfalls ist die Eintragung ungültig und der Verkäufer verliert dementsprechend sein 

Verkäuferprivileg. Die Eintragungsfrist beträgt fünf Jahre (Artikel 23 des Gesetzes Nr. 11 

von 1940). Wenn der Verkäufer sein Verkäuferprivileg darüber hinaus behalten möchte, 

muss er die Eintragung erneuern. 

2.1.5.2.3.2 Gegenstand des Verkäuferprivilegs 

Grundsätzlich ist es den Parteien freigestellt, die Bestandteile anzugeben, die Gegenstand des 

Privilegs sind. Es kann vereinbart werden, dass alle oder nur einige der moralischen und ma-

teriellen Elemente Gegenstand des Privilegs sind. Versäumen es die Vertragsparteien jedoch, 

den Gegenstand des Privilegs durch eine ausdrückliche Vereinbarung zu bestimmen, so sieht 

Artikel 4 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 vor, dass das Privileg in diesem Fall nur die Geschäfts-

adresse, den Geschäftsnamen sowie das Recht zur Miete und die Beziehung zur Kundschaft 

sowie die Geschäftsreputation erfasst.  

Daraus ergibt sich, dass der Gesetzgeber beabsichtigt hat, die körperlichen Bestandteile 

des Handelsgeschäfts von dem Verkäuferprivileg auszuschließen, wo die Parteien über die Be-

reitstellung dieses Rechts schweigen, da diese Bestandteile die Grundlage für die Nutzung des 

Geschäfts und die Garantie der Gläubiger des Käufers bilden. Dies schließt nicht aus, dass die 

Vertragsparteien das Recht haben, festzulegen, dass das Privileg alle oder manche körperliche 

Bestandteile umfasst – was, wie geschildert, in ihrem Interesse und zu ihrem Schutz wäre. 

2.1.5.2.3.3 Wirkungen des Verkäuferprivilegs 

2.1.5.2.3.3.1 Vorzugsrecht 

Das Privileg des Verkäufers würde ihn nach den allgemeinen Regeln des Zivilrechts zu einem 

Vorzugsrecht gegenüber anderen gewöhnlichen Massengläubigern berechtigen, vorausgesetzt, 

dass ihre Schulden nach dem Datum der Eintragung des Privilegs entstanden sind. Um den 

Handel zu fördern,209 wich der Gesetzgeber in Artikel 3/2 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 jedoch 

von dieser allgemeinen Regelung ab, indem er den Verkäufer des Handelsgeschäfts berechtigt, 

seine noch offenen Kaufpreisforderungen vorzugsweise vor anderen gewöhnlichen Massen-

gläubigern zu befriedigen, selbst wenn diese Gläubiger ihre Rechte eingetragen hatten, bevor 

der Verkäufer sein Privileg eintrug. Dies unterliegt der Bedingung, dass der Verkäufer das Pri-

vileg innerhalb der oben genannten fünfzehn Tage eingetragen hatte. 

In Bezug auf das Vorzugsrecht ist die Unterteilung des Verkaufspreises in die oben ge-

nannten drei Teile von großer Bedeutung. Denn nach Artikel 4 des ägyptischen Gesetzes Nr. 11/

 
209  EL KALYOUBI (2013), S. 87. 
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1940 werden bei Ausübung des Vorzugsrechts erst die Waren, dann die Betriebseinrichtungen 

und zuletzt die immateriellen Bestandteile entlastet. 

2.1.5.2.3.3.2 Folgerecht 

Das Privileg berechtigt den Verkäufer des Handelsgeschäfts auch dazu, das Handelsgeschäft 

unter der Autorität von neuen Eigentümern zu verfolgen, wenn der Käufer das Handelsgeschäft 

vor Zahlung des Preises an andere veräußert hat. Der neue Besitzer des Handelsgeschäfts kann 

sich nicht auf die Regel »Besitz ist die Eigentumsurkunde in beweglichen Sachen« gegenüber 

dem Verkäufer berufen, da das Handelsgeschäft dieser Regel nicht unterliegt und letztere sich 

nur auf körperliche bewegliche Sachen bezieht. Entsteht das Privileg des Verkäufers auch für 

die körperlichen Bestandteile wie Waren und Betriebseinrichtungen, und verfügt der Käufer 

einige dieser Bestandteile an Dritte, so hat der neue Empfänger das Recht, sich auf diese Regel 

gegenüber dem Verkäufer zu berufen, wenn dem Empfänger das Eigentum nach Treu und 

Glauben zusteht. In diesem Fall hat der Verkäufer das Recht, seine Ansprüche vom Käufer 

geltend zu machen. 

2.1.5.2.3.3.3 Aufhebungsrecht 

Der Verkäufer hat auch bei jedem Mangel bzw. Verstoß des Käufers, gleichgültig, ob es einen 

Kaufpreismangel oder einen Verstoß an der Durchführung einer wesentlichen Verpflichtung 

im Verkaufsvertrag betrifft, das Recht, den Vertrag durch einen rückwirkenden Rücktritt auf-

zulösen bzw. aufzuheben.  

Vergleichbar ist dies mit dem Rücktrittsrecht wegen nicht vertragsgemäß erbrachter Leis-

tung im deutschen Recht (§ 323 BGB). Ein wesentlicher Unterschied ist aber, dass es nach 

ägyptischem Recht nur durch eine Klage bzw. einen Antrag vor Gericht ausgeübt werden 

kann,210 d. h., eine einfache Erklärung gegenüber dem Käufer, auch wenn diese inklusive Fest-

setzung erfolgt, ist unwirksam.  

Wenn der Käufer den Preis nicht innerhalb der im Vertrag vereinbarten Frist gezahlt hat, 

so hat der Verkäufer des Handelsgeschäfts nach ägyptischem Recht einen Anspruch, gemäß 

den allgemeinen Regeln die Aufhebung des Verkaufs und die Rückgabe des Geschäfts zu be-

antragen, auch wenn der Käufer ihn nach Treu und Glauben an einen Dritten abgegeben hat. 

Jedoch hat der Gesetzgeber spezielle Bestimmungen für eine Klage zur Aufhebung des Ver-

kaufs des Handelsgeschäfts in Gesetz Nr. 11 von 1940 ausgearbeitet, als Ausnahme von den 

allgemeinen Regeln. So kann sich der Verkäufer nach Artikel 5 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 

 
210   MOHAMED (2010), S. 162. 



96 Teil II: Übertragung des Handelsgeschäfts (Methoden, Prozess, und Folgen)  

nur dann gegenüber Dritten auf diese Aufhebung berufen, wenn dieses Recht ausdrücklich im 

Vertrag vorbehalten und im Handelsregister eingetragen wurde.  

Weiter sehen Artikel 5 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 sowie Artikel 41 des Handelsgesetzes 

vor, dass, als Ausnahme zu den allgemeinen Regelungen, der Verkäufer bei Erfüllung des ge-

nannten Verfahrens dazu berechtigt ist, die Aufhebung des Vertrags und die Rückforderung des 

Geschäfts zu beantragen, selbst wenn der Käufer in Insolvenz geht. Verlässt sich der Verkäufer 

im Aufhebungsantrag auf einen anderen Grund als die Unterlassung der Zahlung des fälligen 

Preises, unterliegt der Antrag den allgemeinen Regeln des zivilen Kaufvertrags, wenn der Käu-

fer sich weigert, die Verpflichtungen einzuhalten oder zu erfüllen. Nach diesen allgemeinen 

Regelungen ist eine Aufhebung im Falle der Insolvenz des Käufers nicht möglich. Der Grund 

dafür ist, dass der Aufhebungsanspruch aus einem anderen Grund als der Unterlassung der 

Zahlung des Preises nicht durch die Registrierungsmethoden veröffentlicht werden kann, sei 

es in dem dafür gesetzten Register oder durch die Registrierung im Handelsregister, die es 

Dritten ermöglicht, davon zu erfahren. In der Beziehung zwischen dem Verkäufer und dem 

Käufer selbst kann der Verkäufer seinen Aufhebungsanspruch geltend machen, egal ob der 

Vertrag bzw. das Verkäuferprivileg und ein Aufhebungsanspruch eingetragen wurden. Der 

Grund der Eintragung des Privilegs und des Aufhebungsanspruchs ist die Besserstellung des 

Verkäufers gegenüber Dritten, an die Rechte am Handelsgeschäft übertragen worden sind.211 

Die Klage bzw. der Antrag auf Aufhebung des Verkaufs des Handelsgeschäfts darf nach 

ägyptischem Recht mit Ausschließung aller anderen Bestandteile nur in Bezug auf die Be-

standteile des Handelsgeschäfts bzw. der Eintragung eingereicht werden, die auch Bestandteile 

des Verkaufs waren. Im Gegensatz hierzu bezieht sich das Rücktrittsrecht nach deutschem 

Recht gemäß § 323 BGB global auf sämtliche Bestandteile des Handelsgeschäfts.212 

Die rückwirkende Wirkung der Aufhebung des Verkaufs bedeutet, dass, wenn der Verkäu-

fer das Handelsgeschäft zurückerhält, er den erhaltenen Preis zuzüglich der Rückgabe zurück-

geben muss. Im Gegenzug ist der Käufer verpflichtet, den Nettogewinn zurückzugeben, den er 

aufgrund seiner Verwertung des Handelsgeschäfts in der Zeit vom Verkaufsdatum bis zum Da-

tum der Aufhebungserklärung erzielt hat. 

Nach dem ägyptischen sowie deutschen213 Recht steht dem Verkäufer jedoch beim Aufhe-

bungsanspruch bzw. Rücktrittsrecht nur ein obligatorischer Anspruch zu, dessen Schwäche 

sich in der Insolvenz des Käufers zeigt, weil er als gewöhnlicher Massengläubiger nur eine 

anteilsmäßige Befriedigung seiner Forderung erhält. 

 
211  EL KALYOUBI (2013), S. 90. 
212  LACHER (1968), S. 75. 
213  LACHER (1968), S. 75. 
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Hinsichtlich des Aufhebungsverfahrens nach ägyptischem Recht gelten die allgemeinen 

Regeln. Der Gesetzgeber hat jedoch in Artikel 6 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 den Verkäufer 

des Handelsgeschäfts verpflichtet, der den Aufhebungsanspruch wegen Nichtzahlung des ver-

einbarten Preises durch den Käufer geltend machen will, die Gläubiger des Käufers zu benach-

richtigen, die beschränkende Ansprüche in Bezug auf das Handelsgeschäft haben, und zwar, 

indem er sie über ihre in der Eintragung dieser Ansprüche angegebenen Adressen darüber in-

formiert, dass er eine Klage einreicht. Informiert der Verkäufer diese Dritten nicht, kann er die 

Aufhebung ihnen gegenüber nicht geltend machen. Der Zweck der Benachrichtigung des Gläu-

bigers des Käufers über den Aufhebungsanspruch besteht gemäß der Lehre214 darin, die Inter-

essen der Gläubiger zu schützen und ihnen die Möglichkeit zu geben, alle Maßnahmen zu 

ergreifen, die sie zum Schutz ihrer Rechte für angemessen halten. Ein Gläubiger kann in den 

Aufhebungsantrag eingreifen, indem er den Fall beobachtet und eine Absprache zwischen dem 

Verkäufer und dem Käufer verhindert. Auch kann er den Preis an den Verkäufer zahlen, um 

den Käufer zu ersetzen. 

In Anbetracht der Auswirkungen der Aufhebungsklage muss ein Gläubiger bei Beantra-

gung einer Versteigerung eines Handelsgeschäfts den Verkäufer informieren, der seinen Kauf-

preis noch nicht erhalten hat, damit der letztere seinen Aufhebungsanspruch innerhalb eines 

Monats geltend machen kann. Dies folgt aus Artikel 7 des Gesetzes Nr. 11 von 1940, der lautet:  

»Wenn ein gewerblicher Verkauf des Handelsgeschäfts durch eine öffentliche Versteigerung bean-

tragt wird, muss der Antragsteller die vorherigen Verkäufer an den in ihrer Eintragung ihrer Be-

schränkungsansprüche angegebenen Orten benachrichtigen. Wenn sie den Aufhebungsanspruch 

nicht innerhalb eines Monats nach dem Datum der Benachrichtigung eingereicht haben, verlieren 

sie ihr Recht zu diesem Anspruch gegenüber dem Erwerber bei der öffentlichen Versteigerung.« 

2.1.5.2.4 Abnahme des Handelsgeschäfts 

Der Käufer ist nach ägyptischem Recht dazu verpflichtet, das Handelsgeschäft zum vereinbarten 

Zeitpunkt abzunehmen. Sollte dies nicht vereinbart sein, so ist den Geschäftsgepflogenheiten 

zu folgen. Gibt es keine solchen Geschäftsgepflogenheiten, ist der Käufer dazu verpflichtet, 

das Handelsgeschäft am Tag der Vereinbarung abzunehmen. Das folgt aus Artikel 93/1 des Han-

delsgesetzbuchs:  

»Ist keine Lieferzeit im Vertrag vereinbart, muss die Lieferung beim Vertragsabschluss erfolgen, 

es sei denn, die Natur des Verkaufs oder Geschäftsgepflogenheiten bestimmen einen anderen Zeit-

punkt.«  

 
214  EL KALYOUBI (2013), S. 91. 
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Eine vergleichbare Abnahmepflicht besteht auch nach deutschem Recht, und zwar gemäß § 433 

Absatz 2 BGB, wonach der Käufer dazu verpflichtet ist, dem Verkäufer u. a. die gekaufte Sa-

che – das erworbene Unternehmen – abzunehmen. Obwohl dies, im Vergleich zu der primären 

Pflicht der Bezahlung des Kaufpreises, lediglich eine Nebenverpflichtung des Käufers dar-

stellt, ist sie eigenständig einklagbar und berechtigt nach Erfüllung der Voraussetzungen gemäß 

§ 286 BGB zu Schadensersatzansprüchen aufgrund Verzugs. Darüber hinaus kann die Ab-

nahme auch zwangsweise durchgesetzt werden. Die Zwangsvollstreckung erfolgt bei beweg-

lichen Sachen gemäß § 887 ZPO, bei Grundstücken bezüglich der Übergabe nach § 888 ZPO 

und hinsichtlich der Auflassung nach § 894 ZPO. Alternativ kann die Abnahme auch durch 

Klage, verbunden mit der Zahlung des Kaufpreises, eingefordert werden.215 Zudem hat der 

Verkäufer im Fall eines Verzugs des Käufers seiner Abnahmepflicht nachzukommen, gemäß 

§ 300 Absatz 1 BGB Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. Dem Verkäufer stehen da-

rüber hinaus auch Befreiung von der Gegenleistung und Rücktritt gemäß § 326 BGB zu. 

Im Hinblick auf das Handelsgeschäft sind nach ägyptischem Recht keine besonderen 

Rechte des Verkäufers im Fall eines Abnahmeverzugs geregelt, es gelten also auch hier die 

generellen Bestimmungen des Zivilgesetzes, vergleichbar zum BGB im deutschen Recht. 

Kommt der Käufer seiner Abnahmepflicht nicht nach, so hat der Verkäufer Anspruch, eine 

Klage vor Gericht zu erheben, in der das Gericht den Käufer zur Abnahme zwingt. Dies erfolgt 

durch Hinterlegung des Verkaufs im Namen des Käufers auf Kosten des Käufers oder durch 

Beurteilung des Käufers mit einer Drohungsstrafe, die er für jeden Tag der Verzögerung der 

Abnahme zahlt, oder durch eine andere Art der Ausführung in Form von Sachleistungen. Der 

Verkäufer kann auch mit der Übergabe des Verkaufs an den Käufer befriedigt sein, indem er 

ihm den Verkauf zur Übertragung stellt und ihm ermöglicht, den Verkauf in Besitz zu nehmen. 

Auf diese Weise hat der Verkäufer seine Lieferpflicht erfüllt und ist somit berechtigt, den Preis 

vom Käufer zu fordern, unabhängig davon, ob der Käufer ihm den Verkauf tatsächlich abge-

nommen hat oder nicht.  Der Verkäufer kann auch die Aufhebung des Verkaufs beantragen. Das 

Gericht hat hier einen Ermessensspielraum, d. h., es wird so urteilen, wenn es eine Rechtferti-

gung für die Aufhebung sieht, andernfalls wird dem Käufer eine Frist für die Abnahme des 

Verkaufs gemäß den in der gerichtlichen Aufhebung vorgeschriebenen Regeln eingeräumt. 

Sollte es eine Aufhebungsklausel im Vertrag selbst geben, so werden die gleichen Regelungen 

bezüglich der Aufhebung des Vertrags im Fall einer Nichtzahlung des Preises befolgt.216 

 
215  Vgl. MEHRBREY (2022), § 12, Rn. 79. 
216  AL SANHOURY (2017 a), Bd. 4, Rn. 425. 
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2.1.5.2.5 Haftung für das Handelsgeschäft 

Da der Käufer eines Handelsgeschäfts nur einzelne Vermögensgegenstände erwirbt, besteht 

keine Universalsukzession, d. h., der Käufer haftet lediglich aufgrund der Singularsukzession 

einer Einzelnachfolge in Bezug auf die jeweils erworbenen Vermögensgegenstände.217 

Dennoch sind einige Ausnahmen gesetzlich vorgesehen, und zwar in Bezug auf Arbeits-

verhältnisse und Steuern nach ägyptischem und deutschem Recht sowie im Fall von Fortfüh-

rung der Firma nach deutschem Recht.218 

2.2 Hypothek 

2.2.1 Entwicklung des Rechtssystems 

Die Übernahme von Mobiliarsicherungen galt seit langem als Schwachstelle des ägyptischen 

Rechtssystems, und so war die Schaffung und Perfektionierung von Sicherheiten für Nicht-

Immobilienvermögen, d. h. bewegliche Gegenstände, in Ägypten in der Vergangenheit ein 

mühsamer Prozess. Die Sicherstellung des Rangs dieser Sicherheit war in Ermangelung eines 

öffentlichen Registers riskant. Die Verpfändung beweglicher Vermögenswerte war auch nicht 

durch ein einzelnes Gesetz, sondern durch eine Kombination verschiedener Gesetze geregelt:  

(i) ein Besitzpfand gemäß dem ägyptischen Zivilgesetzbuch (1948), das verlangt, dass der 

Besitz der verpfändeten Vermögenswerte an den Kreditgeber oder Pfandnehmer übertra-

gen wird,  

(ii) ein gewerbliches Pfandrecht gemäß dem ägyptischen Handelsgesetz (1999), das die Ver-

vollkommnung eines Pfandrechts an beweglichen Sachen durch Übertragung des Besit-

zes der Eigentumsurkunden für die zugrunde liegenden Vermögenswerte erlaubt, und  

(iii) ein eingetragenes Pfandrecht eines Handelsgeschäfts gemäß Gesetz 11/1940, das die 

Verpfändung eines Handelsgeschäfts als fortgeführtes Unternehmen erlaubt, einschließ-

lich aller Bestandteile eines solchen Unternehmens außer Immobilien, wie geistiges Ei-

gentum, Handelsname, bewegliches Vermögen, Genehmigungen usw. 

Unter den Besitzpfand nach ägyptischem Zivilgesetz und dem gewerblichen Pfandrecht nach 

ägyptischem Handelsgesetz beschränkte eine Besitzübertragung die Möglichkeit eines Schuld-

ners, die verpfändeten Vermögenswerte zu verwenden. Dies führte dazu, dass die verpfändeten 

Vermögenswerte für die Dauer der Verpfändung ungenutzt blieben, wodurch der Verpfänder 

 
217  Siehe Teil II 0dieser Arbeit. 

218  Ausführlicher in Teil II 3.1.1 dieser Arbeit. 
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daran gehindert wurde, sein Geschäft und seine Ressourcen effizient zu betreiben. Darüber 

hinaus kann eine Besitzübertragung in einer Reihe von Szenarien unpraktisch sein, in denen 

der Schuldner Zugang zu und Verwendung der verpfändeten Vermögenswerte benötigt, um 

sein Geschäft zu betreiben, oder wenn es sich bei den verpfändeten Vermögenswerten um ein 

Bankkonto handelt. Im Laufe der Jahre wurden kreative Lösungen entwickelt, um das Besitzer-

fordernis zu erfüllen, darunter die Ernennung eines Sicherheiten-Treuhänders, parallele Schul-

den und andere Mechanismen. All dies sind jedoch keine Garantien, und die Verfahren bein-

halten ein gewisses Risiko, insbesondere, weil sie nicht gesetzlich vorgesehen sind. 

Bei einem im Handelsregister eingetragenen Handelsgeschäft durfte ein solches Siche-

rungsrecht nur von einer konzessionierten Bank eingeräumt und eingetragen werden. Dies 

schloss ausländische Kreditgeber aus, die keine Lizenz zum Betreiben von Bankgeschäften in 

Ägypten haben. Ausgeschlossen waren ferner nationale Kreditgeber, die keine Banken sind, 

wie z. B. Private-Equity-Investoren, die ebenfalls Fremdkapital bereitstellen (durch Gesell-

schafterdarlehen usw.). 

Am 15. November 2015 wurde das neue Gesetz Nr. 115 von 2015 erlassen, das diese Ein-

schränkungen ändern könnte, bislang ist es allerdings noch nicht bestätigt.219 

2.2.2 Besitzlose Verpfändung 

Die gewerbliche Hypothek wird im ägyptischen Handelsgesetz Nr. 17 von 1999 in den Artikeln

119 bis 129 geregelt. Der Gesetzgeber hat in den vorgenannten Artikeln die Bestimmungen eines

Hypothekenvertrags behandelt, der nur auf materielle oder moralische bewegliche Sachen fällt. 

Dies geschah in der Absicht, die Versicherungshypothek und die Hypothek von Immobilien 

dem Zivilgesetz zu überlassen, womit sie den allgemeinen Regeln unterliegen. Diese gelten 

für jede Hypothek, die über ein übertragenes Eigentum als Garantie für eine Schuld vereinbart 

und gegenüber dem Schuldner als gewerblich angesehen wird, ohne die anderen besonderen 

Arten von Besitzverpfändungen, die ihren jeweiligen Rechtssystemen unterliegen. Der Gesetz-

geber greift auf die Regelung der Bestimmungen für gewerbliche Hypotheken auf bewegliche 

Sachen zurück, da dies im gewerblichen Besitz üblich ist.220 

Aus den generellen Regelungen der Verpfändung von beweglichen Sachen ergibt sich, 

dass der Besitz zwangsmäßig vom Pfandschuldner auf den Pfandrechtgläubiger übertragen 

wird. Das bedeutet, dass der Besitz des Handelsgeschäfts als mobile Sache bei der Verpfändung 

219

220

Weiter hierzu in Teil III dieser Arbeit. 

EL KALYOUBI (2013), S. 93.
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übertragen hätte werden müssen. Dies wird nach ägyptischem Recht als ›Besitzverpfändung‹ 

bezeichnet, wobei der Besitz der verpfändeten Gegenstände vom Schuldner, der diese verpfän-

det, auf den Gläubiger oder eine andere Person übertragen wird, so dass die Verpfändung gegen 

Dritte geltend ist. Diese Übertragung des Besitzes führt häufig zu Schäden für den Händler, 

insbesondere wenn diese Dinge für das Handelsgeschäft als Produktionselemente von Wert 

sind, da befürchtet wird, dass sein Handelsgeschäft an weiterer Produktion gehindert wird, 

wenn er beschließt, eine Verpfändung aufzunehmen. Daher ist eine Art von Hypothek als Re-

aktion auf kommerzielle Erfordernisse entstanden, bei denen der verpfändete Gegenstand nicht 

vom gegenwärtigen Schuldner auf den Hypothekendarlehensnehmer übertragen wird.  

Der ägyptische Gesetzgeber hat diese Art von Hypothek, bei der der Besitz der verpfän-

deten Sache nicht übertragen wird, nur im Bereich der Hypothek auf gewerbliche Schiffe und 

Verkehrsflugzeuge und die gewerbliche Hypothek des Handelsgeschäfts aufgenommen. So 

enthält das Gesetz Nr. 11 von 1940 eine Ausschließung bzw. Ausnahme zu den generellen Re-

gelungen. Artikel 13 sieht die besitzlose Verpfändung des Handelsgeschäfts vor. Grund dieser 

Ausnahme ist, dass die Übertragung des Besitzes des Handelsgeschäfts den Betrieb des Händ-

lers beeinträchtigen würde. Gemäß Artikel 13 ist der Pfandschuldner für den guten Zustand der 

ihm vertrauten Pfändungsgegenstände verantwortlich. 

2.2.3 Vorschriften 

2.2.3.1 Schriftform 

Artikel 11 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 besagt, dass die Hypothek durch einen offiziellen Ver-

trag oder einen inoffiziellen Vertrag in Verbindung mit der Ratifizierung der Unterschriften 

oder durch Siegel der Parteien nachgewiesen wird. Der Vertrag muss eine Erklärung des 

Schuldners enthalten, dass die Konzession des Verkäufers auf dem verpfändeten Eigentum be-

ruht oder von diesem frei ist und dass ein Sachrecht darüber als Zuteilungsobjekt besteht, und 

er muss auch den Namen des Unternehmens enthalten, das es gegen Feuer versichert hat. Dies 

bedeutet, dass der Gesetzgeber das Schreiben eines Hypothekenvertrags schon seit 1940 ver-

langt. Jedoch konnte man argumentieren, dass die Schriftform als Nachweis der Hypothek ge-

genüber Dritten dient, jedoch das Versäumnis dieser Schriftform die Innenbeziehung der Par-

teien nicht beeinträchtigt. Auf alle Fälle ist nun die Schriftform als Kernvorschrift gemäß Ar-

tikel 37/1 des Handelsgesetzbuchs erforderlich, womit das Versäumnis des Schreibens den Ver-

trag ungültig macht. Denn gemäß Artikel 37/1 muss jede Handlung, deren Gegenstand die 

Übertragung des Eigentums am Handelsgeschäft oder die Begründung eines Immobilieninter-
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esses an ihm oder die Vermietung seiner Verwertung ist, aufgezeichnet werden, ansonsten ist 

eine solche Handlung nichtig. 

2.2.3.2 Veröffentlichung (Registrierung) 

Der Hypothekenvertrag muss veröffentlicht werden. Dies erfolgt durch Registrierung in einem 

zu diesem Zweck bestimmten Register beim Handelsregister des Gouvernements, in dem sich 

das Handelsgeschäft befindet. Wenn die Hypothek eine Filiale des Handelsgeschäfts, Möbel 

oder Maschinen umfasst, die sich in einem anderen Gouvernement befinden, muss die Regis-

trierung auch im Handelsregister des Gouvernements registriert sein, in dessen Zuständigkeits-

bereich sich diese Dinge befinden. Gleichfalls muss auch die Hypothek solcher alleinstehenden 

Dinge beim Handelsregister in dem Gouvernement, dessen Abteilung das Handelsgeschäft ist, 

registriert werden. 

Die Veröffentlichung umfasst gemäß Artikel 37 des Handelsgesetzes Nr. 17 von 1990 Na-

men, Adressen, Nationalität, Parteien des Hypothekenvertrags, Vertragsdatum, Geschäftstätig-

keit, Adresse, von der Hypothek abgedeckte Geschäfte und den Schuldenwert.  

Weiters müsste die Veröffentlichung gemäß Artikel 43 des Handelsgesetzes binnen 15 Ta-

gen von Vertragsabschluss an erfolgen, andernfalls ist der Hypothekenvertrag nichtig. Gemäß 

herrschender Lehre hat diese Nichtigkeit jedoch keine Wirkung im Innenverhältnis, d. h., nur 

Dritte können sich auf diese Nichtigkeit berufen, die Hypothek aber bleibt im Innenverhältnis 

geltend.221 Auf alle Fälle ist diese Bestimmung nicht in Artikel 37 in Bezug auf Verpfändung 

des Handelsgeschäfts vorgesehen, daher ist die Lehre der Meinung, dass die 15-Tage-Vorschrift 

hier nicht zutrifft.222  

Wo besondere Vorschriften für die Hypothek bestimmter Gegenstände bestehen, sind diese 

ebenfalls zu beachten. Zum Beispiel muss die Hypothek von Firmenzeichen bzw. Warenzei-

chen oder Patenten gemäß Artikel 89 des Gesetzes Nr. 82 von 2002 über Geistiges Eigentum in 

Verbindung mit Artikel 43/2 des Handelsgesetzes Nr. 17 von 1999 in einem zu diesem Zweck 

bestimmten Register eingetragen werden. Ferner kann davon ausgegangen werden, dass Ge-

setz Nr. 115 von 2015 für in Artikel 9 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 nicht enthaltene Bestandteile 

anwendbar ist.  

 
221  EL BAROUDI (o. J.), S. 307. 

222  EL KALYOUBI (2013), S. 99. 
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2.2.3.3 Nur Banken als Hypothekengläubiger

Der Gesetzgeber fügte eine wesentliche materielle Bedingung hinzu, ohne die die Verpfändung 

nichtig wäre. So musste der Hypothekengläubiger eine der Banken sein, die aufgrund einer 

Entscheidung des betreffenden Ministers dazu befugt sind (Artikel 10 des Gesetzes Nr. 11 von

1940). Mit dem Erlass des Gesetzes Nr. 88 von 2003 über die Zentralbank, das Bankensystem

und Bargeld ist es auch zulässig, Handelsgeschäfte mit ausländischen Banken als Garantie für 

die Nutzung von Finanzierungs- und Kreditfazilitäten in Ägypten sowie mit internationalen 

Finanzinstituten zu verpfänden (Artikel 104/2 des Gesetzes gemäß der letzten Änderung durch

Gesetz Nr. 93 von 2005).

Mit dieser Bedingung war beabsichtigt, die Interessen des derzeitigen Schuldners zu be-

rücksichtigen, um zu vermeiden, dass seine Gläubiger bzw. Kreditgeber sein Geldbedürfnis 

ausnutzen, indem sie ihm nachteilige Bedingungen anbieten. Die in Artikel 10 enthaltene Be-

dingung galt als ordre public-wertig, d. h., es war nicht zulässig, eine gegenteilige Vereinba-

rung zu schließen, da andernfalls die Hypothek absolut null und nichtig sei. Der Grund dieser 

Ungültigkeit bestand darin, das kommerzielle Interesse im Allgemeinen zu schützen, daher 

durfte der Schuldner sein Handelsgeschäft nur an die Banken bzw. Leihinstitutionen der vom 

Minister bestimmten Institutionen verpfänden.223 

Allerdings wurde im September 2020 ein neues Gesetz über die Zentralbank und das Ban-

kensystem erlassen, das diese Beschränkung aufhebt, was als Ermöglichung der Verpfändung 

an Nicht-Banken ausgelegt werden könnte.224 

2.2.4 Gegenstand der Verpfändung des Handelsgeschäfts nach Gesetz Nr. 11/1940225 

Nach Artikel 9 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 handelt es sich bei einer Hypothek des Handelsge-

schäfts um die Adresse, den Handelsnamen, das Recht, mit Kunden zu leasen und Kontakt zu 

ihnen aufzunehmen, den kommerziellen Ruf bzw. die Geschäftsreputation, die Möbel, die Aus-

rüstungen und die Maschinen, die auch bei der Nutzung des Handelsgeschäfts verwendet wer-

den, sowie Marken, Lizenzen und, in der allgemeinen Industrie, geistige Eigentumsrechte, die 

mit dem Handelsgeschäft verbunden sind. 

Die Hypothek kann alle oder manche dieser Gegenstände enthalten, je nach Vereinbarung 

der Parteien. Wenn nur manche dieser Gegenstände verpfändet werden, ist die Beurteilung 

223

224

225

EL KALYOUBI (2013), S. 102.

Weiter hierzu unter Teil III dieser Arbeit. 

Vgl. Teil III dieser Arbeit. 
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wichtig, ob diese verpfändeten Gegenstände ausreichend viele Bestandteile des Handelsge-

schäfts darstellen, um von einer Hypothek des Handelsgeschäfts ausgehen zu können. Wenn 

nicht, so unterliegt die Verpfändung solcher Gegenstände nicht den Bestimmungen der Hypo-

thek des Handelsgeschäfts, sondern den generellen Regelungen zur Verpfändung und jenen 

spezifischen Vorschriften für die betreffenden Gegenstände.  

Mit dieser ausschließenden Aufzählung der Gegenstände, die gemäß Artikel 9 im Hypo-

thekenvertrag enthalten sein können, hat der Gesetzgeber die Waren bzw. Güter ausgeschlos-

sen. Es sei den Parteien somit nicht gestattet, zu vereinbaren, dass die gewerbliche Hypothek 

Waren enthält. Der Gesetzgeber beabsichtigte in dieser Hinsicht, die Forderung gewöhnlicher 

Gläubiger an Händler aufrechtzuerhalten, die hauptsächlich auf Waren angewiesen sind, um 

ihre Schulden zu garantieren, da es sich um das im Handelsgeschäft ausgewiesene Geld han-

delt.  Der Gesetzgeber beabsichtigte auch, dass dieses Geld frei von jeglichen Einschränkungen 

ist, damit die Aktivität des Händlers nicht gestört wird. Die Waren sind von Natur aus zum 

Verkauf bestimmt, und der derzeitige Schuldner kann sie nicht aus dem Verkehr ziehen oder 

ihre Tätigkeit einstellen. Darüber hinaus sind Waren körperliche bewegliche Sachen, die leicht 

vom verpfändeten Handelsgeschäft getrennt werden können. Wenn sie das Handelsgeschäft 

verlassen, unterliegen sie zudem, wie andere körperliche bewegliche Sachen, der Regel »Be-

sitz ist die Eigentumsurkunde in beweglichen Sachen«. Aus praktischer sowie rechtlicher Sicht 

ist es nicht möglich, dass ein Hypothekengläubiger die Waren nachverfolgen kann, wenn er 

den Besitz des Schuldners dem Besitz des neuen Käufers überlässt, der die Waren in Treu und 

Glauben erworben hat.226 

Güter, die nicht für den Verkauf bestimmt sind, gelten in dieser Hinsicht nicht als Waren. 

Wenn der Händler in seinem Geschäft einige Muster mehrerer Arten von Waren oder Waren 

ausstellt, können diese Waren, die nicht zum Verkauf bestimmt sind, als einer der Bestandteile 

des Handelsgeschäfts verpfändet werden, da sie von ihrer rechtlichen Natur aus als Ausrüstun-

gen gelten.227 

Der zweite Absatz von Artikel 9 besagt, dass, wenn der Vertrag nicht ausdrücklich angibt, 

welche Bestandteile des Handelsgeschäfts verpfändet werden, nur der Titel, der Handelsname, 

das Recht auf Miete und die Geschäftsreputation enthalten sind. 

Aus diesem Text geht hervor, dass der Gesetzgeber eine Erläuterungsbestimmung für die 

Absicht der Parteien festgelegt hat, falls sie nicht ausdrücklich angeben, was dem Vertrag der 

Hypothek unterliegt. Nach dieser Regel unterliegen der Hypothek ausschließlich körperliche 

Bestandteile des Handelsgeschäfts bzw. nur die im zweiten Absatz Artikel 9 genannten Bestand-

 
226  EL KALYOUBI (2013), S. 102. 
227  EL KALYOUBI (2013), S. 104. 
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teile. Der Gesetzgeber beabsichtigt hiermit, dass die Hypothek nicht auf die körperlichen Be-

standteile fällt, um den Handelskredit für den Händler zu erhöhen, da dies die allgemeine Ga-

rantie der Gläubiger darstellt und die Fortsetzung seiner Geschäftstätigkeit nicht verhindert.228 

2.2.5 Wirkungen (Rechtsfolgen) nach Gesetz Nr. 11/1940229 

Gemäß Artikel 23 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 garantiert die Hypothek die Schulden und Zinsen 

für zwei Jahre. Aus dieser Verpfändung des Handelsgeschäfts entstehen gewisse Rechte für den 

Hypothekengläubiger, die alle einer einzigen Absicht dienen: dem Schutz des Hypotheken-

gläubigers. Diese Rechte sind im Folgenden dargelegt. 

2.2.5.1 Privileg gegenüber anderen Gläubigern bei Zwangsvollstreckung der Hypothek 

Erhält der Hypothekengläubiger seine Forderung nicht bei Fälligkeit der Hypothek, so kann er 

an dem verpfändeten Handelsgeschäft vorrangig gegenüber anderen Gläubigern einziehen, un-

abhängig davon, ob es sich um gewöhnliche Gläubiger oder um andere Hypothekengläubiger 

handelt. Im Gegensatz zum Verkäuferprivileg230 ist der Vorrang bei der Hypothek nicht teilbar, 

d. h., selbst wenn der Hypothekendarlehensnehmer einen Teil des Kredits bezahlt, bleibt die 

Hypothek dennoch im Ganzen gültig, bis der ganze Betrag bezahlt ist. 

2.2.5.1.1 Gewöhnliche Massengläubiger 

Das Recht des Hypothekengläubigers wird allen gewöhnlichen bzw. nicht bevorrechtigten 

Gläubigern vorgezogen, unabhängig von der Quelle ihrer Forderung oder dem Datum, an dem 

die Forderung bzw. die Schuld angenommen wurde. Da dieses Vorzugsrecht jedoch die ge-

wöhnlichen Gläubiger beeinträchtigt, deren Forderungen in Bezug auf den Nutzen des Han-

delsgeschäfts und vor der Hypothek stattgefunden haben, hat der Gesetzgeber in Artikel 25 des 

Gesetzes Nr. 11 von 1940 eine Sonderregelung festgelegt. Nach dieser hat der gewöhnliche 

Gläubiger, dessen Forderung der Registrierung der Hypothek vorausgeht, das Recht, die Zah-

lung seiner Forderungen vor ihrem Fälligkeitstermin zu verlangen, vorausgesetzt, dass der 

Zweck ihrer Forderungen der Nutzen des Handelsgeschäfts war. 

 
228  EL KALYOUBI (2013), S. 105. 
229  Vgl. Teil III 3.1.1 dieser Arbeit. 

230  Siehe Teil II 2.1.5 (B) (c) dieser Arbeit. 



106 Teil II: Übertragung des Handelsgeschäfts (Methoden, Prozess, und Folgen)  

2.2.5.1.2 Andere Hypothekengläubiger 

Artikel 16 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 regelt den Vorrang der Hypothekengläubiger, wenn es 

mehrere sind. Artikel 16 sieht vor, dass Hypothekengläubiger, die am selben Tag registriert 

sind, einen gewissen Rang haben. Die Priorität liegt im Rang zwischen dem Hypothekengläu-

biger einer Besitzverpfändung und dem Hypothekengläubiger einer Immobilienverpfändung 

gemäß dem Datum der Registrierung. Wenn sie am selben Tag registriert wurden, besteht eine 

Priorität für die Besitzhypothek. Das bedeutet, dass, wenn der derzeitige Händler des Handels-

geschäfts Eigentümer des Gebäudes ist, in dem sich das Handelsgeschäft befindet, und er in 

eine Immobilienverpfändung als Garantie gewisser Schulden eingetreten ist, eine Priorität zur 

Verdrängung mit dem Hypothekendarlehensnehmer der Appurtenance-Immobilie besteht, da 

dies nach Artikel 9 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 auch als Teil einer Hypothek des Handelsge-

schäfts selbst gelten kann. 

Der Vergleich – in diesem Fall zwischen der Hypothek des Handelsgeschäfts und der Hy-

pothek der Immobilie – basiert auf der Priorität bei der Registrierung. Gemäß Artikel 11 kann 

eine Verdrängung nur dann auftreten, wenn der Hypothekendarlehensnehmer zusätzlich zur 

Registrierung gemäß dem Gesetz Nr. 11 von 1940 auch die Verfahren der Hypothek von Immo-

bilien befolgt hat. 

2.2.5.2 Mietschulden 

Zu einer Verdrängung kann es auch zwischen den Gläubigern des Handelsgeschäfts und dem 

Eigentümer bzw. Vermieter des Grundstücks kommen, in dem sich das Handelsgeschäft befin-

det. Die Präferenz zwischen ihnen richtet sich nach Artikel 17 des Gesetzes Nr. 11 von 1940, 

wonach die Überlassung des Vermieters auf die Möbel und Ausrüstungen, die für die Nutzung 

des Handelsgeschäfts verwendet werden, auf den Wert einer Zwei-Jahres-Miete begrenzt ist. 

Dies bedeutet, dass, obwohl der Vermieter gegenüber einer Hypothek des Handelsgeschäfts 

vorgezogen wird, dieses Vorzugsrecht dennoch auf eine Miete von nur zwei Jahren beschränkt 

ist. Ausnahmsweise kann nach Absatz 2 von Artikel 11 das Vorzugsrecht ohne Beachtung dieser 

Einschränkung verwendet werden, wenn der Mietvertrag schon vor der Verkündung des Ge-

setzes Nr. 11 von 1940 einen festen Termin hat. Es ist anzumerken, dass es in Ägypten viele 

Mietverträge gibt, die vor diesem Datum und bis jetzt bestehen bzw. vererbt wurden, d. h., 

diese Ausnahme kommt sehr oft vor. Der Grund der Einschränkung ist etwa, dass der Vermieter 

nicht allein mit Ausschließung der Hypothekengläubiger vom Wert der verpfändeten bewegli-

chen Gegenstände profitiert. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass diese Einschränkung des 

Vorzugsrechts in der Praxis die Rechte des Vermieters nicht beeinträchtigt, da es nur für Aus-

rüstungen (Möbel, Geräte und Maschinen) als bewegliche Sachen gilt. Was die Waren betrifft, 
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hat der Vermieter vollständiges Vorzugsrecht, da ihre Verpfändung gemäß Artikel 9 Absatz 1 

des Gesetzes Nr. 11 von 1940 nicht zulässig ist.231 

Auf der anderen Seite verpflichtet der Gesetzgeber in Artikel 26 des Gesetzes den Vermie-

ter der Immobilie, in der sich das Handelsgeschäft befindet, und der über das Bestehen der 

Hypothek informiert wurde, den Hypothekengläubiger an seinem gewählten Standort zu be-

nachrichtigen, wenn er den Mietvertrag zu dem Objekt kündigen möchte, in dem sich das Han-

delsgeschäft befindet. Eine Nichtigkeitsentscheidung ist erst einen Monat nach dieser Mittei-

lung zulässig. Dasselbe gilt bei der vertraglichen oder gesetzlichen Aufhebung des Mietver-

trags. Der Gesetzgeber beabsichtigte hiermit, das Interesse des Hypothekengläubigers zu 

schützen, der möglicherweise die Miete zahlen möchte, um eine Beendigung bzw. Annullie-

rung der Miete zu verhindern, falls diese für ihn schädlich ist, oder falls er sich entscheidet, 

dass dies zu einer Schwächung des Handelsgeschäfts und somit seines Kredits führen würde 

und er deswegen die Fälligkeit und Zahlung seiner Forderung verlangen würde.232 

2.2.5.3 Wirkung auf den Hypothekendarlehensnehmer 

Im Gegensatz zu der Hypothek körperlicher Sachen, bei der der Besitz auf den Hypotheken-

gläubiger übertragen wird und dem Hypothekendarlehensnehmer das Recht zur Nutzung oder 

Verwertung vorübergehend verweigert wird, führt die Hypothek eines Handelsgeschäfts nicht 

zur Übertragung des Besitzes auf den Hypothekengläubiger.  

Infolge dieser Nichtübertragung des Besitzes des Handelsgeschäfts ergeben sich mehrere 

Verpflichtungen des Hypothekendarlehensnehmers, die alle auf den Schutz des Anspruchs des 

Hypothekengläubigers auf das Handelsgeschäft des Hypothekendarlehensnehmers abzielen. 

Der Hypothekendarlehensnehmer ist verpflichtet, die verpfändeten Sachen in einem guten 

Zustand zu halten, ohne zuvor das Recht zu haben, auf den Hypothekengläubiger zurückzu-

greifen (Artikel 13 des Gesetzes 11 von 1940). Weiters unterliegt er nach Artikel 18 bis kriminel-

len Sanktionen zusätzlich zur Zahlung der verpfändeten Sachen. 

2.2.6 Vollstreckung der Verpfändung nach Gesetz 11/1940233 

Will der Verkäufer oder der Gläubiger eines Handelsgeschäfts die Verpfändung des Letzteren 

wegen Nichtbezahlung der fälligen Schuld bei Ablauf oder aus irgendeinem anderen Grund 

 
231  EL KALYOUBI (2013), S. 107. 
232  EL KALYOUBI (2013), S. 108. 
233  Vgl. Teil III dieser Arbeit. 
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zur Fälligkeit ausführen, so bedarf es der Befolgung des in Artikel 14 des Gesetzes Nr. 11 von 

1940 festgelegten Verfahrens.  

Hier muss er den Schuldner bzw. den Besitzer des Handelsgeschäfts offiziell warnen. Der 

Grund dafür, warum nicht nur der Schuldner, sondern auch der Besitzer des Handelsgeschäfts 

gewarnt werden muss, ist, dass der Gesetzgeber davon ausgeht, dass der Schuldner den Besitz 

an Dritte übertragen haben könnte. Der Besitzer muss daher auch die Chance haben, die Voll-

streckung des Pfands zu stoppen, indem er z. B. anbietet, die Hypothekenschuld selbst auszu-

zahlen. 

Nach acht Tagen ab dem Datum der Warnung des Schuldners und des Besitzers muss der 

Gläubiger des Hypothekenschuldners einen Antrag beim Schnellverfahrensgericht hinterlegen, 

in dessen Zuständigkeitsbereich sich das Handelsgeschäft befindet, dass das Handelsgeschäft 

oder die jeweiligen Gegenstände des Vorzugsrechts durch eine öffentliche Versteigerung ver-

kauft werden. Die Versteigerung wird mindestens zehn Tage vor ihrer Durchführung angekün-

digt, damit der Besitzer oder Schuldner in der Zwischenzeit die Option hat, die Hypotheken-

schuld zu bezahlen, um die Versteigerung bzw. den Verkauf zu vermeiden. 

Um die Rechte der Immobilieneigentümer zu schützen, muss eine Kopie der Anzeige min-

destens fünf Tage vor dem Verkauf an den Immobilieneigentümer und die Hypothekengläubi-

ger an die von ihnen in der Registrierung angegebenen Adressen bekannt gegeben werden. Wo 

die Appurtenance-Immobilie mit einer Immobilienhypothek beladen ist, darf diese nur mit der 

Immobilie verkauft werden, die als Gegenstand der Hypothek in der Registrierung angegeben 

ist, und unter Befolgung der Enteignungsverfahren. 

2.3 Vermietung des Handelsgeschäfts (Unternehmenspacht) 

2.3.1 Konzept und Rechtsnatur 

Das Handelsgeschäft ist im Wesentlichen ein Eigentumsgegenstand bzw. eine Gruppe von Ei-

gentumsbeständen. Der Eigentümer hat das Recht, jene Handlungen vorzunehmen, die sich 

aus seinem Eigentumsrecht ergeben. Hierzu gehört u. a. das Nutzrecht. Generell würde der 

Eigentümer eines Handelsgeschäfts das letztere selbst nutzen. Jedoch kann es auch vorkom-

men, dass der Eigentümer Dritten das Nutzrecht überträgt, wie z. B. im Fall einer Vermietung 

des Handelsgeschäfts. Der Mieter genießt in diesem Fall das Nutzrecht am Handelsgeschäft 

und kann somit Geschäfte in seinem eigenen Namen bzw. auf eigene Rechnung tätigen, und 

zwar ohne den Eigentümer des Handelsgeschäfts, der nur das Eigentumsrecht behält. 

Die hierzu vergleichbare ›Betriebsverpachtung‹ oder ›Unternehmenspacht‹ basiert im deut-

schen Recht nicht auf einer eigenen gesetzlichen Grundlage, sondern auf dem Verweis unter 
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§ 22 Absatz 2 HGB, dass, wenn ein Handelsgeschäft auf Grund eines Nießbrauchs, eines Pacht-

vertrags oder eines ähnlichen Verhältnisses übernommen wird, die Vorschriften (von § 22 HGB) 

entsprechende Anwendung finden.234 In der Lehre wird eine solche Unterlassung meist nur aus 

steuerlicher Sicht betrachtet.235 In jedem Fall aber wurde die Überlassung des Unternehmens 

als Pachtobjekt frühzeitig und allgemein, etwa unter Berufung auf verschiedene Rechtsnor-

men, anerkannt, die die Voraussetzungen für die Verpachtung eines Unternehmens regeln. Die 

Rechtmäßigkeit der Unternehmensverpachtung allerdings wird nach wie vor gerechtfertigt.236 

Die Unternehmenspacht ermöglicht es, eine Person, die nicht Eigentümer des Anlagevermögens 

ist, während der Laufzeit des Pachtverhältnisses zum Träger des Unternehmens zu machen. 

Die Übernahme eines Unternehmens wird daher im Sinne des § 25 Absatz 1 Satz 1 HGB als 

»Erwerb eines Handelsgeschäfts unter Lebenden« betrachtet, was sich von den zivilrechtlichen 

Vorstellungen, etwa nach § 581 BGB, unterscheidet. Gemäß § 581 des BGB können Gegen-

stände, d. h. nicht bloß Sachen, verpachtet werden. Mietobjekte können also nur Sachen wie 

Geschäftsräume, Betriebsgrundstücke, Anlagen, betriebsfertige Industrieanlagen usw. sein. 

Ein Pachtvertrag nach § 25 Absatz 2 HGB kann hingegen das gesamte Unternehmen zum Ge-

genstand haben, d. h., der Gesetzgeber hat Pachtverträge über Unternehmen stets als zulässig 

betrachtet. Diese Verträge stellen jedoch weder Pachtverträge über Sachen noch über Rechte 

dar, sondern es handelt sich eher um eine Funktionseinheit aus Sachen, Rechten und weiteren 

Vermögensgütern, die insgesamt Gegenstand des Pachtvertrags sind. Die Erfüllung des Pacht-

vertrags besteht darin, den Pächter für eine bestimmte Zeit zum Träger des Unternehmens zu 

machen. Aus zivilrechtlicher Sicht kann jedoch behauptet werden, dass die Zulässigkeit der 

Unternehmenspacht es vor dem Hintergrund der Einheit der Rechtsordnung erforderlich 

macht, dass ein Unternehmen gemäß § 581 Absatz 1 BGB ebenfalls Gegenstand sein kann.237 

§ 22 Absatz 2 HGB erwähnt den Unternehmensnießbrauch zusätzlich zu bzw. separat von 

der Unternehmenspacht. Dennoch wird der Unternehmensnießbrauch in der Lehre als eine ar-

tifizielle Form der Unternehmenspacht betrachtet, und zwar in dem Sinne, dass – ähnlich wie 

bei der Pacht – der Unternehmensnießbrauch des Unternehmens auf einen Dritten als Unter-

nehmensinhaber übertragen wird. Jedoch unterscheiden sich beide Geschäfte bei der sachen-

rechtlichen Einräumung des Nießbrauchs am Unternehmen durch das Erfordernis der Spezia-

lität gemäß § 1085 Satz 1 BGB, wonach die Belastung aller Einzelgegenstände erforderlich ist. 

In der Praxis führt dies dazu, dass der Unternehmensnießbrauch teilweise durch echte Nieß-

 
234  SCHMIDT (2014), § 5 Rn. 47. 
235  U. a. HANNES (2011); KNOPPE (1982); BRANDMÜLLER (1994). 

236  CEBULLA (1999), S. 50. 
237  Vgl. SCHMIDT (2014), Rn. 52; CEBULLA (1999), S. 49. 
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brauchbestellung an Gegenständen des Anlagevermögens und teilweise durch Vollübertragung 

des Umlaufvermögens erfolgt, die ›wirtschaftliche Bestimmung‹ der einzelnen Nießbrauchs-

gegenstände sie jedoch zu einem rechtlichen Gesamtbild zusammenfügt. Der Unternehmens-

nießbrauch entsteht durch eine Summe von Überlassungen einzelner Gegenstände, die sich auf 

das Unternehmen als Ganzes beziehen, und er wird als umfassendes Recht ausgeübt.238 

In Ägypten regelt Gesetz Nr. 11/1940 u. a. manche Handlungen, die im Zusammenhang mit 

dem Handelsgeschäft vorkommen, und zwar Verkauf und Verpfändung, wie bereits oben dar-

gestellt. Der Verweis auf Vermietung des Nutzrechts des Handelsgeschäfts erschien zum ersten 

Mal im Handelsgesetz, und zwar unter den Bestimmungen des Geschäfts im Allgemeinen. An-

ders als nach deutschem Recht wird nicht zwischen Nießbrauch und Pacht unterschieden, son-

dern es geht um die Vermietung der Nutzungsrechte als eine Kombination von Nießbrauch und 

Pacht. Nach ägyptischem Recht wird außerdem das Verhältnis der Parteien bei Vermietung des 

Nutzrechts des Handelsgeschäfts nicht geregelt. Das Handelsgesetzbuch beschäftigt sich nicht 

mit den Bestimmungen oder Folgen der Vermietung bzw. des Mietvertrags an sich, sondern 

verlangt nur, dass eine solche Vermietung notariell bekanntgemacht werden soll, und es regelt 

weiter die rechtlichen Auswirkungen dieser Bekanntmachung. Das Innenverhältnis der Par-

teien ist wohl den generellen Regelungen der Miete unterliegend gelassen. Bei einer Vermie-

tung eines Handelsgeschäfts geht es um die Vermietung eines unkörperlichen beweglichen Ge-

genstands. Zweck der Miete ist nicht der Ort bzw. das Gebäude, in dem das Geschäft oder der 

Laden besteht, sondern die Einrichtung mit deren kommerziellem Ruf bzw. das Handelsge-

schäft. Daher gilt hier nicht das Gesetz über die Vermietung von Plätzen.239  

Ein Käufer eines Handelsgeschäfts hat Anspruch auf den Mietvertrag des Grundstücks 

bzw. Gebäudes, in dem sich das Handelsgeschäft befindet. Dies gilt gemäß Artikel 594/2 des 

Zivilgesetzes als Ausnahme vom Untermietverbot nach ägyptischem Mietrecht.240 Es stellt 

sich die Frage, ob – wenn der Ort, in dem sich das Handelsgeschäft befindet, von einem Dritten 

gemietet ist – die Vermietung des Handelsgeschäfts als nicht gestattete Untervermietung gilt, 

oder ob die Ausnahme gemäß Artikel 594/2 auch hier gelten würde und somit der Mieter eines 

Handelsgeschäfts Anspruch auf den Mietvertrag dieses Ortes hätte. Das ägyptische Gericht hat 

den Grundsatz festgelegt, dass in Anbetracht der allgemeinen Auslegungsregeln, dass eine 

Ausnahme einer Regel nicht ausgedehnt werden darf, die Ausnahme gemäß Artikel 594/2 nur 

in Beziehung zum Kauf eines Handelsgeschäfts und nicht dessen Vermietung gelten darf.241  

 
238  SCHMIDT (2014), Rn. 58. 
239  Gericht erster Instanz, 1140-1961, 30.09.1961. 
240  Siehe Teil I 5.2.3 und Teil II 2.1.2 dieser Arbeit. 

241  CA 87/52 J, 19.01.1981; CA 62/54 J, 15.04.1990, sowie CA 158/52 J, 20.01.1983 S 34 S 262; CA 2043/52 J, 

03.04.1989; CA 1042/51 J, 15.11.1987; CA 2044/55 J, 08.04.1990; 249/59 J, 10.11.1993. 



 2. Verschiedene Methoden der Übertragung bzw. Überlassung des Handelsgeschäfts 111 

In einer neueren Rechtsprechung242 sieht das Gericht jedoch ein, dass der Eigentümer 

eines Handelsgeschäfts sich einen Partner nehmen oder einem Dritten die Verwaltung des ge-

mieteten Ladens anvertrauen kann, wobei dies als Verwaltungs- und Verwertungsvertrag und 

nicht als Untermietung gelten würde. 

Im Grunde genommen stimmt es, dass dies keine Untermietung ist. Jedoch weicht das 

Gericht hier von dem Grundsatz ab, dass dies gemäß Artikel 594/2 nur in Beziehung zum Kauf 

eines Handelsgeschäfts erlaubt ist, in dem das Gericht auch im Fall eines Management- und 

Verwertungsvertrags keinen Verstoß des Untermietungsverbots sieht.  

Dies könnte gegebenenfalls darauf hinweisen, dass das ägyptische Gericht einen Unter-

schied zwischen Vermietungsverträgen und Verwaltungsverträgen des Handelsgeschäfts aner-

kennt. Das Gericht unterscheidet in jedem Fall zwischen Vermietung des Handelsgeschäfts und 

Partnerschaft, wie im Weiteren dargestellt wird. 

2.3.2 Abgrenzung zu vergleichbaren Verträgen 

2.3.2.1 Betriebsführungsvertrag 

Die Vermietung eines Handelsgeschäfts wird in der Lehre nicht nur als ›Vermietung der Nut-

zung des Handelsgeschäfts‹, sondern u. a. auch als ›freie Verwaltung des Handelsgeschäfts‹ 

bzw. gérance libre bezeichnet.  

Der Eigentümer eines Handelsgeschäfts vermietet die Nutzung seines Handelsgeschäfts 

vollständig an einen unabhängigen Manager, der es im eigenen Namen und auf eigene Rech-

nung verwaltet. 

Ein solcher Vertrag wird im ägyptischen Recht nicht definiert. Artikel L 144–1 des franzö-

sischen Gesetzes vom 20. März 1956 definiert den Handelsgeschäftsmietvertrag als einen Ver-

trag, durch den der Eigentümer oder Betreiber eines Handelsgeschäfts (oder einer handwerk-

lichen Einrichtung) die Vermietung ganz oder teilweise an einen Dritten überträgt, der es, ge-

gen die Zahlung einer Miete oder Lizenzgebühr, auf eigenes Risiko betreibt.243 

Die Bezeichnung ›freie Verwaltung des Handelsgeschäfts‹ bedarf des Vergleichs zum Be-

triebsführungsvertrag nach deutschem – sowie ägyptischem – Recht.  

In Deutschland setzt sich der Betriebsführungsvertrag eher zu einem Konzept der Kon-

zernleitung durch, während die im internationalen Wirtschaftsverkehr verwendete Form des 

 
242  CA-2135/68 J, 19.01.2000; CA-157/72 J, 12.11.2003. 

243  »La location-gérance est donc un contrat par lequel le propriétaire ou lʼexploitant dʼun fonds de commerce 

ou dʼun établissement artisanal en concède partiellement ou totalement la location à un gérant qui lʼexploite 

à ses risques et périls, en contrepartie du paiement dʼun loyer, ou dʼune redevance.« 



112 Teil II: Übertragung des Handelsgeschäfts (Methoden, Prozess, und Folgen)  

Managementvertrags seltener vorkommt. Einer der wesentlichen Unterschiede ist die Zeitbe-

grenzung, wobei im Gegensatz zum Managementvertrag der Betriebsführungsvertrag im deut-

schen Recht in der Regel nicht zeitlich begrenzt wird.  

In der ägyptischen sowie der internationalen Praxis kommen solche Managementverträge 

oft im Hotelgewerbe vor. Im Rahmen eines Hotelmanagementvertrags betreibt eine Hotelver-

waltungsgesellschaft das Hotelgeschäft für den Eigentümer des Hotelgebäudes, d. h. der Ho-

telimmobilie an sich. Die Verwaltungsgesellschaft betreibt den Hotelbetrieb entweder im Na-

men des Eigentümers oder im eigenen Namen, d. h., die Verwaltungsgesellschaft kann auch 

Markeninhaber sein und das Hotel unter der eigenen Marke betreiben. 

2.3.2.2 Partnerschaft 

Die Vermietung des Nutzens eines Handelsgeschäfts unterscheidet sich von einer Partnerschaft 

vor allem dadurch, dass der Vermieter das Verlustrisiko nicht trägt. Der Mieter bzw. Manager 

des Handelsgeschäfts ist allein für die Verluste des von ihm betriebenen Handelsgeschäfts ver-

antwortlich und trägt diese Verluste allein. Weiters fehlt die Absicht einer Partnerschaft bei der 

Vermietung.  

Hier stellt sich die Frage, ob die Berechnung der Miete bzw. Lizenzgebühr diese Abgren-

zung beeinträchtigen könnte. Die Lehre unterscheidet nämlich nicht zwischen festen und vari-

ablen Sätzen der Miete oder Lizenzgebühr. 

Wo die Miete bzw. Lizenzgebühr als Prozentsatz der Gewinne des vermieteten Handels-

geschäfts festgesetzt ist, wäre die Abgrenzung der Vermietung zu einer Partnerschaft weniger 

deutlich als dort, wo die Miete oder Lizenzgebühr ein fester Betrag ist, insbesondere, wenn 

kein Mindestbetrag festgesetzt ist, den der Vermieter auf alle Fälle erhalten würde, selbst wenn 

das Handelsgeschäft keine Gewinne macht bzw. Verluste erleidet. 

Das Fehlen jener erforderlichen Vorschriften oder Bestimmungen in dieser Hinsicht kann 

in Bezug auf das ägyptische Gesetz über Vermietung von Plätzen zu gravierenden Unstimmig-

keiten führen.  

Wie dargestellt gilt die Ausnahme gemäß Artikel 594/2 nicht im Fall einer Vermietung des 

Handelsgeschäfts; somit wird eine Vermietung des Handelsgeschäfts als Untermietung des Or-

tes, an dem es sich befindet, ausgelegt und daher nicht gestattet.244  

Im Gegensatz dazu ist es nach geltendem Recht dem Mieter eines Grundstücks oder Ge-

bäudes, in dem er sein Handelsgeschäft betreibt, nicht untersagt, eine Partnerschaft mit Dritten 

 
244  CA-87/52 J, 19.01.1981; CA-62/54 J, 15.04.1990. 
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einzugehen,245 vorausgesetzt, es ist nicht zur Deckung eines Untermietverhältnisses vorgese-

hen246 bzw. sieht das geltende Recht nicht vor, dass eine solche Partnerschaft als Untermietung 

des Ortes gelten würde oder dass diese vorbehaltlich der Zustimmung des Vermieters sei.247 

Dies gilt unter der Voraussetzung, dass der Mieter des Ortes weiterhin in dieser Partnerschaft 

bleibt. Sollte er aus der Partnerschaft bzw. Gesellschaft ausscheiden, hat sein ehemaliger Part-

ner bzw. die Gesellschaft keinen Anspruch auf die Miete.248 

Im Grunde genommen besteht kein Problem für die Parteien einer Vermietung des Nutzens 

des Handelsgeschäfts dabei, sich über eine variable bzw. sich auf den Gewinn beziehende 

Miete bzw. Lizenzgebühr zu einigen. Wenn dies als eine Partnerschaft interpretiert wird, ist es 

schließlich in ihrem Interesse, dass der Mieter somit Anspruch auf den Mietvertrag des Ortes 

hätte, in dem das Handelsgeschäft betrieben wird.  

Problematisch ist jedoch das entgegengesetzte Szenario, in dem sich die Eigentümer des 

Handelsgeschäfts mit einem neuen Partner darauf einigen, dass der letztere das Handelsge-

schäft allein verwalten soll, während der ursprüngliche Eigentümer nur einen Gewinnsatz erhält. 

Es liegt im Ermessen des Gerichts zu entscheiden, ob die Partnerschaft tatsächlich als sol-

che beabsichtigt ist oder ob sie in Wahrheit einen Untermietvertrag umgeht.249 Wesentliche 

Indikatoren hier sind u. a. die Absicht der Parteien, den Gewinn und Verlust zu teilen.250 Jedoch 

würde es nicht ausreichen, wenn das Gericht nur berücksichtigt, ob die Partnerschaft in Über-

einstimmung mit den für das Partnerschafts- bzw. Gesellschaftsformular geltenden Gesetzen 

veröffentlicht wurde und wie der Vertrag ausgearbeitet ist, und ob bzw. dass die Parteien einen 

anderen Vertrag hätten schließen können, wie z. B. einen Mietvertrag, einen Managementver-

trag oder einen Verkauf des Handelsgeschäfts.251 Das Gericht muss also seine Entscheidung 

auf feste Beweise gründen, z. B. den, dass der ursprüngliche Eigentümer des Handelsgeschäfts 

auf seine Rechte im Handelsgeschäft wie z. B. den Gewinnanteil verzichtet hat.252  

Dementsprechend ist der Vertrag zur Vermietung eines Handelsgeschäfts im Grunde ge-

nommen eine Vermietung unbeweglicher Gegenstände. Das Fehlen eines spezifischen Geset-

zes, das solche Vermietungen regelt, bedeutet nicht, dass das Handelsgeschäft nicht nach den 

 
245  CA-554/51 J, 20.12.1987; CA-1138.51 J, 27.01.1988; CA-135/52 J, 01.03.1989; CA-153/55 J, 25/03/1990; CA-3172-

59 J, 28.03.1990. 
246  CA-1759/53 J, 23.11.1989. 
247  CA-8631/66 J, 14.12.1997; CA-157/72 J, 12/11/2003. 
248  CA-203/47 J; 23/05.1984. 
249  CA-343/52 J, 26.03.1986; CA-575/57 J, 29.05.1988, CA-1759/53 J, 23.11.1989; CA-2154/58 J, 28.04.1993. 
250  CA-575/57 J, 29.05.1988. 
251  CA-1971/53 J, 22.06.1989. 
252  CA-31/59 J, 06.12.1989. 
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generellen Regelungen des Zivilgesetzes vermietet werden kann, wo diese Regelungen an-

wendbar sind und mit der Natur des Handelsgeschäfts übereinstimmen.  

Da die Vereinbarung zur Vermietung des Handelsgeschäfts von einer speziellen Natur ist, 

bedarf es eines speziellen Vertrags. Etwa um die Rechte Dritter zu beschützen, regelt das Han-

delsgesetzbuch die Notifizierung solcher Verträge sowie die Konsequenzen dieser Notarisierung. 

Der Mieter eines Handelsgeschäfts hat mehr Rechte als ein normaler Mieter, nämlich nicht nur 

die Nutzungsrechte, die einem normalen Mieter zustehen, sondern auch die Verwertungsrechte. 

Weiter haftet der Vermieter eines Handelsgeschäfts zusammen mit dem Mieter für die Schulden 

des Handelsgeschäfts, wenn er den Vertrag bzw. seine rechtliche Position nicht notarisiert hat.  

2.3.3 Merkmale des Handelsgeschäftsmietvertrags (Nutzungsvertrag) 

2.3.3.1 Formeller Vertrag 

Gemäß Artikel 37/1 des Handelsgesetzes muss jede Handlung zur Übertragung des Eigentums 

eines Handelsgeschäfts oder Erstellung eines Rechts in Rem oder Vermietung seines Nutzens 

schriftlich erfolgen. Ansonsten ist die Handlung nichtig.  

Dementsprechend ist das schriftliche Abschließen u. a. des Vertrags zur Vermietung des 

Nutzens eines Handelsgeschäfts einer der formellen Eckpfeiler der Gültigkeit des Vertrags, 

ohne den der Vertrag nichtig wäre.  

Artikel 37/1 des Handelsgesetzes hebt somit den ersten Artikel des Gesetzes Nr. 11 von 1940 

auf, der nur einen üblichen Vertrag erforderte und das schriftliche Abschließen nur als Beweis 

und nicht als Voraussetzung zur Gültigkeit betrachtete. 

2.3.3.2 Gewerblicher Vertrag 

Bezüglich der gewerblichen Natur des Vertrags gelten die Handelsbestimmungen in der Theo-

rie gewerblicher Geschäfte. Was den Mieter betrifft, so ist der Vertrag immer von gewerblicher 

Natur, da dieser das Handelsgeschäft aus gewerblichen Gründen mietet, d. h., um das Handels-

geschäft zu betreiben.  

Seitens des Vermieters hat der Vertrag in den meisten Fällen auch einen gewerblichen 

Charakter. Oft genießt der Vermieter zum Zeitpunkt der Vermietung des Handelsgeschäfts den 

Status eines Händlers, so dass der Vertrag gemäß der Abhängigkeitstheorie gewerblich ist. Der 

Vertrag ist auch gewerblich, wenn der Vermieter das Handelsgeschäft ursprünglich mit der 

Absicht der Vermietung seines Nutzens gekauft hatte. Jedoch kann es in Ausnahmsfällen sein, 

dass der Vertrag seitens des Vermieters nicht gewerblich ist, z. B. wenn der Vermieter das 
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Eigentum des Handelsgeschäfts geerbt oder als Geschenk erhalten hat. In solchen Fällen gilt 

der Vertrag von der Seite des Vermieters als eine zivilrechtliche Handlung.253 

2.3.3.3 Intuitus personae 

Der Vertrag gilt als intuitus personae bzw. persönlich seitens des Mieters, da sich der Vermieter 

beim Vertrag auf die Erfahrung des Mieters bzw. freien Managers im gewerblichen Bereich ver-

lässt und das Risiko eingeht, dass der Mieter die Bestandteile des Handelsgeschäfts nicht pflegt, 

insbesondere die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation. Im Gegensatz dazu 

wirkt sich die Person des Vermieters in der Regel nicht auf die Gültigkeit des Vertrags aus.254 

2.3.4 Gegenstand des Handelsgeschäftsmietvertrags (Nutzungsvertrag) 

Gegenstand des Vertrags sind das Handelsgeschäft und die Mietzahlung; er unterliegt in dieser 

Hinsicht den generellen Regelungen. Dementsprechend bestehen die Voraussetzungen der Zu-

lässigkeit der Geschäftsbetätigung darin, dass das Geschäft sowohl spezifisch bzw. identifi-

zierbar sein muss und dass es vorhanden bzw. verfügbar ist. Zusätzlich darf der Gegenstand 

der Miete nicht konsumierbar sein, sodass er nach Ablauf des Mietvertrags zurückgegeben 

werden kann.  

Ausnahmsweise ist es zulässig, Verbrauchsgüter als Objekte zu vermieten, die vom Mietob-

jekt abhängig sind und somit im Rahmen des Mietvertrags in diesen eingeschlossen werden.255 

In Bezug auf den Mietvertrag des Nutzens eines Handelsgeschäfts ist es außerdem erfor-

derlich, dass der Gegenstand des Vertrags mit den Bestandteilen des Handelsgeschäfts256 über-

einstimmt, d. h., der Gegenstand des Vertrags muss ein Handelsgeschäft im Sinne der dazu 

anwendbaren Bestimmungen sein.  

2.3.5 Formvorschrift: Veröffentlichung (Registrierung) 

Die Veröffentlichung bzw. Bekanntmachung oder Registrierung des Vertrags über die Vermie-

tung des Nutzens eines Handelsgeschäfts wird in den Artikeln 34 bis 43 des Handelsgesetzes 

 
253  EL KALYOUBI (2013), S. 166. 
254  EL KALYOUBI (2013), S. 168 f. 

255  CA 495/46 J – J 26, S 1422 – 19/11/1975. 
256  Siehe Teil I 2. dieser Arbeit. 
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geregelt. Dies bedarf der Registrierung in einem speziellen Register gemäß Artikel 37/2, zu-

sätzlich zur Bekanntmachung im Handelsregister gemäß Artikel 37/3. 

Da die Vermietung des Nutzens eines Handelsgeschäfts im Grunde genommen vergleich-

bar mit bzw. das Gleiche wie ein Managementvertrag ist, würde das bedeuten, dass Manage-

mentverträge dementsprechend in den genannten Registern registriert bzw. bekanntgemacht 

werden müssten. Jedoch stellt sich die Frage, ob dies in der Praxis tatsächlich vorkommt, ins-

besondere dort, wo die Parteien nicht an der Bekanntmachung interessiert sind. Diesbezüglich 

droht nur eine geringe Gelstrafe von 10 bis 100 ägyptischen Pfund (d. h. ungefähr 0,30 Euro 

bis 3 Euro),257 jedoch keine zivilrechtliche Konsequenz. 

Gemäß Artikel 19 und Annex 2 des Handelsminister-Dekrets Nr. 946 von 1976 – wie zuletzt 

geändert – beträgt die Gebühr der Bekanntmachung im Handelsregister 16 ägyptische Pfund 

(ungefähr 0,60 Euro), zusätzlich zu der dazu erforderlichen Zertifikation von der relevanten 

Handelskammer, was mindestens ungefähr 100 ägyptische Pfund (ungefähr 3,50–4 Euro) kostet. 

Das bedeutet, dass die Einhaltung des Gesetzes teurer ist als die Geldstrafe bei Nichtein-

haltung, weshalb es in der Praxis oft dazu kommen kann, dass der Vertrag zur Vermietung des 

Nutzens eines Handelsgeschäfts- bzw. Managementvertrags nicht registriert wird. 

2.3.6 Rechtsfolgen (Wirkungen) der Vermietung 

2.3.6.1 Verpflichtungen des Vermieters 

2.3.6.1.1 Übergabe des Handelsgeschäfts 

Die Verpflichtung zur Übergabe des betreffenden Handelsgeschäfts unterliegt den allgemeinen 

Regeln des Zivil- und Handelsrechts.  

Angesichts des spezifischen Charakters des Handelsgeschäfts und der Tatsache, dass es 

sich um ein unkörperliches bewegliches Eigentum handelt, das mehrere unterschiedliche Be-

standteile umfasst, bedarf es einer Klarstellung dessen, was unter der Übergabe des Handels-

geschäfts zu verstehen ist und was für ein Vertrag in dieser Hinsicht charakteristisch ist.  

Um seine Verpflichtung vollständig umgesetzt zu haben, muss der Vermieter dem Mieter 

die Handelsgelder zur Verfügung stellen, d. h., seine Verpflichtung ist nicht auf die Übergabe 

des Orts des Handelsgeschäfts beschränkt, sondern auf die Übergabe aller seiner Bestandteile 

in Übereinstimmung mit seiner Natur. 

Dies bezieht sich unter anderem darauf, dem Mieter Zugang zum Know-How zu verschaf-

fen, auf das sich das Handelsgeschäft stützt (obwohl eine Übertragung des Patents im Namen 

 
257  Wechselkurs Januar 2024. 
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des Mieters nicht erforderlich ist), und ihm die im Mietvertrag genannten Ausrüstungen zur 

Verfügung zu stellen sowie die Waren, auf die sich die Parteien im Vertrag geeinigt haben.258 

Einer der Hauptbestandteile, die übergeben werden müssen und die möglicherweise nicht 

so leicht bzw. überhaupt übertragbar sind, ist jedoch die Beziehung zur Kundschaft. Die Über-

gabe der Beziehung zur Kundschaft besteht darin, dass der Vermieter den Mieter über die Nut-

zung aller Daten und Dokumente informiert, die es diesem ermöglichen, über seine Kunden zu 

verfügen und diese leicht zu kontaktieren. Er muss die Korrespondenz des Mieters mit seinen 

Kunden und deren Anfragen nachweisen und ihm die Rendite zeigen, die er von diesem Service 

oder den ihm bekannten Zahlungsmöglichkeiten genießt, sowie die Zahlungsweise für Liefe-

ranten, die Öffnungszeiten des Handelsgeschäfts sowie eine Liste der Namen von Kunden und 

Lieferanten. Zusätzlich darf der Mieter sich auch über die Geschäftsbücher informieren.259 

Es muss jedoch erwähnt werden, dass dieser Rechtsrahmen auf das Jahr 1940 bzw. die 

Fassung von 1999 zurückgeht. Zu diesem Zeitpunkt war Datenschutz noch keine ernsthafte 

Überlegung. Das Konzept des Datenschutzes wurde erst kürzlich in das ägyptische Recht ein-

geführt, und das Datenschutzgesetz wurde erst im Jahr 2020 erlassen (Gesetz Nr. 151 von 2020). 

Offenbar regelt das ägyptische Datenschutzgesetz weder den Themenbereich ›Mergers and 

Acquisitions‹ noch das Szenario der Vermietung eines Handelsgeschäfts. Es ist auch nicht zu 

erwarten, dass die noch zu erlassenden Durchführungsbestimmungen des Gesetzes die Ange-

legenheit regeln werden.260 Es stellt sich daher die Frage, wie die Verpflichtung des Vermieters, 

die Beziehung zur Kundschaft zu übertragen, in der neuen Ära umgesetzt werden kann. Wäh-

rend im Falle eines Verkaufs des Handelsgeschäfts zu argumentieren ist, dass der Erwerb des 

Handelsgeschäfts die Datenübertragung ohne Zustimmung der Kunden rechtfertigt, kann dies 

im Falle einer Miete kaum gerechtfertigt werden, da der Vermieter weiterhin der Eigentümer 

des Handelsgeschäfts ist. Darüber hinaus geht der Mieter das Risiko ein, dass er selbst für den 

Erwerb und Nutzen solcher Daten haftbar gemacht wird, die ursprünglich nicht ordnungsge-

mäß entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen gesammelt wurden. 

Die Verpflichtung des Vermieters erstreckt sich nicht darauf, den Mieter persönlich den 

Kunden zu empfehlen, es sei denn, dies ist ausdrücklich im Vertrag vereinbart.261 Dementspre-

chend ist der Vermieter nicht verpflichtet, seine Kunden über den Mietvertrag zu informieren. 

Daher kann nicht erwartet werden, dass er sie nur über den Datenzugriff bzw. die Datenüber-

tragung informieren würde oder müsste. 

 
258  EL KALYOUBI (2013), S. 203. 
259  EL KALYOUBI (2013), S. 202. 
260  Ausführlicher unter Teil III 3.5 dieser Arbeit. 

261  EL KALYOUBI (2013), S. 203. 
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Solange im Gesetz keine ausdrückliche Befreiung oder Regelung der Übergabe der Kun-

dendaten im Fall einer Vermietung des Handelsgesetzes vorgesehen ist, werden die Parteien 

die Angelegenheit künftig vertraglich regeln müssen. Mieter müssen im Vertrag darauf beste-

hen, dass der Vermieter zumindest die Zustimmung des Kunden einholt. Wenn es sich um eine 

grenzüberschreitende Übermittlung von Daten handelt, müsste der Vertrag auch die Vorausset-

zung enthalten, dass die Datenschutzbehörde in Ägypten dies zulässt, andernfalls muss der 

Mieter das Recht haben, den Vertrag zu kündigen. Das folgt daraus, dass ohne diese Daten die 

Beziehung zur Kundschaft nicht vollständig auf den Mieter übertragen werden kann und dem-

entsprechend auch nicht das Handelsgeschäft, da die Beziehung zur Kundschaft einer der ob-

ligatorischen Bestandteile des Handelsgeschäfts ist. 

2.3.6.1.2 Aufrechterhaltung des Handelsgeschäfts (Lʼentretien de fonds) 

Der Vermieter ist verpflichtet, das Handelsgeschäft in einem Zustand zu halten, der es dem 

Mieter ermöglicht, es für das dem Handelsgeschäft zugewiesenen Nutzen zu verwenden, ins-

besondere für die Aufrechterhaltung der Ausrüstungen und des Ortes, in dem sich das Han-

delsgeschäft befindet.262 

2.3.6.1.3 Wettbewerbsverbot 

Der Vermieter ist verpflichtet, mit dem Mieter nicht zu konkurrieren. Diese Verpflichtung er-

gibt sich automatisch aus dem Vertrag. Treibt der Vermieter einen ähnlichen Handel und zieht 

die Kunden nach Abschluss des Vertrags zurück, so besteht das Risiko, dass daraus ein Schaden 

für den Mieter resultiert. Dies beraubt den Mieter der Erreichung des gewünschten Ziels der 

Miete des Handelsgeschäfts. 

Dies ergibt sich aus Artikel 42/1 des Handelsgesetzes Nr. 17 von 1999, das festlegt, dass 

dem Vermieter des Nutzens eines Handelsgeschäfts nicht gestattet ist, eine diesem Handelsge-

schäft ähnliche Tätigkeit in einer Weise auszuführen, die dem Mieter schadet, sofern es nicht 

anders vereinbart ist. Dementsprechend ist auch zu verstehen, dass die Verpflichtung des Ver-

mieters es ihm nicht absolut verbietet, ein ähnliches Handelsgeschäft zu eröffnen. Ihm wird 

dies nicht grundsätzlich untersagt, es sei denn, es schadet dem Mieter. 

Gemäß Artikel 42/2 des Handelsgesetzes gilt das Wettbewerbsverbot nach Artikel 42/1 für 

10 Jahre. Beim Verkauf eines Handelsgeschäfts ist es verständlich bzw. vorstellbar, wie und 

wieso dies in der Praxis funktionieren würde. 

 
262  EL KALYOUBI (2013), S. 204. 
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Bei der Vermietung stellt sich jedoch die Frage, ob diese lange Frist tatsächlich sinnvoll 

bzw. es gerechtfertigt ist, dem Vermieter, unabhängig von der Laufzeit der Vermietung, 10 

Jahre lang zu verbieten, mit dem Mieter zu konkurrieren. Sinnvoller wäre es, eine solche Be-

grenzung für die Laufzeit des Mietvertrags festzulegen, anstatt sie pauschal auf 10 Jahre fest-

zusetzen. Auch ist unklar, ob die 10-Jahres-Frist zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses oder 

des Ablaufs des Mietvertrags beginnt. In Bezug auf den Verkauf stellt sich diese Frage nicht, 

da es sich um eine sofortige Transaktion handelt. Bei einer langfristigen Vereinbarung wie 

einem Mietvertrag hätte der Ausgangspunkt jedoch im Gesetz geklärt werden müssen. 

Auch scheint die herrschende Lehre unterschiedliche Meinungen darüber zu enthalten, auf 

wen sich dieses Verbot erstreckt. So schreibt die bekannte Autorin Prof. Dr. Samiha El Kal-

youbi, dass sich das Verbot weiter auf den Käufer des Handelsgeschäfts erstrecken solle, und 

zwar, weil hier die Interessen des Mieters zu schützen seien.263 El Kalyoubi bezieht sich hier 

auf Artikel 146 des Zivilgesetzbuchs, wonach die Rechte und Pflichten auf den Nachfolger 

übergehen. 

Die Notwendigkeit des Schutzes der Interessen des Mieters ist nicht zu bestreiten. Die 

Frage ist jedoch, ob er einen solchen Schutz benötigen würde, wenn das Handelsgeschäft an 

einen Dritten verkauft wird, der selbst noch keine tatsächliche Beziehung zur Kundschaft hat. 

Es ist selbstverständlich gerechtfertigt zu fordern, dass der Käufer während der Laufzeit der 

Miete die Kunden nicht ansprechen sollte. Während dieser Zeit erhält er schließlich die Miete, 

d. h., seine Investition am Kauf des Handelsgeschäfts ist vorteilhaft. Da die Verpflichtung je-

doch auf 10 Jahre festgelegt ist, kann dieses Verbot als übertrieben angesehen werden, denn es 

würde bedeuten, dass der Käufer des Handelsgeschäfts seine Investitionen erst nach 10 Jahren 

ab dem Kauf genießen kann, oder sogar erst 10 Jahren nach dem Zeitpunkt, zu dem der Miet-

vertrag endet, da dies gesetzlich nicht klargestellt ist.  

In jedem Fall sind die 10 Jahre keine zwingende Bestimmung, d. h., die Parteien sind nach 

dem ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes berechtigt, eine kürzere Frist zu vereinbaren. Prob-

lematisch wird es also erst, wenn die Parteien nicht tatsächlich etwas anderes vereinbaren – 

was in der Praxis eher schwer vorstellbar ist. 

Es stellt sich allerdings die Frage, ob der Gesetzgeber dies tatsächlich hätte offenlassen 

sollen, denn: Wenn der Vermieter das Recht hätte, mit dem Mieter zu konkurrieren, indem er 

dessen Kunden kontaktiert und an diese verkauft, würde dies effektiv bedeuten, dass er sich 

die Beziehung zur Kundschaft und somit das Handelsgeschäft gewissermaßen zurückholt, ob-

wohl er diese doch vermietet hat – was wohl die Wirksamkeit des Vertrags im Ganzen beein-

trächtigt. 

 
263  EL KALYOUBI (2013), S. 211. 
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2.3.6.1.4 Gewährleistung für anspruchsbezogene und versteckte Mängel 

Der Vermieter gewährleistet dem Mieter die ungestörte Nutzung des Handelsgeschäfts während 

der gesamten Mietdauer. Exposition und Anspruch werden in dieser Hinsicht mit der Absicht 

gewährleistet, dass der Vermieter den Mieter des Handelsgeschäfts von Ansprüchen Dritter 

freistellt, die auf dem Vermieter zugeschriebenen Gründen beruhen, wie z. B. Ansprüche we-

gen Verletzung des für die Nutzung des Handelsgeschäfts wesentlichen geistigen Eigentums. 

Die Gewährleistung erstreckt sich jedoch nicht auf eine körperliche Exposition durch Dritte.264 

2.3.6.2 Verpflichtungen des Mieters 

Zusätzlich zu den allgemein erwarteten Verpflichtungen aus dem Mietvertrag – Zahlung der 

Miete sowie Instandhaltung des Handelsgeschäfts und der Einhaltung vertraglicher Bestim-

mungen – ist nach herrschender Lehre265 der ›freie Manager‹ bzw. Mieter verpflichtet, das Ob-

jekt des Mietvertrags zu nutzen, und zwar, indem er das Handelsgeschäft betreibt und die be-

stehende Geschäftstätigkeit weiterhin nach Abschluss des Mietvertrags ausübt.  

2.3.6.2.1 Nutzung des Handelsgeschäfts 

Die Nutzung des Handelsgeschäfts bezieht sich in einer Mietvereinbarung auf ein unkörperli-

ches Eigentum, und zwar das Handelsgeschäft. Hier handelt es sich um einen Wert, der nur 

aufrechterhalten werden kann, wenn es in Gebrauch gehalten wird.  

Die Nutzung des Handelsgeschäfts ist somit nicht nur ein Recht des Mieters, sondern auch 

seine Verpflichtung, da eine Nichtnutzung des Handelsgeschäfts dessen Kundschaft gefährden 

und dementsprechend das Handelsgeschäft entwerten und dem Eigentümer schaden würde. 

Ferner ist der Mieter verpflichtet, eine solche Nutzung innerhalb der Grenzen auszuüben, die 

weder die Geschäftsreputation noch die Beziehung zur Kundschaft gefährden würden. Dem-

entsprechend ist es dem Mieter untersagt, den Geschäftsumfang des Handelsgeschäfts zu än-

dern, da dies ggf. die Zusammensetzung der Kundschaft ändern würde. 

Hier ist die Immobilien-Miete nach altem ägyptischen Recht von Bedeutung, da dieses 

noch weiterhin für die in seinem Rahmen geschlossenen Mietverträge gilt. Würde der Mieter 

des Handelsgeschäfts den Geschäftsumfang des Letzteren ändern, könnte dies dazu führen, 

dass der Immobilienmietvertrag des Ortes, in dem sich das Handelsgeschäft befindet, vom 

 
264  EL KALYOUBI (2013), S. 213. 
265  EL KALYOUBI (2013), S. 214. 
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Eigentümer dieses Ortes gekündigt werden kann, da dies als Umgehung des Untermietverbots 

angesehen würde.266 

Es besteht allerdings die Frage, ob der Mieter des Handelsgeschäfts überhaupt Anspruch 

auf den Immobilienmietvertrag des Ortes hat, in dem sich das Handelsgeschäft befindet. Mit 

anderen Worten: Es ist fraglich, ob sich die in Artikel 594/2 des Zivilgesetzes vorgesehene Aus-

nahme zum Untermietverbot unter ägyptischem Mietrecht auch auf den Fall der Miete des 

Nutzens des Handelsgeschäfts erstreckt oder ob diese Anwendung dieser Ausnahme auf den 

Kauf eines Handelsgeschäfts beschränkt ist.  

Während dies nicht die vorherrschende Praxis des Gerichts ist,267 gibt es dennoch Präze-

denzfälle, in denen das Gericht anerkannt hat, dass sich die Ausnahme auch auf die Vermietung 

des Handelsgeschäfts bzw. seines Nutzens erstreckt.268 

Diese seltenen Urteile scheinen auf den ersten Blick mangelhaft zu sein und widersprechen 

dem ausdrücklichen Wortlaut des Artikels 594/2, der ausdrücklich auf den Verkauf beschränkt ist. 

Nach den allgemeinen Auslegungsregeln nach ägyptischem Recht dürfen Ausnahmen von all-

gemeinen Regeln nicht über ihren Wortlaut hinaus erweitert werden. Artikel 594/2 ist eine Aus-

nahme von Artikel 594/1 und darf daher nicht über seinen Wortlaut hinaus ausgelegt werden.269 

Obwohl diese Urteile wegen des Fehlers einer wichtigen Auslegungsregel nach ägyptischem 

Recht mangelhaft sind, lohnt es sich zu hinterfragen, ob sie ihrem Wesen nach bzw. dem daraus 

resultierenden Ergebnis nach richtig sind und ob Artikel 594/2 tatsächlich so restriktiv und nur 

auf den Verkauf beschränkt sein sollte. So wird zwar die Notwendigkeit des Standorts des Han-

delsgeschäfts und somit der Immobilie und des damit verbundenen Mietvertrags als wesentli-

cher Bestandteil des Handelsgeschäfts anerkannt, der bei seinem Verkauf als zugehöriger Be-

standteil auf den neuen Eigentümer des Handelsgeschäfts übertragen wird. Dies geht auf den 

Bestandteil der Beziehung zur Kundschaft zurück und wird als direkt damit verbundener Be-

standteil betrachtet. Daher sollte die gleiche Auslegung bzw. Rechtfertigung unabhängig von 

der Art der Übertragung des Handelsgeschäfts zutreffend sein, d. h., die Immobilienmiete hätte 

auch mit der Vermietung des Handelsgeschäfts bzw. seines Nutzens übertragbar sein sollen. 

Es ist nicht unwahrscheinlich, dass die Gerichtspraxis aufgrund der sozioökonomischen 

und vielleicht sogar politischen Überlegungen im Zusammenhang mit dem ägyptischen Miet-

recht nicht bereit ist, den ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes in seinen Auslegungen zu über-

schreiten. Angesichts der gegenwärtigen Situation, in der Immobilieneigentümer weiterhin ge-

 
266  U. a. CA 1202/50 J – 28/02/1981, und 985/45 J – 12/12/1979. 
267  U. a. A 1197/93 – 9/12/1976, A 1866/95 – 30/11/1978, CA 1001/56 – 22/11/1982, und 1277/50 J – 13/4/1987. 

268  FI 445/1953 – 5/4/1953 und CA 740/43 – 1/6/1977. 
269  CA 1001/56 – 22/11/1982. 
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ringe Mieten aufgrund alter Verträge, die nach einem alten Gesetz geschlossen wurden, erhal-

ten, und in Anbetracht dessen, dass diese Situation aufgrund von Artikel 594/2 bestehen bleiben 

wird, auch wenn ihr Mieter den Ort nicht einmal selbst nutzt, sondern das Recht auf den Miet-

vertrag auf den Käufer seines Handelsgeschäfts überträgt, kann kaum erwartet werden, dass 

Gerichte über den Wortlaut dieser Ausnahme hinausgehen würden und diese Ausnahme auch 

bei anderen Überlassungen wie Vermietung des Nutzens des Handelsgeschäfts anerkennen 

bzw. anwenden. 

2.3.6.3 Auswirkungen des Vertrags auf die Schulden des Vermieters 

Die Übertragung der Rechte und Schulden des Vermieters im Zusammenhang mit der gewerb-

lichen Verwertung auf den Mieter hängt davon ab, ob diese Rechte und Schulden Bestandteil 

des Handelsgeschäfts sind oder nicht. Nach herrschender ägyptischer Lehre270 weichen Rechte 

und Schulden in der Regel von den moralischen Elementen des Handelsgeschäfts ab, da es sich 

bei dem letzteren um ein Handelsgeschäft bzw. eine Gruppe von Elementen handelt, die von 

den Geldern des Eigentümers unabhängig ist. Diese Rechte und Schulden liegen somit in der 

Verantwortung des Händlers und werden nur mit einer besonderen Vereinbarung zwischen den 

beiden Parteien übertragen. 

Artikel 40 bestätigt, dass die übertragende Partei weiterhin für die Schulden im Zusam-

menhang mit dem Handelsgeschäft haftet, die vor der Veröffentlichung (bzw. Bekanntma-

chung/Registrierung) der Übertragung entstehen, sofern die Gläubiger ihn nicht befreien. 

Hier stellt sich die Frage, welche der beiden Parteien für die Schulden haftet, die nach der 

Übertragung bzw. Überlassung des Handelsgeschäfts entstehen, wenn die Vermietung nicht 

bekanntgemacht wurde. Gemäß Artikel 37/2/3 des Handelsgesetzes sind die Parteien verpflich-

tet, den Vertrag über Vermietung des Handelsgeschäfts im Handelsregister zu annotieren. Nach 

herrschender Lehre – die ihre Meinung auf die alte französische Rechtsprechung stützt –271 

gilt, dass bei einem Fehlen der Anmerkung im Handelsregister der Vermieter weiterhin für die 

Schulden des Handelsgeschäfts haftet, und zwar auch nach der Vermietung, da es Dritten nicht 

nach Treu und Glauben bekannt gemacht wurde, dass der Gesellschafter nicht weiterhin für 

das Handelsgeschäft haftet bzw. dass jetzt ein neuer Gesellschafter für Letzteres in der Haftung 

steht. Die diesbezügliche Haftung beruht auf dem Mangel einer Anmerkung im Handelsregis-

ter über das Bestehen des Vertrags, d. h., die Haftung basiert auf einer unerlaubten Handlung. 

 
270  EL KALYOUBI (2013), S. 247. 
271  EL KALYOUBI (2013), S. 252. 
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2.3.6.4 Auswirkungen des Vertrags auf den Käufer des Handelsgeschäfts 

Der Mietvertrag zur Verwertung des Handelsgeschäfts hat keine Auswirkungen auf das Eigen-

tumsrecht. Daher hat der Eigentümer des Handelsgeschäfts das Recht, es zu verkaufen, zu ver-

pfänden oder jene anderen Verträge abzuschließen, die das Eigentum an dem Handelsgeschäft 

übertragen bzw. überlassen, wie zum Beispiel es zu verschenken, es als Anteil an einem Unter-

nehmen als Eigentum einzubringen oder es durch ein Testament zu übertragen. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, inwieweit der Mietvertrag zur Nutzung 

des Geschäfts gegen denjenigen geltend gemacht werden kann, der das Eigentum an dem Han-

delsgeschäft erhalten hat. Die Antwort auf diese Frage erfordert die Unterscheidung zwischen 

zwei Annahmen, und zwar erstens, dass es eine Vereinbarung gibt, in der der Umfang des 

Mietvertrags für den Fall eines Eigentumsübergangs festgelegt ist, und zweitens eine mangeln-

de bzw. fehlende Vereinbarung in dieser Hinsicht.  

2.3.6.4.1 Im Fall einer Vereinbarung 

Im Fall einer bestehenden Vereinbarung beinhaltet der Mietvertrag für die Nutzung des Han-

delsgeschäfts oder in einem nachfolgenden Vertrag entweder (a) den Ablauf des Nutzungsver-

trags, sobald das Eigentum des Handelsgeschäfts auf einen Dritten übertragen wird, in wel-

chem Fall der neue Käufer sich darauf berufen kann, obwohl er ein Dritter ist, d. h. keine Partei 

des Mietvertrags war, oder (b), dass der Mietvertrag trotz der Eigentumsübertragung nicht ab-

laufen wird, in welchem Fall der Käufer den Mieter trotz der Vereinbarung zwischen dem Ver-

mieter und dem Mieter verpflichten kann, die Miete an den Käufer des Handelsgeschäfts zu 

zahlen, oder, wenn dies nicht vereinbart ist bzw. wenn die Vermietung nicht im Handelsregister 

annotiert wurde, die Miete kündigen kann. 

2.3.6.4.2 Bei fehlender Vereinbarung 

Besteht keine Vereinbarung, so ist auf die allgemeinen Regeln zu verweisen, die die Wirkung 

des Vertrags auf den spezifischen Nachfolger und den Umfang seiner Anwendbarkeit auf den 

Handelsgeschäftsmietvertrag regeln. 

In diesem Zusammenhang sieht Artikel 146 des Zivilgesetzes vor, dass – da der Vertrag 

Verpflichtungen und Persönlichkeitsrechte in Bezug auf etwas schafft, die später auf einen 

spezifischen Nachfolger übertragen wurden – diese Verpflichtungen und Rechte zum Zeit-

punkt der Übertragung der Sache auf diesen Nachfolger übertragen werden, wenn es eine sei-

ner Anforderungen ist und der spezifische Nachfolger zum Zeitpunkt der Übertragung der Sa-

che an ihn davon Kenntnis hatte. 



124 Teil II: Übertragung des Handelsgeschäfts (Methoden, Prozess, und Folgen)  

Gemäß Artikel 146 ist zu verstehen, dass – wenn der Vermieter das Vermietungsobjekt an 

einen spezifischen Nachfolger verkauft hat und die Verpflichtungen und Rechte, die sich aus 

einem Mietvertrag ergeben, zu den Anforderungen des Vermietungsobjekts gehören – diese 

Verpflichtungen und Rechte auch mit dem Vermietungsobjekt auf die Person übertragen wer-

den, auf die das Eigentum an diesem Vermietungsobjekt übertragen wurde. 

Da es aber schwierig sein kann, festzustellen ob die Verpflichtungen und Rechte tatsäch-

lich mit dem Vermietungsobjekt verbunden sind bzw. dazu gehören,272 sieht Artikel 604 des 

Zivilgesetzes vor, dass, wenn das Eigentum an dem Vermietungsobjekt – ob durch Wahl oder 

Gewalt – auf einen Dritten übertragen wird, das Vermietungsverhältnis gegen den Dritten nicht 

durchsetzbar ist, wenn die Übertragung kein beweisbares Datum hat, das vor der Eigentums-

übertragung bestand. In dieser Hinsicht wird das beweisbare Datum beim Handelsgeschäft als 

die Anmerkung des Mietvertrags im Handelsregister ausgelegt.  

Somit hat es aus praktischer Sicht keine Auswirkung, ob die Verpflichtungen und Rechte 

tatsächlich mit dem Vermietungsobjekt verbunden sind, denn die einzige wichtige Überlegung 

ist, ob der Mietvertrag im Handelsregister annotiert wurde.273 

Zu beachten ist jedoch, dass der zweite Paragraf in Artikel 604 vorsieht, dass die Person, 

die das Eigentum erworben hat, entscheiden kann, sich auf den Mietvertrag zu berufen, selbst 

wenn der letztere nicht gegenüber dieser Person anwendbar ist. Das bedeutet, dass selbst beim 

Fehlen einer Anmerkung im Handelsregister über die Vermietung des Handelsgeschäfts die 

Person, die das Eigentum an dem Letzteren erwirbt, sich trotzdem darauf berufen kann. Wenn 

der Erwerber des Eigentums dies nicht will, so kann er sich an Artikel 563 des Zivilgesetzes 

wenden, und zwar, indem er dem Mieter eine Kündigungsfrist von einem Monat zukommen 

lässt. Sofern der Erwerber dem Mieter vor Ablauf der Mietdauer des Handelsgeschäfts kündigt, 

muss er den Mieter entschädigen. Der Mieter darf nach Artikel 506 des Zivilgesetzes erst nach 

Erhalt der Entschädigung zur Räumung des Handelsgeschäfts gezwungen werden. 

2.3.7 Beendigung des Vertrags 

2.3.7.1 Gründe der Beendigung 

2.3.7.1.1 Ablauf der Frist 

Der Mietvertrag für die Nutzung des Handelsgeschäfts endet mit dem Ablauf der in den Ver-

tragsbedingungen vereinbarten Frist, die von beiden Parteien eingehalten werden muss, sodass 

 
272  AL SANHOURY (2017 b), Bd. 6, S. 611, Rn. 353. 
273  AL SANHOURY (2017 b), Bd. 6, S. 833, Rn. 540. 
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keine der beiden Parteien vor Ablauf der Frist kündigen kann. Andernfalls haftet die vorzeitig 

kündigende Partei gegenüber der Gegenpartei, wobei zu berücksichtigen ist, dass der Mieter 

gemäß den allgemeinen Haftregeln nach Artikel 246/1 des Zivilgesetzes erst nach Erhalt seiner 

Entschädigung zur Räumung gezwungen werden kann. 

Im Mietvertrag kann vereinbart werden, dass der Vertrag Jahr für Jahr stillschweigend 

verlängert wird, sofern die Partei, die den Vertrag nicht verlängern möchte, die Gegenpartei 

nicht innerhalb einer angemessenen Frist benachrichtigt.  

Es stellt sich hierzu die Frage, inwieweit der Vertrag nach Ablauf der Frist implizit verlän-

gert werden kann, wenn der Mieter ohne Einwände des Vermieters das Mietobjekt weiter nutzt. 

Der Lehre274 nach gilt in diesem Fall der Vertrag tatsächlich als stillschweigend verlängert 

gemäß Artikel 599 des Zivilgesetzes, der besagt, dass, wenn der Mietvertrag abläuft und der 

Mieter ohne Widerspruch vom Mietobjekt profitiert, der Mietvertrag zu seinen Bedingungen 

auf unbestimmte Zeit verlängert wird, und dementsprechend Vermieter und Mieter unter den 

gleichen Bedingungen wie zuvor vertraglich verpflichtet bleiben. Die implizite Verlängerung 

gilt als neuer Mietvertrag und nicht als Verlängerung der ursprünglichen Miete. Trotzdem wer-

den die Sachleistungen, die der Mieter im alten Mietvertrag gemäß den Regeln des Notars 

erbracht hat, auf den neuen Mietvertrag übertragen. Und da die implizite Vertragsverlängerung 

als neuer Mietvertrag gilt, müssen die Bestimmungen zur Bekanntmachung bzw. Veröffentli-

chung im Handelsregister berücksichtigt werden. 

Zu beachten ist auch, dass, wenn der Mietvertrag für die Nutzung des Handelsgeschäfts 

ohne eine Vereinbarung über einen Zeitraum oder eine Vereinbarung auf unbestimmte Zeit 

abgeschlossen wurde oder der geltend gemachte Zeitraum nicht nachgewiesen werden konnte, 

der Mietvertrag gemäß Artikel 563 des Zivilgesetzes als Vertrag für den für die Zahlung des 

Geschäfts angegebenen Mietzeitraum gilt. Das bedeutet, dass wenn vereinbart wurde, die 

Miete jedes Jahr zu zahlen, die Frist der Miete und somit des Vertrags auch ein Jahr beträgt, 

um die verlängert werden kann.275 Der kostenlose Verwaltungsvertrag mit unbegrenzter Lauf-

zeit enthält jedoch häufig eine Klausel, in der die Kündigungsfrist angegeben ist, die die Par-

teien zur Kündigung des Vertrags einhalten müssen. 

2.3.7.1.2 Gesetzliche Erlöschung 

Der Mietvertrag für die Nutzung des Handelsgeschäfts erlischt gesetzlich mit dem Totalverlust 

des Handelsgeschäfts, unabhängig davon, ob der Verlust materieller oder juristischer Natur ist, 

 
274  EL KALYOUBI (2013), S. 276 f. 

275  AL SANHOURY (2017 b), Bd. 6, S. 153, Rn. 119. 
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wie beispielsweise bei Erteilung einer Verwaltungsentscheidung, das Handelsgeschäft zu 

schließen. 

Die Kündigung des Mietvertrags für die Nutzung des Handelsgeschäfts im Falle eines 

Totalverlusts gilt nach Umsetzung der allgemeinen Regeln für die Beendigung des Mietver-

hältnisses (Artikel 596/1 des Zivilgesetzes), wonach der Mieter keinen Anspruch auf Entschä-

digung hat, wenn der Verlust auf einen Grund zurückzuführen ist, den der Vermieter nicht ver-

meiden konnte (Artikel 569/3 des Zivilgesetzes). 

Wenn der Verlust des Handelsgeschäfts nur zum Teil vorliegt oder wenn sich das Handels-

geschäft in einem Zustand befindet, der für den Grund, für den es gemietet wurde, nicht länger 

geeignet ist, oder wo die Nutzung wegen eines Mangels stark verringert wurde und der Mieter 

an dem Mangel nicht beteiligt war, hat der Mieter Anspruch darauf, dass der Vermieter die 

Situation zu einem angemessenen Zeitpunkt korrigiert, ansonsten darf der Mieter verlangen, 

den Mietvertrag zu kündigen (Artikel 569/2 des Zivilgesetzes). Der Mieter hat das Recht, die 

Verpflichtung des Vermieters gemäß Artikel 568 des Zivilgesetzes persönlich umzusetzen, so-

fern die Reparatur nicht unangemessen kostspielig ist (Artikel 577 des Zivilgesetzes), andern-

falls hat der Mieter einen Anspruch auf Vertragskündigung.276 

2.3.7.1.3 Kündigung und Nichtigkeit 

Der Mietvertrag für die Nutzung des Handelsgeschäfts kann durch das zuständige Gericht auf-

grund eines Kündigungsgrunds beendet werden, wenn eine der Parteien den Vertrag verletzt. 

Hier ist einer der auffälligsten Fälle einer Kündigung jene aufgrund der Nichtzahlung der 

Miete. Der Vertrag kann auch aufgrund nicht ausreichender Ausbeutung seitens des Mieters, 

die zum Verlust von Kunden führt, gekündigt werden. 

Die Lehre277 ist der Ansicht, dass der Mietvertrag für die Nutzung des Handelsgeschäfts 

mit dem Tod des Mieters endet. Grundlage dafür ist die Verbindung dieses Vertrags mit der 

Person des Mieters, da es sich um einen Vertrag handelt, der auf persönlicher Gegenleistung 

beruht. Dies steht im Gegensatz zu den allgemeinen Bestimmungen des Mietvertrags nach Ar-

tikel 601/1 des Zivilgesetzes, wonach der Mietvertrag weder mit dem Tod des Vermieters noch 

mit dem Tod des Mieters endet. Hierzu muss jedoch berücksichtigt werden, dass die Lehre 

teilweise veraltet ist und nicht komplett die derzeitige Realität  in Betracht zieht, in der der 

Handel eher mehr und mehr über eine juristische Person wie eine Personen- oder Kapitalge-

sellschaft abgewickelt wird, sei es auch eine Einpersonengesellschaft. In diesem Fall – und 

insbesondere bei Kapitalgesellschaften – bleibt die juristische Person nach dem Tod des Ge-

 
276  AL SANHOURY (2017 b) Bd. 6, S. 292. 
277  EL KALYOUBI (2013), S. 281. 
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sellschafters bestehen, und in weiterer Folge erstreckt sich der Mietvertrag indirekt auf die 

Erben der Gesellschaft, in deren Namen der Mietvertrag geschlossen wurde, weil die Gesell-

schaft der tatsächliche Mieter ist. Ebenso ist die Lehre der Ansicht, dass die Position des Mie-

ters in dieser Hinsicht der Position des Managers des Handelsgeschäfts ähnlich ist, die mit dem 

Tod einer der beiden Personen endet. Auch hier muss berücksichtigt bzw. unterschieden wer-

den, ob der Mieter bzw. der Manager eine natürliche Person oder eine juristische Person ist. 

Der Mietvertrag für die Nutzung des Handelsgeschäfts endet im Gegensatz zu den allgemei-

nen Regeln des Mietvertrags auch mit dem Verlust oder der mangelnden Kapazität des Mieters 

oder mit Erlassung eines Insolvenzurteils, da er in diesen Fällen gemäß den Bestimmungen der 

Insolvenz nicht in der Lage ist, im Wirtschaftsverkehr in eigenem Namen und auf eigene Rech-

nung tätig zu werden. Auf der anderen Seite hat der Tod oder die Insolvenz des Vermieters 

keine Auswirkungen auf den Mietvertrag für die Nutzung des Handelsgeschäfts, da die per-

sönlichen Erwägungen im Vertrag für den Vermieter viel geringer sind als für den Mieter.278 

2.3.7.2 Verpflichtungen des Mieters bei bzw. nach Beendigung des Vertrags 

Bei Beendigung des Vertrags ist der Mieter verpflichtet, dem Vermieter all das zu liefern, was 

sich nicht vom Handelsgeschäft trennen lässt. Der Mieter ist jedoch berechtigt, die trennbaren 

Bestandteile wie das Patent oder die literarischen und künstlerischen Eigentumsrechte zu be-

halten. Die Verpflichtung des Mieters besteht darin, dass bei der Übergabe der Geräte oder 

Maschinen diese in einem brauchbaren Zustand sein müssen, da davon ausgegangen wird, dass 

er sie in gutem Zustand erhalten hat und daher verpflichtet ist, sie in demselben Zustand zu 

übergeben.279 

Wenn keine Einigung über die Rückgewinnung der am Ende des Vertrags vorhandenen 

Waren besteht, stellt sich die Frage, ob der Mieter gegenüber dem Vermieter verpflichtet ist, 

die verbleibenden Waren im Handelsgeschäft zu kaufen. Der Lehre nach280 ist der Mieter dazu 

verpflichtet, jedoch bezieht sich die Lehre auf alte Präzedenzfälle nach französischem Recht, 

in denen sich das französische Gericht auf den damals geltenden Brauch in Frankreich bezog. 

Daher muss der derzeit in Ägypten geltende Brauch neu bewertet werden. In diesem Zusam-

menhang kann angesichts der wachsenden Bedeutung von Marken argumentiert werden, dass 

der Vermieter die Waren nicht nutzen wird bzw. nicht nutzen kann und dass der Mieter tatsäch-

lich verpflichtet wäre, diese daher zu übernehmen. Es gibt jedoch keine aufgezeichnete Praxis, 

die aufzeigt, dass der Mieter einen Kaufpreis für solche Produkte zahlt. 

 
278  EL KALYOUBI (2013), S. 282. 
279  EL KALYOUBI (2013), S. 284. 
280  EL KALYOUBI (2013), S. 285. 
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Wo der Eigentümer bzw. Vermieter dem Mieter die Geschäftsbücher geliefert hatte, hat er 

Anspruch darauf, deren Rückgabe nach Ablauf des Vertrags zu verlangen. Wenn der Mieter 

diese aber allein geschaffen hat, ist er nicht verpflichtet, sie dem Vermieter zu übergeben, son-

dern muss ihn nur darüber informieren. 

Wichtig ist zu beachten, dass der Vermieter an die Arbeitsverträge gebunden ist, die der 

Mieter während seiner Nutzung des Handelsgeschäfts abgeschlossen hat, obwohl es sich um 

Verträge handelt, die auf persönlicher Gegenleistung beruhen. Dies ergibt sich aus Artikel 9 

des Arbeitsgesetzes Nr. 12 von 2003, der die Übertragung des Arbeitsverhältnisses im Falle 

einer Miete bzw. die Mithaftung für die Arbeitsrechte vorsieht. 

3. Rechtsfolgen der Übertragung der Forderungen und Schulden 

des Handelsgeschäfts 

Im Gegensatz zum ägyptischen Recht, nach dem Forderungen und Schulden nicht ohne Ver-

einbarung übertragen werden,281 gelten diese Elemente nach deutschem Recht als Bestandteile 

des Handelsgeschäfts.282 Forderungen und Schulden werden daher im Folgenden separat im 

Vergleich ausgearbeitet. 

3.1 Deutsches Recht 

3.1.1 Fortführung der Firma bei Übertragung eines Handelsgeschäfts 

Nach § 25 Absatz 1 HGB ist die Haftung des Erwerbers von der äußeren Erscheinung abhängig. 

Führt der Erwerber die bisherige Firma fort, so haftet er für die Geschäftsverbindlichkeiten des 

früheren Inhabers, ungeachtet eines Nachfolgezusatzes, vorausgesetzt, dass die Firma im We-

sentlichen unverändert bleibt. Nach der Lehre283 haftet der Verkäufer mit seinem ganzen Ver-

mögen, inklusive Privatvermögen. Die Möglichkeit, seine Haftung auf das Geschäftsvermögen 

zu beschränken, besteht nicht. Es ist dabei egal, ob der Überträger bzw. Veräußerer in die Fir-

 
281  EL KALYOUBI (2013), S. 43. 
282  LACHER (1968), S. 6 f. 

283  Siehe LACHER (1968), S. 95 unter Hinweis auf Hofmann, Handelsrecht, Herman Luchterhand 11 (2002), 

D VI 1 a) aa). 



 3. Rechtsfolgen der Übertragung der Forderungen und Schulden des Handelsgeschäfts 129 

menfortführung eingewilligt hat oder nicht, da der Haftungsgrund allein in dem äußeren Ver-

halten des Erwerbers vorliegt. Den Rechtsschein seiner Identität setzt er durch Fortführung der 

Firma. Durch diese Fortführung erklärt er, dass er vollständig in die Geschäftsbeziehung des 

Veräußerers eintreten will. Somit haftet er auch für die Geschäftsschulden, und zwar als Aus-

gleich für die ihm zufallenden Vorteile. Die Zustimmung der Gläubiger des Veräußerers bleibt 

aber notwendig, um den letzteren von seinen eigenen Verpflichtungen ihnen gegenüber zu be-

freien. Ohne eine solche Zustimmung haftet er als Gesamtschuldner (§ 421 ff. BGB) weiter, 

sodass der Gläubiger die Leistung beliebig von dem Veräußerer oder Erwerber des Handelsge-

schäfts verlangen kann. Die Forderungen verjähren aber bereits nach fünf Jahren gemäß § 26 

Absatz 1 Satz 1 HGB ab dem Tag, an dem der neue Inhaber in das Handelsregister eingetragen 

wurde (§ 25 Absatz 1 Satz 2 Alt. 1 HGB).284 

Die Haftung des Erwerbers des Handelsgeschäfts ist gegenüber Dritten nicht auf das Be-

triebsvermögen des übernommenen Unternehmens beschränkt, sondern es wird eine Betriebs-

bezogenheit nach §§ 343, 344 BGB angenommen, wobei die Haftung sich nach der Rechtsnatur 

des Erwerbers richtet, sich aber nicht auf das Betriebsvermögen des übernommenen Unterneh-

mens beschränken lässt.285 

Nach herrschender Lehre genügt die tatsächliche Geschäftsfortführung für die Haftung nach 

§ 25 Absatz 1 Satz 1, unbeachtet der Wirksamkeit des zugrundeliegenden schuldrechtlichen Ver-

pflichtungsgeschäfts zwischen dem Veräußerer und dem Erwerber des Handelsgeschäfts.286 

Verkäufer und Käufer können nach § 25 Absatz 2 HGB ohne Mitwirkung der Gläubiger 

einen Haftungsausschluss des Käufers vereinbaren. Zu seiner Wirksamkeit bedarf es nur der 

Eintragung ins Handelsregister und der Bekanntmachung oder, dass es Dritten positiv mitge-

teilt wird. 

In Bezug auf Forderungen sind die Geschäftsforderungen im Allgemeinen im Kaufvertrag 

enthalten, können jedoch ausdrücklich ausgenommen werden. Die Schuldner können gemäß 

§ 407 BGB weiterhin an den bisherigen Gläubiger mit befreiender Wirkung zahlen, soweit sie 

 
284  Vossler in OETKER (2024), § 26 Rn. 5 ff. 

285  SCHMIDT (2014), § 8, Rn. 1; Vossler in OETKER (2024), § 25, Rn. 30. 
286  SCHMIDT (2014), § 8, Rn. 10 unter Hinweis auf RGZ 93, 227, 228; 149, 25, 28; RG, HRR 1932 Nr. 256; BGHZ 

18, 248, 251 f. = BGH, LM Nr. 4 zu § 25 HGB m. Anm. Delbrück = JZ 1956, 58 [BGH 13.10.1955 – II ZR 44/

54] m. Anm. Langen; BGHZ 22, 234, 239; OLG Düsseldorf, NJW 1963, 545 = BB 1963, 58; OLG Frankfurt, 

BB 1980, 279, 280 = NJW 1980, 1397; OLG München, BB 1996, 1682, 1683; Brox/Henssler, § 8 Rn. 137; Oetker/

Vossler, § 25 Rn. 16 f.; Röhricht/v. Westphalen/Ammon/Ries, § 25 Rn. 9; Huber, in: FS Raisch, a. a. O., S. 97 f.; 

und ablehnend: Vetter, a. a. O., S. 135 ff.; abl. auch CANARIS, § 7 Rn. 24; CANARIS, Vertrauenshaftung, 

S. 186 f.; EBJS/Zimmer, § 25 Rn. 33; Thiessen, in: MünchKommHGB, § 25 Rn. 53; differenzierend OLG Saar-

brücken, JZ 1952, 35 [OLG Saarbrücken 09.03.1951 – 3 U 39/50] m. Anm. Weipert. 

https://research.wolterskluwer-online.de/document/bf67b693-20ef-3f5e-a0d5-a64107243e85/document/2d52f878-2901-4c23-91a0-d2263bd897fb
https://research.wolterskluwer-online.de/document/bf67b693-20ef-3f5e-a0d5-a64107243e85/document/2d52f878-2901-4c23-91a0-d2263bd897fb
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keine positive Kenntnis von der Abtretung erlangen. Betriebsbezogene Forderungen gelten 

nach § 25 Absatz 1 Satz 2 HGB den Schuldnern gegenüber als auf den Erwerber des Handels-

geschäfts übergegangen, vorausgesetzt, dass die Forderung nicht abgetreten wurde und dass 

das Handelsgeschäft mit Einwilligung des Veräußerers unter der bisherigen Firma fortgeführt 

wird. Leistet der Schuldner in dem Fall an den Erwerber, so tritt eine Erfüllungswirkung nach 

§ 362 Absatz 1 BGB ein. Die Schuldnerschutz-Vorschrift nach § 25 Absatz 1 Satz 2 HGB bewirkt 

jedoch keinen gesetzlich zwingenden Forderungsübergang, wenn der Erwerber die Firma fort-

führt. Nach der Schuldnerschutz-Vorschrift kann der Schuldner an den Erwerber schuldbefrei-

end leisten, auch kann der Schuldner sowohl an den Veräußerer als auch den Erwerber des 

Handelsgeschäfts mit schuldbefreiender Wirkung leisten.287  

Im Gegensatz zu der Schuldübernahme kommt es beim Forderungsübergang nicht nur auf 

den Willen des Erwerbers an, sondern es muss der Veräußerer in die Fortführung der Firma 

eingewilligt haben, da für ihn eine Forderungsverlustgefahr besteht. Auch hier sind abwei-

chende Vereinbarungen zulässig; sie bedürfen der Eintragung nach § 25 Absatz 2 HGB oder 

Bekanntmachung an die Schuldner.288 Für die Abtretung der Forderungen müssten diese be-

stimmbar sein, so dass sich der Gegenstand und Umfang der Forderung und der Schuldner 

ermitteln lassen.289 Die Mitwirkung des Schuldners ist für die Abtretung nicht erforderlich, 

vorausgesetzt, dass es keine Vereinbarung oder gesetzliche Regelung gibt, die eine solche Mit-

wirkung erfordert.290 

Der Bundesgerichtshof entschied,291 dass es sich beim gesetzlich vorgesehenen Forde-

rungsübergang nach § 25 Absatz 1 HGB um eine unwiderlegbare Vermutung handelt, was be-

deutet, dass es nicht um eine einfache gesetzliche Vermutung geht, gegen die jederzeit mit den 

gewöhnlichen Beweismitteln der Beweis des Gegenteils geführt werden könne. So hat der 

Bundesgerichtshof die Einziehungsbefugnis des Veräußerers hinsichtlich der betrieblichen 

Forderungen vorbehaltlich einer abweichenden Vereinbarung gemäß § 25 Absatz 2 HGB abge-

lehnt. Damit hat der Bundesgerichtshof sich inzident gegen eine Auslegung des § 25 Absatz 1 

Satz 2 HGB als Rechtsscheinsregelung entschieden.292 

 
287  Vossler in OETKER (2024), § 25 Rn. 47 ff.; SCHMIDT (2014), § 10, Rn. 52 ff. 

288  LACHER (1968), S. 108 f. 

289  KNOTT (2019), Rn. 2086 unter Hinweis auf BGH, Urt. v. 12.10.1999 – XI ZR 24/99, ZIP 1999, 2058 = NJW 

2000, 276, 277; BGH, Urt. v. 16.3.1995 – IX ZR 72/94, ZIP 1995, 630 = NJW 1995, 1668, 1669. 
290  KNOTT (2019), Rn. 2105 auf Basis § 398 und § 399 BGB. 

291  Urt. v. 20.1.1992 – ZR 115/91 –: JZ 1992, 1028 f.; in der Rechtsprechung zuvor nur am Rande: OLG München, 

DB 1992, 518 ff. 

292  HAUSMANN (1994), S. 133. 
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Nach § 25 Absatz 1 HGB haftet der Erwerber für die Altverbindlichkeiten des Überträgers. 

Diese Haftung tritt neben die des bisherigen Inhabers des Handelsgeschäfts. Dies ergibt sich 

aus den Verjährungsvorschriften gemäß § 26 HGB im Hinblick auf die Verjährung von Ansprü-

chen gegen den früheren Inhaber. Dies gilt im Außenverhältnis, d. h., im Innenverhältnis vom 

Überträger und Erwerber ist der Vertrag entscheidend, ungeachtet der Eintragung eines Haf-

tungsausschlusses im Handelsregister.293 Ist die abweichende Vereinbarung im Handelsregister 

eingetragen, so gilt diese gemäß § 25 Absatz 2 HGB auch gegenüber Dritten. 

Führt der Erwerber die Firma nicht fort, so haftet er nur, wenn ein besonderer Verpflich-

tungsgrund vorliegt, siehe § 25 Absatz 3 HGB. So haftet der Erwerber eines Handelsgeschäfts 

nach § 25 Absatz 3 HGB, ungeachtet der Fortführung der Firma, bei Vorliegen eines besonderen 

Verpflichtungsgrunds. § 25 Absatz 3 HGB sieht insbesondere einen speziellen handelsrechtli-

chen Verpflichtungsgrund, wenn die Übernahme der Verbindlichkeiten in handelsüblicher 

Weise von dem Erwerber bekannt gemacht werden. Ein besonderer Verpflichtungsgrund be-

steht auch im Fall einer privaten Schuldenübernahme gemäß § 414 ff. BGB, was einen Vertrag 

mit dem Gläubiger erfordert. Weiter können Verpflichtungsgründe, gemäß den Haftungstatbe-

ständen des bürgerlichen Rechts, jene gesetzlichen Verpflichtungsgründe sein, wie z. B. § 613 a 

BGB oder Haftung für Steuern nach § 75 AO, wie unten dargestellt. 

3.1.2 Übergang eines Betriebs oder Betriebsteils 

Nach § 613 a BGB, was nach allgemeiner Meinung zwingendes Recht ist,294 tritt der neue In-

haber eines Betriebs in die bestehenden arbeitsvertraglichen Rechte und Pflichten ein, d. h., 

diese gehen nicht nur im Falle einer Gesamtrechtsnachfolge auf den neuen Betriebsinhaber 

über, sondern auch bei einer Einzelrechtsnachfolge.  

Es besteht hier die Frage, was als Betriebsübergang i. S. v. § 613 a ausgelegt werden kann. 

Verantwortlich für den Betrieb einer wirtschaftlichen Einheit ist die Person, die die wirtschaft-

liche Einheit im eigenen Namen führt und nach außen als deren Inhaber auftritt. »Der bisherige 

Inhaber muss seine wirtschaftliche Betätigung in dem Betrieb oder Betriebsteil einstellen.«295 

Danach reicht es nicht aus, lediglich im Verhältnis zur Belegschaft als Inhaber aufzutreten. 

Erforderlich ist vielmehr die Nutzung der wirtschaftlichen Einheit nach außen. »Für die Anwen-

dung von § 613 a kommt es nicht darauf an, dass der Erwerber das Eigentum an den erforderli-

chen Aktiva, insbesondere Vermögensgegenständen, erwirbt bzw. dass dieses überhaupt über-

 
293  MUSCHALLE (1996), S. 14; SCHMIDT (2014), § 8 Rn. 75 ff. 

294  MÜNCHENER KOMMENTAR BGB (2012), § 613 a Rn. 43; PRÜTTING/WEGEN/WEINREICH (2023), Rn. 2 und 14. 
295  Vgl. BAG 10. Mai 2012 –8 AZR 434/11 – Rn. 27; 15. Dez. 2005 – 8 AZR 202/05 – zu B I 1 c aa der Gründe m. w. N. 
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tragen wird«, sondern auf die tatsächliche Verfügungsbefugnis.296 Aus u. a. diesen Gründen 

entscheidet der BAG, dass kein Betriebsübergang i. S. v. § 613 a Absatz 1 BGB bei fehlendem 

Wechsel in der für den Betrieb der wirtschaftlichen Einheit verantwortlichen Person besteht.297 

Einzelne Zustimmungen der jeweiligen Arbeitnehmer des Betriebs sind somit auch nicht 

erforderlich, da der neue Inhaber automatisch, d. h. kraft Gesetzes, in die Rechte und Pflichten 

der Arbeitsverhältnisse eintritt. Ein Widerspruch des Arbeitnehmers würde jedoch den Über-

gang des Arbeitsverhältnisses verhindern.298 Daraus folgt, dass das Arbeitsverhältnis weiterhin 

mit dem ursprünglichen Arbeitgeber bzw. Betriebsinhaber fortbesteht.299 Den Widerspruch 

müsste der Arbeitnehmer rechtzeitig zum Zeitpunkt des Betriebsübergangs erklären,300 voraus-

gesetzt, dass ihm der Übergang im Vorhinein auch mitgeteilt wurde. 

Fraglich ist, wie sich der Schutzgedanke des Kündigungsverbots nach § 613 a Absatz 4 BGB 

zu dem Erwerberkonzept301 verhält. In der Rechtsprechung wird die Veräußererkündigung 

nach dem Erwerberkonzept als gerechtfertigt anerkannt.302 Die zwei Doktrinen heben sich al-

lerdings gegenseitig auf, in dem Sinne, dass aus praktischer Sicht der Erwerber eines Betriebs 

unter Umständen immer argumentieren bzw. sogar beweisen kann, dass er den Betrieb aus 

wirtschaftlichen Gründen nur durch das eigene existierende Personal führen können wird.303 

Die Kontroverse zwischen Kündigungsverbot und Veräußererkündigung auf Erwerber-

konzept wird in der Lehre anhand der Kausalität gerechtfertigt, und zwar dahingehend, dass es 

beim Erwerberkonzept nicht um eine Kündigung »wegen« Betriebsübergangs, sondern um 

eine Kündigung »aus anderen Gründen« geht,304 etwa in dem Sinne, dass der Betriebsübergang 

an sich die Kündigung nicht verursacht hätte, wenn die Personalstrategie des neuen Erwerbers 

das Beibehalten der jeweiligen Arbeitnehmer erlauben würde, sodass der Betriebsübergang an 

sich nicht die »überwiegende Ursache« für die Kündigung war.305 

 
296  EuGH 15. Dezember 2005 – C-232/04 und C-233/04 – [Güney-Görres] Rn. 37; 20. November 2003 – C-340/

01 – [Abler] Rn. 41; 2. Dezember 1999 – C-234/98 – [Allen u. a.] Rn. 16 und 30. 

297  BAG 8 AZR 338/16. 

298  BAG NZA 1987, 524. 

299  BAG BB 1977, 11549. 

300  BAG DB 1989, 2334. 

301  BAG, Urt. v. 20.03.2003 – 8 AZR 97/02, veröffentlicht u. a. in DB 2003, 1906. 
302  ADERS (2017), (Liebers) § 37, Rn. 187. 
303  Vgl. KNOTT (2019), Rn. 2157 unter Hinweis auf BAG, Urt. v. 19.12.2013 – 6 AZR 790/12, ZIP 2014, 536 = 

NZA –RR 2014, 185. 
304  HÖLTERS (2005), Rn. 5.243. 
305  Vgl. HÖLTERS (2005), Rn. 5.240 unter Hinweis auf BAG 18.3.1999 – 8 AZR 306/98, NZA 1999, 706; BAG v. 

3.9.1998 – 8 AZR 306/97, NZA 1999, 147 (149). 
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3.1.3 Steuerverbindlichkeiten 

Wird ein Unternehmen oder ein in der Gliederung eines Unternehmens gesondert geführter 

Betrieb im Ganzen übereignet, so haftet nach § 75 AO der Erwerber für Steuern, bei denen sich 

die Steuerpflicht auf den Betrieb des Unternehmens gründet, und für Steuerabzugsbeträge. 

Dies gilt unter der Voraussetzung, dass die Steuern seit dem Beginn des letzten vor der Über-

eignung liegenden Kalenderjahrs entstanden sind und bis zum Ablauf von einem Jahr nach 

Anmeldung des Betriebs durch den Erwerber festgesetzt oder angemeldet werden. 

Hier stellt sich die Frage, ob der Erwerber in seinem ganzen Vermögen oder beschränkt 

auf den Bestand des übernommenen Unternehmens haftet. Nach Rechtsprechung und Lehre 

soll es im ganzen Vermögen sein, d. h., die Haftung ist nicht auf das Betriebsvermögen des 

übernommenen Unternehmens beschränkt,306 wobei sich die Haftung nach der Rechtsnatur des 

Erwerbers (z. B. Einzelkaufmann oder Kapitalgesellschaft) richtet.307  

Nach § 75 AO besteht eine Voraussetzung dergestalt, dass der Erwerber entweder das Un-

ternehmen im Ganzen übernimmt oder den in der Gliederung des Unternehmens gesondert 

geführten Betrieb. Das bedeutet, dass § 75 AO nur dann zur Anwendung kommt, wenn der 

Erwerber die wesentlichen Grundlagen des Unternehmens übernimmt, die ihm ermöglichen, 

das Unternehmen fortzuführen, wie es bei der Übernahme eines Unternehmens im Wege des 

Asset Deals der Fall ist.308  

Zum Begriff: Hier ist das Unternehmen i. S. v. § 2 Absatz 1 UstG zu verstehen, d. h. als wirt-

schaftliche Einheit oder organisatorische Zusammenfassung persönlicher oder sachlicher Mit-

tel zur Verfolgung wirtschaftlicher Zwecke.309 Ein selbstständig geführter Betrieb i. S. v. § 75 

AO ist ein organisch geschlossener Teil eines Gesamtbetriebs, der mit einer gewissen Eigen-

ständigkeit ausgestattet und für sich allein lebensfähig ist. Ist dies nicht der Fall, ist eine Haf-

tung ausgeschlossen, unabhängig von der Höhe des erworbenen Vermögens. Die Beurteilung 

der Existenz der für die Annahme eines gesondert geführten Betriebs erforderlichen Selbst-

ständigkeit ist auf Grundlage einer Gesamtbetrachtung der Verhältnisse zu entscheiden.310 

Inhalt der Haftung sind sämtliche Betriebssteuern und Steuerabzugsbeträge. Zu den Be-

triebssteuern gehören u. a. die Gewerbesteuer, Umsatzsteuer und Verbrauchssteuern. Als 

Steuerabzugsbeträge gelten steuerliche Nebenleistungen wie z. B. Lohnsteuer und Kapitaler-

 
306  SCHMIDT (2014), § 8, Rn. 1; Vossler in OETKER (2024), § 25, Rn. 30. 
307  SCHMIDT (2014) § 8, Rn. 82, unter Hinweis auf BGH, BB 1955, 652. 

308  EK/VON HOYENBERG (2007), S. 173. 
309  AEOA zu § 75 AO, Tz. 3.1. 
310  AEOA zu § 75 AO, Tz. 3.1. 
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tragsteuer.311 Dies gilt jedoch nur mit der Voraussetzung bzw. nur für Betriebssteuern und 

Steuerabzugsbeträge, die in der in § 75 AO bestimmten Periode entstanden sind, d. h. seit Be-

ginn des letzten vor der Unternehmensübernahme liegenden Kalenderjahres. 

§ 75 AO weitet den Haftungsumfang bei § 25 HGB gegenüber der Haftung des Betriebs-

übernehmers aus; und zwar wird nicht nur für typische Betriebssteuern, sondern für alle im 

Betrieb des früheren Inhabers begründeten Steuern312 gehaftet. Hinzu kommt noch die nach 

§ 14 c Absatz 1 UstG aus unberechtigt ausgewiesener geschuldeter Unternehmensveräußerung 

entstandene Umsatzsteuerschuld.313 

3.1.4 Produkthaftung 

Das Produkthaftungsrecht besagt nach § 4 Absatz 1 Satz 2 ProdHaftG grundsätzlich, dass auch 

derjenige als Hersteller betrachtet wird, der durch das Anbringen seines Namens, seiner Marke 

oder eines anderen eindeutigen Kennzeichens angibt, der Hersteller zu sein. Im Produktsicher-

heitsrecht wird ebenfalls derjenige als Hersteller angesehen, der geschäftsmäßig seinen Na-

men, seine Marke oder ein anderes eindeutiges Kennzeichen an einem Produkt anbringt und 

sich dadurch als Hersteller ausweist (§ 2 Nr. 14 ProdSG). Insbesondere durch die Übertragung 

von Namens- und Markenrechten an Produkten kann somit ein Käufer möglicherweise als 

»Quasi-Hersteller« von bereits in Verkehr gebrachten Produkten betrachtet werden.314  

3.2 Ägyptisches Recht 

3.2.1 Grundsätzliche Regel: Forderungen und Schulden 

werden nicht ohne ausdrückliche Vereinbarung übertragen 

Im ägyptischen Recht enthalten die Patrimonien die Soll- und Habenseiten, d. h. Forderungen 

und Schulden bzw. Rechte und Pflichten als Teil des Vermögens. Nach herrschender Lehre315 

sind die Rechte und Pflichten des Handelsgeschäfts jedoch keine Bestandteile des Letzteren, 

und zwar weil ein Handelsgeschäft, obwohl es eine wirtschaftliche Einheit darstellt, die sich 

aus verschiedenen Bestandteilen ergibt, keine unabhängige finanzielle Haftung als die seines 

 
311  EK/VON HOYENBERG (2007), S. 173. 
312  BFH BStBL. II 2015, 107, Urteil vom 6. April 2016, I R 19/14, Rn. 18. 
313  AEOA zu § 75 AO, Tz. 4.1. 
314  MEHRBREY (2022), II. Rechtsfolgen, Rn. 470. 
315  EL KALYOUBI (2013), S. 43. 
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Geschäftsinhabers hat. Daher sind diese Rechte und Pflichten des Handelsgeschäfts nicht mit 

dem Handelsgeschäft übertragbar, außer, wenn die Parteien dies ausdrücklich vereinbaren. Wo 

sich die Parteien einigen, die Rechte und/oder Pflichten zu übertragen, folgt einer solchen 

Übertragung durch den normalen Prozess eine Recht- und Schuldübertragung gemäß dem Bür-

gerrecht. 

Nach Artikel 39 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs ersetzt der Erwerber des Handelsge-

schäfts den Verkäufer nicht in den Rechten und Pflichten, die sich aus dem das Handelsgeschäft 

betreffenden Verträgen ergeben, sofern nichts anderes vereinbart ist. 

Außerdem bestimmt Artikel 40 des ägyptischen Handelsgesetzes, dass die Person, die das 

Handelsgeschäft übertragen hat, weiterhin für die mit dem Handelsgeschäft verbundenen Schul-

den haftet, die zu einem Zeitpunkt vor der Registrierung/Beglaubigung der Übertragung ent-

standen sind, mit Ausnahme des Falles, in dem die Gläubiger ihn von seinen Schulden befreien. 

Dementsprechend können die Rechte und Pflichten, die sich aus dem Betrieb seines Han-

delsgeschäfts ergeben, nur dann auf den Rechtsnachfolger übertragen werden, wenn die Par-

teien dies vereinbaren und die Verfahren befolgen, die für die Abtretung von Verpflichtungen 

im Sinne des Zivilgesetzes erforderlich sind. Diese Regelung beinhaltet, dass im Hinblick auf 

die Übertragung von Verpflichtungen die Zustimmung des Dritten (der mit dem Verkäufer ver-

traglich verbunden war) erforderlich ist, damit die jeweilige Übertragung bzw. Veräußerung 

gegenüber diesem Dritten (Gläubiger) gültig ist.  

Eine Sicherheit, die den Gläubigern nach der französischen Rechtsordnung, aber nicht 

nach der ägyptischen Rechtsordnung zusteht, ist die sogenannte indisponibilité de prix. Gemäß 

Artikel L. 141–14 des französischen code de commerce haben die Gläubiger ein Widerspruchs-

recht, das sie gegen Zahlung des Kaufpreises ausüben können. Dieser Schutz richtet sich nicht 

gegen die Übertragung ihrer Forderungen gegenüber dem Überträger des Handelsgeschäfts 

(solche Übertragung erfordert ja ihre Zustimmung), sondern er soll sie davor schützen, dass 

der Kaufmann sein Vermögen zu einem unbedeutenden Preis veräußert und daher nicht in der 

Lage ist, seine Schulden an sie zu zahlen. Der Schutz gilt auch ungeachtet dessen, ob diese 

Schulden schon fällig sind. Eine solche Sicherheit ist der ägyptischen Rechtsordnung unbe-

kannt, d. h., Gläubiger sind in dem Sinne nach ägyptischem Recht nicht ausreichend geschützt. 

Die Abtretung des Rechts erfordert nur eine Benachrichtigung an diesen Dritten (den 

Schuldner).316 Die Abtretung gilt gegenüber dem Schuldner ab dieser Benachrichtigung oder, 

wenn sie die Abtretung ausdrücklich akzeptiert hatten. Gegenüber Dritten gilt die Abtretung 

automatisch ab Benachrichtigung. Komplizierter ist es, wenn über die Abtretung nicht benach-

richtigt wird, sondern wenn sie vom Schuldner ausdrücklich akzeptiert wurde, denn in diesem 

 
316  Artikel 303 des Zivilgesetzbuchs; AL SANHOURY (2017 c), Bd. 3, Rn. 265. 
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Fall gilt die Abtretung gegenüber Dritten, vorausgesetzt, dass die Einwilligung zum Akzeptie-

ren ein zertifiziertes Datum hat.317 Daher wäre es im Interesse des Erwerbers eines Handels-

geschäfts, wenn vereinbart wird, dass die Forderungen abgetreten werden sollen, im Vertrag 

sicherzustellen, dass der Veräußerer bzw. Abtreter der Forderungen sich keine Zustimmung der 

Schuldner einholen darf, sondern diese nur von der Abtretung benachrichtigen soll. 

In jedem Fall unterscheidet sich die Regelung im ägyptischen Recht vom deutschen Recht 

insofern, als nach deutschem Recht die mit einer Geschäftstätigkeit verbundenen Rechte und 

Schulden mit dem Handelsgeschäft verknüpft sind. § 25 Absatz 1 HGB sieht einen gesetzlichen 

Forderungsübergang bei der Fortführung der Firma durch den Erwerber vor, ungeachtet des 

Innenverhältnisses mit dem ursprünglichen Inhaber. 

Ein Problem besteht im ägyptischen Recht insbesondere dann, wenn der Veräußerer des 

Handelsgeschäfts nicht weiter tätig ist. Es gibt keine ausdrückliche Regelung, wer haften 

würde in dem Falle, dass mit der Übertragung des Handelsgeschäfts das gesamte Vermögen 

des Verkäufers im Rahmen der Übergabe des Handelsgeschäfts verkauft wird und das Unter-

nehmen des Verkäufers sofort nach dem Abschluss der Transaktion liquidiert wird. Die Gläu-

biger sind in diesem Fall nicht geschützt, da eine Universalsukzession nicht gesetzlich vorge-

sehen ist, insbesondere bei Kapitalgesellschaften. Auch hinsichtlich der Produkthaftung wird 

nach ägyptischem Recht weder im Handelsgesetz (Artikel 67 zur Produkthaftung) noch im 

Konsumentenschutzrecht die Definition vom Hersteller eines Produkts auf Hersteller erweitert, 

die sich durch das Anbringen des eigenen Namens, der eigenen Marke oder eines anderen un-

terscheidungskräftigen Kennzeichens als Hersteller ausgeben.318 Das bedeutet, dass, wenn der 

Veräußerer eines Handelsgeschäfts nicht länger tätig ist, der Erwerber nicht ausdrücklich für 

den Mangel der Produkte haftet, die durch das erworbene Handelsgeschäft vor der Übertragung 

produziert wurden. 

3.2.2 Ausnahmen 

3.2.2.1 Arbeitsverhältnisse 

Während nach deutschem Arbeits- und Sozialrecht die personenrechtliche Betriebsgemein-

schaft generell zwischen dem Unternehmer und den Arbeitsnehmern zu verstehen ist,319 be-

 
317  Artikel 305 des Zivilgesetzbuchs. 

318  Vgl. Deutsches Recht: § 4 Absatz 1 S. 2 ProdHaftG. 

319  LACHER (1968). 

https://research.wolterskluwer-online.de/document/3309720c-5523-3e55-9a22-14833b4c2466/citation-document/c5a00bcf-d9bc-3d15-9aca-f37694098129
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steht das Arbeitsverhältnis nach ägyptischem Recht eher zwischen den Arbeitnehmern und 

dem Unternehmen selbst, ungeachtet der Gesellschafter.320  

Im Wesentlichen ist somit die Auswirkung der Übertragung des Handelsgeschäfts (arbeits-

rechtlich im ägyptischen Arbeitsgesetz auch als ›Betrieb‹ bezeichnet) nach ägyptischem Recht 

vergleichbar mit der Auswirkung der Übertragung des Betriebs oder Betriebsteils nach § 613 a 

BGB insofern, als beide die Folge haben, dass der neue Inhaber in die Rechte und Pflichten 

der vor bzw. bis zum Zeitpunkt der Übertragung bestehenden Arbeitsverhältnisse eintritt, wo-

bei der bisherige Arbeitgeber als Gesamtschuldner haftet. Jedoch sieht das ägyptische Rechts-

system nicht vor, dass der Arbeitnehmer dem Übergang einseitig widersprechen kann. 

Im Gegensatz zu der Haftungsausschließung nach (oder etwa als Ausnahme von) Arti-

kel 39 und 40 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs haftet der Erwerber des Handelsgeschäfts 

gemäß Artikel 9 des durch das Gesetz Nr. 12/2003 erlassenen Arbeitsgesetzes mit dem Verkäu-

fer gesamtschuldnerisch für die mit dem Handelsgeschäft verbundenen Arbeitsverpflichtun-

gen. So regelt Artikel 9 die Haftung des Erwerbers des Handelsgeschäfts für Arbeitsverhält-

nisse wie folgt: Die Einbeziehung eines Betriebs in andere Betriebe oder die Übertragung 

durch Erbschaft, Schenkung, Verkauf – auch im Wege einer öffentlichen Versteigerung –, Ver-

zichte, Miete oder sonstige Maßnahmen führt nicht zur Beendigung der Arbeitsverträge des 

Betriebs. Der Nachfolger haftet gemeinsam mit dem bisherigen Geschäftsinhaber für die Er-

füllung sämtlicher Verpflichtungen, die aus diesen Verträgen entstehen.  

Hintergrund dieser Regelung, die auch im alten Arbeitsgesetz Nr. 19 von 1959 (Artikel 85) 

beim Verkauf des Betriebs galt, ist gemäß des Erläuterungskommentars des Gesetzes, dass 

aufgrund des wirtschaftlichen Fortschritts und der Verbreitung der Industrie die Zugehörigkeit 

des Arbeitnehmers zur Fabrik bzw. zum Betrieb stärker geworden ist als die Beziehung zum 

Arbeitgeber bzw. Geschäftsinhaber, sodass das Arbeitsverhältnis beinahe seine persönliche 

Charakteristik in der Praxis verloren hat, weshalb die Änderung der Person des Geschäftsin-

habers die Position des Arbeitnehmers nicht beeinflussen sollte.321 Der Erwerber gilt, soweit 

nichts anderes vereinbart wurde, hier nicht (unbedingt) als Nachfolger, sondern hat nur eine 

Haftpflicht, ohne die Verhältnisse übernehmen zu müssen. 

Aufgrund dieser Regelung werden jedoch in der Praxis Arbeitsverhältnisse oft bei Verfü-

gung eines Handelsgeschäfts zusammen mit dem letzteren übertragen. Dies kann in manchen 

Fällen problematisch werden, und zwar weil die Übertragung der Verträge nicht automatisch 

folgt, sondern die Zustimmung der jeweiligen Arbeitnehmer erfordert, insbesondere für die 

Deregistrierung von der Sozialversicherungsakte des originalen Geschäftsinhabers und die Re-

 
320  S. 548 des Erläuterungskommentars des Arbeitsgesetzes. 

321  S. 548 des Erläuterungskommentars. 
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gistrierung in der Akte des Erwerbers. Hier geht es nicht um einen passiven Widerspruch, son-

dern um eine aktive Zustimmung. Einer der wichtigsten Gründe, warum Arbeitnehmer sich 

weigern, einem neuen Arbeitsverhältnis ohne Garantien zu unterliegen, ist, dass nach Arti-

kel 122 des Arbeitsgesetzes ihnen bei der Kündigung ohne wichtigen Grund zwei Monatsge-

hälter pro Beschäftigungsjahr zustehen. Die Arbeitnehmer fürchten daher, dass der neue Ar-

beitgeber sie später kündigen könnte und diesen Anspruch nur aufgrund der (dann geringeren) 

Beschäftigungsjahre im neuen Verhältnis bezahlen würde. Hier kann es auch oft dazu kommen, 

dass die Arbeitnehmer die Verfügung des Handelsgeschäfts als eine Chance benutzen, ihre Ar-

beitsverträge neu zu verhandeln oder sogar ihre Übertragung als Kündigung empfinden und 

somit Ansprüche für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne guten Grund gemeinsam 

zu erklagen suchen. Oft wird daher ein ›Clean-Cut‹ zwischen dem Geschäftsinhaber und dem 

Erwerber des Handelsgeschäfts vereinbart, indem der ursprüngliche Geschäftsinhaber die Ar-

beitnehmer tatsächlich kündigt und ihre Ansprüche für eine unberechtigte Kündigung auszahlt, 

bevor der neue Inhaber das Handelsgeschäft erwirbt. Der Erwerber bietet den gekündigten Ar-

beitnehmern dann ein neues Arbeitsverhältnis an, und zwar nach eigenen Bestimmungen. Je-

doch ist diese Praxis nicht ausreichend durchdacht, wenn der ursprüngliche Arbeitgeber/Ge-

schäftsinhaber die Ansprüche nicht vollkommen ausgezahlt hat, da die Arbeitnehmer dann auf-

grund von Artikel 9 des Arbeitsgesetzes ihre Ansprüche trotz der Kündigung und des neuen 

Arbeitsverhältnisses mit dem Erwerber von letzterem einklagen können. Ferner ist diese Be-

rechnung falsch bzw. nicht im Interesse des Arbeitnehmers, da die zwei Monatsgehälter pro 

Beschäftigungsjahr auf Basis des aktuellen Gehaltes gerechnet werden, wobei sie bei einer 

späteren Kündigung aufgrund des (generell höheren) Gehalts beim Zeitpunkt einer solchen 

Kündigung berechnet worden wären. Die vorzugswürdigere Praxis ist daher, neue Verträge mit 

dem Arbeitnehmer zu unterzeichnen, in denen der neue Arbeitgeber die bisherigen Dienstjahre 

des Arbeitnehmers mit dem ursprünglichen Arbeitgeber zusammen mit allen entstehenden 

Rechten und Ansprüchen anerkennt, als wäre das Verhältnis von Anfang an mit dem neuen 

Arbeitgeber beschlossen worden. Dies gilt nur für die Jahre, die der Erwerber tatsächlich er-

werben bzw. annehmen möchte. Andernfalls würde der Arbeitnehmer entweder gekündigt oder 

weiterhin beim alten Arbeitgeber beschäftigt werden, der dann den Erwerber des Handelsge-

schäfts gegen Ansprüche der Arbeitnehmer vertraglich entschädigen kann.  

3.2.2.2 Steuern 

Gemäß Artikel 80/3 Gesetz Nr. 91 von 2005 über Einkommensteuer haften der Überträger und 

der Erwerber im Falle einer vollständigen oder teilweisen Übertragung eines Betriebs gemein-

sam für die Körperschaftsteuer, die bis zum Zeitpunkt der Übertragung fällig ist, sowie für die 
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Kapitalertragsteuer aus einer solchen Übertragung. Zusätzlich gelten auch die Mehrwertsteuer-

verpflichtungen. Unter Artikel 80 wird gemäß Absatz 4 insbesondere die Übertragung eines 

Betriebs im Rahmen einer Übertragung des Handelsgeschäfts verstanden (cession du fonds de 

commerce). Vor diesem Hintergrund ist nicht zu erwarten, dass bei der Übertragung eines Han-

delsgeschäfts die Haftung des Verkäufers in Bezug auf die nicht bezahlte Körperschaftssteuer 

ausgeschlossen ist, sondern, dass sowohl der Verkäufer als auch der Käufer gemeinsam dafür 

haften. Hier ist auch zu beachten, dass gemäß Artikel 1139 des Zivilgesetzes Steuern gemäß der 

in diesem Zusammenhang erlassenen Gesetze und Verordnungen privilegiert sind. Diese Be-

träge werden aus dem Verkaufserlös des mit diesem Vorrecht belasteten Eigentums, in wessen 

Händen es auch sein mag, und vor allen anderen Rechten, unabhängig davon, ob sie privilegiert 

oder durch eine Hypothek gesichert sind, mit Ausnahme der Kosten eines Gerichtsverfahrens, 

gezahlt. Somit können die Steuerbehörden die Gelder bzw. Vermögenswerte auch dann zu-

rückverfolgen, wenn ein Handelsgeschäft auf einen neuen Inhaber übergeht. 

Auch Artikel 51 des Mehrwertsteuergesetzes sieht vor, dass Mehrwertsteuerschulden be-

vorzugt werden. Nach der Rechtsprechung begründet eine solche privilegierte Schuld ein ding-

liches Nebenrecht am Betrieb (als Fonds), das auch gegenüber dem Käufer gilt. Dies gilt un-

beschadet des Rückgriffs des Käufers gegen den Verkäufer wegen Verstoßes gegen die Garan-

tie hinsichtlich der Störung des Besitzes.322 Es ist davon auszugehen, dass der Bezug auf den 

Kauf eines Betriebs auch als Kauf eines Handelsgeschäfts zu verstehen ist, d. h. ähnlich zur 

ausdrücklichen Auslegung in Artikel 80 Gesetz 91/2005. Insofern ist zu erwarten, dass die 

Mehrwertsteuerbehörde das Handelsgeschäft verfolgen würde und damit verbunden den An-

spruch auf Mehrwertsteuer vom Käufer in Übereinstimmung mit den oben genannten Bestim-

mungen von Artikel 1139 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und Artikel 51 des Mehrwertsteuerge-

setzes. Nach alledem bleibt der Verkäufer in erster Linie für die Mehrwertsteuer haftbar, au-

ßerdem kann die Mehrwertsteuerbehörde aufgrund des Rückverfolgungsrechts die Vermögens-

werte zurückverfolgen und den Betrag direkt beim Käufer geltend machen, der dann nur gegen 

den Verkäufer Rückgriff nehmen kann. 

Gemäß Artikel 92 bis Gesetz Nr. 91/2005 wird bei der Festsetzung der Steuer der Steueref-

fekt einer Transaktion, deren wesentlicher Zweck oder ein wesentlicher davon die Vermeidung 

der Besteuerung durch Veräußerung oder Verschiebung ist, nicht berücksichtigt. Dasselbe gilt 

für die Transaktion, die in Form einer Vereinbarung, eines Versprechens oder auf andere Weise 

ausgeführt wird, unabhängig davon, ob sie über eine oder mehrere Phasen ausgeführt wird. In 

diesem Fall ist der tatsächliche wirtschaftliche Nutzen der jeweiligen Transaktion der aus-

schlaggebende Faktor für die Festsetzung der Steuer. Der wesentliche Zweck oder ein wesent-

 
322  KA 341 von 37 J – Anhörung vom 16.05.1972, Fn. 22, S. 933. 

https://translate.googleusercontent.com/translate_f#_ftn1
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licher Zweck der Transaktion gilt insbesondere in folgenden Fällen als Steuervermeidung: 

a) wenn der erwartete Gewinn vor Steuern im Vergleich zu den erwarteten Steuervorteilen die-

ser Transaktion unwesentlich ist; b) wenn die Transaktion zu spürbaren Steuerbefreiungen 

führt, die nicht die Risiken widerspiegeln, die der Steuerzahler oder seine Cashflows aus dieser 

Transaktion eingehen; c) wenn die Transaktion Elemente enthält, die widersprüchlich wirken 

oder sich gegenseitig aufheben. In allen Fällen trägt die Steuerbehörde die Beweislast dafür, 

dass der wesentliche Zweck oder ein wesentlicher Zweck der Durchführung einer Transaktion 

darin bestand, die Besteuerung zu vermeiden. Der Steuerpflichtige weist im Gegenzug nach, 

dass keine steuerlichen Gründe vorliegen für die Auswahl oder Durchführung der jeweiligen 

Transaktion. 

Angesichts Artikel 92 bis kann die Steuerbehörde die Übertragung eines Handelsgeschäfts 

als Versuch des Verkäufers auslegen, seine Steuerverbindlichkeiten zu umgehen. Nach Arti-

kel 92 bis trägt die Steuerbehörde die Beweislast. Dies gilt z. B., wenn der Verkäufer gleich vor 

der Übertragung des Handelsgeschäfts offene Steuerschulden hatte, insbesondere, wenn der 

Verkäufer nach der Transaktion keine fortzuführenden Aktivitäten hätte. In dem Fall gälte das 

als ausreichender Beweis für einen solchen Steuervermeidungsversuch. Der Verkäufer müsste 

dann nachweisen, dass es keine steuerlichen Gründe für die Übertragung des Handelsgeschäfts 

gab. Die Steuerbehörden können auch verlangen, dass die Übergabe des Handelsgeschäfts ge-

genüber den Steuerbehörden auf der Grundlage von Artikel 237 des Zivilgesetzes für nichtig 

erklärt wird, in dem Sinne, dass ihre Forderungen fällig sind und der Verkäufer somit eine für 

die Steuerbehörden nachteilige Transaktion eingegangen ist. Gemäß Artikel 237 kann jeder 

Gläubiger, dessen Forderung fällig geworden ist und dessen Schuldner eine gegen ihn gerich-

tete Entfremdung begangen hat, die Nichtigerklärung einer solchen Handlung zu seinen Guns-

ten verlangen, wenn diese seine bzw. die Rechte des Schuldners beeinträchtigt oder seine Ver-

pflichtungen erhöht hat und in der Folge zu seiner Zahlungsunfähigkeit geführt oder diese er-

höht hat. Die Praxis der Steuerbehörden, insbesondere der Mehrwertsteuerbehörde, in Bezug 

auf die Steuererhebung wird zunehmend aggressiver, da sie die Steuer geltend machen und es 

dem Zahler überlassen, sich insbesondere im Hinblick auf Artikel 54 zur Mehrwertsteuer an-

ders zu äußern. Gemäß Artikel 54 wird eine Transaktion nicht erfasst, wenn ihr Hauptzweck 

oder einer ihrer Hauptzwecke darin besteht, die Steuerpflicht zu vermeiden oder zu verzögern 

oder die Steuerschuld zu verringern. Bei Anwendung dieses Artikels gelten als Steuervermei-

dung u. a. Gründung, Ausgliederung oder Teilung von Unternehmen aus steuerlichen Gründen. 

Wenn die Transaktion nicht aus Sicht der Steuer anerkannt wird, hat die Steuerbehörde das 

Recht, den Registranden zu verpflichten, die Steuer gemäß dem tatsächlichen Wert zu zahlen. 

Es ist daher zu erwarten, dass die Steuerbehörden in der Praxis die Steuern von solchen Unter-

nehmen geltend machen, die leichter zugänglich zu sein scheinen und/oder über mehr Mittel 
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verfügen. Der Käufer als neuer Eigentümer des Vermögens wäre höchstwahrscheinlich die be-

vorzugte Wahl der Steuerbehörden. 

Selbst wenn die Steuerbehörden die Steuerbeträge nicht beim Käufer geltend machen, 

könnte die Steuerschuld den Verkäufer in Konkurs bringen. Dies würde die in den Artikeln 84–

86 des Insolvenzgesetzes genannte zweijährige Verdachtsfrist auslösen. Dies wiederum würde 

dazu führen, dass die Übertragung des Handelsgeschäfts für null und nichtig erklärt wird. So 

sehen die Bestimmungen der Artikel 84–86 vor, dass das Gericht im Insolvenzurteil einen vor-

läufigen Termin für die Einstellung der Zahlung bestimmt, einen Schlichtungssekretär ernennt 

und einen der Richter des Gerichts zum Richter der Insolvenz wählt sowie die Platzierung von 

Siegeln auf dem Handelsplatz des Schuldners anordnet, bis das Inventar erfasst und abge-

schlossen ist. Das Gericht übermittelt der Staatsanwaltschaft eine Zusammenfassung des Ur-

teils des Konkursmonats, sobald es ergangen ist. Das Gericht bezieht sich bei der Bestimmung 

des Datums der Zahlungseinstellung auf alle Klagen, Erklärungen oder Verhaltensweisen des 

Schuldners, einschließlich und insbesondere der Verschleierung seiner Gelder oder des Ver-

kaufs dieser Gelder mit Verlust- oder Darlehensvertrag zu exorbitanten Bedingungen oder bei 

Verwicklung in rücksichtslose Spekulationen. Ist für den Konkursmonat nicht der Tag angege-

ben, an dem der Schuldner seine Zahlung eingestellt hat, so gilt der Tag des Konkursurteils als 

vorläufiger Tag für die Einstellung der Zahlung. Wird der Konkursmonat nach dem Tod des 

Schuldners oder nach seinem Ausscheiden aus dem Handel ausgestellt und der Tag der Zah-

lungseinstellung nicht festgelegt, so gilt der Tag des Todes oder des Ausscheidens aus dem 

Handel als vorübergehender Tag der Einstellung. Das Gericht kann von Amts wegen oder auf 

Ersuchen der Staatsanwaltschaft den Schuldner, einen Gläubiger, den Schatzmeister oder an-

dere interessierte Kreise bis zur Hinterlegung der Schuldenliste vom vorläufigen Aufhebungs-

datum an ändern. Nach Ablauf dieser Frist ist der für die Zahlungseinstellung festgelegte Zeit-

punkt endgültig. In jedem Fall darf das Datum der Zahlungseinstellung nicht mehr als zwei 

Jahre vor dem Datum des Urteils über den Monat des Konkurses rückwirkend aktiviert werden. 

3.2.2.3 Vereinbarung 

Gemäß Artikel 39 des Handelsgesetzes können die Rechte und Pflichten, die sich aus der Ge-

schäftstätigkeit des Verkäufers in seinem Handelsgeschäft ergeben, nur dann auf den Abtre-

tungsempfänger bzw. den Erwerber übertragen werden, wenn die Parteien dies vereinbaren 

und die für die Abtretung der Pflichten erforderlichen Verfahren befolgen, wie unter den Be-

stimmungen des Zivilgesetzes geregelt. Artikel 40 des Handelsgesetzes sieht jedoch vor, dass 

der Verkäufer für alle Verpflichtungen haftbar bleibt, die nicht mit seinem Handelsgeschäft auf 

den Käufer übertragen wurden. 
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Es kann daher argumentiert werden, dass die in Artikel 39 festgelegte Beschränkung nur 

dann gilt, wenn der Verkäufer nach der Übertragung seines Handelsgeschäfts auf eine andere 

Person durch Aufnahme neuer Aktivitäten oder Fortführung eines anderen Teils des Geschäfts 

weiterhin existiert. Der Erwerber bzw. Abtretungsempfänger kann sich nicht auf die Bestim-

mungen von Artikel 39 berufen, falls das ganze Vermögen des Veräußerers auf den Erwerber 

übergeht und der Verkäufer somit geschäftlich aufgelöst ist. Damit können die Gläubiger des 

Handelsgeschäfts ihre Ansprüche gegen den Erwerber geltend machen, auch wenn diese An-

sprüche vor der Übergabe entstanden sind. Dies ist auch der Fall, wenn Handelsname und/oder 

Firmenzeichen verkauft und übertragen werden, da das Unternehmen des Verkäufers immer 

noch bestehen würde. Daher kann argumentiert werden, dass im Falle der Übertragung des 

Handelsgeschäfts überhaupt kein Spielraum für die Anwendung von Artikel 39 des Handelsge-

setzes besteht, selbst wenn das gesamte Vermögen des Verkäufers des Unternehmens im Rah-

men der Übergabe des Handelsgeschäfts verkauft wird, auch wenn das Unternehmen des Ver-

käufers sofort nach dem Abschluss der Transaktion liquidiert würde. 

Im Vergleich zum deutschem Recht wäre diese Argumentation ähnlich wie gemäß dem weg-

gefallenen § 419 BGB, wobei sich die Haftung nach § 419 Absatz 2 BGB nur auf das übernom-

mene Vermögen beschränken würde und nicht vom Erwerber ausgeschlossen werden könnte. 

Jedoch ist diese Argumentation nicht durch die Bestimmungen des ägyptischen Gesetzes 

unterstützt. Weiter kann der Argumentation entgegengehalten werden, dass die Dritten den-

noch berechtigt sind, Ansprüche gegen den Erwerber zu erheben, nachdem das Unternehmen 

des Verkäufers liquidiert wurde, insbesondere in dem Falle, dass das verkaufte Handelsge-

schäft ein wesentlicher Teil des Unternehmens bzw. der Vermögenswerte bzw. des Geschäfts 

des Verkäufers war. 

Artikel 39 schließt die Rechte und Pflichten aus Verträgen aus; jedoch kann nach ägypti-

schem Recht auch grobe Fahrlässigkeit – auch wenn sie sich auf die Erfüllung eines Vertrags 

bezieht – eine deliktische Haftung begründen. Der Kläger kann seine Klage entweder auf eine 

vertragliche oder eine deliktische Haftung basieren (aber nicht beide zusammen).323 Es stellt 

sich daher die Frage, ob auch die deliktische Haftung ausgeschlossen ist, sofern im Vertrag 

nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart wurde. Während sich das ägyptische Handelsge-

setzbuch zu dieser Angelegenheit nicht äußert, wird in den allgemeinen Haftungsregeln Der-

artiges behandelt, wonach die deliktische Haftung eine persönliche Haftung darstellt.324 

 
323  KA 9403 von 88 J, 26/03/2019. 
324  AL SANHOURY (2017 c), Bd. 1, Rn. 523. 
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3.3 Besonderheiten anderer arabischer Rechtssysteme 

3.3.1 Forderungen und Schulden des Betriebs 

Wie oben dargestellt haftet der Erwerber des Handelsnamens im Zusammenhang mit dem Han-

delsgeschäft in mehreren arabischen Rechtssystemen für die Schulden des Handelsgeschäfts.  

Jedoch sieht es in Libyen anders aus, und zwar wird dort die Übertragung von Forderungen 

und Schulden des Handelsgeschäfts detaillierter geregelt, ungeachtet des Erwerbs des Han-

delsnamens. Gemäß den Bestimmungen des libyschen Handelsgesetzes, insbesondere in Ar-

tikel 471, ersetzt der Erwerber des Handelsgeschäfts den Verkäufer in den Verträgen, die im 

Zusammenhang mit der gewerblichen Tätigkeit, die aus demselben Handelsgeschäft stammt 

und die keinen persönlichen Aspekt hat, soweit nichts anderes zwischen den Parteien verein-

bart wurde. Darüber hinaus kann die andere Partei in den jeweiligen vor der Übertragung des 

Handelsgeschäfts geschlossenen Verträgen aus triftigem Grund binnen drei Monaten ab Kennt-

nis von der Übertragung zurücktreten, und zwar ohne Einschränkung der Freistellung des Ver-

käufers für seine Haftung. 

Artikel 472 über die Übertragung von Rechten bestimmt, dass die Übertragung von Rech-

ten des Handelsgeschäfts an dem Tag der Eintragung der Übertragung in das Handelsregister 

gegenüber Dritten durchsetzbar bzw. anfechtbar ist, auch wenn der Schuldner nicht benach-

richtigt wird oder seine Zustimmung zu der Übertragung nicht geäußert hat. In allen Fällen 

wird der Schuldner von seiner abgetretenen Schuld befreit, wenn diese nach Treu und Glauben 

beglichen wird.  

Hinsichtlich der Haftung für die Schulden sieht Artikel 473 vor, dass der Verkäufer von 

den vor der Übertragung ausgestellten Schulden des übertragenen Handelsgeschäfts nicht be-

freit wird, es sei denn, die Gläubiger haben der Übertragung zugestimmt.  

Der Verkäufer haftet auch für die Schulden vor der Übertragung, sofern diese in den Han-

delsbüchern eingetragen sind. 

3.3.2 Arbeitsverhältnisse 

Auch in Jordanien sieht Artikel 16 des jordanischen Arbeitsgesetzes vor, dass der Arbeitsver-

trag ungeachtet des Wechsels des Arbeitgebers, der sich unter anderem aus dem Verkauf des 

Unternehmens ergibt, gültig bleibt. Ferner sieht Artikel 16 vor, dass der alte und der neue Ar-

beitgeber während eines Zeitraums von sechs Monaten gesamtschuldnerisch für die vor dem 

Wechsel entstandenen Verpflichtungen aus einem Arbeitsvertrag haften. 
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Im Irak haftet gemäß § 50 des Irakischen Bundesarbeitsgesetzes Nr. 37 von 2015 bei einer 

Übertragung des Betriebseigentums oder dessen Nutzungsrechten an einen Dritten, d. h. an einen 

anderen als den ursprünglichen Arbeitgeber, mit dem der Arbeitsvertrag abgeschlossen wurde, 

der neue Arbeitgeber, auf den die Betriebsstätte oder deren Nutzungsrechte übergegangen sind, 

(gemeinsam mit dem alten Arbeitgeber) für die Durchsetzung aller Arbeitnehmerrechte aus 

solchen Arbeitsverträgen gegenüber seinem Vorgänger. Eine fast identische Bestimmung fin-

det sich in Artikel 14 des Kurdischen Arbeitsgesetzes Nr. 71 von 1988, wobei jedoch die Mithaf-

tung des alten Arbeitgebers nicht erwähnt wird und somit der neue Eigentümer des ›Projekts‹ 

bzw. des Betriebs allein für alle Verbindlichkeiten gegenüber den Mitarbeitern haftet. 

Darüber hinaus ist gemäß § 14 des irakischen Bundesarbeitsgesetzes jede gegen gesetzli-

che Bestimmungen verstoßende Klausel oder Vereinbarung nichtig, die zu einer Beeinträchti-

gung der Rechte des Arbeitnehmers führen kann. Eine identische Bestimmung findet sich in 

Artikel 11 des kurdischen Arbeitsgesetzes Nr. 71 von 1988. 

Bemerkenswert ist auch, dass nach § 43 Absatz 3 des irakischen Bundesarbeitsgesetzes ein 

Arbeitgeber, der seinen Betrieb schließen, beenden oder einstellen möchte, erst die vorherige 

Zustimmung des Ministeriums für Arbeit und Soziales einholen muss. Gemäß Artikel 39 des 

kurdischen Arbeitsgesetzes Nr. 71 von 1988 erfordern solche Schritte eine vorherige Benach-

richtigung des Ministeriums. Unklar ist, ob diese Zustimmungen auch beim Verkauf des  Be-

triebs an einen Dritten notwendig sind, insbesondere, wenn dies nicht durch einen Share Deal, 

sondern als Asset Deal bzw. Übertragung des Handelsgeschäfts erreicht wird. 

3.3.3 Steuern 

Im Irak ist das Einkommensteuergesetz Nr. 113 von 1982 sowohl auf dem irakischen Festland 

als auch in der Kurdischen Region Iraks anwendbar. Gemäß Artikel 10 des Gesetzes wird eine 

Einkommensquelle oder ein Teil davon von einer Person auf eine andere übertragen. Ist die 

FRA hierbei davon überzeugt, dass die Übertragung die tatsächliche Stellung der Quelle nicht 

dadurch ändert, dass ihre Verwaltung in den Händen des Steuerpflichtigen verbleibt und er 

über sie direkt oder indirekt – z. B. durch Aktienbesitz oder auf andere Weise – die Kontrolle 

hat, so zieht die FRA von den Einkünften des Steuerpflichtigen, auf den die Quelle übertragen 

wurde, alle für die Wartung von Maschinen und Ausrüstungen oder für den Austausch von 

Werkzeugen und Teilen aufgewendeten Beträge ab. Der vage Wortlaut von Artikel 10 könnte 

in der Praxis seine Anwendung auf einen Betriebsübergang im Rahmen eines Asset Deals bzw. 

Verkaufs eines Handelsgeschäfts ausdehnen. 
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4. Zwischenfazit 

Beim Asset Deal werden nicht nur einzelne Wirtschaftsgüter verkauft, sondern ein Inbegriff 

von Sachen, Rechten und sonstigen Vermögenswerten übertragen, wodurch der Erwerber be-

fähigt wird, das Unternehmen als Ganzes weiterzuführen. 

Nach deutschem Recht gestaltet sich die Übertragung eines kaufmännischen Unterneh-

mens im Wege eines Asset Deals als Herausforderung, da das Unternehmen nicht als eine ge-

schlossene juristische Einheit angesehen wird. Die Parteien müssen sich auf die Übertragung 

aller einzelnen Bestandteile des Unternehmens einigen und entsprechende rechtliche Schritte 

für jeden einzelnen Bestandteil durchführen. Ein Verkauf des Handelsgeschäfts kann somit 

nicht einfach durch den Abschluss eines Handelsgeschäftsvertrags erreicht werden, sondern 

erfolgt eher durch die Übertragung der einzelnen Vermögenswerte. Dies steht im Gegensatz 

zum ägyptischen Recht, wo das Handelsgeschäft als eine verkaufbare wirtschaftliche Einheit 

betrachtet wird, wobei individuelle Bestandteile zwar detailliert bestimmt werden, allerdings 

bei fehlender Bestimmung die zu dem Betrieb des Handelsgeschäfts nötigen Bestandteile als 

Teil der Transaktion gelten. 

In Deutschland war es vor 2002 unter den generellen Voraussetzungen des BGB schwierig, 

sich den Verkauf eines Handelsgeschäfts als einheitlichen Vertragsgegenstand vorzustellen. 

Gemäß § 433 BGB kann ein Handelsgeschäft oder Unternehmen nicht als Gegenstand eines 

Kaufvertrags betrachtet werden, da das deutsche Recht Sachen und Rechte als Gegenstände 

des Kaufvertrags definiert, während ein Unternehmen aus Sachen, Rechten und unkörperlichen 

Bestandteilen besteht. Die Schuldrechtsreform von 2002 ermöglichte jedoch den Verkauf von 

›sonstigen Gegenständen‹, was vor allem Unternehmen betrifft. 

Ein wichtiger Aspekt ist der Verkauf von immateriellen Vermögenswerten wie die Bezie-

hung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation, die zum Geschäfts- oder Firmenwert gehö-

ren, auch bekannt als Goodwill. Nach deutschem Recht kann Goodwill als ›sonstiger Gegen-

stand‹ verkauft werden, unter Berücksichtigung bestimmter Voraussetzungen. Im Gegensatz 

zum deutschen Recht kann Goodwill nach ägyptischem Recht auch dann verkauft werden, 

wenn er keinen zusätzlichen Wert zum Wert der einzelnen Vermögensgegenstände des Unter-

nehmens hat. 

Beim Asset Deal erfolgt eine Singularsukzession, bei der die einzelnen Vermögenswerte 

separat übertragen werden müssen. Wichtig ist es hierbei, die rechtlichen Unterschiede und 

Anforderungen beim Kauf oder Verkauf eines Unternehmens in verschiedenen Rechtssyste-

men zu verstehen und entsprechend zu handeln. Insbesondere sind die Vorschriften in Bezug 
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auf die zu übertragenden Wirtschaftsgüter zu beachten, vor allem die den Belegenheitsort be-

treffenden Vermögenswerte. 

Auch müssen gewisse Abtretungen in Betracht gezogen werden. Zum Beispiel gibt es nach 

ägyptischem Recht spezifische Bestimmungen zur Untermietung von Geschäftsgebäuden, ins-

besondere im Zusammenhang mit dem alten Mietgesetz von 1981. Es gibt auch Regelungen für 

den Verkauf oder die Abtretung eines Handelsgeschäfts, die berücksichtigen, ob eine ausrei-

chende Sicherheit geleistet wurde und ob der Vermieter dadurch keinen Schaden erleidet. 

Die Rechtsfolgen der Übertragung eines Handelsgeschäfts insbesondere in Bezug auf For-

derungen und Schulden sind deutlich anders im ägyptischen als im deutschen Rechtssystem 

geregelt, und es gibt hierzu überdies verschiedene Vorschriften in den jeweiligen arabischen 

Rechtssystemen. 

Bei der Wahl des anwendbaren Rechts in grenzüberschreitenden Asset Deals ist zu beden-

ken, dass aus Sicht der Haftung für Schulden des erworbenen Handelsgeschäfts bzw. Unter-

nehmens im Wege eines Asset Deals die lokalen Rechtssysteme – mit Ausnahmen wie Li-

byen – für einen deutschen Erwerber meist vorteilhafter als das deutsche Rechtssystem sein 

können, da gemäß den lokalen Gesetzen (wie z. B. dem ägyptischen Gesetz) der Erwerber 

selbst bei Fortführung der Firma nicht ohne Vereinbarung für die vorherigen Schulden des 

Handelsgeschäfts haftet. Weiter ist die arbeitsrechtliche Haftung des Erwerbers eine gemein-

same Haftung mit dem alten Inhaber des Betriebs; im Gegensatz zum deutschen Recht haftet 

der Erwerber nach den arabischen Rechtssystemen mit Ausnahmen wie im Irak also nicht allein 

für die Arbeitsverhältnisse. Für einen deutschen Verkäufer eines z. B. ägyptischen Handelsge-

schäfts wäre andererseits das deutsche Recht vorteilhafter. 
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1. Ziel des Kapitels

Während das zweite Kapitel traditionelle Verträge im konventionellen Sinne des Handelsge-

schäfts behandelt, erweitert dieses dritte Kapitel die Untersuchung auf die Übertragung des 

Handelsgeschäfts im Verhältnis zu aktuellen Entwicklungen, nämlich (i) die Entwicklung des 

Handelsgeschäfts an sich in seiner neuen, potenziell digitalen Form, (ii) neue Überlegungen 

hinsichtlich der Übertragungsmöglichkeiten sowie der Folgen der Übertragung und neue recht-

liche Überlegungen, die sich aus rechtlichen bzw. Gesetzesentwicklungen ergeben, welche ge-

gebenenfalls im Verfahren der Übertragung des Handelsgeschäfts berücksichtigt werden sol-

len, und (iii) die Entwicklung des territorialen Anwendungsbereichs der Verträge über Han-

delsgeschäfte und der grenzüberschreitenden Beziehungen und Auswirkungen. 

2. Digitalisierung der Bestandteile des Handelsgeschäfts

2.1 Klassische körperliche Bestandteile im digitalen Sinne 

2.1.1 Handelswaren und Güter 

Ob ein digitales Handelsgeschäft Handelswaren und Güter enthält, kommt auf das Geschäfts-

modell an. Wo im klassischen Handelsgeschäft die Optionen eher restriktiv sind, kommen beim 

Online-Handel mehrere Modelle in Frage.  

Wie beim klassischen Handelsgeschäft dargestellt, beinhaltet das Handelsgeschäft auch 

einschließlich Waren und Güter, die nicht im Laden selbst sind, also sich etwa im Lager befin-

den, oder solche, die das Handelsgeschäft schon von Dritten bzw. Lieferanten gekauft, aber 

noch nicht an seine Endkunden geliefert hat. Angesichts der variierenden Modelle beim digi-

talen Handelsgeschäft kann es jedoch dazu kommen, dass das Handelsgeschäft bzw. sein In-

haber nicht der Eigentümer der Waren ist.  

So gibt es sogenannte Business-to-Business-Geschäftsmodelle wie z. B. Alibaba, wo Lie-

feranten über Alibabas Plattform Waren an andere Unternehmen verkaufen können. Alibaba 

selbst hat jedoch keine Handelswaren. Das Produkt, das Alibaba ›verkauft‹, ist dabei nur eine 
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Dienstleistung, bei der Alibaba es Lieferanten ermöglicht, ihre eigenen Waren auf der Plattform 

zu vermarkten. 

Amazon, das eher ein Business-to-Consumer-Geschäftsmodell verfolgt, ermöglicht es 

Lieferanten ebenfalls, ihre Waren auf der Amazon-Plattform zu vermarkten. Zusätzlich ist aber 

Amazon selbst auch im Besitz von Waren in Amazon-eigenen Lagerhäusern. Auch hier kom-

men zwei Modelle in Frage: Man findet einerseits als »fulfilled by Amazon« und andererseits 

als »sold bei Amazon« bezeichnete Produkte. Der Unterschied ist hierbei, dass im Falle von 

»fulfilled by Amazon« die Waren von dritten Verkäufern angeboten werden, aber von Amazons

Fulfillment Centers aus verpackt und an den Kunden geliefert werden, wobei bei »sold by 

Amazon« die Waren direkt von Amazon verkauft werden. Das bedeutet, dass Amazon gegebe-

nenfalls 1) bestimmte Waren weder im Eigentum noch im Besitz hat sowie 2) Waren im Besitz

hat, die aber nicht Eigentum von Amazon sind, oder aber auch 3) Waren im eigenen Besitz und

Eigentum haben kann. 

Dementsprechend kann es bei digitalen Handelsgeschäften der Fall sein, dass zumindest 

einige der Waren keinen Bestandteil des Handelsgeschäfts darstellen und somit nicht zusam-

men mit letzteren zu übertragen sind. 

2.1.2 Betriebseinrichtung bzw. Ausrüstung 

Beim klassischen Handelsgeschäft kommen, wie dargestellt, Gegenstände in Frage, die das 

Handelsgeschäft benötigt, so z. B. Maschinen, Werkstoffe, PCs, Möbel für den eigenen Ge-

brauch oder, dass der Kundenstamm zu den unkörperlichen Bestandteilen eines Handelsge-

schäfts gehört, vorausgesetzt, dass es um Betriebseinrichtungen geht, die angesichts der Natur 

des Geschäfts nötig sind. 

Nimmt man Amazon hier wieder als Beispiel, so kann man davon ausgehen, dass Amazon 

tatsächlich Möbel sowie andere körperliche Bestandteile besitzt. Ob diese jedoch für die Natur 

des Geschäfts tatsächlich nötig sind, ist eine andere Frage. Sollte ein neuer Inhaber die Ama-

zon-Plattform ohne Möbel erwerben, könnte dieser die Plattform weiterhin fortführen, indem 

er bei Dritten die Leistung beauftragt, die deren Möbel verfügbar machen würde. Der Wert der 

Amazon-Plattform an sich wäre dabei kaum beeinträchtigt, wenn die Gesellschaft »Ama-

zon.com, Inc.« die Amazon-Plattform über einen Asset Deal ohne die Möbel überträgt.  
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2.1.3 Software als neu entstehender körperlicher Bestandteil 

Insbesondere beim digitalen Handelsgeschäft kommen neuerdings auch andere Bestandteile in 

Frage, die zumindest von der Perspektive des Rechnungswesens aus als körperliche Bestand-

teile eingeordnet werden können: und zwar Software(-Lizenzen). Insbesondere dann, wenn es 

bei der Plattform auch um eine App(likation) geht, gilt als wesentlicher Bestandteil dieser App 

u. a. der Quellcode der App, einschließlich der vollständigen Dokumentation wie z. B. Ent-

wicklerdokumentation sowie Entwicklungs-, Installations- und Konfigurationsprogrammen, 

Compilern und Debuggern, die für den Betrieb und die Pflege der App erforderlich sind, vor 

allem, wenn diese Programme nicht ohne Weiteres auf dem freien Markt verfügbar sind.325 

Die Übertragung eines digitalen Handelsgeschäfts ohne Übergabe der dazu gehörenden 

Software-Programme kann, je nach Natur und Form des digitalen Handelsgeschäfts, etwa als 

Sachmangel326 betrachtet werden, da ohne solche Programme die vereinbarte Beschaffenheit 

bzw. die im Vertrag vorausgesetzte oder die gewöhnliche Verwendung nicht erreicht werden 

könnte. Dies trifft aber eher nur dann zu, soweit das digitale Handelsgeschäft auf den eigenen 

Software-Programmen aufgebaut ist. Wenn es jedoch z. B. um ein Handelsgeschäft geht, das 

über eine im Markt frei verfügbare Plattform betrieben wird, ist diese tatsächlich nicht als zu 

dem Betrieb des Handelsgeschäfts nötiges Programm auszulegen. 

Nach deutschem Recht wird Software urheberrechtlich gemäß § 2 Absatz 1 Nr. 1 UrhG als

geschütztes Werk betrachtet. Ob der Überträger eines Handelsgeschäfts über die damit verbun-

denen bzw. dafür nötigen Software-Lizenzen verfügen darf, hängt von seinen eigenen Nutzungs-

rechten ab. So kann ein einmal gewährtes Nutzungsrecht gemäß § 34 Absatz 1 Satz 1 UrhG grund-

sätzlich nur mit Zustimmung des Softwareherstellers auf einen Zweiterwerber übertragen wer-

den, es sei denn, es wurde vorher ein Verbreitungsrecht eingeräumt. Obwohl der Softwareher-

steller gemäß § 34 Absatz 1 Satz 2 UrhG die notwendige Zustimmung nicht gegen Treu und

Glauben verweigern darf, würde ein derart striktes Zustimmungserfordernis die Übertragung 

von Software im Rahmen eines Asset Deals erheblich erschweren. Um diesem Problem entge-

genwirken zu können, hat der Gesetzgeber in § 34 Absatz 3 Satz 1 UrhG festgelegt, dass Nut-

zungsrechte, einschließlich solcher an Software, ohne Zustimmung des Urhebers übertragen 

werden können, wenn die Übertragung im Rahmen der Gesamtveräußerung eines Unterneh-

mens oder des Verkaufs von Teilen eines Unternehmens erfolgt. Hier ist unter ›Unternehmen‹ 

jede auf Dauer angelegte Zusammenfassung wirtschaftlicher und finanzieller Mittel zu verste-

325 BERGER (2017), S. 831.
326 Siehe Teil I 2.1.5 dieser Arbeit.
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hen, welche als Einheit am Wirtschaftsleben teilnimmt.327 In diesem Fall kann der Urheber das 

Nutzungsrecht nur gemäß § 34 Absatz 3 Satz 2 UrhG aktiv zurückrufen, wenn die Ausübung

des Nutzungsrechts durch den Zweiterwerber nach Treu und Glauben unzumutbar ist. Bei 

einem wirksamen Rückruf gehen die Nutzungsrechte automatisch an den Urheber zurück.  

2.2 Klassische unkörperliche Bestandteile im digitalen Sinne 

2.2.1 Beziehung zur Kundschaft 

2.2.1.1 Vertragliche Beziehung

Der ägyptische Gesetzgeber mag in 1940 wohl Walk-in-Shops, also Läden mit Laufkundschaft

in Betracht gezogen zu haben, da die Auswirkung der Übertragung des Handelsgeschäfts auf 

Verträge mit Kunden nicht im Besonderen berücksichtigt wurde. Heutzutage sind Unterneh-

men mehr und mehr von Verträgen mit ihren Kunden abhängig. Da es sich beim Handelsge-

schäftserwerb um Singularsukzession handelt, müssen die jeweiligen Verträge einzeln übertra-

gen werden. Die Doktrin der gesetzlichen Singularsukzession ist, wenn auch kurz, in Arti-

kel 146 des ägyptischen Zivilgesetzbuchs geregelt. Pflichten und Rechte, die aus Verträgen

stammen, deren Sache (d. h.: Gegenstand) nachträglich an Rechtsnachfolger (Singularsukzes-

soren) übergegangen ist, gehen jeweils mit der Sache auf diese Rechtsnachfolger über, wenn 

diese Pflichten und Rechte wesentliche Bestandteile der Sache sind, vorausgesetzt, dass der 

jeweilige Rechtsnachfolger zum Zeitpunkt der Übertragung von den Pflichten und Rechten 

wusste. Dementsprechend könnte argumentiert werden, dass Kundenverträge an sich als we-

sentliche Bestandteile der Beziehung zur Kundschaft mit letzteren übertragbar sind.  

Allerdings ist zu beachten, dass die Artikel 303 bis 314 des ägyptischen Zivilgesetzbuchs

Bestimmungen zur Abtretung vertraglicher Rechte und Pflichten enthalten. Vertragliche 

Rechte können formlos abgetreten werden, sofern das Gesetz oder die Vertragsbedingungen 

nichts anderes vorsehen. Zudem müssen Rechteübertragungen mit der Rechtsnatur des über-

tragenen Rechts vereinbar sein. Abgetretene Rechte werden gegenüber dem Schuldner und/

oder Dritten mit der förmlichen Benachrichtigung des Schuldners über die Abtretung zusam-

men mit Belegen durchsetzbar, die von einem Gerichtsvollzieher oder einem ähnlichen Beam-

ten an den Wohnort oder die Geschäftsadresse des Schuldners geliefert werden, andernfalls 

nach Einholung der datierten Zustimmung des Schuldners zur Abtretung. Sofern die Parteien 

nichts anderes vereinbaren, beschränkt sich die Haftung des Zedenten gegenüber dem Zessio-

nar gemäß den Artikeln 308 und 309 des Zivilgesetzbuchs auf die Gewährleistung des Beste-

327 WANDTKE (2022), UrhG § 34 Rn. 19; MEHRINGER, S. 842.
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hens der abgetretenen Rechte und nicht auf die Zahlungsfähigkeit des Schuldners. Jedoch gilt 

nach Artikel 316 des Zivilgesetzbuchs, dass die Abtretung von Verbindlichkeiten gegenüber

dem Gläubiger des Zedenten ungültig ist, es sei denn, sie wird vom Gläubiger genehmigt. Das 

bedeutet, dass, um eine seiner Verpflichtungen aus den betreffenden Verträgen wirksam abzu-

treten, der Handelsgeschäftsinhaber erst die Zustimmung der betroffenen Gegenpartei zu einer 

solchen Abtretung einholen muss. Die einzige im Gesetz vorgesehene Ausnahme ist der An-

spruch des Erwerbers auf den Mietvertrag.328 

Auch im deutschen Rechtssystem erfordert die Vertragsübertragung die Zustimmung der 

verbleibenden Vertragspartei, was bedeutet, dass die Vertragsübertragung bei jeder Betriebs-

veräußerung im Wege eines Asset Deals immanent ist.329 Die Zustimmung des jeweiligen Ver-

tragspartners ist für die Übertragung des Vertragsverhältnisses an den Erwerber des Unterneh-

mens erforderlich.330 

Für größere Unternehmen mit mehreren Kundenverträgen ist dies eine Belastung, die in 

der Praxis den gesamten Asset Deal bzw. Unternehmensverkauf verzögern kann. Es bedarf 

daher einer Rechtsreform. Als Alternativen einer solchen Rechtsreform kommen mehrere Lö-

sungen in Frage, u. a. die, dass die Regelung dem Erwerber des Handelsgeschäfts bzw. Unter-

nehmens ausdrücklich das Recht an der Übernahme von Kundenverträgen erteilt. Eine Variante 

dieser Alternative wäre, dass im Fall einer solchen Übernahme Kunden das Recht zur Kündi-

gung aus gutem Grund hätten, ohne dass der Erwerber oder Überträger des Handelsgeschäfts 

für Schadenersetz anhand der Vertragskündigung haften würde. 

Eine weitere Alternative wäre, dass das Gesetz ausdrücklich ein sogenanntes Agency-Mo-

del vorsieht, bei dem im Innenverhältnis die Vertragsparteien so gestellt sind, als ob die Zu-

stimmung des Vertragspartners (d. h.: des Kunden) vorliegt, wobei die Parteien im Außenver-

hältnis verpflichtet bleiben, den Vertrag ordnungsgemäß zu erfüllen. Eine solches Modell mag 

sich an § 415 Absatz 3 BGB orientieren, in dem Sinne, dass im Zweifel der Übernehmer dem 
Schuldner gegenüber verpflichtet ist, den Gläubiger rechtzeitig zu befrieden.331 (*)

2.2.1.2 Die Kundschaft im Online-Markt

Wo unkörperliche Bestandteile des digitalen Handelsgeschäfts von wesentlicher Bedeutung 

sind, ist es nicht immer leicht, diese zu identifizieren bzw. sie mit den Bestandteilen anderer 

digitaler Handelsgeschäfte zu assoziieren. 

328 Siehe Teil I 5.2.3 dieser Arbeit.

329 WEYLAND (2021), S. 807; KNOTT (2019), Rn. 2118.
330 MERKT/GÖTHEL (2011), § 1, Rn. 20; KNOTT (2019), Rn. 2118.
331 KNOTT (2019), Rn. 2119.
(*) Seit der Einreichung dieser Arbeit und vor ihrer Veröffentlichung ist die Verfasserin in der Praxis auf 

Herausforderungen des vorgeschlagenen Modells gestoßen: Befindet sich der Erwerber in einer Rechtsordnung 
mit schwach ausgeprägten Datenschutzstandards, kann dies die Kundschaft des Handelsgeschäfts erheblich 
gefährden.
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Dies gilt insbesondere in Bezug auf die Beziehung zur Kundschaft. Wird ein Online-

Marktplatz eines dritten Unternehmens benutzt, so stellt sich die Frage, um wessen Kundschaft 

es sich handelt: die des Anbieters oder die des Marktplatzes bzw. der Plattform, insbesondere, 

wenn es um eine bekannte Plattform geht. Folgende Überlegung sollen dies beispielhaft dar-

stellen: Wenn ein Kunde via Amazon ein Handy sucht, sich eventuell für ein iPhone entscheidet 

und dieses über Amazons Plattform kauft, so ist zunächst – unabhängig von der vertraglichen 

Ausgestaltung – eher unklar, ob die Beziehung zu der Kundschaft im erweiterten Sinne der 

Kundentreue zwischen dem Kunden und Amazon oder zwischen dem Kunden und Apple be-

steht. Vom Vertrag her kommt es darauf an, wer mit dem Kunden das Geschäft gemacht hat 

bzw. wer der eigentliche Verkäufer ist. Hier besteht wieder die eher leicht zu beantwortende 

Fragestellung, ob das Handy 1) von Apple direkt verkauft und geliefert wird, ob das Handy

2) von Apple verkauft, aber von Amazon geliefert wird oder ob das Handy 3) von Amazon

verkauft und geliefert wird. Was aber nicht so leicht festzustellen wäre, ist, was das Anliegen 

des Kunden war: Wollte der Kunde ein iPhone kaufen, egal wo, oder wollte der Kunde ein 

Handy, egal welches, über Amazon als Plattform kaufen. Man müsste hierbei Überlegungen in 

Betracht nehmen wie die, ob der Verkäufer eine eigene Plattform hat, bei der der Kunde hätte 

kaufen können. Im Fall von Apple wäre dies ja der Fall, jedoch hat der Kunde sich entschieden, 

das Handy über Amazon zu kaufen. Eine gegenteilige Überlegung ist, ob der Kunde als Such-

begriff »Handy« oder »iPhone« eingegeben hatte. Auch kann man der klassischen Überlegung 

folgen, dass die Kundschaft bzw. Beziehung zwischen dem Kunden und dem Handelsgeschäft 

besteht, in das der Kunde tatsächlich eintritt (sei es auch nur digital), und dass somit im digitalen 

Sinne die Beziehung zwischen dem Kunden und der Plattform besteht, die er besucht. Eventu-

ell könnte die Beziehung auch durch eine Analyse des Kundenverhaltens näher erforscht wer-

den, was insbesondere im digitalen Geschäft durchaus möglich sein sollte, unbeschadet der 

Vorschriften hinsichtlich der Berücksichtigung des Schutzes personenbezogener Daten. 

Weiter besteht die Frage, ob das Verhältnis, das mit den Kunden über eine Domain besteht, 

übertragbar ist. Die deutsche Registrierungsstelle DENIC regelt die Domainübertragung in ih-

rer Klausel § 6. Domainübertragungen innerhalb ihrer Domainbedingungen. Gemäß Absatz 2

dieser Klausel registriert DENIC die Domain für den zukünftigen Domaininhaber, wenn der 

aktuelle Domaininhaber den Vertrag kündigt, sofern die Kündigung nicht aufgrund gesetzli-

cher Vorschriften überflüssig ist. Zusätzlich dazu muss der zukünftige Domaininhaber entspre-

chende Unterlagen vorlegen, die ihn als solchen ausweisen, und einen Domainauftrag erteilen. 

Diese Klausel legt fest, dass eine Domainübertragung stattfinden kann, wenn der aktuelle Do-

maininhaber den Vertrag kündigt und der zukünftige Domaininhaber die erforderlichen Unter-

lagen vorlegt. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass gesetzliche Vorschriften eine Kündi-
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gung überflüssig machen können, was bedeutet, dass in solchen Fällen keine Domainübertra-

gung erfolgt. 

Es ist wichtig anzumerken, dass diese Regelung der DENIC spezifisch für die Übertragung 

von Domains gilt und nicht unbedingt den Aspekt der Einwilligung zur Übertragung personen-

bezogener Daten abdeckt. Die Übertragung einer Domain kann technisch erfolgen, ohne dass 

eine ausdrückliche Zustimmung zur Übertragung personenbezogener Daten vorliegt. Um grund-

sätzlich die Übernahme von de-Domains zu verhindern, müsste § 6 der Domainbedingungen

eine Zustimmungsverweigerung für die Übertragung des Vertragsverhältnisses enthalten. Einer 

solchen Auslegung wird jedoch durch die Verwendung des Begriffs »Übertragung« widerspro-

chen, da dieser immerhin den § 6 der Domainbedingungen betitelt. Zusätzlich heißt es in Ab-

satz 3: »Die Domainübertragung ist erst mit erfolgreichem Abschluss der Registrierung für den

neuen Inhaber wirksam.« Auch diese Formulierung deutet nicht darauf hin, dass die DENIC 

pauschal einer Übertragung des Vertragsverhältnisses entgegensteht. Vielmehr legt § 6 der Do-

mainbedingungen den Ablauf der Übertragung fest und macht zur Bedingung, dass der alte 

Inhaber den Willen zur Vertragsbeendigung und zur Übernahme des Nutzungsvertrags mitteilen 

muss. Dies sind die Voraussetzungen einer Vertragsübernahme. Auch der Zusatz »sofern eine 

Kündigung nicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften überflüssig ist« zeigt, dass die Klausel 

nicht pauschal einer direkten Übertragung des Vertragsverhältnisses entgegenwirken möchte.332 

2.2.2 Geschäftsreputation 

Die Wesentlichkeit der digitalen Geschäftsreputation war vielleicht vor einigen Jahren noch 

nicht so bedeutungsvoll wie heute, wo man fast nur Farben und Layout einer Website zu sehen 

braucht, um ohne Weiteres wissen zu können, um welche Marke (brand) es geht. Auch die 

beim klassischen Handelsgeschäft geltenden unterscheidenden Merkmale wie etwa Art und 

Weise der Warendarstellung sind beim digitalen Handelsgeschäft von Bedeutung. Das soge-

nannte ›(User) Interface‹ ist zu einem entscheidenden Grund geworden, ob man diese oder eine 

andere Plattform benutzen möchte. Dazu kommen weitere technische Elemente,333 wie z. B. 

die Suchmaschine. Es kann daher behauptet werden, dass die Bedeutung der Geschäftsreputa-

tion von digitalen Handelsgeschäften die des klassischen Handelsgeschäfts übersteigt. 

Kunden interessieren sich in dieser Epoche auch eingehend für Datenschutz. Ein Kunde 

wäre etwa ohne weitere Überlegungen darüber, was es für die eigene Privatsphäre bedeutet, 

332 FEILER (2019), S. 73 f.

333 EL FAROUGY (o. J.), S. 156.
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bereit, mit einem klassischen Handelsgeschäft zu handeln. Bevor man aber über ein digitales 

Handelsgeschäft kauft, kommen weitgehende Überlegungen in Frage, u. a. die, ob diese Platt-

form die Privatsphäre schützt, ob die Zahlung über eine secure transaction laufen wird bzw. 

ob es einen digitalen Verschlüsselungsprozess gibt, ob diese Plattform den Ruf hat, Daten an 

Dritte zu übertragen usw. Diese technischen Bedenken beim Benutzen einer Plattform sind 

damit zu einem Teil der Geschäftsreputation des jeweiligen Handelsgeschäfts geworden. 

2.2.3 Anspruch auf Miete 

Wie dargestellt gelten nach ägyptischem Recht der Standort und somit das Recht des neuen 

Geschäftsinhabers, den Standort weiter zu mieten, als Bestandteile des Handelsgeschäfts. Ar-

tikel 34/2 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs erwähnt den Anspruch auf Miete nur als einen 

der potenziellen Bestandteile eines Handelsgeschäfts, d. h. nicht als einen mandatorischen Be-

standteil wie die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation. Dementsprechend 

kann es wohl vorkommen, dass ein Handelsgeschäft auch ohne den Anspruch auf den Miet-

vertrag auskommt. Bei der Verpfändung des Handelsgeschäfts wird gemäß Artikel 4 des Ge-

setzes Nr. 11 von 1940 davon ausgegangen, dass der Mietvertrag übertragen ist, es sei denn, es 

wurde anders vereinbart. Beim Verkauf des Handelsgeschäfts gelten nur die Beziehung zur 

Kundschaft und die Geschäftsreputation als mandatorische bzw. mandatorisch zu übertragende 

Bestandteile, wobei nach Artikel 35 des Handelsgesetzes alle die zum Gewerbe des Handels-

geschäfts nötigen Bestandteile als übertragen gelten, wenn die Parteien die Bestandteile nicht 

vertraglich bestimmen.  

Beim Online-Handelsgeschäft besteht die Frage, ob Anspruch auf die Domain-Miete als 

ein zum Gewerbe des Handelsgeschäfts nötiger Bestandteil gilt, der automatisch übertragen 

wird, falls die zu übertragenden Bestandteile nicht ausdrücklich vereinbart sind. 

Ausgangspunkt bei einem Online-Shop ist die Einrichtung einer Online-Präsenz, d. h. die 

Domain. Durch diese Domain werden dem Kunden u. a. die Kontaktdaten des Online-Shops 

bekannt gegeben. Der Kunde bestellt dann seine gewünschten Produkte entweder direkt online, 

wenn eine solche integrierte Bestellmöglichkeit existiert, oder er ruft die Kontaktdaten auf 

dieser Domain auf und bestellt die Produkte per E-Mail oder telefonisch. Egal, ob er direkt 

online bestellt oder per E-Mail oder telefonisch, der Kunde hat aufgrund der Domain als Inter-

netpräsenz den Kontakt aufnehmen können. 

Es kann behauptet werden, dass die Domain der ›Standort‹ des digitalen Handelsgeschäfts 

ist, denn aus Sicht des Kunden gilt als Adresse eines (lediglich) online geführten Handelsge-

schäfts nicht die offiziell registrierte Adresse im Sinne einer Straße und Hausnummer, sondern 
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eher die Website, d. h. die Domain, als der Ort, wo die Kunden das Handelsgeschäft ›besuchen‹ 

können. 

Übertragbar wäre die Domain, indem der neue Inhaber der Domain eine Konnektivitäts-

koordination stellt.334 Da es noch keine genügende ägyptische Rechtsprechung zu dem Thema 

der Domain gibt, wird im Folgenden die Domain zum Teil eher aus deutscher Sicht betrachtet, 

allerdings stets mit der Überlegung, ob die gleichen Grundsätze auch im ägyptischen Recht in 

Bezug auf die Domain des Handelsgeschäfts anwendbar wären.  

Da die Internet Corporation for Assigned Names and Numbers (ICANN) als die einzig 

tatsächliche Eigentümerin von Domains weltweit gilt, gelingt der Besitz einer Domain in der 

Regel durch einen Mietvertrag, der entweder in Form eines Web-Hosting- oder eines Web-

Housing-Vertrags geschlossen wird. Der Unterschied zwischen Web-Hosting und Web-Hou-

sing besteht in der Frage, ob die Domain durch einen Speicherplatz auf einem Server geteilt 

wird oder indem ein eigener Server bzw. ein eigenes Rack angemietet wird. In beiden Fällen 

geht es um eine Verpflichtung des Service Providers, den Gebrauch der Domain während einer 

bestimmten Zeit zu gewähren, was bedeutet, dass hier aus rein rechtlicher Definition ein Miet-

vertrag vorliegt.335  

Es kann daher vertreten werden, dass im Gegensatz zum Mietvertrag des Gebäudes eines 

traditionellen Handelsgeschäfts, wo Anspruch auf Miete nur als einer von den potenziellen 

Bestandteilen des Handelsgeschäfts gilt, Anspruch auf die Domain-Miete als ein zum Gewerbe 

des Handelsgeschäfts nötiger Bestandteil besteht, und dass diese daher gemäß Artikel 35 des 

Handelsgesetzbuchs mit der Übertragung des Handelsgeschäfts zu übertragen ist, sofern nichts 

anderes vereinbart wurde. 

Zu beachten ist jedoch, dass nicht alle Online-Anbieter eigene individuelle Online-Shops 

benutzen. Alternativ kann der Online-Anbieter seine Produkte u. a. über sogenannte Miet-

Shops oder Online-Marktplätze vertrieben. Es ist daher zu unterscheiden, ob es um einen On-

line-Miet-Shop oder einen Online-Marktplatz bzw. Plattform geht.  

Der Unterschied zwischen beiden Alternativen besteht darin, dass man auf dem Online-

Marktplatz bzw. der Plattform keinen Online-Shop (sprich: Handelsgeschäft) einrichten muss, 

sondern nur über eine existierende Plattform eines Dritten einzelne Produkte verkauft.336  

Rechtlich gesehen handelt es sich bei den verschiedenen Varianten des Miet-Shops im 

Kern – wie oben dargestellt – tatsächlich um einen Mietvertrag über die Shop-Software.337 

 
334  KNOTT (2019), Rn. 2097. 
335  § 551 S. 1 BGB, sowie Artikel 558 des ägyptischen Zivilgesetzbuchs. 

336  BERGER (2017), S. 101. 
337  BERGER (2017), S. 100 – [Vgl. BGH, Urt. v. 22.12.1999 – VIII ZR 299/98, NJW 2000, 1415; BGH, Urt. v. 

4.3.2010 – III ZR 79/09, NJW 2010, 1449]. 
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Es kann also behauptet werden, dass ein Anspruch auf die Miete eher nur dann bestehen 

würde, wenn es entweder um eine eigene Domain oder um einen eigenständigen Miet-Shop 

bzw. ein eigenständiges Handelsgeschäft geht, aber nicht, wenn der Inhaber des Handelsge-

schäfts Online-Marktplätze bzw. Plattformen benutzt, mit denen der Erwerber des Handelsge-

schäfts ohne weitere Belastung einen neuen Vertrag – eventuell sogar mit den gleichen Bestim-

mungen – schließen könnte. 

Beim Online-Handelsgeschäft (das nur online geführt wird,) ist zu bedenken, dass das Han-

delsgeschäft nur auf dieser Domain existiert bzw. existieren kann, ohne dass der Name geändert 

wird. Das heißt: Der neue Handelsgeschäftsinhaber kann nicht ›umziehen‹, ohne gleichzeitig den 

Namen ändern oder beeinträchtigen zu müssen. Ferner muss die Gewährleistung nach Arti-

kel 41/1  des Handelsgesetzbuchs in Betracht gezogen werden. Die rechtliche Exposition ist, 

dass der Verkäufer z. B. kein ähnliches Geschäft in derselben Region eröffnet, in der das ver-

kaufte Handelsgeschäft liegt. Bei einem Online-Handelsgeschäft handelt es sich bei der Region 

zumindest um die Top-Domain, z. B. […].de für deutsche oder […].eg für ägyptische Domains. 

2.2.4 Lizenzen und Genehmigungen 

Eine wesentliche Schwierigkeit, die unter ägyptischem Recht bei der Übertragung eines digi-

talen Handelsgeschäfts erwartet werden kann, ist die Übertragung der zu der Fortführung der 

Website bzw. App nötigen Lizenzen. So darf die Lizenz eines Online-Shops gemäß Artikel 63 

des Media Gesetzes Nr. 180 von 2018 nicht ohne die Genehmigung des Obersten Medienrats 

übertragen werden.  

Ähnliche Regelungen gelten zwar auch für andere Lizenzen beim traditionellen Handels-

geschäft, jedoch bedeutet die einschränkende Regulierung gemäß Artikel 63 aus praktischer 

Sicht, dass das Online-Handelsgeschäft an sich – und nicht nur seine Lizenzen – nicht ohne 

die vorherige Genehmigung einer offiziellen Behörde übertragen werden kann, da der Han-

delsgeschäftsübertragungsvertrag vor der Genehmigung gemäß Artikel 63 null und nichtig 

wäre, also nicht ohne Genehmigung geschlossen werden darf. 

2.2.5 Handelsname (Firma) 

Wie dargestellt, kann in beiden Rechtssystemen Ägyptens und Deutschlands das Handelsge-

schäft ohne die Firma übertragen werden, wobei die Auswirkungen bzw. Konsequenzen sich 

nach den beiden Rechtssystemen im Hinblick auf die Haftung unterscheiden.  
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Beim Online-Handelsgeschäft besteht die Frage, ob der Verkäufer des Handelsgeschäfts 

die Miete überhaupt von den zu übertragenden Bestandteilen ausschließen darf, wenn die Do-

main auch gleichzeitig den Namen des Handelsgeschäfts darstellt, in dem die Domain auch die 

Firma ist. 

Das ägyptische Recht befasst sich nicht mit der Beziehung zwischen Handelsnamen und 

Domain. Auch die Lehre hat dies noch nicht in Betracht genommen, und es gab auch noch 

keine Fälle dazu in der Rechtsprechung.  

Im Prinzip kann sich im deutschen Recht ein Unterlassungsanspruch bezüglich der Nut-

zung einer Domain bei unbefugtem Gebrauch einer Firma gemäß § 37 Absatz 2 HGB ergeben. 

Die Frage der Unterlassung der Domainnutzung wird nach deutscher Rechtsprechung jedoch 

eher aus Sicht des Namensrechts gemäß § 12 BGB beurteilt,338 wobei allein das Namensrecht 

nicht ohne Weiteres Löschungsansprüche gegen namensgleiche Domains begründet. So hat der 

BGB entschieden, dass dort, wo einer Gesellschaft ein schutzwürdiges Interesse an der Ver-

wendung der ausländischen Domains fehlt, diese keine Löschungsansprüche gegen den Be-

treiber einer solchen Domain hat. Das schutzwürdige Interesse hat der Anspruchssteller darzu-

legen und zu beweisen.339 

Der Namensschutz aus § 12 BGB bleibt neben dem Kennzeichenschutz aus §§ 5, 15 MarkenG 

anwendbar, wenn mit der Löschung des Domainnamens eine Rechtsfolge begehrt wird, die aus 

kennzeichenrechtlichen Vorschriften deswegen nicht hergeleitet werden kann, weil das Halten 

des Domainnamens im konkreten Fall für sich gesehen die Voraussetzungen einer Verletzung 

der Marke oder des Unternehmenskennzeichens des Klägers nicht erfüllt.340 Das bedeutet, dass 

nach deutschem Recht in Bezug auf Unterlassung bzw. Löschung eines Domainnamens der 

Namensschutz etwa erst an zweiter Stelle nach dem Markenschutz von Bedeutung ist. 

Weil nach § 37 Absatz 2 HGB beide Parteien am gleichen Ort ansässig sein müssen, wird 

der Unterlassungsanspruch bezüglich der Nutzung einer Domain bei unbefugtem Gebrauch 

einer Firma gemäß § 37 Absatz 2 HGB in der Lehre ohne weitere Betrachtung erwähnt.341 

Aus ägyptischer Sicht würde sich die Frage stellen, ob der Gesetzeszweck die Ansässig-

keitsvoraussetzung tatsächlich auch in Bezug auf Online-Handelsgeschäfte erfordert oder ob 

nach sinngemäßer Auslegung dieser Voraussetzung der gleiche Ort keine Region, sondern das 

Internet ist. 

 
338  U. a. BGH, Urt. v. 9.9.2004 – I ZR 65/02, sowie LG Köln Urt. v. 22.12.2005 – 84 O 55/05. 

339  BGH Urt. v. 28.4.2016 – I ZR 82/14. 
340  Fortführung von BGH, GRUR 2005, 430 – mho.de; BGH, GRUR 2008, 1099 – afilias.de. 
341  LEDIGER/BRACHT (2003), S. 82. 
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Diese Unterscheidung ist aus deutscher Sicht eher unwichtig, zumindest in Bezug auf die 

Übertragung eines (Online-)Handelsgeschäfts, und zwar, weil die Fortführung der Firma von 

wesentlicherer Bedeutung ist. Denn während im ägyptischen Recht die Fortführung der Firma 

eine optionale Folge der Übertragung des Handelsgeschäfts ohne wesentliche Wirkungen auf 

die Haftung der Parteien ist, gilt die Fortführung der Firma nach deutschem Recht eher als der 

Ausgangspunkt einer solchen Haftung. Im Betracht von § 25 liegt es daher im Interesse des 

Überträgers, sicherzustellen, dass er die Domain zusammen mit der Firma überträgt, um zu 

vermeiden, dass die Haftung nicht an den Erwerber übergeht. Weil aber nach ägyptischem 

Recht die Fortführung der Firma keinerlei Folgen für die Haftung der Parteien hat, könnte es 

vorkommen, dass der Überträger des Handelsgeschäfts und der Firma bzw. des Handelsnamens 

sich weigert, die Nutzungsrechte der Domain zusammen mit der Firma zu übertragen, ohne 

irgendwelche Konsequenzen befürchten zu müssen. 

Eine Voraussetzung der Ansässigkeit in Bezug auf Firmen sieht das Ägyptische Gesetz 

hinsichtlich Kapitalgesellschaften nicht vor.342 Daher könnte generell behauptet werden, dass, 

sofern die Firma übertragen wurde, ein Unterlassungsanspruch bezüglich der Nutzung einer 

Domain als unbefugtem Gebrauch einer ägyptischen Firma bzw. eines Handelsnamens existiert 

und dass somit der Überträger des Handelsgeschäfts zusammen mit der Firma seine eigene 

Unterlassung dieses Nutzens nach Übertragung der Firma gewährleistet. Im Prinzip kann diese 

Gewährleistung der Nicht-Expositionspflicht gegenüber dem Käufer zugeordnet werden. Weil 

der Verkäufer den Käufer am Eigentum, der Nutzung und der Inbesitznahme der verkauften 

Sache nicht hindern darf, kann der Verkäufer des Handelsgeschäfts die Nutzung der Domain 

nicht bei der Übertragung vorbehalten, da dies den Käufer bei der Nutzung der Firma beein-

trächtigen würde. 

Eine weitere Problemstellung ist der Fall, in dem die Parteien vereinbaren, die Firma nicht 

als Bestandteil des Handelsgeschäfts zu übertragen bzw. nicht vereinbaren, die Firma zu über-

tragen, gemäß Artikel 8 Gesetz Nr. 55/1951. In dem Fall besteht kein Unterlassungsanspruch für 

den Erwerber des Handelsgeschäfts bezüglich der nicht erworbenen Firma. Das bedeutet, dass 

der Überträger weiterhin seine eigene Firma noch benutzen darf. Das würde beim Online-Han-

delsgeschäft jedoch zu einem Konflikt führen können, insbesondere, wenn die Parteien die 

übertragenen Bestandteile des Handelsgeschäfts nicht im Vertrag auflisten. Denn in dem Fall 

wäre die Domain eines Online-Handelsgeschäfts unter Umständen als ein zum Gewerbe des 

Handelsgeschäfts nötiger Bestandteil gemäß Artikel 35 des Handelsgesetzbuchs übertragbar, 

wobei die Firma an sich nicht unbedingt als nötiger Bestandteil geltend gemacht werden kann. 

 
342  Eine ähnliche Voraussetzung existiert jedoch bei Personengesellschaften, die aber in der ägyptischen Praxis 

selten (legal) online handeln. 
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Das Resultat wäre, dass der Überträger weiterhin seine Firma entweder in Form eines traditio-

nellen Handelsgeschäfts oder durch eine andere Domain eines anderen Handelsgeschäfts nutzt, 

wobei der Erwerber des originalen Online-Handelsgeschäfts die Domain bzw. den Mietvertrag 

der Domain oder den Domain-Namen nicht als Firma, sondern als Adresse erwirbt und benut-

zen darf. Daher empfiehlt es sich, dass die Zukunft der Domain bei Übertragung des Handels-

geschäfts gesetzlich reguliert wird, etwa im (noch zu erwartenden) E-Commerce-Gesetz. Zwi-

schenzeitlich müsste dies vertraglich ausdrücklich geregelt werden. 

2.2.6 Firmenzeichen (Marke) 

Gemäß Artikel 34/2  des ägyptischen Handelsgesetzes darf das Firmenzeichen als ein (übertrag-

barer bzw. veräußerbarer) unkörperlicher Bestandteil des Handelsgeschäfts betrachtet werden. 

Wie oben dargestellt, können die Parteien aber gemäß Artikel 88 des ägyptischen Gesetzes über 

geistiges Eigentum sowie gemäß des deutschen § 27 Absatz 2 MarkenG vereinbaren, dass das 

Firmenzeichen bzw. die Marke bei der Übertragung eines Geschäftsbetriebs nicht von der 

Übertragung erfasst ist. Abwesend einer solchen Vereinbarung werden die Rechte zu der Marke 

nach beiden Rechten mit dem Geschäftsbetrieb übertragen.  

Das Firmenzeichen bzw. die Marke hat jedoch beim Online-Handelsgeschäft eine größere 

Bedeutung als beim traditionellen Handelsgeschäft bzw. Geschäftsbetrieb. Anders als beim 

traditionellen Handelsgeschäft erkennt der Kunde das Handelsgeschäft hier schließlich nicht 

an seinem Inhaber oder der Adresse, vielleicht sogar kaum an dem verwendeten Handelsnamen 

bzw. der Firma allein, sondern im Wesentlichen an der Marke und der Domain. Online findet 

man wohl verschiedene Geschäfte unter denselben oder ähnlichen und somit verwechselbaren 

Handelsnamen bzw. Firmen, und meist kennt der Kunde den Inhaber oder sogar den Namen 

der Gesellschaft nicht und weiß auch nicht, wo diese registriert ist. Daher sind die erkennbaren 

Informationen, die dem normalen Kunden zur Verfügung stehen, die Marke und die Domain. 

Wenn man etwa über eine Suchmaschine den Begriff ›Facebook‹ eingibt, und die Suche eine 

rote Webseite anstatt einer blauen anzeigt, würde man wohl aufgrund dessen bemerken, dass 

dies die falsche Webseite ist, selbst wenn man die Domain nicht genau kennt. Daher besteht 

die Frage, ob es bei der Übertragung eines Online-Handelsgeschäfts überhaupt sinnvoll wäre, 

dass die Parteien vereinbaren, die Marke nicht von der Übertragung erfassen zu lassen, ohne 

dass eine solche Vereinbarung automatisch die Übertragung der Beziehung zur Kundschaft und 

vor allem die Geschäftsreputation beeinträchtigen würde. Auch wäre somit die Übertragung 

eines Handelsgeschäfts im rechtlichen Sinne eliminiert, da Haupt- und mandatorische Bestand-

teile nicht wirklich übertragen würden. 
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Es stellt sich außerdem die Frage, ob bei der Übertragung bzw. Verfügung der Marke auch 

Pflichten in Bezug auf die gleichnamige Domain entstehen. Dies wird in der ägyptischen Lehre 

noch nicht besprochen. Es gibt aber nach deutscher Rechtsprechung schon eine eher klare 

Sicht, nach welcher es zunächst darauf ankommt, ob es um eine geschäftsmäßige Nutzung 

geht. Ist dies bejaht, so besteht eine Unterlassungspflicht, sofern die Domain eine Verwechs-

lungsgefahr darstellt.343 

Im Prinzip gelten die oben dargestellten Probleme und Überlegungen bezüglich der Firma 

auch zu der Marke eines Online-Handelsgeschäfts. Dazu kommt, dass nach deutscher Recht-

sprechung bei Markenverletzung der Inhaber der Marke einen Anspruch auf Löschung, nicht 

aber auf Übertragung der Domain hat.344 Im Hinblick auf die Übertragung eines Online-Han-

delsgeschäfts inklusive Marke könnte dies bei fehlender bzw. undeutlicher Vereinbarung be-

deuten, dass der Erwerber den Überträger nur auffordern kann, die Domain zu löschen, aber 

nicht, dass er sie zusammen mit der Marke übertragt. Hier kommt zunächst die Lösung in 

Betracht, dass die Domain zumindest als Adresse als ein zum Gewerbe des Handelsgeschäfts 

nötiger Bestandteil gemäß Artikel 35 des Handelsgesetzbuchs übertragbar ist. 

Wo es unklar ist bzw. nicht vereinbart werden kann, dass die Domain als Bestandteil des 

Online-Handelsgeschäfts zu übertragen ist, kommen andere technische Lösungen in Frage, vo-

rausgesetzt, dass zumindest ein Anspruch auf Löschung der Domain z. B. aufgrund der Marken-

verletzung geltend gemacht werden kann. Eine dieser Lösungen wäre ein URL-Redirect bzw. 

URL-Forwarding-System, jedoch erfordert dies, dass die originale URL zunächst im Hinter-

grund noch weiterhin gemietet wird, d. h. keine komplette Löschung erfolgt. Eine andere Lö-

sung wäre, dass der Erwerber des Handelsgeschäfts den Domainwechsel der Kundschaft an-

kündigt, z. B. per E-Mail. Hier ist jedoch der Schutz personenbezogener Daten zu bedenken.345 

2.2.7 Social-Media-Konten als neu entstehender unkörperlicher Bestandteil 

Viele klassische, aber vor allem Online-Handelsgeschäfte insbesondere in Ägypten haben 

keine eigenen Websites bzw. keine Domain, sondern benutzen nur soziale Medien wie z. B. 

Instagram oder Facebook. Zum Teil scheint es kulturell nicht wichtig für Ägypter zu sein, dass 

das Handelsgeschäft eine Website hat, und ferner ist die Benutzung von sozialen Medien für 

die Inhaber der Handelsgeschäfte viel billiger als die Miete einer eigenen Domain. Dies erlaubt 

ihnen sogar direktes Marketing für günstigere Preise, etwa durch Facebook-Ads oder gespon-

 
343  U. a. 7.2.2003, Az. 38 O 144/02; und BGH, 1. Zivilsenat, Urteil vom 19.7.2007, Az. I ZR 137/04. 

344  BGH NJW 2002,2031. 
345  Siehe Teil III 3.5 dieser Arbeit. 

https://www.it-recht-kanzlei.de/Urteil/3379/BGH/I_ZR_13704/Urteil_BGH_Az.I_ZR_13704_Leitsaetze_amtlich.html
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sorte Posts. Im Prinzip können die Überlegungen und Schlussfolgerungen in Bezug auf Do-

mains auch für solche Social-Media-Konten geltend gemacht werden, da die Behauptungen, 

Argumente und sinngemäßen Auslegung dieselben sind. 

Ferner kommt bei Social-Media-Konten eine zusätzliche Überlegung in Betracht, und 

zwar, dass heutzutage die Beziehung zur Kundschaft größtenteils durch solche sozialen Me-

dien geleitet wird. Dies geschieht nicht nur im Sinne von Werbung und Marketing oder gar 

Kontaktaufnahme, sondern über die tägliche Interaktion mit Kunden durch Kommentare zu 

Posts und private Nachrichten. 

Daher stellt sich die Frage, ob – ausgehend von den Domain-Überlegungen, ob als Ad-

resse, Firma, Name oder Marke – soziale Medien und Firmenaccounts auf diesen nicht ohnehin 

als wesentlicher Bestandteil des Online-Handelsgeschäfts zu gelten haben, die für die Weiter-

führung des Online-Handelsgeschäfts wesentlich sind und daher, wenn es nicht anders verein-

bart wurde, zu übertragen sind. Die weitere Benutzung dieser Konten durch den Überträger 

des Handelsgeschäfts könnte auch sowohl als Verstoß gegen seine Nicht-Exposition und Ge-

währleistung als auch als verbotener Wettbewerb gemäß Artikel 42 des Handelsgesetzbuchs 

gelten. 

2.3 Vergessene Bestandteile 

In der Praxis werden solche ›Catch-all‹-Klauseln in Asset-Deal-Verträge eingebaut, um sicher-

zustellen, dass Wirtschaftsgüter und Gegenstände des Unternehmens, die nicht in der Asset-

Liste erfasst sind bzw. die vergessen wurden, von der Übertragung mit umfasst sind, inklusive 

unwesentlicher Einzelwirtschaftsgüter. In Anbetracht der Anforderung des Bestimmtheits-

grundsatzes »hält« eine solche Klausel aus deutscher Sicht, mit dem Argument, dass nur so 

sichergestellt werden kann, dass keine Gegenstände vergessen werden.346 

Ob eine solche Klausel nach ägyptischem Recht wirksam wäre, ist unklar, und zwar weil 

nach Artikel 35 des Handelsgesetzes beim Fehlen einer vertraglichen Auflistung der zu über-

tragenden Bestandteile alle die zum Gewerbe des Handelsgeschäfts nötigen Bestandteile als 

übertragen gelten. Dies kann auch so ausgelegt werden, dass in dem Fall unwesentliche bzw. 

zum Gewerbe des Handelsgeschäfts unnötige Wirtschaftsgüter und Bestandteile nicht ohne 

spezifische Auflistung übertragbar sind. Jedoch wäre eine praktischere Auslegung die, dass 

Artikel 35 einer Catch-all-Klausel nicht widerspricht und eher nur den Fall regelt, wo die Par-

teien im Vertrag weder die Bestandteile auflisten noch eine Catch-all-Klausel einbauen. 

 
346  KNOTT (2019), Rn. 2110 f. 
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3. Übertragung des Handelsgeschäfts in Verbindung 

mit Gesetzesreformen 

3.1 Registrierung der Handelsgeschäftshypothek im Wertpapierregister 
und potenzielle Ermöglichung der Verpfändung an Nicht-Banken 

3.1.1 Entwicklung der Verpfändung des Handelsgeschäfts nach Gesetz Nr. 115/2015 

Um ausländische Investoren stärker anzulocken und einen Rahmen zu schaffen, der es auslän-

dischen und inländischen Investoren ermöglicht, Fremdkapital aufzunehmen, wurde am 

15. November 2015 ein neues Gesetz Nr. 115 von 2015 erlassen, um die Schaffung und Vervoll-

kommnung von Sicherheiten für bewegliche Sachen und Rechte zu erleichtern. Aus dem Ge-

setz ergibt sich ein Regulierungssystem, das Kreditgebern aus dem In- und Ausland die erfor-

derlichen Instrumente an die Hand gibt, um niedrigere Zinssätze, eine einfachere Portfoliover-

waltung und mehr Sicherheit anzubieten. Hierdurch sollen Kreditnehmer die Möglichkeit er-

halten, ihre beweglichen Vermögenswerte zur Beschaffung von Finanzmitteln zu nutzen. Ge-

mäß Artikel 2 des Gesetzes Nr. 115 von 2015 ist es für Besitzverpfändung sowie besitzlose Ver-

pfändung anwendbar. Der wichtigste Vorteil des neuen Gesetzes ist die Einrichtung eines öf-

fentlich zugänglichen Registers, in dem Wertpapierinteressen registriert werden können 

(›Wertpapierregister‹). Artikel 4 des Gesetzes sieht vor, dass eine öffentlich zugängliche elek-

tronische Datenbank eingerichtet wird, um alle gemäß dem Gesetz geschaffenen Sicherungs-

rechte sowie alle diesbezüglichen Änderungen zu registrieren. Das Wertpapierregister wird 

von der ägyptischen FRA verwaltet. Die Registrierung im Wertpapierregister erfolgt, indem 

der Gläubiger ein Online-Formular ausfüllt, das alle relevanten Informationen enthält, insbe-

sondere eine umfassende und ausreichende Beschreibung der gesicherten Vermögenswerte, der 

Pfandparteien und der Dauer der Sicherungsrechte. Der Antrag ist auf der Grundlage einer 

unterzeichneten Sicherungsvereinbarung auszufüllen. Die Vereinbarung kann gemäß dem Ge-

setz Nr. 15/2004 über elektronische Signaturen auch in elektronischer Form unterzeichnet wer-

den. Die Sicherungsvereinbarung soll mindestens die Beschreibung der verpfändeten Vermö-

genswerte, die Dauer des Sicherungsrechts sowie die ausdrückliche Zustimmung des Siche-

rungsgebers (ob Schuldner oder Drittbürge) enthalten. 

Darüber hinaus sind Gerichte und Liquidatoren verpflichtet, die Registrierstelle über Kon-

kursentscheidungen oder Liquidationsentscheidungen zu informieren, wodurch die Notwen-

digkeit entfällt, sich bei bestimmten Gerichten zu erkundigen, wie es vorher Fall war. Darüber 

hinaus ist jede Partei, die aufgrund eines Gerichtsurteils Rechte an beweglichen Vermögens-

werten erwirbt, berechtigt, dieses Recht eintragen zu lassen, wenn das Urteil eine vorläufige 
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Pfändung von Vermögenswerten oder einen Beschluss über die Vollstreckung in dieses Ver-

mögen vorsieht. 

Die Verkündigungsartikel des Gesetzes sehen ausdrücklich vor, dass der bestehende 

Rechtsrahmen der Handelsgeschäftshypothek in Kraft bleiben soll. Da jedoch die Handelsge-

schäftshypothek im Gesetz Nr. 11 von 1940, wie im Weiteren erläutert wird, ausdrücklich unter 

Ausschluss bestimmter Vermögenswerte definiert ist, kann davon ausgegangen werden, dass 

eine ›vollständige‹ Hypothek für alle Vermögenswerte bzw. Bestandteile des Handelsgeschäfts 

die Anwendung beider Gesetze erfordern würde. Jedoch ist es unklar, ob Gesetz Nr. 115 von 

2015 auch dort anwendbar ist, wo die Bestimmungen im Gesetz Nr. 11 von 1940 stillschweigen 

bzw. ob Gesetz Nr. 115 von 2015 sich auf Bestandteile des Handelsgeschäfts ausdehnt, die nicht 

unter Artikel 9 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 vorgesehen sind. 

Gemäß Artikel 1 des Gesetzes Nr. 115 von 2015 gelten die Bestimmungen dieses Gesetzes 

für Rechte, die durch Mobiliar im Besitz des Schuldners oder der Garantie gesichert sind. Die 

Parteien eines Sicherungsvertrags erklären sich damit einverstanden, diesen nach den Bestim-

mungen des Gesetzes geltend zu machen, unbeschadet der Bestimmungen, die für besondere 

Arten der Hypothek auf bewegliche Sachen gelten, einschließlich der zivilrechtlichen Besitz-

hypothek, der Handelsgeschäftshypothek und der Wertpapierhypothek.  

Gesetz Nr. 115/2015 enthält eine klare Definition der beweglichen Sachen, die seinen Be-

stimmungen unterliegen. Die Definition ist recht weit gefasst und deckt mehrere Bereiche ab, 

die in der Vergangenheit recht zweideutig waren. Gemäß der im Gesetz enthaltenen Definition 

von »beweglichen Vermögenswerten« wird jeder Vermögenswert im weiteren Sinne vom Ge-

setz erfasst, einschließlich aller materiellen und immateriellen, bestehenden oder zukünftigen 

Vermögenswerte, die dem Schuldner gehören (oder gehören werden) oder die dem Sicherungs-

geber als Sicherheit zur Besicherung einer Verpflichtung, Schuld, Finanzierung oder Kreditfa-

zilität angeboten werden. Die Definition umfasst eine nicht erschöpfende Liste von bewegli-

chen Vermögenswerten, die Anwendung durch das Gesetz finden, u. a. Bankkonten, ein-

schließlich Einlagen und Girokonten, Dokumente, die Eigentum oder Rechte an einem Geld-

betrag oder Eigentum an Waren darstellen, die durch Indossament oder Lieferung übertragen 

werden können, und sie umfassen Handelspapiere, Bankeinlagenzertifikate, Konnossemente 

und Inventardepots, Werkzeuge, Geräte und Maschinen sowie Inventar, bewegliche Sachen, 

die ihrer Natur nach als Grundstücke zu qualifizieren sind und einem bestimmten Grundstück 

zugeteilt werden, sofern diese beweglichen Sachen unbeschadet von dem Grundstück entfernt 

werden können, sowie geistige Eigentumsrechte, einschließlich Patenten, Marken und Urhe-

berrechten. 

Gemäß den Verkündigungsartikeln des Gesetzes gelten seine Bestimmungen nicht in Be-

zug auf die Hypothek des Handelsgeschäfts. Jedoch kann das letztere u. a. Bestandteile bein-
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halten, die Artikel 9 des Gesetzes Nr. 11/1940 vorsieht. So kann vertreten werden, dass diese 

zusätzlichen Bestandteile nach Gesetz Nr. 115/2015 verpfändet werden können, so u. a. Waren, 

die nach Artikel 9 des Gesetzes Nr. 11/1940 ausgeschlossen sind. 

Im Gegensatz könnte argumentiert werden, dass die Verkündigungsartikel beabsichtigten, 

dass diese Vorschriften und Beschränkungen nach Gesetz Nr. 11/1940 im Ganzen gelten sollen, 

was bedeuten würde, dass die Waren weiterhin nicht verpachtet werden dürfen. Eine solche 

Auslegung hätte jedoch ausdrücklicher vorgeschrieben werden sollen, daher wird diese Argu-

mentation in dieser Arbeit nicht vertreten. 

Der Rang eines gemäß dem neuen Gesetz geschaffenen Wertpapiers wird auf der Grund-

lage des Datums der Registrierung des Wertpapiers festgelegt, nicht des Datums der Schaffung 

des Wertpapiers. Das bedeutet, dass die Unterzeichnung des Sicherheitsabkommens nicht aus-

reicht, um eine Priorität zu begründen. Weder der Gläubiger noch Dritte können die Angaben 

im Register über den Zeitpunkt und das Datum der Eintragung des Wertpapiers anfechten. 

Im Falle einer Insolvenz oder Liquidation des Schuldners werden die Vermögenswerte im 

Wertpapierregister eingetragen und weder in den Konkurserlös noch in das den ungesicherten 

Gläubigern zugewiesene Vermögen einbezogen. Diese Rechte erlöschen jedoch, wenn der ge-

sicherte Gläubiger die gesicherten Vermögenswerte nicht verkauft und seine Gebühren nicht 

innerhalb eines Jahres ab dem Datum einzieht, an dem der Schuldner für insolvent erklärt wird 

oder ein anderes Insolvenz- oder ähnliches Verfahren eingeleitet wird. Es ist zu beachten, dass 

in einem Insolvenz- oder Konkursszenario, in dem die gesicherten Vermögenswerte vor dem 

Fälligkeitsdatum der Schuld verkauft werden, der Gläubiger auch aus dem Verkaufserlös alle 

im Sicherungsvertrag vereinbarten Vorfälligkeitsentschädigungen oder Gebühren zurückfor-

dern kann. 

3.1.2 Wirkungen der Verpfändung des Handelsgeschäfts nach Gesetz Nr. 115/2015 

Zusätzlich zu den Wirkungen der Hypothek nach Gesetz Nr. 11/1940347 sieht Gesetz Nr. 115/2015 

bestimmte andere Rechte vor, die normalerweise eher bei moderneren bzw. internationalen 

Finanzierungstransaktionen zu finden sind. Diese beinhalten das Recht auf alle Erlöse aus den 

gesicherten Vermögenswerten, einschließlich aller Entschädigungen (Versicherungserlöse), 

die sich aus dem Verkauf oder der Beschädigung dieser Vermögenswerte ergeben, sofern nichts 

anderes vereinbart wurde. 

 
347  Siehe Teil II 2.2.5. 
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Auch sieht das Gesetz das Recht des Gläubigers vor, solche Geschäftsbedingungen aufzu-

nehmen, die die Parteien vereinbaren, einschließlich der, aber nicht beschränkt auf die Ver-

pflichtung des Schuldners, alle diese Vorkehrungen und Maßnahmen zu treffen, um die 

gesicherten Vermögenswerte in gutem Zustand zu erhalten. 

Der Schuldner ist verpflichtet, die gesicherten Vermögenswerte nur für den Zweck zu ver-

wenden, für den sie in Übereinstimmung mit der üblichen Branchenpraxis bestimmt sind. Ferner 

ist er verpflichtet, den Gläubiger unverzüglich über den Eintritt eines Ereignisses zu benachrich-

tigen, das den Wert oder die Nutzbarkeit der verpfändeten Vermögenswerte mindern würde. 

Der Gläubiger hat Zugriffs- und Aufsichtsrecht, um sicherzustellen, dass die verpfändeten 

Vermögenswerte erhalten und zweckentsprechend verwendet werden. 

Ferner hat er einen Vorrang, die verpfändeten Vermögenswerte bei Zahlungsverzug des 

Schuldners zu verkaufen. 

Der Gläubiger hat das Recht zur Abtretung des Pfandes an einen Dritten mit der Voraus-

setzung, dass die Abtretung gegenüber dem Schuldner und Verpfänder erst ab dem Zeitpunkt 

wirksam wird, an dem ihnen die Abtretung in der im Pfandvertrag vorgeschriebenen Weise 

angezeigt wird. Dem Gesetz nach ist es nicht klar, ob Schuldner und Verpfänder auf das Recht 

auf Benachrichtigung verzichten können. Die Benachrichtigung bedarf keiner Formalität wie 

einer Benachrichtigung durch einen Gerichtsvollzieher oder eines auf der Benachrichtigung 

bestimmten Datums. 

Der Gläubiger hat auch das Recht, den Rang des Wertpapiers zuzuweisen und die Sicher-

heit zu seinen Gunsten aufrechtzuerhalten, falls der Schuldner die gesicherten Vermögenswerte 

verkauft; d. h., das Sicherungsrecht bleibt an die gesicherten Vermögenswerte gebunden, un-

abhängig davon, welcher Vermögenswert verkauft wird. 

Weiter hat der Gläubiger das Recht, vom Standgericht zu verlangen, dass ihm Zugang zu 

den gesicherten Vermögenswerten, den Büchern des Verpfänders und den Räumlichkeiten des 

Verpfänders gewährt wird, um sicherzustellen, dass die gesicherten Vermögenswerte nicht ver-

kauft wurden und in gutem Zustand gehalten werden. Im Falle eines materiell unbefriedigen-

den Ergebnisses der Überprüfung kann das summarische Gericht anordnen, dass der Verpfän-

der den Schaden zu beheben, alternative Vermögenswerte als Sicherheit zu stellen oder die 

Schulden zu beschleunigen hat, ohne dass es eines rechtskräftigen Gerichtsbeschlusses bedarf. 

3.1.3 Entwicklung der Verpfändung des Handelsgeschäfts nach Gesetz Nr. 194/2020 

Weiter wurde im September 2020 ein neues Gesetz Nr. 194 von 2020 über die Zentralbank und 

das Bankensystem erlassen, das das Gesetz Nr. 88 von 2003 aufhebt. Die Verkündungsartikel 
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des neuen Gesetzes heben unter anderem auch Artikel 10 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 auf, das 

das Sicherungsrecht über eine Hypothek des Handelsgeschäfts nur auf konzessionierte Banken 

beschränkte.  

Das bedeutet, dass sowohl Gesetz Nr. 11 von 1940 (nach der oben genannten Änderung), 

Gesetz Nr. 115 von 2015 als auch das Gesetz Nr. 194 von 2020 frei von jeglichem Verbot der 

Hypothekengeschäfte über das Handelsgeschäft mit anderen Begünstigten als Banken und Fi-

nanzinstituten sind, was als Erlaubnis von Hypotheken an Nicht-Banken ausgelegt werden 

kann. Ob die Behörden dieser Auslegung folgen werden, bleibt abzuwarten.348  

Dementsprechend ist zu verstehen bzw. zu erwarten, dass Hypothekengläubiger fortan 

nicht länger zwingend eine Bank sein müssen, d. h., die Verpfändung eines Handelsgeschäfts 

gilt auch zugunsten anderer juristischer und natürlicher Personen. Eine abweichende Ausle-

gung wäre, dass durch Wegfall von Artikel 10 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 der Gesetzgeber 

beabsichtigte, die Hypothek des Handelsgeschäfts lediglich durch Gesetz Nr. 194 von 2020 zu 

regeln. Das Gegenargument zu dieser Auslegung ist jedoch, dass die Bestimmungen der Hy-

pothek des Handelsgeschäfts in Artikel 106 des Gesetzes Nr. 194 von 2020 zwar den Fall regu-

lieren, in dem der Schuldner eine Bank bzw. ein Finanzinstitut ist, die Hypotheknehmer jedoch 

nicht auf solche Banken bzw. Finanzinstitute beschränken. 

Dies kann als eine neue Ära für die Verpfändung von Handelsgeschäften angesehen wer-

den, die Geschäftsleuten mehr Möglichkeiten eröffnet, sich gegenseitig Sicherheiten zu geben. 

3.1.4 Vollstreckung der Verpfändung nach dem neuen Rechtsrahmen 

Bis September 2020 musste der Hypothekengläubiger regelmäßig eine Bank sein, und wo die 

Verpfändung des verpfändeten Handelsgeschäfts wegen Nichtbezahlung der fälligen Schuld 

ausgeführt werden sollte, hatte die Bank ein flexibleres Verfahren zu befolgen. So gilt der Ver-

trag für die Verpfändung eines Handelsgeschäfts an eine Bank nach Artikel 104/1 des Gesetzes 

Nr. 88 von 2003 über die Zentralbank und das Bankensystem in sich als Executive Bond i. S. v. 

Artikel 280 des Zivil- und Handelsprozessgesetzes, d. h., es hatte dieselbe Kraft wie ein Ge-

richtsbeschluss zur Vollstreckung der Verpfändung. 

Eine ähnliche Bestimmung ist im neuen Gesetz Nr. 194 von 2020 über die Zentralbank und 

das Bankensystem nicht vorgesehen. Für Banken mit einem bestehenden eingetragenen Pfand-

vertrag stellt sich daher die Frage, ob sie zukünftig einen gerichtlichen Executive Bond brau-

 
348  Für die Zwecke dieser Arbeit wurde eine Anfrage an die Rechtsabteilung des Handelsregisters gestellt, aber 

die erhaltene Antwort war nicht eindeutig. 
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chen werden. Gemäß Artikel 225 der ägyptischen Verfassung dürfen Gesetze nicht rückwirkend 

gelten, sofern dies nicht ausdrücklich anders angegeben ist. Gesetz Nr. 194 von 2020 sieht keine 

Rückwirkung der Aufhebung von Artikel 10 vor. Die Ausführung der Verpfändung an sich 

würde jedoch unter dem neuen Rechtsrahmen erfolgen, daher wäre das keine Rückwirkung. 

Für neue Verpfändungen nach dem neuen Gesetz, d. h., nach der Aufhebung von Artikel 10 

des Gesetzes 11 von 1940, nach dem die Hypothekengläubiger nun keine Banken mehr sein 

müssen, ist es fraglich, ob der derzeitige Rechtsrahmen dem Schuldner ausreichende Sicherheit 

bietet. Denn das in Artikel 14 des Gesetzes Nr. 11 von 1940 festgelegte Verfahren basiert ur-

sprünglich auf der Annahme, dass der Hypothekengläubiger eine Bank ist, die die wirtschaft-

lichen Auswirkungen ihrer Entscheidung zur Durchsetzung der Verpfändung berücksichtigen 

wird. Historisch gesehen wurde sogar nur eine ausgewählte Anzahl von Nationalbanken mit 

der Rolle eines Hypothekengläubigers von Handelsgeschäften betraut (Handelsminister-De-

krete Nr. 221 von 1943, Nr. 386 von 1943, Nr. 213 von 1945, Nr. 213 von 1948, Nr. 217 von 1957, 

Nr. 387 von 1965 sowie Nr. 729 von 1959). Insbesondere erfordert die kurze Frist von acht Tagen 

nach Artikel 14 eine erneute Überprüfung des Gesetzgebers. Im Falle einer Bank ist aufgrund 

etablierter Bankpraktiken vorhersehbar, dass die Bank dem Schuldner den Verzug zu einem 

früheren Zeitpunkt mitgeteilt hat, bevor die Frist von 8 Tagen eingeleitet wird. Bei Nichtbanken 

ist dies nicht unbedingt der Fall. 

Hinsichtlich der Bestandteile des Handelsgeschäfts, die nicht von Artikel 9 des Gesetzes 

Nr. 11 von 1940 umfasst sind und somit dem neuen Gesetz Nr. 115/2015 unterliegen würden, gilt 

als weitere wichtige Entwicklung des neuen Gesetzes, dass Gläubiger das Recht haben, die 

gesicherten Vermögenswerte zu verkaufen, ohne dass ein Gerichtsbeschluss oder ein Vollstre-

ckungsverfahren erforderlich ist. Gemäß Artikel 22 des Gesetzes kann der Sicherungsvertrag 

dem Gläubiger das Recht einräumen, die gesicherten Vermögenswerte nach 5 Tagen nach Be-

nachrichtigung (per Einschreiben) des Schuldners und Pfandgebers über den Verzug sowie der 

Benachrichtigung der anderen gesicherten Gläubiger direkt zu verkaufen als Rechte, die mit 

dem zu verkaufenden Vermögenswert verbunden sind. Mangels einer entsprechenden Bestim-

mung im Sicherungsvertrag, die es dem Gläubiger erlaubt, die gesicherten Vermögenswerte 

direkt zu verkaufen, muss der Gläubiger vor der Geltendmachung seiner Rechte einen gericht-

lichen Beschluss des zuständigen Gerichts einholen. Anzumerken ist, dass es einem gesicher-

ten Gläubiger in der Vergangenheit untersagt war, die gesicherten Vermögenswerte nach eige-

nem Ermessen zu verkaufen oder das Eigentum daran außerhalb einer gerichtlich genehmigten 

Auktion zu beanspruchen. Das neue Gesetz Nr. 115/2015 weicht von dieser Praxis ab und erlaubt 

den Parteien einer Sicherungsvereinbarung, eine direkte Vollstreckung zu vereinbaren. Dies ist 

eine wesentliche Abweichung von bestehenden Gesetzen und erfordert strenge Regeln, um den 



170 Teil III: Bestehende Regelungen des Handelsgeschäfts im Verhältnis zu aktuellen Entwicklungen  

Schuldnerpfandgeber vor einem Gläubiger zu schützen, der versucht, gesicherte Vermögens-

werte unter ihrem Wert oder in böser Absicht zu verkaufen. 

3.2 Finanzierungsleasing als potenzieller Übertragungsweg 

3.2.1 Konzept 

Das ägyptische Gesetz reguliert ausdrücklich den Kauf und die Miete eines Handelsgeschäfts. 

Die Kombination beider Vertragsformen in Bezug auf das Handelsgeschäft ist jedoch nicht 

ausdrücklich geregelt, obwohl es in Ägypten ein Gesetz über Finanzierungsleasing (Gesetz 

Nr. 176 von 2018)349 gibt. 

Nach Artikel 1 des Gesetzes über Finanzierungsleasing ist das Leasing eine Finanzierungs-

tätigkeit, bei der dem Vermieter (›Leasinggeber‹) das Recht eingeräumt wird, den Leasingge-

genstand für einen bestimmten Zeitraum gegen Zahlung einer Leasingrate gemäß den Bestim-

mungen des Finanzierungsleasingvertrags zu besitzen und zu nutzen, und bei dem der Mieter 

(›Leasingnehmer‹) ein Wahlrecht hat, den Leasinggegenstand ganz oder teilweise zu dem im 

Vertrag festgelegten Zeitpunkt und Preis zu erwerben. Als Leasinggegenstand gelten alle ma-

teriellen oder immateriellen Gelder bzw. Vermögen oder das Nießbrauchrecht, das Gegenstand 

eines Finanzierungsleasingvertrags ist, wenn es für die Durchführung von Produktions- oder 

Dienstleistungstätigkeiten erforderlich ist. Dies setzt voraus, dass der Finanzierungslea-

singvertrag über das Nießbrauchrecht die Übertragung des letzteren an Dritte vorsieht bzw. 

zulässt. Nicht als Finanzierungsleasing im Sinne des Finanzierungsleasinggesetzes gelten nach 

Artikel 4 u. a. der Operating-Leasingvertrag, der keine Option zum Kauf des Leasinggegen-

stands am Ende der Vertragslaufzeit beinhaltet, und Leasingverträge, die sich nicht auf einen 

Vermögenswert beziehen, der zur Durchführung einer Dienstleistungs- oder Warenproduk-

tionstätigkeit für den Leasingnehmer gemäß den durch Beschluss des Vorsitzenden des Ver-

waltungsrats der FRA erlassenen Regeln erforderlich ist.350 Der Leasingnehmer kann jene na-

türliche oder juristische Person sein, die das Recht hat, den Leasinggegenstand gemäß dem 

Finanzierungsleasingvertrag zu besitzen und zu nutzen. Es kann mehrere Mieter geben, sofern 

sie für alle Verpflichtungen aus dem Vertrag gesamtschuldnerisch haften. Es darf auch mehr 

als ein Leasinggeber in demselben Finanzierungsleasingvertrag beteiligt sein. Leasinggeber 

dürfen nur Unternehmen sein, die zur Ausübung der Tätigkeit des Finanzleasings gemäß den 

Bestimmungen des Finanzierungsleasinggesetzes und gemäß den durch Beschluss des Verwal-

 
349  Aber auch schon früher seit Gesetz Nr. 95 von 1995. 
350  Der Verwaltungsrat hat jedoch solche Regeln noch nicht erlassen. 
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tungsrats der FRA erlassenen Regeln und Verfahren zugelassen sind. Diese Regeln erfordern 

u. a., dass das Unternehmen neben anderen Anforderungen bestimmte Bedingungen erfüllt zur 

Registrierung der entsprechenden Finanzierungsleasingverträge bei der FRA, z. B. muss es 

eine Aktiengesellschaft sein, ein Mindestkapital von EGP 10 Mio. haben, sich bei der FRA 

registriert haben und keine andere Tätigkeit ausüben. Ferner darf das Unternehmen auch keine 

anderen Tätigkeiten ausüben, d. h., das Finanzierungsleasing muss ausschließlicher Unterneh-

mensgegenstand sein. 

3.2.2 Schwierigkeiten im Rechtssystem 

Gemäß dem ägyptischen Finanzierungsleasinggesetz darf ein Unternehmen, das im Finanzie-

rungsleasinggeschäft tätig ist bzw. eine Lizenz des Finanzierungsleasingbetriebs erwerben 

möchte, keine andere Tätigkeit haben.  

Daher wäre es für den Inhaber eines Handelsgeschäfts nicht möglich, das Handelsgeschäft 

direkt im Wege eines Finanzierungsleasingvertrags zu überlassen.  

Zu bedenken ist aber, dass dies einen Mietkauf an sich nicht vollkommen ausschließt, 

sondern es nur als Finanzierungsleasing im Sinne des Finanzierungsleasinggesetzes gelten 

würde nach Artikel 4. D. h., ein Nicht-Finanzierungsmietkauf könnte dennoch durchsetzbar 

sein. Artikel 430 Absätze 1–3 des Zivilgesetzbuchs regulieren die Zahlung in Raten mit Eigen-

tumsvorbehalt. Diese Bestimmungen gelten gemäß Artikel 430 Absatz 4 auch dann, wenn die 

Vertragsparteien den Verkauf als »Leasing« bezeichnen. Das bedeutet, dass es unerheblich 

wäre, ob ein Vertrag als »Leasing« qualifiziert und bezeichnet wird.351 

Hier ist zu bemerken, dass anders als nach deutschem Recht, das eine klare Abgrenzung 

des Finanzierungsleasings zum Mietkauf352 als »sonstige Finanzierungshilfen« im Sinne des 

§ 499 Absatz 1 BGB353 sieht, das ägyptische Recht einen Nicht-Finanzierungsmietkauf nicht 

ausdrücklich regelt bzw. nicht ausdrücklich vorsieht. 

Es kann daher nachvollzogen werden, warum die Lehre sich nicht mit dem Finanzierungs-

leasing oder gar mit dem Mietkauf des Handelsgeschäfts beschäftigt, weil man davon ausgeht, 

dass ein Finanzierungsleasing angesichts dessen Vorschriften und den Beschränkungen der 

FRA nicht vorkommen würde, und ein Nicht-Finanzierungsmietkauf ohnehin nach Artikel 430 

des Zivilgesetzbuchs als Zahlung in Raten mit Eigentumsvorbehalt gelten würde. 

 
351  AL SANHOURY (2017 a), Bd. 4, Rn. 93. 
352  BECKMANN (2006), T. 1, Rn. 36; WESTPHALEN (2015), S. 48–52. 
353  BGH NJW 2002, 133. 
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3.2.3 Argumentation für das Handelsgeschäft als Leasinggegenstand 

Es ist bedenkenswert, den Mietkauf bzw. das Finanzierungsleasing eines Handelsgeschäfts als 

ein neues potenzielles Geschäftsmodell in Betracht zu ziehen. So würden lizensierte Leasing-

geber Handelsgeschäfte vorrübergehend vom Inhaber kaufen und diese im Wege des Finanzie-

rungsleasings an Leasingnehmer leasen, die aufgrund etwa finanzieller Erwägungen das Han-

delsgeschäft nicht gleich im Wege eines Kaufs erwerben können. Damit würde eine »Drei-

Personen-Beziehung«354 entstehen. Von einer solchen Handelsgeschäftsfinanzierungsmethode 

würden u. a. kleine und mittlere Unternehmen profitieren, die entweder nicht für eine Bankfi-

nanzierung in Frage kommen oder für die eine Bankfinanzierung entweder belastend oder nicht 

ausreichend wäre, was auch von Anfang an der eigentliche Grund für den Erlass eines Finan-

zierungsleasinggesetzes war.355 Der Leasinggeber würde das Handelsgeschäft auch nicht selbst 

betreiben, sondern nur in sein Eigentum nehmen und es weiter an dem Leasingnehmer vermie-

ten. Eigentum über das Handelsgeschäft sollte daher dem Verbot der Ausübung anderer Tätig-

keiten als des Finanzierungsleasings nicht entgegenstehen, zumal die Finanzierungsleasingtä-

tigkeit ja den Erwerb der jeweils vermieteten Vermögensgegenstände bzw. Leasinggegen-

stände voraussetzt. Weiter ist das Handelsgeschäft, wie schon dargestellt, kein Einzelvermö-

gen, sondern nach Artikel 34 des Handelsgesetzbuchs eine Gruppe von beweglichen Mitteln 

(Gelder), die für die Ausübung eines bestimmten Handels bestimmt sind. Diese Definition steht 

in Übereinstimmung mit den erlaubten Leasinggegenständen, sodass im Grunde vertreten wer-

den kann, dass für ein Handelsgeschäft eine Gruppe materieller oder immaterieller Gelder bzw. 

Vermögen oder Nießbrauchsrechte für die Tätigkeiten erforderlich sind. Hinsichtlich der 

Hauptbestandteile des Handelsgeschäfts, d. h. der Beziehung zur Kundschaft und der Ge-

schäftsreputation, gelten beide bzw. beide zusammen als mehrwertsteuerpflichtige356 und 

durchaus buchbare Vermögenswerte.  

Eine Bewertung, ob diese Argumentation für die ägyptische FRA akzeptabel wäre, würde 

eine separate Studie erfordern, zumal es weder Richtlinien noch einen Beschluss des Vorsit-

zenden des Verwaltungsrats der FRA über Leasinggegenstände gibt. Jedoch sollte es im Hin-

blick auf diese Argumentation keine rechtlichen Einwände zum Mietkauf bzw. zum Finanzie-

rungsleasing des Handelsgeschäfts geben, insbesondere, da sowohl die Miete als auch der Kauf 

als Vertragswege für die Übertragung bzw. Überlassung eines Handelsgeschäfts gelten.357 

 
354  Vgl. MARTINEK (2008), S. 25 Rn. 13. 
355  FAHMY (1997), S. 26. 
356  Siehe Teil I 5.2.7 dieser Arbeit. 

357  Zwecks dieser Arbeit wurde eine Anfrage an die Rechtsabteilung der FRA gerichtet, es kam jedoch die Ant-

wort, dass es hierzu noch keine Anweisungen gibt. 
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3.3 Einbringung als Kapitalsacheinlage  

3.3.1 Nach deutschem Recht 

Im deutschen Recht ist die Einbringung eines Unternehmens als Einlage ausführlicher geregelt 

als nach ägyptischem Recht. So sieht § 31 AktG vor, dass die Einbringung eines Unternehmens 

als Gegenstand einer Sacheinlage oder Sachübernahme gelten kann. Auch ist die Einbringung 

des Unternehmens bei der Umwandlung einer Personengesellschaft nach §§ 46–56 UmwG oder 

eines Einzelunternehmens §§ 56 a–56 f in eine GmbH vorgesehen. Weiter wird die Einbringung 

des Betriebs oder Teilbetriebs als Sacheinlage steuerlich nach §§ 20 ff. begünstigt. Auch die 

Haftung ist geregelt, und zwar gilt die generelle Regelung zur Haftungsübernahme nach § 419 

BGB sowie im Fall einer Firmenfortführung nach § 25 HGB. 

Da weder ›Unternehmen‹ noch ›Handelsgeschäft‹ eine gesetzliche Definition haben, stellt 

sich die Frage, ob auch ein Handelsgeschäft als ein Gegenstand einer Sacheinlage bzw. Sach-

übernahme dienen kann. In der Lehre wird dies bejaht358 bzw. bestehen keine Einwände, auch 

nicht nach der Eintragung im Handelsregister.359  

Weiter ist davon auszugehen, dass §§ 22–25 HGB sowie § 28 HGB anwendbar sind. Nach 

herrschender Meinung wird die Einbringung eines Handelsgeschäfts als Anwendungsfall des 

§ 25 HGB aufgefasst.360 

Wie oben erwähnt kommt zunächst die Frage in Betracht, ob eine Firma als Sachanlage 

gelten kann. Sogenannte Nebensachen sind hier einlagefähig. Dazu gehören u. a. Rechte wie 

Gesellschaftsanteile, Sach- und Rechtsgesamtheiten und insbesondere ganze Unternehmen 

einschließlich der damit verbundenen Kennzeichnungsrechte, wie insbesondere der Firma, 

Goodwill, Kundenstamm und Warenzeichen sowie nicht geschützte gewerbliche Rechte wie 

z. B. Know-How. Hier ist es aber nicht eindeutig, ob die Bestandteile Firma, Goodwill und 

Kundenstamm nur als Teil eines Unternehmens, als Gegenstand einer Sachanlage oder als 

Sachübernahme eingebracht werden können, oder ob diese auch einzeln bzw. allein, ohne das 

dazugehörige Unternehmen, einlagefähig sind. 

 
358  BEISEL/KLUMPP, Kap. 6. 
359  BINZ (1972), S. 67, 69, 163. 
360  MUSCHALLE (1996), S. 210. 
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3.3.2 Nach ägyptischem Recht 

Im Gegensatz zum deutschen Recht bleibt die Einbringung eines Unternehmens bzw. eines 

Handelsgeschäfts als Sacheinlage im ägyptischen Recht ungeregelt. Selbst bei der Gründung 

eines Spin-Off-Unternehmens bei einer Ausgliederung werden die einzeln ausgegliederten 

Vermögenswerte nicht gesetzlich geregelt, und somit wird auch das Handelsgeschäft als Sach-

einlage bei der Ausgliederung nicht geregelt. 

Artikel 25 des ägyptischen Gesellschaftsrechts über Kapitalgesellschaften und Artikel 26 

zu dessen Durchführungsbestimmungen per Dekret erlauben die Einbringung von Sachleistun-

gen bzw. Sacheinlagen als Kapital. Diese können körperliche oder unkörperliche Dinge sein, 

jedoch ist es unklar, ob man ein Handelsgeschäft (also die Beziehung zur Kundschaft plus die 

Geschäftsreputation) als Kapitalanteil einbringen kann. Die Sacheinlage unterliegt nach Arti-

kel 26 den Durchführungsbestimmungen der Kapitalbewertung der Abteilung für wirtschaftli-

che Leistung bei der Generalbehörde für Investitionen und Freizonen in Ägypten (GAFI). Für 

die Zwecke dieser Arbeit wurde eine informelle Untersuchung bei GAFI durchgeführt. Die 

Behörde wies darauf hin, dass ihre Abteilung für wirtschaftliche Leistung die Hinterlegung 

von immateriellen Vermögenswerten als Kapital bei ihrer aufsichtsrechtlichen Kapitalbewer-

tung nicht zulassen würde und dass ihre Praxis nur darin bestehe, materielle Vermögenswerte 

wie Immobilien zuzulassen.  

Auf eine ähnliche Anfrage beim Handelsregister in Bezug auf Unternehmen, die nicht in 

den Geltungsbereich des ägyptischen Gesellschaftsrechts fallen, d. h., Kapitalgesellschaften, 

mit dem sich GAFI befasst, wurde im Handelsregister darauf hingewiesen, dass für andere 

Personenunternehmen jede Form von Sacheinlagen zulässig sei, da es keinen aufsichtsrechtli-

chen Bewertungsprozess gebe und somit der zwischen den Partnern in ihrem Vertrag festge-

legte und vereinbarte Wert gelte. 

Aufgrund der jüngsten Änderungen des Gesellschaftsgesetzes und seiner Durchführungs-

bestimmungen im Jahr 2017 ist es rechtlich möglich, ein Unternehmen auszugliedern. Hierbei 

würde die außerordentliche Hauptversammlung der Aktionäre die Ausgliederung eines be-

stimmten Handelsgeschäfts des Unternehmens in eine neue Schwestergesellschaft beschließen, 

vergleichbar mit der Abspaltung nach § 123 II Nr. 2 UmwG im deutschen Recht.  

Die Ausgliederung (Spin-Off = Abspaltung) umfasst die Aufteilung der Vermögenswerte 

und/oder der Tätigkeiten des Unternehmens und der damit verbundenen Verpflichtungen und 

des Eigenkapitals in zwei getrennte Unternehmen, entweder horizontal oder vertikal. Die neue 

juristische Person kann also auch als Tochtergesellschaft des originalen Unternehmens auftre-

ten. Unabhängig davon, ob die Ausgliederung horizontal oder vertikal strukturiert ist, würde 

die Aufteilung des Vermögens und der damit verbundenen Verbindlichkeiten auf der Grundlage 
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des Buchwerts bewertet, es sei denn, GAFI genehmigt eine andere Bewertungsmethode gemäß 

den von ihr festgelegten Bedingungen. Hinsichtlich der Rechte der Aktionäre in Bezug auf das 

Kapital, die Rücklagen und die einbehaltenen Gewinne werden diese aufgrund des Beschlusses 

der außerordentlichen Hauptversammlung abgespalten. Das Verfahren würde die Ausgabe von 

Aktien für die Gesellschaft im Hinblick auf das Nettovermögen nach der Ausgliederung bein-

halten, indem entweder die Anzahl oder der Wert der bestehenden Aktien geändert und zusätz-

liche Aktien für die neue Gesellschaft ausgegeben werden, je nach ihrem Anteil am Vermögen 

der originalen Gesellschaft. Prozess und Zeitplan einer Ausgliederung variieren erheblich, je 

nachdem, ob sich die Hauptversammlung dafür entscheidet, die Vermögenswerte auf der 

Grundlage des Buchwerts oder einer anderen von GAFI genehmigten Methode zu bewerten. 

Im letzteren Fall würde das Verfahren zusätzlich zu dem von der Abteilung für wirtschaftliche 

Leistung gebildeten Ausschuss weitere Inspektionsausschüsse zur Bewertung von Vermögens-

werten besonderer Art wie Immobilien und Schutzrechte usw. umfassen. Wo die beabsichtigte 

Abspaltung für eine konzernübergreifende Ausgliederung des Handelsgeschäfts bestimmt ist, 

ist die einfachere Buchwertbewertungsmethode daher empfehlenswert, da bei dieser Methode 

insgesamt mit einer Verfahrensdauer von ca. 6 Monaten zu rechnen ist. 

Gemäß Artikel 135 bis/c des Gesellschaftsgesetzes tritt die aus der Ausgliederung hervor-

gehende Gesellschaft (›Entstehende Gesellschaft‹) an die Stelle des Gesellschaftsgegenstands 

der Abspaltung (›Zielgesellschaft‹), und es treten an deren Stelle Rechte und Verbindlichkeiten 

in den Grenzen dessen, was aus dem Gegenstand der Ausgliederung nach dem Ausgliederungs-

beschluss eigen geworden ist, unbeschadet der Rechte der Gläubiger. Der Artikel 135 bis/c sieht 

vor, dass die Durchführungsbestimmungen die Verfahren zum Schutz der Gläubigerrechte fest-

legen. Artikel 299 bis/5 der Durchführungsbestimmungen schützt die Rechte der Gläubiger, in-

dem er bestimmt, dass die Ausgliederung (›Spaltung‹) nicht zu einer Verletzung der Rechte der 

Gläubiger führen darf und dass die Wirksamkeit der Abspaltung davon abhängt, dass die Zu-

stimmung der Gläubiger vor Einleitung des Ausgliederungsverfahren eingeholt werden muss. 

Dieser Artikel ist jedoch irrational, rigide und schwer durchsetzbar.361 So widerspricht er 

den Grundsätzen der universellen Nachfolge, da die Rechte der Gläubiger bereits im Falle einer 

gesetzlichen Nachfolge geschützt sind und eine vorherige Zustimmung nicht erforderlich sein 

sollte. Ferner widerspricht er dem ägyptischen Verfassungsgrundsatz, dass Durchführungsbe-

stimmungen keine gesetzlichen Anforderungen und/oder Beschränkungen festlegen dürfen, die 

über die gesetzlich vorgesehenen Vorschriften hinausgehen. Die Durchführungsbestimmungen 

dürfen das Gesetz nur regeln in dem Sinne, wie dessen Bestimmungen durchzusetzen sind.  

 
361  Aufgrund sprachlicher Fehler und Unklarheiten ist der Artikel kaum verständlich. 



176 Teil III: Bestehende Regelungen des Handelsgeschäfts im Verhältnis zu aktuellen Entwicklungen  

Wie im vorstehenden Abschnitt erwähnt, würde die Entstehende Gesellschaft gemäß Ar-

tikel 135 bis/c des Gesellschaftsgesetzes als Nachfolgerin der Zielgesellschaft eintreten und 

diese in ihren Rechten und Pflichten in Bezug auf das abgespaltene Handelsgeschäft ersetzen, 

unbeschadet der Rechte der Gläubiger. 

Bemerkenswert ist, dass nach den Präzedenzfällen zu den Verschmelzungsvorschriften,362 

deren Wortlaut Artikel 135 bis/c ähnelt, die Nachfolge einer Gesellschaft durch eine andere und 

deren Verdrängung der Rechte und Pflichten zur Ersetzung durch den Rechtsnachfolger als 

Vertragspartei führt. Angesichts Artikel 299 bis/5 des Gesellschaftsgesetzes ist jedoch zu ver-

stehen, dass die Entstehende Gesellschaft die Zielgesellschaft nicht automatisch als Vertrags-

partei ersetzen kann und dass die Zustimmung der Gegenparteien erforderlich ist. Hierzu ist 

keine Formalität vorgegeben, d. h., dies kann durch eine einfache schriftliche Anerkenntnis 

bzw. Zustimmung zur Ausgliederung erfolgen, ohne dass es einer formellen Abtretungsur-

kunde bedarf, da diese im strengen Sinne der gesetzlichen Nachfolge nicht erforderlich ist. 

Im Grunde genommen kann nach ägyptischem Recht nicht von einer gemeinsamen Haf-

tung ausgegangen werden, d. h., sie muss ausdrücklich gesetzlich vorgesehen werden. Weder 

das Gesellschaftsgesetz noch seine Durchführungsbestimmungen sehen vor, dass die Zielge-

sellschaft mit der Entstehenden Gesellschaft gesamtschuldnerisch haftet.  

In Anbetracht des Vorstehenden und der Nachfolge und des Ersatzes der Zielgesellschaft 

durch die Entstehende Gesellschaft würde letztere für die Verpflichtungen im Zusammenhang 

mit dem abgespaltenen Handelsgeschäft haften, ohne dass die Zielgesellschaft eine gesamt-

schuldnerische Haftung übernimmt, vorausgesetzt, dass die Zielgesellschaft nicht gegen die 

gesetzlichen Bestimmungen zum Schutz der Gläubigerrechte verstößt. Wenn die Zielgesell-

schaft die Zustimmung der Gläubiger zur Abspaltung bzw. Ausgliederung nicht einholt, kann 

sie sich möglicherweise nicht auf das Prinzip berufen, nach dem »keine angenommene Ge-

samthaftung ohne gesetzliche Vorschrift« eintritt, und sie würde somit aufgrund ihres eigenen 

Verstoßes haftbar bleiben. Darüber hinaus würde die Entstehende Gesellschaft aufgrund der 

Rechtsnachfolge und des Ersatzes gesamtschuldnerisch mit der Zielgesellschaft haften.  

Obwohl es keinen automatischen Prozess für die Übertragung von Mitarbeitern bei der 

Ausgliederung gibt, können die Arbeitsverhältnisse als abgespaltete Vermögenswerte betrach-

tet werden, soweit sie als solche in der Entscheidung der Hauptversammlung aufgeführt sind. 

Angesichts des allgemeinen Wortlauts von Artikel 9 des Arbeitsgesetzes, der sich auf die Über-

tragung des Betriebs durch »andere Formen von Maßnahmen« erstreckt, gelten die beim Asset 

Deal bzw. Verkauf des Handelsgeschäfts beschriebenen Vorschriften363 auch für Ausgliederun-

 
362  CA 9721 von 65 J, 7.10.2002. 
363  Siehe Teil II 3.2.2 dieser Arbeit. 
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gen. Ferner kann das Sozialversicherungsamt bei der Ausgliederung die ›Gruppenübernahme‹ 

von Arbeitnehmern von einer Sozialversicherungsakte zu einer anderen in der Praxis zulassen, 

insbesondere, da unmittelbar nach der Ausgliederung und sofern die Gesellschafter nichts an-

deres vereinbart haben, die Beteiligungs- und Leitungsstruktur der Zielgesellschaft und der 

Entstehenden Gesellschaft die gleichen sind. 

Gemäß Artikel 53 des Einkommensteuergesetzes sind Veräußerungsgewinne aus der Neu-

bewertung im Falle der Änderung der Umstrukturierung der Gesellschaft steuerpflichtig. Eine 

solche Umstrukturierung umfasst u. a. die Ausgliederung einer ansässigen Gesellschaft in zwei 

oder mehrere ansässige Gesellschaften. Wo die Abspaltung, d. h. Ausgliederung, nach der Buch-

wertmethode strukturiert und bewertet wird, fällt keine Kapitalertragsteuer an. Da die Ausglie-

derung kein Kauf- und Verkaufsgeschäft darstellt, wäre sie auch nicht umsatzsteuerpflichtig. 

Die Aufteilung der Haftung für Steuern bei der Ausgliederung wird im Einkommensteuer-

gesetz nicht ausdrücklich geregelt. Artikel 80 des Gesetzes364 ist bei Übertragung des Betriebs 

bzw. des Handelsgeschäfts anwendbar, wobei Artikel 53 des Gesetzes die Ausgliederung als 

Übertragung betrachtet. Daher wäre es vertretbar, dass die Haftungsvorschriften nach Arti-

kel 80 auch bei der Ausgliederung Anwendung finden. In Bezug auf Verluste kann einerseits 

vertreten werden, dass alle Verluste im Zusammenhang mit dem ausgegliederten Handelsge-

schäft weiterhin als Verluste der Zielgesellschaft geltend gemacht werden können, da die Ziel-

gesellschaft die juristische Peron war, die diese Verluste im jeweiligen Geschäftsjahr erlitten 

hat, unabhängig von der Ausgliederung. Jedoch könnte anderseits auch argumentiert werden, 

dass die Verluste in direktem Zusammenhang mit bestimmten Vermögenswerten, einschließ-

lich Verträgen, des ausgegliederten Handelsgeschäfts an der Entstandenen Gesellschaft vorzu-

tragen sind, wenn dies ausdrücklich im Beschluss der Hauptversammlung beschlossen wurde. 

3.4 Minderheitsschutz (Gesellschaftsrecht) 

Bei der Übertragung eines Handelsgeschäfts bzw. Unternehmens im Wege eines Asset Deals 

besteht die Frage, ob die an dem übertragenden Unternehmen Beteiligten bzw. seine Aktionäre 

in die Übertragung erst einwilligen müssten. Im Gegensatz zu einem Share Deal verkaufen sie 

schließlich nicht selbst ihre Beteiligung bzw. Aktien, sondern es überträgt bzw. veräußert ihre 

Gesellschaft die eigenen Vermögensgegenstände.  

 
364  Siehe Teil II 3.2.2 dieser Arbeit. 
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3.4.1 Nach deutschem Recht 

Schon seit langem hat die deutsche Rechtsprechung festgelegt, dass die Wirksamkeit von Un-

ternehmenskaufverträgen als Grundlagengeschäft gemäß § 179 a AktG von der Zustimmung 

der Gesellschafter abhängig ist.365 Die deutsche Rechtsprechung beschäftigt sich auch seit lan-

gem mit der Frage des Minderheitsschutzes in Bezug auf Beschlüsse der Hauptversamm-

lung.366 Im frühen 20. Jahrhundert war das Rechtsgericht zunächst der Meinung, dass die Un-

terwerfung der Minderheit unter den Willen der Mehrheit eine unmittelbare und notwendige 

Folge der geltenden gesetzlichen Bestimmungen sei, die die der Minderheit tatsächlich zuer-

kannte Berechtigung nicht verletze.367 Es fehlte somit ein sachlicher Minderheitsschutz, weil 

die Gerichte einen Verstoß gegen Gesetz und Satzung prüften, die Beweggründe und Ziele der 

beschließenden Mehrheit jedoch außer Acht ließen.368 Die Rechtsprechung änderte sich, als 

das Reichsgericht vom vorherigen Ausgangspunkt abdrückte, dass der Minderheitswille in der 

Aktiengesellschaft ungreifbar sei. Hier entstand die Formulierung, dass die Mehrheit im Rah-

men des Gesamtinteresses auch die berechtigten Belange der Minderheit berücksichtigen 

muss.369 Der echte Durchbruch zugunsten der Minderheit gelang jedoch mit der Entwicklung 

der gesellschaftsrechtlichen Treupflicht, die seitdem für den Minderheitsschutz als zentraler 

Stellenwert gilt, obwohl es Jahrzehnte dauerte, bis anerkannt wurde, dass die Mehrheit Pflicht-

bedingungen durch die Treuepflicht unterliegt, da die Gesellschafter in einem relevanten 

Rechtsverhältnis zu einander stehen.370 Insbesondere Gesellschafter einer GmbH sowie Aktio-

näre unterliegen einer Vermögensbetreuungspflicht gegenüber ihrer Gesellschaft und dement-

sprechend den Minderheitsaktionären. Bei Aktionären ist allerdings ein faktischer Machtzuge-

winn erforderlich, d. h., die Aktionärsrechte an sich begründen nicht allein eine Vermögensbe-

treuungspflicht.371 

Die deutsche Rechtsprechung beschäftigte sich auch mit dem Tätigkeitsgebiet des Unter-

nehmens und damit, wie sich aus dessen Ausgliederung im Interesse der Mehrheitsgesellschaf-

terin ein Verstoß gegen die gesellschaftliche Treupflicht ergeben kann.372 Diese Überlegung ist 

 
365  G Frankfurt a. M., NJW-RR 1997, 1464 = NZG 1998, 113 – ALTANA/MILUPA, n. rkr. Vgl. hierzu ZEIDLER, NZG 

1998 (über NZG 1999, 185, beck-online). 

366  HOFMANN (LIX, 710 p), S. 2, 5. 
367  RGZ 68, 235, 245 f., zitiert bei HOFMANN (LIX, 710 p), S. 2, Fn. 6. 
368  HOFMANN (LIX, 710 p), S. 3. 
369  RGZ 132, 149, 163; BGHZ 21, 354, 357, zitiert bei HOFMANN (LIX, 710 p), S. 3, Fn. 13. 
370  HOFMANN (LIX, 710 p), S. 4. 
371  SCHUMACHER (2010), S. 240. 
372  OLG Stuttgart, Urteil vom 7. 2. 2001 – 20 U 52/97 (nicht rechtskräftig). 
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besonders wichtig bei Konzernen, an denen zusammen mit den Mutter- bzw. Konzerngesell-

schaftern auch Dritte Minderheitsgesellschafter sind, und wo der Konzern versucht, das Han-

delsgeschäft bzw. Kern-Tätigkeitsgebiet an eine andere Schwestergesellschaft zu übertragen. 

3.4.2 Nach ägyptischem Recht 

Im Prinzip gilt nach ägyptischem Recht wie nach deutschem Recht,373 dass je nach Art der 

Pflichtverletzung die Rechtsfolge der Treupflicht verschiedene Formen nehmen kann, wie 

Leistungs-, Unterlassungs- und Schadensersatzansprüche der Minderheit. Eine Treuepflicht 

der Gesellschafter ist nach ägyptischem Recht allerdings nicht ausdrücklich anerkannt. 

Mit Ausnahme von börsennotierten Aktiengesellschaften können nach ägyptischem Recht 

Vermögenswerte einer Gesellschaft prinzipiell ohne Weiteres durch den Geschäftsführer bzw. 

durch den Vorstand veräußert werden, solange dies in seinen im Handelsregister annotierten 

Befugnissen vorgesehen ist. Vermögenswerte, deren Übergang notariell registriert und/oder 

beglaubigt werden muss, wie u. a. Immobilien und Autos, können nur dann durch den Ge-

schäftsführer oder Vorstand veräußert werden, wenn diese spezifisch in den Befugnissen vor-

gesehen sind. Es reicht also nicht aus, dass die Befugnisse die Übertragung bzw. Veräußerung 

von Vermögenswerten im Allgemeinen beinhalten. Jedoch hat das ägyptische Wirtschaftsge-

richt entschieden, dass im Falle der Übertragung von Vermögenswerten der Gesellschaft die 

Angelegenheit zunächst der Zustimmung der Hauptversammlung der Gesellschafter bedarf.374 

Börsennotierte Aktiengesellschaften unterliegen zusätzlich zu dem Gesellschaftsgesetz 

auch den Vorschriften des Kapitalmarktgesetzes Nr. 95 von 1992 und, gemäß den Durchfüh-

rungsvorschriften des letzteren, den von der FRA vorgeschriebenen Bestimmungen. Nach FRA 

Beschluss Nr. 35 vom Jahr 2016 darf eine börsennotierte Gesellschaft nicht mehr als 50 % ihres 

Anlagevermögens und sonstiger Vermögensgegenstände veräußern, die im Zusammenhang 

mit der Tätigkeit des Unternehmens verknüpft sind, ohne die vorherige Zustimmung der Au-

ßerordentlichen Hauptversammlung einzuholen. 

Um Konflikte mit der Minderheit zu vermeiden, beziehen sich in der Praxis auch nicht-

börsennotierte Gesellschaften auf einige FRA-Beschlüsse, obwohl dies nicht gesetzlich erfor-

derlich ist. Daher kommt es in der Praxis oft vor, dass nicht-börsennotierte Gesellschaften bei 

der Übertragung wesentlicher Vermögensgegenstände sich die Zustimmung der Außerordent-

 
373  HOFMANN (LIX, 710 p), S. 33. 
374  Unveröffentlichter Gerichtsbeschluss, berichtet in arabischer Sprache in der staatlichen Publikumszeitung 

(gate.ahram.org.eg/daily/News/467493.aspx; letzter Aufruf 1.6.2024). 

https://gate.ahram.org.eg/​daily/​News/​467493.aspx
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lichen Hauptversammlung einholen. Ein solcher Ansatz wäre daher auch bei der Übertragung 

des Handelsgeschäfts angemessen. 

Bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung müssen Geschäftsführer normalerweise die 

vorherige Zustimmung der Generalversammlung einholen, um ihre eigene Haftung zu vermei-

den, es sei denn, die jeweilige Befugnis ist ausdrücklich im Handelsregister vorgesehen. So 

wird der Geschäftsführer einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung als ›Vertreter‹ in dem 

Sinne ausgelegt, dass der Geschäftsführer im Namen der Gesellschafter handelt.375 Die unbe-

fugte Verwendung oder Veruntreuung von Geldern, die einer Person im Rahmen eines solchen 

Vertretungsverhältnisses anvertraut wurden, wird gemäß Artikel 341 des Strafgesetzbuchs in 

Bezug auf die Unterschlagung von Geldern mit Haft bestraft.  

Die Veräußerung eines für den Unternehmensbetrieb wesentlichen Vermögens kann als 

Schritt zur Änderung des Betriebs ausgelegt werden, was nach Artikel 68 des Gesellschaftsge-

setzes einen Beschluss der außerordentlichen Mitgliederversammlung erfordert, ungeachtet 

der Befugnisse des Geschäftsführers im Handelsregister. Weiter kann die Veräußerung eines 

für den Unternehmensbetriebs wesentlichen Vermögens als Liquidationsschritt ausgelegt wer-

den, was ebenfalls eines Beschlusses der außerordentlichen Mitgliederversammlung bedarf.  

Während dies zwar im Allgemeinen auch die Auslegung von GAFI ist, gilt in der Praxis, 

dass GAFI dies nicht unbedingt für unkörperliche Tätigkeitsvermögenswerte berücksichtigt, 

es sei denn, der fragliche Vermögensgegenstand lässt sich direkt aus dem Handelsregister ab-

leiten, etwa wenn es sich um ein Gebäude einer Zweigniederlassung oder um den Handelsna-

men handelt. 

Es bleibt jedoch die Frage, wie Minderheitsaktionäre ihre Interessen gegen die Entschei-

dung eines Mehrheitsaktionärs schützen können, den Verkauf des Handelsgeschäfts zu geneh-

migen. Das Gesellschaftsrecht verbietet Aktionären von Kapitalgesellschaften nicht ausdrück-

lich, das Handelsgeschäft von ihren eigenen Gesellschaften zu übertragen. Bemerkenswert ist, 

dass, während das Gesellschaftsrecht keine diesbezügliche Bestimmung enthält, das Zivilge-

setzbuch, das als Quelle für die allgemeinen Grundsätze des ägyptischen Rechts gilt, wo die 

Sondergesetze ansonsten schweigen, dies in Bezug auf Partner in einer Partnerschaft reguliert. 

Gemäß Artikel 521 des Zivilgesetzes hat jeder Partner jede Tätigkeit zu unterlassen, die der 

Partnerschaft schaden könnte. Einem Partner ist jede Tätigkeit untersagt, die der Partnerschaft 

schaden oder gegen ihre Ziele verstoßen könnte. Derselbe Artikel sieht auch vor, dass die Part-

ner bei der Verwaltung der Partnerschaftsinteressen die gleiche Sorgfalt walten lassen müssen 

wie bei der Verwaltung ihrer eigenen privaten Interessen, es sei denn, dieser Partner ist befugt, 

die Partnerschaft gegen Entgelt zu verwalten; in diesem Fall hat der Partner zumindest die 

 
375  CA 12187 von 85 J, CA 2165 von 72 J, CA 2504 von 79 J, CA 273 von 42 J, CA 392 von 45 J, CA 424 von 58 J. 
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Sorgfalt eines ›ordentlichen Mannes‹ zu beachten. Allerdings scheint es keine Rechtsprechung 

zu geben, die Artikel 521 auf Kapitalgesellschaften anwendet. Daher besteht die Möglichkeit, 

dass die Gerichte in Bezug auf Kapitalgesellschaften gegebenenfalls der Ansicht sein könnten, 

Artikel 521 sei auf Kapitalgesellschaften nicht anwendbar, da diese Gesellschaften ausschließ-

lich dem Gesellschaftsgesetz unterliegen würden. 

Ungeachtet Artikel 521 des Zivilgesetzbuchs kann gemäß Artikel 76 des Gesellschaftsge-

setzes jeder Beschluss nichtig gemacht werden, der zugunsten oder nachteilig für eine be-

stimmte Kategorie von Beteiligten bzw. Aktionären oder im individuellen Interesse der Mit-

glieder des Verwaltungsrats oder anderer erlassen ist, ohne dass die Interessen der Gesellschaft 

berücksichtigt werden. Die Aufhebung können nur Aktionäre verlangen, die dem Beschluss im 

Protokoll der Hauptversammlung widersprochen haben oder die aus triftigen Gründen abwe-

send waren. Somit ist es aus Sicht des gesetzlichen Schutzes von Minderheitenrechten ausrei-

chend, die Zustimmung der Hauptversammlungen zu der Übertragung des Handelsgeschäfts 

einzuholen. Dies erfordert, dass alle Aktionäre an den Hauptversammlungen teilnehmen und 

die wesentlichen Einzelheiten des Asset Deals den Minderheitsaktionären offengelegt werden, 

um mögliche zukünftige Ansprüche aufgrund der oben genannten Bestimmungen zu vermei-

den. Jedoch kann in der Praxis sehr wohl erwartet werden, dass einige (insbesondere Minder-

heits-)Aktionäre an der Hauptversammlung nicht teilnehmen. Nimmt ein Minderheitsaktionär 

an der Hauptversammlung teil und verlangt, seinen Widerspruch gegen den Beschluss im Pro-

tokoll annotieren zu lassen, so hat dieser Minderheitsaktionär Anspruch darauf, die Aufhebung 

des Beschlusses zu verlangen. Gemäß Artikel 76 des Gesellschaftsgesetzes ist dies innerhalb 

eines Jahres nach der Hauptversammlung vor Gericht zu beantragen; die Aufhebung unterliegt 

der Entscheidung des Gerichtes. Eine Aussetzung der Vollstreckung des Beschlusses der 

Hauptversammlung, bis das Gericht über die Aufhebung entscheidet, ist nur dann möglich, 

wenn das Gericht dies vorab entscheidet. Gemäß Artikel 76 ist die Entscheidung des Gerichts 

für die Aufhebung des Beschlusses eine Entscheidung über die Nichtigkeit des Beschlusses. 

Gemäß Artikel 142 des Zivilgesetzbuchs ist die Folge einer Nichtigkeitsentscheidung, dass die 

Vertragsparteien in den Zustand zurückversetzt werden, in dem sie sich vor der Unwirksamkeit 

befanden. Eine Unwirksamkeit gilt im Innenverhältnis sowie gegenüber Dritten.376 Dies be-

deutet, dass im Fall einer Gerichtsentscheidung über die Nichtigkeit und dementsprechend die 

Aufhebung des Beschlusses über die Übertragung eines Handelsgeschäfts eine solche Über-

tragung rückgängig zu machen ist. 

 
376  AL SANHOURY (2017 c), Bd. 1, Rn. 236. 
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3.5 Schutz personenbezogener Daten 

Ob beim Unternehmenskauf im deutschen Sinne, d. h. der Übertragung von Sachen, Rechten 

und sonstigen Vermögenswerten, oder beim Handelsgeschäftskauf im ägyptischen Sinne, d. h. 

der Übertragung der Beziehung zur Kundschaft und Geschäftsreputation zusammen mit den 

anderen vereinbarten bzw. zu dem Betrieb des Handelsgeschäfts nötigen Bestandteilen, wird 

der Erwerber als Folge jener Übertragung daran interessiert sein, dass ihm sämtliche personen-

bezogenen Daten der Kunden, Arbeitnehmer und Lieferanten des erworbenen Unternehmens 

bzw. Handelsgeschäfts überlassen werden. 

Aus Sicht des ägyptischen Handelsgeschäfts kann das Handelsgeschäft an sich nicht effek-

tiv übertragen werden, ohne dass die Beziehung zur Kundschaft übertragen wird. Das bedeutet, 

dass die Kundendaten sogar als wesentlicher Bestandteil gelten, der in jedem Fall übertragen 

werden muss.377 

Hier besteht jedoch ein Konflikt zwischen den Erwartungen innerhalb des noch gültigen 

Rechtsrahmens der Übertragung bzw. Überlassung von Handelsgeschäften gemäß den Geset-

zen 11/1940 und 17/1990 auf der einen Seite und des neueren Gesetzes Nr. 151 von 2020 über den 

Schutz personenbezogener Daten andererseits.  

Das folgt daraus, dass, anders als beim Share Deal, wo die Anteile einer Gesellschaft ge-

kauft werden und der Erwerber an Stelle des ursprünglichen Inhabers der Gesellschaft eintritt, 

es sich beim Unternehmens- bzw. Handelsgeschäftskauf um eine Singularsukzession handelt, 

d. h., der Erwerber tritt nicht an Stelle des Veräußerers. Dementsprechend hat der Erwerber 

beim Unternehmens- bzw. Handelsgeschäftskauf kein automatisches Recht, dass ihm perso-

nenbezogene Daten Dritter übermittelt werden, ohne dass die Voraussetzungen unter dem Ge-

setz über den Schutz personenbezogener Daten erfüllt sind.  

Die Fragestellung ist auch ferner vom Zeitpunkt her zu betrachten. Personenbezogene Da-

ten sind nicht nur nach der Übertragung des Unternehmens bzw. Handelsgeschäfts von Inter-

esse für den Erwerber, sondern auch während der Verhandlungen bzw. während der Bewer-

tungsphase. Insbesondere beim Handelsgeschäft, dessen Wert im ägyptischen Sinne sich weit-

gehend auf die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation bezieht, wäre es für den 

potenziellen Erwerber von großer Bedeutung, zunächst eine Liste der Kundschaft zu erhalten, 

um eine Entscheidung über den Kauf treffen zu können. Die nötigen Details dieser Liste hän-

gen von der geschäftlichen Natur des Handelsgeschäfts ab und können unterschiedlich ausfal-

len. Bei manchen Geschäften, wie dem Verkauf von Waren, wäre etwa die Menge der regel-

mäßigen Kunden und der durchschnittlichen Kunden pro Monat schon eine ausreichende In-
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formation während der Bewertungsphase. Jedoch kommen auch Handelsgeschäfte vor, deren 

geschäftliche Natur die namentliche Erfassung des Kundenkreises erfordert und wo es wichtig 

wäre, die Größe der Projekte und Kunden sowie Lieferanten zu kennen, mit denen das Han-

delsgeschäft interagiert. Bei solchen Handelsgeschäften wären nicht nur die Namen von Inter-

esse, sondern auch andere Informationen wie Kontostand sowie Kontaktinformationen, die 

dem Erwerber eine konkrete Due Diligence vor der Entscheidung über den Erwerb ermögli-

chen. Auch im Hinblick auf die Arbeitnehmer wäre es meist für den potenziellen Erwerber 

wichtig, auf bestimmte Informationen im Voraus zugreifen zu können, etwa die Bildungs- und 

Berufszulassung. Zumindest für das Top-Management des Handelsgeschäfts bräuchte der po-

tenzielle Erwerber generell ein komplettes Profil, um bewerten zu können, wie die Leitung des 

Handelsgeschäfts aussieht bzw. wen er entlassen möchte, da sich dies auf etwaige Entschädi-

gungszahlungen auswirken könnte, welche im Nachhinein den Wert des Handelsgeschäfts oder 

zumindest den Preis der Transaktion beeinflussen. 

Nach der Übertragung des Handelsgeschäfts hätte der Erwerber, ungeachtet der geschäft-

lichen Natur des Handelsgeschäfts, in jedem Fall Interesse an den personenbezogenen Daten 

von Kundschaft, Lieferanten und Arbeitnehmer, um das erworbene Handelsgeschäft weiterhin 

führen zu können. Zu den aus dem Gesetz über den Schutz personenbezogener Daten entste-

henden Voraussetzungen gehören jedoch u. a. die Zustimmung der betroffenen Person, insbe-

sondere im beschriebenen Fall, selbst wenn ein Vertrag mit dieser Person besteht, da ein Ver-

tragsübergang nur mit der Zustimmung der Person möglich ist.378 

Diese Fragestellung ist auch bei der Übertragung eines traditionellen Handelsgeschäfts 

von Bedeutung. Beim einem Online-Handelsgeschäfts ist die Fragestellung jedoch unvermeid-

lich, denn sogar bei einfacheren Geschäftsmodellen bzw. Handelsgeschäften mit einfacher ge-

schäftlicher Natur wie dem Handel von Waren kennt der originale Inhaber des Handelsge-

schäfts die Kunden oder sogar Lieferanten nicht in Person, so dass er dem Erwerber einfach 

von ihnen ›erzählen‹ könnte. Bekannt sind hier oft nur ihre geschützten personenbezogenen 

Daten, d. h., um die Beziehung zur Kundschaft überhaupt übertragen zu können, wird der 

Überträger des Handelsgeschäfts diese Daten an den Erwerber zweifellos übertragen müssen. 

Dabei ist es vom Gesetz her unklar, wie das rechtlich gelingen kann, ohne das Gesetz über 

personenbezogene Daten zu verletzen, insbesondere dort, wo die Vergütung bzw. Bewertung 

des Handelsgeschäfts sich direkt auf der Beziehung zur Kundschaft und somit die Adressaten 

der Kunden bezieht; dies könnte als Handeln mit Adressen ausgelegt werden.379 

 
378  Vgl. ETTINGER (2012), Teil A, Rn. 31, S. 13. 

379  Vgl. OLG Frankfurt, Urt. v. 29.1.2018 – 13 U 165/16. 
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Nach der alten Fassung des deutschen BDSG war es zulässig, die Interessen des Überträ-

gers und des Erwerbers gegen die Interessen der betroffenen Person abzuwägen, so dass die 

Übermittlung von Daten an Dritte zulässig gewesen wäre, soweit der betroffenen Person kein 

entgegenstehendes schutzwürdiges Interesse am Ausschluss einer solchen Übermittlung zu-

stehen würde. Dies ergab sich aus § 28 Absatz 2 Nr. 2 a BDSG a. F., wonach die Übermittlung 

oder Nutzung als zulässig galt, soweit es u. a. zur Wahrung berechtigter Interessen eines Dritten 

erforderlich war. Auch aus § 28 Absatz 1 Nr. 2 ging hervor, dass die Übermittlung personenbe-

zogener Daten als Mittel für die Erfüllung eigener Geschäftszwecke zulässig war, soweit sie 

zur Wahrung berechtigter Interessen der verantwortlichen Stelle erforderlich war und kein 

Grund zu der Annahme bestand, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen am Aus-

schluss der Verarbeitung oder Nutzung überwog. 

Gemäß dieses allgemeinen Erlaubnistatbestands war es – unter Vorbehalt einer Einzelfall-

betrachtung – möglich, zu vertreten, dass anhand des berechtigten Interesses des Erwerbers die 

Daten für die tatsächliche Fortführung des Betriebs nach dem Erwerb eine ausdrückliche Ein-

willigung der Betroffenen (ob Arbeitnehmer, Kunden oder Lieferanten) für die Übertragung der 

Daten nicht erforderlich gewesen wäre, zumal die Datenübermittlung zur Übertragung der Ver-

mögensgegenstände des Unternehmens etwa nach § 402 BGB erforderlich ist.380 Komplizierter 

war jedoch die Abwägung der Interessen der Betroffenen gegen das berechtigte Interesse des 

potenziellen Erwerbers, eine ordnungsgemäße Due Diligence durchzuführen, um das Zielun-

ternehmen vor dem Erwerb gründlich zu prüfen. Hier spricht den Interessen des Erwerbers 

entgegen, dass eine solche Due Diligence auch anhand anonymisierter Daten möglich sei.381 

Diese Argumentation ist jedoch nicht präzise bzw. berücksichtigt sie nicht die Überlegung, 

dass bei manchen Geschäften eine namentliche Nennung von extremer Bedeutung sein kann. 

Ein Verzicht auf einen Erlaubnistatbestand wie § 28 BGDS a. F. ist nach der neuen Fassung 

des BGDS nicht vorgesehen. Jedoch kann die Abwägung der Interessen immer noch nach dem 

zum BGDS parallel angewendeten DSVO geltend gemacht werden. Die Offenlegung bzw. 

Übermittlung personenbezogener Daten ist eine Form der »Verarbeitung« i. S. v. Artikel 4 Nr. 2 

DSGVO. Sie ist also nur aufgrund einer Rechtsgrundlage i. S. v. Artikel 6 Absatz 1 DSGVO 

zulässig. Zusammenfassend läuft nach Artikel 6 Absatz 1 f. DSGVO die Rechtfertigung in den 

meisten Fallgruppen über die Rechtsgrundlage des überwiegenden berechtigten Interesses des 

Überträgers einerseits bzw. des Interessenten oder Erwerbers andererseits.382 

 
380  PÖLLATH/ENGELHARDT/BERGJAN/PUPETER/BERGER (2017), Rn. 1635. 
381  PÖLLATH/ENGELHARDT/BERGJAN/PUPETER/BERGER (2017), Rn. 1638. 
382  HAUPT/KOMANEK (2022), S. 344. 
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Ein Verzicht auf den Erlaubnistatbestand bzw. eine Abwägung der Interessen der Parteien 

ist im ägyptischem Gesetz Nr. 151 von 2020 nicht vorgesehen. Bislang wurden die Durchfüh-

rungsbestimmungen des Gesetzes noch nicht erlassen.383 Darüber hinaus ist das sogenannte 

Zentrum für den Schutz personenbezogener Daten, d. h. die Datenschutzbehörde, selbst noch 

nicht gegründet.384 Unternehmen wird eine Nachfrist von 12 Monaten ab Veröffentlichung der 

Durchführungsbestimmungen gewährt, um sich an das Gesetz zu halten. Es bleibt abzuwarten, 

ob die Durchführungsbestimmungen eine Abwägung der Interessen der Parteien vorsehen wer-

den. Wenn die Durchführungsbestimmungen eine solche Abwägung nicht vorsehen und das 

Szenario des Unternehmenskaufs nicht in irgendeiner Weise angesprochen wird, kann es zu 

einem Konflikt zwischen dem Gesetz über den Schutz personenbezogener Daten und der Re-

gelung zum Handelsgeschäfts- bzw. Unternehmenskauf kommen. 

3.5.1 Arbeitnehmer 

Eine rechtfertigende Übermittlung sei nach deutschem Recht in Bezug auf Daten der Arbeit-

nehmer vertretbar,385 jedoch dürfen dem Erwerber des Betriebs die personenbezogenen Daten 

der Arbeitnehmer erst nach Ablauf der in § 613 a BGB vorgesehenen Widerspruchsfrist zugäng-

lich gemacht werden,386 und zwar weil bis zu diesem Zeitpunkt nicht davon ausgegangen wer-

den kann, dass der Arbeitnehmer der Übermittlung der Daten zugestimmt hat. Hier kommt das 

Grundprinzip zur Anwendung, dass dem Arbeitnehmer der Erwerb bekanntgegeben wird und 

dass er hierzu überhaupt ein Widerrufsrecht auf den Übergang seines Arbeitsverhältnisses hat. 

Übt der Arbeitnehmer das Widerrufsrecht während der Frist nicht aus, so gilt dies als Zustim-

mung des Übergangs seines Arbeitsverhältnisses und somit gegebenenfalls auch der Übertra-

gung des Zugangs zu den Daten, da der Erwerber in die Rechte und Pflichten des vorherigen 

Inhabers des Betriebs eintritt. Dementsprechend ist nach deutschem Recht der Übergang der 

Daten zumindest nach dem Erwerb bzw. Ablauf der Widerrufsrechtsfrist generell387 ohne die 

ausdrückliche Zustimmung der jeweiligen Arbeitnehmer möglich.  

Rechtsgrundlage dafür, dass im Rahmen des Prozesses des § 613 a BGB, soweit überhaupt 

in der jeweiligen Phase erforderlich, Mitarbeiterdaten übermittelt werden, ist gemäß § 26 Ab-

 
383  Stand der Arbeit: 15. Juli 2024. 
384  Stand der Arbeit: 15. Juli 2024. 
385  KROHM (2012), S. 147. 
386  KROHM (2012), S. 153. 
387  Zu den Ausnahmen brisanter Daten siehe KROHM (2012), S. 154. 
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satz 1 BDSG auch hier wieder das überwiegende berechtigte Interesse, später dann das (über-

gegangene) Arbeitsvertragsverhältnis. 

Anderes gilt für sensible Daten nach Artikel 9 DSGVO. Hier kann man nicht mit dem 

»berechtigten Interesse« arbeiten, da es hierzu keine Rechtsgrundlage i. S. v. Artikel 9 Absatz 2 

DSGVO gibt, sondern braucht man für eine Übermittlung die Einwilligung des Betroffenen, oder 

aber, sofern es um Beschäftigte geht, den (übergegangenen) Arbeitsvertrag bzw. andere arbeits- 

oder sozialrechtliche Rechtsgrundlagen, auf die sich der Erwerber als Arbeitgeber stützen kann. 

Für Beschäftigte des Unternehmens gilt, dass, wenn sie dem Arbeitgeberwechsel zustim-

men bzw. ihr Widerspruchsrecht nicht geltend machen, der Erwerber dann in die Rechtsposi-

tion des Arbeitgebers eintritt. Der Arbeitsvertrag bildet dann die Rechtsgrundlage für die Da-

tenübermittlung; einer spezifischen datenschutzrechtlichen Einwilligung bedarf es auch hier 

üblicherweise nicht. Oft ist der Prozess allerdings im Detail recht komplex, weil die Abwick-

lung des Betriebsübergangs gegebenenfalls die Übermittlung personenbezogener Personalda-

ten vorab an den Erwerber erforderlich macht. In diesem Fall lohnt dann die genaue Prüfung, 

inwiefern das wirklich der Fall ist. Hierfür wird in der Praxis häufig eine Betriebsvereinbarung 

geschlossen, um den Prozess rechtssicher auszugestalten. Die Betriebsvereinbarung ist dann 

die Rechtsgrundlage der nötigen Datenübermittlungen, regelt aber natürlich auch andere As-

pekte, wie z. B. die Sicherstellung der Datensparsamkeit. 

Problematisch bleibt die Übermittlung dieser Daten an den potenziellen Erwerber vor dem 

tatsächlichen Übergang des Betriebs. Hierzu bleibt es nötig, die Einwilligung der jeweiligen 

Arbeitnehmer einzuholen. In der Lehre wird bestritten, dass eine namentliche Nennung der 

Mitarbeiter erforderlich ist, da das Interesse des potenziellen Käufers durch Überlassung ano-

nymisierter Aufstellungen befriedigt sein sollte.388 Dies mag wohl der Fall für die meisten Ar-

beitnehmer sein, jedoch sind hier Managementpositionen zu bedenken, bei denen dem poten-

ziellen Käufer eine namentliche Nennung tatsächlich wichtig sein könnte. Hier kommt dann 

Artikel 6 Absatz 1 f. DSGVO in Betracht, vorausgesetzt, dass, sofern es nicht erforderlich ist, 

Daten personenbezogen zu verarbeiten, wenn sie auch anonymisiert übermittelt werden kön-

nen, die Anonymisierung zu wählen ist. 

Im ägyptischen Arbeitsgesetz haften der alte und neue Inhaber des Betriebs gemeinsam 

für die aus den Arbeitsverhältnissen entstehenden Rechte und Pflichten. Im ägyptischen Ar-

beitsrecht gibt es kein Widerrufsrecht für den Arbeitnehmer und somit auch keine Frist, nach 

der davon ausgegangen werden kann, dass der Arbeitnehmer in die Übertragung seiner perso-

nenbezogenen Daten eingewilligt hat. Ferner dürfen gemäß Artikel 77 des Arbeitsgesetzes nur 

die Personen Zugriff auf die Akten der Arbeitnehmer haben (die u. a. personenbezogene Daten 

 
388  STRATZ/HÖRTNAGL/BLUM (2013), § 2, Rn. 71. 
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enthalten), die gesetzlich dazu zugelassen sind. Interessant ist hierbei, dass es keine ausdrück-

liche Regelung dazu gibt, dass bzw. ob der Erwerber des Betriebs Zugriff auf die Akten haben 

darf. Die praktische Überlegung bzw. Lösung ist, dass das Arbeitsverhältnis an sich nach ägyp-

tischem Arbeitsrecht nicht automatisch übertragen wird, d. h., der neue Erwerber muss generell 

neue Arbeitsverträge mit den Arbeitnehmern schließen. In der Praxis bedeutet das auch, dass 

der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber seine Daten geben muss, d. h., aus praktischer Sicht wird 

der Arbeitnehmer entweder diese Daten von sich aus dem Erwerber geben oder er würde zu-

mindest darin einwilligen, dass der alte Inhaber dem Erwerber die Daten überträgt. 

Wie nach deutschem Recht bleibt nach ägyptischem Recht die Übermittlung personenbe-

zogener Daten der Arbeitnehmer an einen potenziellen Erwerber vor dem tatsächlichen Über-

gang des Betriebs jedoch ungeregelt, und somit müsste die Einwilligung der jeweiligen Arbeit-

nehmer erst eingeholt werden. Dies kann, insbesondere in Ägypten, zu Probleme führen. Wäh-

rend ägyptischen Arbeitnehmern weniger an Datenschutz liegt als Europäern, könnte es nach-

teilig für Arbeitnehmer sein, vor einer potenziellen Übertragung des Betriebs und vor Vertrags-

abschluss Daten bekannt zu geben.389 

3.5.2 Kunden 

Zunächst ist zu bedenken, dass es bei der Beziehung zur Kundschaft um alle Kunden geht, die 

es gewohnt sind, das Handelsgeschäft (ob traditionell oder online) zu besuchen. Dies gilt un-

geachtet dessen, ob sie eine vertragliche Beziehung zu dem jeweiligen Handelsgeschäft haben, 

da dies keine gesetzliche Voraussetzung ist. Daher müsste man in Bezug auf die Übermittlung 

personenbezogener Daten der Kunden zwischen jenen Kunden unterscheiden, die Verträge mit 

dem Handelsgeschäft haben, d. h., wo eventuell die Rede von einer Vertragsübernahme sein 

kann, und Kunden, die keine Verträge haben. 

Aus Sicht des Kunden würde ein Asset Deal zu einem Wechsel seines Vertragspartners 

führen. Ursprünglich hat der Kunde den Vertrag mit dem Verkäufer abgeschlossen, und um die 

Geschäftsbeziehung mit dem Käufer fortzusetzen, muss das Vertragsverhältnis auf den Käufer 

übertragen werden. Rechtlich gesehen erfordert diese Übertragung in der Regel eine Informa-

tion des Kunden und seine Zustimmung. Entsprechende datenschutzrechtliche Einwilligungen 

liegen in der Regel nicht leicht vor. Daher stellt sich die Frage, ob eine gesetzliche Erlaubnis-

 
389  Die Rolle der Betriebsvereinbarungen und Gewerkschaften bzw. Arbeitsverbände in Ägypten ist von gerin-

gerer Bedeutung als in Europa, insbesondere in Bezug auf Einzelarbeitsverträge. Vor diesem Hintergrund 

sind Arbeitnehmer eher ›kampfbereit‹ angesichts des Risikos einer potenziellen Änderung des Arbeitsver-

hältnisses, weil sie eine Kündigung befürchten.  
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norm für die Datenübertragung gilt. In erster Linie kommen Artikel 6 Absatz 1 b) und f) der 

DSGVO in Betracht. Nach Artikel 6 Absatz 1 b) DSGVO ist eine Datenverarbeitung rechtmä-

ßig, wenn sie zur Erfüllung eines Vertrags, an dem die betroffene Person Vertragspartei ist, 

oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich ist, die auf Anfrage der be-

troffenen Person erfolgen. Bei einer Übernahme von Kundenverträgen im Wege der Vertrags-

übernahme ist die Verarbeitung von Kundendaten für den Vollzug der Übernahme erforderlich 

und somit nach herrschender und zutreffender Ansicht von Artikel 6 Absatz 1 b) DSGVO ge-

deckt.390 Weiter ist nach Artikel 6 Absatz 1 f.) DSGVO eine Datenverarbeitung rechtmäßig, 

wenn sie  

»zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, 

sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den 

Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei der 

betroffenen Person um ein Kind handelt«.  

Hier ist eine Interessenabwägung vorzunehmen. Die Verarbeitung der Kundendaten könnte auf 

berechtigten Interessen des Käufers beruhen, die Geschäftsbeziehung fortzusetzen und die 

Kundendaten zu nutzen. Jedoch müssen die Interessen und Grundrechte der betroffenen Kun-

den sorgfältig abgewogen werden, um die Zulässigkeit zu prüfen.391 

Mit dem Beschluss der Datenschutzkonferenz zu Asset Deals von 2019 haben die deut-

schen Datenschutzbehörden ihren Ansatz hierzu geklärt. Sie akzeptieren nun in engen Grenzen 

Fallkonstellationen, in denen Personendaten von Kunden im Rahmen von Asset Deals ohne 

Einwilligung übertragen werden dürfen. Dies umfasst insbesondere Daten von Kunden bei 

fortgeschrittener Vertragsanbahnung oder von Bestandskunden ohne laufende Verträge, deren 

letzte aktive Vertragsbeziehung weniger als 3 Jahre zurückliegt (aktive Bestandskunden). Hier 

dürfen Daten gestützt auf berechtige Interessen nach Artikel 6 Absatz 1 f. DSGVO übermittelt 

werden, sofern der Kunde vorab über die Übermittlung seiner Daten in Kenntnis gesetzt und 

ihm eine ausreichend bemessene Frist zum Widerspruch (›Opt-out‹) eingeräumt wird. Die Wi-

derspruchsfrist soll regelmäßig etwa sechs Wochen betragen. Widerspricht der Kunde der Da-

tenübermittlung, so dürfen diese Daten nicht im Wege des Asset Deals übertragen werden. Dies 

gilt allerdings nicht bei Altkunden, die länger als 3 Jahre im Kundenstamm sind. Hier gehen 

die Behörden davon aus, dass eine Übermittlung der Daten dieser Kunden nicht über eine In-

teressenabwägung gerechtfertigt werden könne.392 

 
390  PLATH/STRUCK/TER HAZEBORG, Rn. 18. 
391  Beckʼsche Online-Formulare IT- und Datenrecht, Form. 2.27.1 Anm. 1–5, beck-online. 

392  PLATH/STRUCK/TER HAZEBORG, Rn. 20. 
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Tatbestandlich ist nach Artikel 6 Absatz 1 f. DSGVO eine Interessenabwägung nötig. Hier-

bei wird, je nach Fallkonstellation,393 im Zusammenhang mit der Übermittlung von Kunden-

daten an den Erwerber von den Aufsichtsbehörden gegebenenfalls die Einräumung einer Wi-

derspruchsmöglichkeit erwartet. Nur dann ist also, bei fehlendem Widerspruch, das »überwie-

gende« berechtigte Interesse zu bejahen. Dies erscheint parallel zu der zivilrechtlichen Über-

legung, dass einem Verbraucher eben auch nicht jeder Wechsel eines Vertragspartners einfach 

aufgezwungen werden kann; es kommt hierbei also auf die Umstände an. 

Wichtig ist neben der Frage der bloßen Nennung der Rechtsgrundlage für die korrekte 

Ausgestaltung auch immer, dass weitere Grundsätze des Datenschutzes, insbesondere die Da-

tenminimierung bzw. der Erforderlichkeitsgrundsatz, berücksichtigt werden. Denn nur im er-

forderlichen Umfang dürfen die Kunden- bzw. Beschäftigtendaten jeweils übermittelt bzw. 

umgekehrt vom Interessenten/Erwerber erhoben werden. Das ist besonders wichtig im Zusam-

menhang mit einer Due Diligence bzw. im Vorfeld einer Betriebsübernahme, vor allem mit 

Blick auf Mitarbeiterdaten. 

Eine Einwilligung kann in diesem Zusammenhang als Rechtsgrundlage vernachlässigt 

werden. Sie kann im Zusammenhang mit Asset Deals kaum wirksam von allen Betroffenen 

eingeholt werden und spielt in der Praxis kaum eine Rolle. Auch die Widerspruchslösung im 

Fall der Übernahme von Bestandskunden bedeutet nicht etwa, dass ein fehlender Widerspruch 

z. B. eines Kunden zugleich als eine fingierte datenschutzrechtliche Einwilligung ausgelegt 

werden könnte. Eine Einwilligungsfiktion gibt es im europäischen Datenschutzrecht nicht, 

ebenso wenig wie es eine konkludente Einwilligung gibt. Nach Artikel 4 Nr. 11 DSGVO bedarf 

es einer »eindeutigen bestätigenden Handlung«; sie muss bei einer schriftlichen Erklärung se-

parat erfolgen, vgl. Artikel 7 Absatz 2 DSGVO, und zudem muss der Verantwortliche auch 

nachweisen können, dass die Einwilligung erteilt und vorab über die Datenverarbeitung hin-

reichend informiert wurde. Vielmehr ist der fehlende Widerspruch im Rahmen der Interessen-

abwägung bedeutsam, dazu gegebenenfalls noch andere Faktoren, wie z. B. die Erwartbarkeit 

für den Kunden usw. Weil es hier um die Interessenabwägung geht, ist die konkrete Fallkon-

stellation wichtig. 

Die Begriffsverwirrung kommt gewiss daher, dass auch die Datenschutzkonferenz selbst 

formuliert, dass gegebenenfalls bei einer zivilrechtlichen Genehmigung auch datenschutz-

rechtlich das Einverständnis unterlegt werden könne. Die Begriffe ›Zustimmung‹, ›Einver-

ständnis‹ oder ›Genehmigung‹ bedeuten für den Datenschützer einfach, dass jemand mit einem 

Vorgang einverstanden ist. Das kann z. B. für die Bewertung seiner ›berechtigten Interessen‹ 

oder ›berechtigten Erwartungen‹, die bei diesen Interessen betrachtet werden, eine Rolle spie-

 
393  Umfangreicher unter HAUPT/KOMANEK (2022). 
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len. Auch die Genehmigung einer Vertragsübernahme bewirkt datenschutzrechtlich mit dem 

Vertrag eine Rechtsgrundlage. Demgegenüber ist die datenschutzrechtliche Rechtsgrundlage 

der ›Einwilligung‹ eine spezifische, separate Erklärung mit besonderen, sehr strengen Wirk-

samkeitsvoraussetzungen. 

Vor dem tatsächlichen Erwerb kann die Due Diligence es erforderlich machen, Informa-

tionen zu Geschäftskontakten bzw. Verträgen einzusehen, die Personenbezug haben, z. B. in-

dem sie Namen oder Kontaktdaten der Geschäftsführer oder Ansprechpartner der Geschäfts-

partner enthalten. Die Übermittlung wäre dann im erforderlichen Umfang akzeptabel. Neben 

den sonstigen Voraussetzungen der DSGV ist die Vertraulichkeit sicherzustellen. Die Ge-

schäftspartner sollten vorab z. B. in einer Datenschutzinformation für Lieferanten informiert 

worden sein, dass auf dieser Rechtsgrundlage gegebenenfalls Daten weitergegeben werden, 

um ihnen gegenüber die Pflicht aus Artikel 13 DSGVO zu erfüllen. Hierbei würde diesen un-

terliegen, dass die Lieferfirmen diese Information auch an ihre Beschäftigten weitergegeben 

haben. Dies reicht zwar bereits in einen Graubereich hinein, betrifft andererseits allerdings 

auch eher harmlose Daten wie die Namen der Ansprechpartner, und wird daher in der Praxis 

eher nicht problematisiert. 

Die datenschutzrechtliche Einwilligung der Betroffenen nach Artikel 4 Nr. 7 Absatz 7 ist 

zwar ebenfalls eine in Artikel 6 Absatz 1 genannte Rechtsgrundlage, kommt jedoch in der Praxis 

selten in Betracht. Die Einwilligung gemäß der DSGVO ist an strenge Wirksamkeitsvorausset-

zungen gebunden. U. a. muss sie spezifisch sein, d. h. sich auf einen speziellen Fall beziehen, es 

wäre also keine Lösung, hier mit Pauschaleinwilligungen z. B. aller Geschäftspartner oder Kun-

den für den Fall eventueller künftiger Unternehmensverkäufe zu arbeiten. Die Einwilligung ist 

auch nicht von den Lieferanten-Firmen, sondern vielmehr von den betroffenen Personen selbst 

einzuholen, d. h., von all den Ansprechpartnern, die in den Due-Diligence-Unterlagen genannt 

werden. Im Wesentlichen bedeutet dies, dass die Due Diligence datenschutzrechtlich begleitet 

werden muss und dass der Überträger sich vorab überlegt haben muss, welche Dokumente er 

in welchem Umfang einsichtig macht und was geschwärzt werden muss. Bei Kundendaten ist 

es ohnehin nötig zu klären, wie das Vertragsverhältnis fortgesetzt werden soll. Je nachdem wird 

dann auch die Verarbeitung der personenbezogenen Daten ausgestaltet sein. 

3.6 Kartellrecht 

3.6.1 Nach deutschem Recht 

Ein Zusammenschluss, durch den wirksamer Wettbewerb erheblich behindert würde, insbe-

sondere, wenn von ihm zu erwarten ist, dass er eine marktbeherrschende Stellung begründet 
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oder verstärkt, ist vom Bundeskartellamt nach § 37 GWB zu untersagen. Gemäß § 37 Absatz 1 

GWB liegt ein Zusammenschluss vor u. a. beim Erwerb des Vermögens eines anderen Unter-

nehmens ganz oder zu einem wesentlichen Teil. Hier ist unter dem Begriff des Unternehmens 

jede Tätigkeit einer natürlichen oder juristischen Person zu verstehen, vorausgesetzt, dass sie 

nicht der privaten Lebensführung oder abhängiger Arbeit zuzurechnen ist oder ein hoheitliches 

Handeln der öffentlichen Hand darstellt.394 

Einen wesentlichen Teil des Vermögens eines Unternehmens bezeichnet der BGH als 

»jede betriebliche Teileinheit, die im Rahmen der gesamten nach außen gerichteten wirtschaft-

lichen Tätigkeit des Veräußerers unabhängig von dessen Größe qualitativ eine eigene Bedeu-

tung hat«.395 Beim Erwerb einzelner Wirtschaftsgüter liegt ein entsprechender Vermögenswert 

ebenfalls vor. Hierzu gehört z. B. die Marke.396  

Es ist daher vertretbar, dass der Erwerb eines Handelsgeschäfts zweifellos der Erwerb zu-

mindest eines wesentlichen Teils eines Unternehmens ist und somit bei Erwerb eines Handels-

geschäfts ein Zusammenschluss i. S. v. § 37 Absatz 1 GWB vorliegt. Hier ist zu bedenken, dass 

nach § 35 Absatz 1 GWB die Vorschrift über Zusammenschlusskontrolle nur dann Anwendung 

finden würde, wenn die beteiligten Unternehmen insgesamt weltweit Umsatzerlöse von mehr 

als 500 Millionen Euro und im Inland mindestens ein beteiligtes Unternehmen Umsatzerlöse 

von mehr als 50 Millionen Euro und ein anderes beteiligtes Unternehmen Umsatzerlöse von 

mehr als 17,5 Millionen Euro erzielt haben. Diese Kombination kann wohl beim Erwerb von 

Handelsgeschäften im arabischen Gebiet zutreffen, insbesondere, wenn es um Konzernunter-

nehmen geht, die Umsatzerlöse in mehreren arabischen Ländern erzielen. 

Nach deutschem Recht besteht ein Vollzugsverbot, wodurch das Bundeskartellamt eine 

präventive Kontrolle hat, mit der es verhindern kann, dass wettbewerblich problematische Zu-

sammenschlüsse im Nachhinein aufgelöst werden müssen. Daher gibt es auch keine Frist bzw. 

keinen Stichtag für die Anmeldung von Zusammenschlüssen beim Bundeskartellamt, da die 

Zusammenschlüsse während des gesamten Prüfverfahrens einem Vollzugsverbot unterliegen. 

3.6.2 Nach ägyptischem Recht 

Gemäß Artikel 19 des ägyptischen Wettbewerbsgesetzes müssen Firmen, deren Jahresumsatz 

im letzten Jahresabschluss 100 Millionen EGP übersteigt, die ägyptische Wettbewerbsbehörde 

 
394  HÖLTERS (2015), S. 763 Rn. 40. 
395  BGH DB 1980, 583; NJW 1980, 1389 (zitiert bei PÖLLATH/ENGELHARDT/BERGJAN/PUPETER/BERGER (2017), 

S. 350, Rn. 1377). 

396  PÖLLATH/ENGELHARDT/BERGJAN/PUPETER/BERGER (2017), S. 351, Rn. 1378. 
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benachrichtigen, unter anderem von ihrem Erwerb von Vermögenswerten, Fusionen, Übernah-

men oder der Zusammenlegung bzw. dem Zusammenschluss der Geschäftsführung von zwei 

oder mehr Personen gemäß den in den Durchführungsbestimmungen festzulegenden Bestim-

mungen. In diesem Zusammenhang sieht Artikel 44 der Durchführungsbestimmungen des Ge-

setzes in der neuen Fassung von 2016 vor, dass sich die in Artikel 19 des Gesetzes genannten 

100 Millionen EGP auf den Jahresumsatz beziehen, der von den relevanten Parteien zusammen 

in Ägypten erzielt wird. Das auf der Website der Wettbewerbsbehörde verfügbare Meldefor-

mular wiederholte auch, dass sich dieser Schwellenwert auf den Jahresumsatz bezieht, der »nur 

in Ägypten« generiert wird. Dies schließt aber in Ägypten generierte Jahresumsätze fremder 

Unternehmen nicht aus. 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen ägyptischem und deutschem Kartellrecht war, dass 

nach ägyptischem Recht ein Zusammenschluss erst nach dem Inkrafttreten des auslösenden 

Ereignisses anzumelden war, und dass das ägyptische Gesetz Nr. 3 von 2005 zum Schutz des 

Wettbewerbs und zum Verbot monopolistischer Praktiken (›Wettbewerbsgesetz‹) für keine 

Wettbewerbsbehörde ein Vollzugsverbot vorsah, durch das die Wettbewerbsbehörde die Trans-

aktion verhindern kann; d. h., es gibt keine Fusionskontrolle nach ägyptischem Recht. Etwa 

seit 2018 versuchte die ägyptische Wettbewerbsbehörde dies zu ändern, indem sie ihren Vor-

schlagsentwurf zur Änderung des Wettbewerbsgesetzes dem Ministerrat vorgelegt hat. Im No-

vember 2020 gab der ägyptische Ministerrat bekannt, dass er einen Vorschlagsentwurf zur Än-

derung des Gesetzes zum Wettbewerbsgesetz gebilligt hat und dass der ägyptische Premiermi-

nister den Vorschlag dem Ministerrat vorgelegt und die Zustimmung des Rates eingeholt hat, 

die Vorlage des Entwurfs an das ägyptische Parlament vorzulegen.397 Seitdem hatte das Parla-

ment die Änderung jahrelang nicht gebilligt, bis am 29. Dezember 2022 das Gesetz Nr. 175 von 

2022 die Änderungen einführte, und zwar für bestimmte Transaktionen, die eine wirtschaftli-

che Konzentration beinhalten und bei denen der Umsatz der Parteien einen bestimmten Umsatz 

übersteigt. Transaktionen, die keine wirtschaftliche Konzentration beinhalten, bleiben nach der 

Gesetzänderung ungeregelt, d. h., hierfür gilt auch keine Anmeldung nach dem Inkrafttreten 

des auslösenden Ereignisses. 

Inzwischen hatte sich die ägyptische Wettbewerbsbehörde jedoch einen anderen ›Ausweg‹ 

erdacht, wie sie eine de facto (Vor-)Fusionskontrolle ausüben könnte, trotz der Tatsache, dass 

das Wettbewerbsgesetz dies zu dem Zeitpunkt noch nicht vorschrieb. Als die zwei größten 

Ride-Hailing-Unternehmen in Ägypten einen Unternehmenskauf im Jahr 2018 planten (Uber 

als Erwerber und Careem als Zielunternehmen),398 wurden die Parteien von der Wettbewerbs-

 
397  Pressemitteilung der Sitzung Nr. 119 des ägyptischen Ministerrates (25. November 2020). 

398  Siehe www.eca.org.eg/ECA/News/View.aspx?ObjectID=11288 (letzter Aufruf 1.6.2024). 

http://www.eca.org.eg/ECA/News/View.aspx?ObjectID=11288
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behörde gemäß Dekret Nr. 26 von 2018 vor Abschluss der Transaktion angesprochen und 

aufgefordert, eine Befreiung gemäß Artikel 6 Absatz 2 des Wettbewerbsgesetzes zu beantra-

gen.399 Nach Artikel 6 Absatz 2 ist eine Vereinbarung zwischen konkurrierenden Personen auf 

einem relevanten Markt verboten, wenn sie zu der Aufteilung oder Zuweisung von Märkten 

auf der Grundlage von geografischen Gebieten, Vertriebszentren, Kundentypen, Produkttypen, 

Marktanteilen, Jahreszeiten oder Zeiträumen führt. In ihrer Stellungnahme verwies die Wett-

bewerbsbehörde auf Beispiele aus der EU und die Anwendbarkeit der Artikel 101 (1) und 102 

der TFEU.400 Im Grunde genommen hat die Wettbewerbsbehörde eine Gesetzlücke gefunden, 

indem sie sich auf einen horizontalen Zusammenschluss401 bezieht, um somit eine de facto 

(Vor-)Fusionskontrolle ausüben zu können.  

Dies mag eine vorübergehende Lösung mangels einer gesetzlichen Fusionskontrolle ge-

wesen sein. Langfristig wird die Behörde wohl möglicherweise nicht in der Lage sein, dies bei 

jedem Zusammenschluss durchzusetzen, insbesondere bei solchen, die keine horizontalen Par-

teien beinhalten. Allerdings besteht der Uber-Careem-Präzedenzfall, und es bleibt abzuwarten, 

ob die ägyptische Wettbewerbsbehörde dieselbe Methodik für Transaktionen einsetzen wird, 

die nicht unter die von Gesetz 175 von 2022 beabsichtigten Transaktionen fallen, 402 bzw. ob 

angesichts der neuen de facto (Vor-)Fusionskontrolle als Politik der Wettbewerbsbehörde bei 

horizontalen Zusammenschlüssen die Wettbewerbsbehörde eine Anmeldung von horizontalen 

Zusammenschlüssen erwarten würde, selbst wenn es sich nicht um eine wirtschaftliche Kon-

zentration handelt. 

3.6.2.1 Informationsaustausch – Rechtslücke 

Das ägyptische Wettbewerbsgesetz verbietet Konkurrenten den Austausch von Informationen, 

da dies als Kartellbildung angesehen wird. Vergleichbar gilt nach Artikel 81 Absatz 1 EG bzw. 

§ 1 GWB der Austausch wettbewerblich sensibler Daten zwischen Wettbewerbern als ›Hard-

core‹-Verstoß.403  

In Bezug auf den Informationsaustausch im Rahmen eines Due-Diligence-Prozesses vor 

einem Erwerb ist diesbezüglich keine ausdrückliche Ausnahme vorgesehen. Hier stellt sich 

 
399  Siehe eca.org.eg/ECA/Upload/News/Attachment_E/11288/ECA%20Uber%20Careem%20Decision%20Press

%20Release%20Decision%20Press%20Release.pdf (letzter Aufruf 1.6.2024).  

400  ECAʼs Assessment of the Acquisition of Careem, Inc. by Uber Technologies, Inc.Non-confidential1.pdf 

(letzter Aufruf 1.6.2024), DocDroid, S. 6. 
401  Vgl. EU 2004/C 31/03 (Leitlinien zur Bewertung horizontaler Zusammenschlüsse gemäß der Ratsverord-

nung über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen). 

402  Stand der Arbeit: 15. Juli 2024. 

403  GRONEMEYER/BESEN (2009), S. 67. 

http://eca.org.eg/ECA/Upload/News/Attachment_E/11288/ECA%20Uber%20Careem%20Decision%20Press%20Release%20Decision%20Press%20Release.pdf
http://eca.org.eg/ECA/Upload/News/Attachment_E/11288/ECA%20Uber%20Careem%20Decision%20Press%20Release%20Decision%20Press%20Release.pdf
https://www.docdroid.net/GXSIQ7c/ecas-assessment-of-the-acquisition-of-careem-inc-by-uber-technologies-incnon-confidential1-pdf#page=14
https://www.docdroid.net/GXSIQ7c/ecas-assessment-of-the-acquisition-of-careem-inc-by-uber-technologies-incnon-confidential1-pdf#page=14
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ähnlich wie beim Datenschutz die Frage, wie Parteien eines Unternehmenskaufs den Due-Di-

ligence-Prozess durchführen können, ohne gegen das Wettbewerbsgesetz zu verstoßen. Weiter 

besteht eine rechtliche sowie praktische Überlegung hinsichtlich der Verpflichtungen des po-

tenziellen Erwerbers in Bezug auf die erhaltenen Informationen, falls der Unternehmenskauf 

nicht zustande kommt, und es ist fraglich, ob der potenzielle Erwerber einer Haftung im Fall 

der Nutzung der erhaltenen Informationen unterliegt bzw. unterliegen müsste. 

In der Praxis vereinbaren die Parteien in der Regel eine Vertraulichkeitsverpflichtung, bei 

der der potentielle Erwerber sich verpflichtet, vertrauliche Informationen, die im Rahmen der 

Verhandlungen zu seiner Erfahrung kommen, nur zwecks der Due Diligence und Bewertung 

des Unternehmens zu benutzen. In der Regel wird weiter vereinbart, dass im Fall der Beendi-

gung der Verhandlung über den beabsichtigten Erwerb der potentielle Erwerber sich verpflich-

tet, alle enthaltenen vertraulichen Informationen zusammen mit allen Kopien unverzüglich zu-

rückzugeben oder zu vernichten. 

Eine solche Verpflichtung wäre hinsichtlich des Datenschutzes zwar genügend, jedoch ist 

es zweifelhaft, ob sie einen wettbewerbsrechtlichen Zweck erreichen würde, da dem potenziel-

len Erwerber während der Verhandlung tatsächlich alle ansonsten unzugänglichen Marktinfor-

mationen bekannt gemacht worden sind. In diesem Sinne hätte der Gesetzgeber wohl eine 

streng geregelte Ausnahme vorsehen müssen, die den Parteien eines Unternehmenskaufs den 

Informationsaustausch erlaubt, vorausgesetzt, dass der potentielle Erwerber für die weitere 

›unbefugte Nutzung‹ der Informationen im Fall der Beendigung der Verhandlung ohne tatsäch-

lichen Erwerb des Unternehmens haften würde.  

Eine weitere in der Literatur vorgeschlagene Lösung ist die Involvierung eines sogenann-

ten ›Clean Teams‹, das mit der Prüfung des Zielunternehmens betraut wird und erst einige Zeit 

nach einem Fehlschlag des Unternehmenskaufs wieder in das operative Geschäft eingegliedert 

würde.404  

Diese Fragestellung hat sich im Gegensatz zur ägyptischen Lehre in deutscher Lehre 

schnell entwickelt, und es haben sogar derselbe Autor und Herausgeber ihre Position innerhalb 

weniger Jahre aktualisiert.405 Und obwohl es Stand der europäischen Rechtsprechung ist, dass  

»auch ein einmaliger Informationsaustausch bereits wettbewerbswidrig sein kann, und dass es 

weder darauf ankommt, ob die Unternehmen subjektiv ein wettbewerbswidriges Ziel verfolgen, 

noch darauf, ob es tatsächlich zu einer Wettbewerbsbeschränkung gekommen ist, sofern die In-

 
404  GRONEMEYER/BESEN (2009), S. 70, unter Hinweis auf Pearlstein/Hemlock, Business Law Today, www.aban

et.org/buslaw/blt/bltsept01_pearlhem.html (letzter Aufruf 11.10.2001); Wagner/von Papp, Marktinforma-

tionsverfahren: Grenzen der Information im Wettbewerb, 2004, S. 483; BELLER (2016), Rn. 45. 
405  BESEN/GRONEMEYER (2013), 137. 
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formationen objektiv geeignet sind, die durch das Selbstständigkeitspostulat geforderte Unsicher-

heit im Markt auszuräumen«,406  

wird argumentiert, dass in Anlehnung an die von der Rechtsprechung entwickelte Immanenz-

Theorie407 zu beachten ist, dass eine strenge Sichtweise nicht dazu führen darf, dass Transak-

tionen behindert oder gar unmöglich gemacht werden, und dass ein Informationsaustausch im 

Kontext von Transaktionen grundsätzlich zulässig sei, soweit er für die Transaktion jeweils 

erforderlich und angemessen ist.408 

3.6.2.2 Anmerkung in Bezug auf andere benachbarte Rechtssysteme 

Da der Fokus dieser Arbeit auf dem Vergleich des deutschen und ägyptischen Rechts liegt, 

wird auf eine vertiefte Analyse der einzelnen Gesetze der arabischen Länder verzichtet. Es 

sollte jedoch beachtet werden, dass einige Länder wie Irak und Bahrain Wettbewerbsgesetze, 

aber noch keine Wettbewerbsbehörde haben. Bei der Beurteilung der Durchsetzbarkeit von 

Fusionskontrollregimen im arabischen Raum ist daher auch zu hinterfragen, ob es überhaupt 

schon eine Wettbewerbsbehörde in dem jeweiligen Land gibt. 

In Bezug auf Nachbarländer, die in Afrika liegen, muss auch geprüft werden, ob das je-

weilige Land bzw. ob zwei der betroffenen Länder Mitgliedsstaaten des Common Market for 

Eastern and Southern Africa (COMESA) sind. Die Fusionskontrolle ist in Artikel 23 der 

COMESA-Wettbewerbsverordnung (›Die Verordnung‹) geregelt. Gemäß Artikel 23 (1) der Ver-

ordnungen erstreckt sich die Definition von ›Fusion‹ unter anderem auf den Erwerb einer 

Mehrheitsbeteiligung durch eine oder mehrere Personen an der Gesamtheit oder einem Teil 

des Unternehmens durch den Kauf von Anteilen oder Vermögenswerten bzw. Wirtschaftsgü-

tern (d. h. beim Asset Deal). Der erste entscheidende Faktor gemäß Artikel 23 (3) der Verord-

nungen legt fest, dass Artikel 23 anzuwenden ist, wenn das Zielunternehmen in zwei oder mehr 

Mitgliedsstaaten tätig ist. Dazu gehören unter anderem arabische Länder wie Ägypten, Libyen 

und Sudan. Dementsprechend fallen darunter unabhängig von den Betrieben des Erwerbers 

allein die Betriebe des Zielunternehmens in seinem arabischen z. B. ägyptischen Hauptquartier 

und seine Niederlassungen, z. B. in Libyen oder im Sudan, unter die erste Bedingung von Ar-

tikel 23 (3). Ein weiterer entscheidender Faktor gemäß Artikel 23 (3) ist, ob der Betrag des kom-

binierten jährlichen Umsatzes oder Vermögens, wie vom Vorstand gemäß Artikel 23 (4) vorge-

schrieben, überschritten wird. Gemäß Abschnitt 3.4 der Allgemeinen Bewertungsrichtlinien für 

Fusionen von COMESA (›Die Richtlinien‹) hat der Vorstand die Schwellenwerte auf null USD 

 
406  BESEN/GRONEMEYER (2013), S. 140. 
407  EuGH Slg. 1985, 2566 [2571 ff.] – Remia/Nutricia; BGH NJW-RR 2010, 615, (CCZ 2013, 137, beck-online). 

408  In ähnlichem Wortlaut BESEN/GRONEMEYER (2013), S. 144. 
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festgelegt, obwohl die Aktualisierungen auf der Website wie folgt lauten: a) der kombinierte 

Jahresumsatz oder Wert der Vermögenswerte (je nachdem, welcher Wert höher ist) im Gemein-

samen Markt aller Parteien einer Fusion beträgt oder übersteigt 50 Millionen USD; und b) der 

Jahresumsatz oder Wert der Vermögenswerte (je nachdem, welcher Wert höher ist) auf dem 

Gemeinsamen Markt von mindestens zwei der an einer Fusion beteiligten Parteien beträgt oder 

übersteigt 10 Millionen USD, es sei denn, jede der an einer Fusion beteiligten Parteien erreicht 

zwei Drittel ihres Gesamtumsatzes oder -vermögens im Gemeinsamen Markt innerhalb ein 

und desselben Mitgliedstaats. 

Die Einreichung der Anmeldung ist innerhalb von 30 Tagen nach der Fusionsentscheidung 

der Parteien erforderlich. In diesem Zusammenhang ist die COMESA-Wettbewerbskommission 

(›Die Kommission‹) der Ansicht, dass eine Entscheidung zum Zusammenschluss unter ande-

rem eine gemeinsame Entscheidung der fusionierenden Parteien ist und somit den Abschluss 

einer endgültigen, rechtsverbindlichen Vereinbarung zur Durchführung des Zusammenschlus-

ses bildet (die aufschiebenden Bedingungen unterliegen kann oder nicht). Dementsprechend 

ist der auslösende Punkt nicht der tatsächliche Abschluss oder die Erfüllung der aufschieben-

den Bedingungen, sondern der Abschluss einer verbindlichen Vereinbarung an sich. 

3.7 Kenntnis eines Mangels 

3.7.1 Veräußerer-Kenntnis: »Best of Knowledge« Qualifier vs. § 444 BGB 

und Artikel 447 des Zivilgesetzbuchs 

In der Praxis sind die Gewährleistungen im Vertrag über den Unternehmens- bzw. Handelsge-

schäftsverkauf oft durch ein sogenanntes »Best of Knowledge«, d. h. »nach Kenntnis« des Ver-

käufers qualifiziert. D. h., dass der Veräußerer die jeweiligen Garantien auf Basis seiner Kennt-

nis als Gesellschafter oder gegebenenfalls Geschäftsführer gewährleistet.409 

Die Wirksamkeit einer solchen Qualifikation ist jedoch zweifelhaft, da nach den allgemei-

nen zivilrechtlichen Grundsätzen gemäß § 444 BGB in Deutschland der Verkäufer sich nicht 

auf die Vereinbarung berufen kann, soweit er den Rechtsmangel arglistig verschwiegen hatte 

oder eine Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat. 

Nach Artikel 447 des Zivilgesetzbuchs in Ägypten erstreckt sich die Gewährleistung in 

erster Linie auf Mängel, die dem Verkäufer unbekannt sind, wenn der Mangel den Wert oder 

Nutzen der verkauften Sache beeinträchtigt. Als Ausnahme gilt die Gewährleistung allerdings 

nicht für Mängel, die der Käufer zum Zeitpunkt des Verkaufs kannte oder durch Prüfung des 

 
409  STRATZ/HÖRTNAGL/BLUM (2013), § 3, Rn. 138. 
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Verkaufs mit Sorgfalt eines ›ordentlichen Mannes‹ selbst hätte identifizieren können (vgl. § 442 

Absatz 1 Satz 1 BGB), es sei denn, der Verkäufer hatte den Mangel arglistig verschwiegen oder 

dem Käufer ausdrücklich bestätigt, dass der Verkauf frei vom jeweiligen Mangel ist. 

In der ägyptischen Lehre wird diese Überlegung nicht verfolgt, jedoch bespricht die deut-

sche Lehre, dass diese Vorschrift der beim Unternehmenskauf seit Jahrzehnten gängigen Pra-

xis, die Haftung auf Einstandspflichten für die Vertragsparteien zu beschränken, widerspricht, 

und vor dem Hintergrund forderte die Lehre den Gesetzgeber auf, diese Unsicherheit zu behe-

ben.410 In 2003 wurde ein Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

(Gesetz zur Beseitigung der Rechtsunsicherheit beim Unternehmenskauf), eingebracht von der 

CDU/CSU-Fraktion am 3.6.2003, BT-Dr 15/1096 übermittelt, der sich am Vorschlag der Lehre 

(Pfeiffer) orientierte,411 allerdings wurde 444 BGB bislang nicht beschränkt. 

3.7.2 Erwerber-Kenntnis: Due Diligence vs. § 442 Absatz 1 Satz 1 BGB 

und Artikel 447 des Zivilgesetzbuchs 

Eine Gegensatz- bzw. Parallelpraxis ist die Due Diligence, die der Käufer vor Abschluss des 

Unternehmenskaufvertrags führt. Das Verhältnis dieser Praxis zu der Gewährleistung ist von 

besonderem Interesse, da sie möglicherweise eine limitierende Wirkung auf die Gewährleis-

tung haben könnte. In der deutschen Lehre kommen Haftungsausschluss- und Haftungsminde-

rungsgründe nach §§ 442, 252 BGB in Betracht,412 und zwar wird vertreten, dass die Haftung 

des Verkäufers aus culpa contrahendo wegen positiver Kenntnis des Käufers oder fahrlässiger 

Unkenntnis über die haftungsbegründenden Umstände ausgeschlossen werden könnte.413 

Eine solche Überlegung in Bezug auf Haftung bei Unternehmensverkauf wird in der ägyp-

tischen Lehre nicht erörtert, obwohl die bürgerrechtlichen Prinzipien, wie des Weiteren darge-

stellt, vergleichbar sind. Gemäß § 442 BGB sind die Rechte des Käufers wegen eines Mangels 

ausgeschlossen, wenn er bei Vertragsschluss den Mangel kennt. Ist dem Käufer ein Mangel 

infolge grober Fahrlässigkeit unbekannt geblieben, kann der Käufer Rechte wegen dieses Man-

gels nur geltend machen, wenn der Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen oder eine 

 
410  ZRP 2003, 272, unter Hinweis auf: CANARIS (Fn. 3), S. 87; Schulte-Nölke, ZGS 2002, 72 (75); THIESSEN 

(2003), DStR 2002, 809 (816); Faust, ZGS 2002, 271 (274); Pfeiffer, ZGS 2003, 161. 
411  ZRP 2003, 272. 

412  U. a. ETTINGER (2012), Teil C Rn. 44; PÖLLATH/ENGELHARDT/BERGJAN/PUPETER/BERGER (2017), Rn. 43; 

THIESSEN (2003), S. 51 ff.; STRATZ/HÖRTNAGL/BLUM (2013), 3, Rn. 185 ff. 

413  PICOT (2004), § 4, MERKT/GÖTHEL (2011), § 2, Rn. 94–98; STRATZ/HÖRTNAGL/BLUM (2013), § 2, Rn. 39, 

Thiessen, S. 51; RÖMERMANN/BÜSCHING (2018), Rn. 185–187. 
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Garantie für die Beschaffenheit der Sache übernommen hat. Eine ähnliche Vorschrift ist nach 

Artikel 447 des ägyptischen Zivilgesetzes vorgesehen. Als Ausnahme der Gewährleistung, dass 

die verkaufte Sache die Eigenschaften besitzt, die der Verkäufer dem Käufer garantiert hat, und 

dass die Sache keinen Mangel aufweist, der ihren Wert oder Nutzen mindert, sieht Artikel 447 

des ägyptischen Zivilgesetzes vor, dass der Verkäufer die Mängel nicht gewährleistet, die der 

Käufer zum Zeitpunkt des Verkaufs kannte oder die er selbst hätte entdecken können, wenn er 

die gekaufte Sache mit der Sorgfalt eines ›ordentlichen Mannes‹ untersucht hätte, es sei denn, 

der Käufer weist nach, dass der Verkäufer ihm versichert hatte, dass die verkaufte Sache frei von 

diesem Mangel ist, oder dass er den Nachweis erbringt, dass der Verkäufer den Mangel bewusst 

täuschend verschwiegen hatte. Dementsprechend wäre auch nach ägyptischem Recht zu vertre-

ten, dass die Haftung des Verkäufers beim Unternehmensverkauf aus culpa contrahendo wegen 

positiver Kenntnis des Käufers oder fahrlässiger Unkenntnisse über die haftungsbegründenden 

Umstände ausgeschlossen werden könnte. Mängel, die der Käufer bei der Due Diligence nicht 

entdeckt, seien daher nicht gewährleistet, es sei denn, der Verkäufer hatte dem Käufer aus-

drücklich versichert, dass das Handelsgeschäft frei von diesem Mangel ist, oder dass der Ver-

käufer während der Due Diligence den Mangel bewusst täuschend verschwiegen hatte. 

Hier wird auch argumentiert, dass eine grob fahrlässige Unkenntnis des Käufers etwa auch 

dann bestehen würde, wenn der Käufer eine Due Diligence vor dem Kauf unterlässt, obwohl 

eine solche Auslegung in der Rechtsprechung begrenzt sei und die herrschende Meinung ist, 

dass eine unterlassene Due Diligence beim Vorwurf der groben Fahrlässigkeit nicht allein zu 

einem Verlust der Gewährleistungsrechte des Käufers führen würde.414 Allerdings kann argu-

mentiert werden, dass die Due Diligence mittlerweile eine Verkehrssitte geworden ist, so dass 

ein Unternehmenskauf ohne eine Due Diligence praktisch nicht mehr vorkomme.415 Daher 

entfalle bei Unterlassung der Due Diligence der Gewährleistungsanspruch, wobei dem Käufer 

der Einwand des Mitverschuldens des Verkäufers zu verwehren ist.416 

Es ist auch vertretbar, dass eine Due Diligence nach ägyptischer Praxis die Norm ist und 

dass dies als die Sorgfalt eines Durchschnittsbürgers bei der Untersuchung der Sache (in dem 

Fall des Unternehmens bzw. Handelsgeschäfts) gilt. Der Erwerber hat auch das Recht, die 

Buchhaltungen des Handelsgeschäfts zu sehen.417  

Hier kommt noch ein zusätzliches Instrument ins Spiel, und zwar der Letter of Disclosure, 

wo insbesondere beim Verkauf größerer Unternehmen bzw. Handelsgeschäfte der Verkäufer 

 
414  ETTINGER (2012), Teil C Rn. 74. 
415  MERKT/GÖTHEL (2011), § 2, Rn. 99. 

416  MERKT/GÖTHEL (2011), § 2, Rn. 100. 
417   Siehe Teil I 5.1.4 dieser Arbeit. 



 4. Internationales Handelsgeschäft bzw. Unternehmenskauf 199 

alle ihm bewussten Mängel als Einschränkung der Gewährleistung angibt. Somit kann behaup-

tet werden, dass alles, was nicht enthalten ist, als verschwiegen ausgelegt werden könne. 

4. Internationales Handelsgeschäft bzw. Unternehmenskauf 

Ist der Verkäufer oder der Käufer im Ausland ansässig oder hat das verkaufte Handelsgeschäft 

Bezüge zum Ausland oder muss der Kauf auf einem ausländischen Markt durchgeführt wer-

den, so liegt ein Handelsgeschäft bzw. Unternehmenskauf mit Auslandsbezug vor.418  

4.1 Anwendbares Recht 

4.1.1 Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG) 

Die Lehre ist sich einig,419 dass das Unternehmensvermögen nicht durch die beweglichen Sa-

chen bestimmt wird, sondern ebenso, wenn nicht gar in erster Linie, durch die immateriellen 

Werte wie Firma, Beziehung zur Kundschaft, Geschäftsreputation etc., wobei sich das Unter-

nehmenskaufrecht gemäß Artikel 1 CISG mit Waren beschäftigt und somit das Unternehmens-

kaufrecht nicht auf den gesamten Unternehmenskauf geltend gemacht werden kann.420 Unter-

nehmenskaufrecht könnte dennoch in Betracht gezogen werden, wenn es sich beim Unterneh-

menskauf im Wege eines Asset Deals um die Gesamtheit von Waren handelt und wo diese den 

Wert der Transaktion darstellen. Hier ist die Unterscheidung wichtig, ob es sich um einen Un-

ternehmenskauf im deutschen Sinne oder um ein Handelsgeschäft im ägyptischen Sinne han-

delt, d. h., ob eine Gesamtheit von Wirtschaftsgütern inklusive Waren veräußert wird oder ob 

die Bewertung der Transaktion bzw. des Unternehmens sich auf die Beziehung zur Kundschaft 

und Geschäftsreputation (zusammen das Handelsgeschäft) richtet. Hierbei wäre die Überle-

gung, dass der überwiegende Teil der Bewertung von den Waren stammt, auch nach deutscher 

Sicht zweifelhaft, da den Kaufgegenstand das Unternehmen bildet und nicht dessen einzelne 

Bestandteile.421 In seltenen Fällen, wo beim Asset Deal der warenkaufrechtliche Teil in einen 

 
418  GEBELE (2015), § 1, Rn. 12. 
419  GEBELE (2015)§ 4, Rn. 16; MERKT/GÖTHEL (2011), § 4, Rn. 16–20. BEISEL/KLUMPP/BEISEL/THEYSOHN-

WADLE (2006), § 7 Rn. 12. 

420  GEBELE (2015), § 6 Rn. 10. 

421  BECK OGK/WILHELMI, Rn. 944. 
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vom Rest – d. h. den nicht warenkaufrechtlichen Teil – der Transaktion gesonderten Vertrag 

vereinbart wird, gilt das Unternehmenskaufrecht, da das letztere sich nur mit Waren als Kauf-

objekt und mit dem Grund für den Kauf beschäftigt, also der Frage, ob es sich um einen Handel 

oder eine Unternehmensveräußerung handelt. Hier genügt es allerdings nicht, dass die Teilung 

rechtlich möglich ist oder dass der nicht warenkaufrechtliche Teil im Vergleich zu der ganzen 

Transaktion vom geringen Umfang ist, sondern die Parteien müssen die Teilung tatsächlich 

vorgenommen haben bzw. müssen die Teile nach Vorstellung beider Parteien getrennt sein. 

Ansonsten, d. h., wenn ein einheitlicher Vertrag vorliegt, ist das Unternehmenskaufrecht nicht 

anwendbar, und zwar aus verschiedenen Gründen, u. a. dem, dass das Unternehmenskaufrecht 

nur auf Sachgesamtheiten anwendbar ist, nicht aber auf Gesamtheiten wie Unternehmensver-

mögen, die z. B. Immobilien, Immaterialgüter und Rechten beinhalten, und dass bei der Ver-

äußerung beweglicher und unbeweglicher Sachen die letzteren von größerer Bedeutung sind, 

sowie dass die immateriellen Werte wie Firmenwerte wesentlicher sind. Weiter behauptet die 

Lehre, dass dem Unternehmen die erforderliche Marktgängigkeit fehle.422 

4.1.2 Vertragsstatut 

4.1.2.1 Grundsatz und Umfang 

Bei einem solchen ›internationalen‹ Unternehmenskauf ist es wichtig zu bestimmen, welchem 

Recht der Kauf bzw. der Vertrag unterliegt. In der internationalen Praxis mögen die Parteien 

zwar alles im Detail im Vertrag regulieren, dennoch bleiben trotz aller Sorgfalt bei der Ver-

tragsformulierung Details ungeregelt. Außerdem zeigt das maßgebliche Vertragsrecht, welchen 

Gestaltungsspielraum die Parteien nach dem jeweiligen Vertragsrecht haben und auch, wie die 

vertraglich geregelten Beziehungen und Formulierungen zu beurteilen und auszulegen sind.423  

Nach den Vertragsstatuten lassen sich nach Artikel 10 Rom I-VO Zustandekommen und 

Wirksamkeit des Vertrags beurteilen. Weiter unterliegen dem Vertragsstatut nach Artikel 12 

Rom I-VO die Auslegung, die Erfüllung der durch den Vertrag begründeten Verpflichtungen, 

Folgen der Nichterfüllung dieser Verpflichtungen, Erlöschen des Vertrags und Folgen seiner 

Nichtigkeit.  

Hinsichtlich der Erfüllung muss der Inhalt des Vertrags beurteilt werden, d. h. Gegenstand 

der Leistungsplicht und somit, was als vertragsmäßige Erfüllung gilt, sowie Leistungszeit bzw. 

Fälligkeit und Leistung- bzw. Erfüllungsort, richtiger Schuldner, richtiger Gläubiger und ge-

gebenenfalls weitere Fragen, d. h., die Aufstellung ist nur eine beispielhafte Aufzählung. Des 

 
422  GEBELE (2015), § 4, Rn. 12. 

423  Vgl. MERKT/GÖTHEL (2011), § 4 Rn. 2. 
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Weiteren werden Haupt- und Nebenleistungspflichten, insbesondere Mitwirkungspflichten 

nach dem Vertragsstatut beurteilt.424  

Die Folgen der vollständigen oder teilweisen Nichterfüllung der Leistungspflichten unter-

liegen dem Vertragsstatut, nach dem u. a. Unmöglichkeit, Vorzug, positive Forderungsverlet-

zung, Schlechterfüllung und Wegfall der Geschäftsgrundlage zu beurteilen sind. Neben dem 

Vertragsstatut muss hinsichtlich der Maßnahmen, die der Gläubiger bei mangelhafter Erfüllung 

zu treffen hat, jedoch auch das Recht am Erfüllungsort berücksichtigt werden.425 

Unbeachtet des Vertragsrechts gilt das Recht am Sitz des Unternehmens für gewisse An-

gelegenheiten wie Vertragserfüllung, Steuerrecht und Arbeitsrecht.426 Das gilt ungeachtet ver-

traglicher Rechtswahl, und zwar gilt das vereinbarte Vertragsstatut nur für das Verpflichtungs-

geschäft. Jedoch unterliegt das Erfüllungsgeschäft, insbesondere die Rechtsübertragung, einer 

anderen Rechtsordnung.427 

Das maßgebliche Vertragsrecht wird bei fehlender Rechtswahl nach den Bestimmungen 

des Internationalen Privatrechts bestimmt; auch ›Kollisionsrecht‹ genannt. Das ist kein einzel-

nes supranationales Recht im Sinne eines Gesetzes, sondern es bestimmt jede nationale Privat-

rechtsordnung die eigenen sogenannten Kollisionsnormen und -regeln. Das bedeutet, dass das 

›Internationale‹ Privatrecht von einem Land zum anderen bzw. von einer Gerichtsbarkeit zur 

anderen nicht unbedingt die gleichen Bestimmungen vorsehen würde. Diese verschiedenen 

Rechte wurden durch die Verordnung (EG) Nr. 593/2008 (Rom I-VO) harmonisiert. Parallel 

vereinheitlicht die Rom II-VO weitgehend das Kollisionsrecht im Bereich der außervertragli-

chen Schuldverhältnisse. Obwohl die Rom I-VO und Rom II-VO europäische Verordnungen 

sind, gelten sie gemäß Artikel 3.2 EGBGB als die deutschen Kollisionsnormen und ersetzen 

Artikel 27–37 EGBGB nicht nur in europäischen, sondern auch in völkerrechtlichen bzw. 

außereuropäischen Verhältnissen.428 

Bei fehlender Rechtsauswahl würde der Unternehmenskaufvertrag grundsätzlich dem 

Recht am Ort des veräußernden Rechtsträgers des Unternehmens unterliegen. Hier ist das Ziel-

unternehmen bzw. die Zielgesellschaft selbst der Verkäufer und somit der Erbringer der cha-

rakteristischen Leistung i. S. v. Artikel 19 Absatz 1 Satz 1 ROM I-VO.429 Ausnahmsweise ist bei 

 
424  REITHMANN (2022), Rn. 3.116; MERKT/GÖTHEL (2011), § 5 Rn. 20. 
425  Artikel 12 Absatz 1 lit. c Rom I-VO, Artikel 12 Absatz 2 Rom I-VO, MERKT/GÖTHEL (2011), § 5 Rn. 34 f. 
426  MERKT/GÖTHEL (2011), § 4 Rn. 56. 
427  REITHMANN (2022), Rn. 3.119. 
428  Gesetz zur Anpassung der Vorschriften des Internationalen Privatrechts an die Verordnung (EG) Nr. 593/

2008 vom 25.06.2009 (BGBl. I S. 1574), in Kraft getreten am 17.12.2009. 
429  MERKT/GÖTHEL (2011), § 4 Rn. 122. 

https://dejure.org/BGBl/2009/BGBl._I_S._1574
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Forderungskauf das Recht maßgeblich, dem der Vertrag zwischen den Parteien der Forderung 

unterliegt.430 

Nach ägyptischem Recht folgt im Grundsatz das nationale Kollisionsrecht, d. h., die Kolli-

sionsregeln im Zivilgesetzbuch wurden nicht ausdrücklich ersetzt. 

Nach Artikel 19 des Zivilgesetzbuchs gilt für vertragliche Schuldverhältnisse bei fehlender 

ausdrücklicher oder stillschweigender Rechtswahl und vorausgesetzt, dass sich aus den Um-

ständen nicht ergibt,431 dass ein anderes Recht zur Anwendung kommen soll, das Recht des 

Staates, in dem die Vertragsparteien ihren gemeinsamen Wohnsitz haben, sofern die Parteien 

einen gemeinsamen Wohnsitz haben. Bei abweichendem Wohnsitz gilt das Recht des Staates, 

in dem der Vertrag geschlossen wurde.  

Aus praktischer Sicht könnte man argumentieren, dass die Bestimmung nach Artikel 19 

des ägyptischen Zivilgesetzes nicht der ROM I-VO widerspricht, da sich aus den Umständen 

bei Asset Deals in der Regel das Recht am Sitz des Unternehmens als maßgeblich ergeben 

würde. Allerdings hat der Vertrag nicht unbedingt immer eine enge bzw. engere Verbindung 

zum Sitz des Unternehmens, da z. B. manche Unternehmen ihren Sitz an einem anderen Ort 

haben könnten als dem, an dem sich die Vermögenswerte befinden. 

4.1.2.2 Grenzen der Parteiautonomie bei der Rechtswahl 

4.1.2.2.1 Ordre public 

Das ägyptische Recht sieht bestimmte Einschränkungen der Freiheit der Parteien vor, sich über 

geltendes Recht zu einigen, unter anderem in Bezug auf Fragen der öffentlichen Ordnung ge-

mäß Artikel 28 des Zivilgesetzbuchs, das vorsieht, dass die Bestimmungen eines ausländischen 

Rechts nicht anwendbar sind, wenn diese gegen die öffentliche Ordnung oder die guten Sitten 

in Ägypten verstoßen. Anders als in den GCC-Ländern, wo Gerichte dazu neigen, solche Vor-

behalte zu verwenden, um de facto ihr lokales Recht auf alle Rechtsfragen des Falls anzuwen-

den (trotz der Rechtswahl der Parteien), beschränken die ägyptischen Gerichte ihre Anwen-

dung des lokalen Rechts im obigen Sinne tatsächlich nur auf Fragen der öffentlichen Ordnung 

und der Moral. 

Die jeweils relevanten öffentlichen Ordnungen und Moralvorstellungen hängen stark von 

der Tätigkeit des Unternehmens ab, u. a. dann, wenn es mit dem Transfer von Technologie 

 
430  MERKT/GÖTHEL (2011)§ 4 Rn. 123. 
431  Vgl. Artikel 4 Absatz 3 Rom I-VO: Sind alle anderen Elemente des Sachverhalts zum Zeitpunkt der Rechts-

wahl in einem anderen als demjenigen Staat gelegen, dessen Recht gewählt wurde, so berührt die Rechtswahl 

der Parteien nicht die Anwendung derjenigen Bestimmungen des Rechts dieses anderen Staates, von denen 

nicht durch Vereinbarung abgewichen werden kann.  
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zusammenhängt, und sie werden des Weiteren daher nicht im Einzelnen erörtert. Allerdings 

kommt eine ›quasi‹ öffentliche Ordnung in Betracht bei allen Verträgen, wenn es um die Ver-

schreibungsfrist geht. Artikel 388 des ägyptischen Zivilgesetzbuchs verbietet es den Parteien, 

andere als die gesetzlich vorgesehenen Verjährungsfristen zu vereinbaren. Dementsprechend 

kann argumentiert werden, dass, obwohl Verjährungsfristen zwar nicht als öffentliche Ordnung 

im Sinne der Moral und Sitten angesehen werden, sie dennoch als vorrangige zwingende Be-

stimmungen bzw. Eingriffsnormen gelten. Es bestehen daher Bedenken, dass ägyptische Ge-

richte die Verjährungsvorschriften des ägyptischen Rechts unabhängig von den jeweiligen Ver-

jährungsfristen nach vereinbartem deutschen Recht, allerdings unbeschadet dessen Anwen-

dung in der Sachangelegenheit, anwenden würden. 

Gemäß Artikel 374 des ägyptischen Zivilgesetzbuchs beträgt die Verjährungsfrist fünfzehn 

Jahre, mit Ausnahme unter anderem der Fälle, für die eine Sonderregelung gesetzlich vorgesehen 

ist. Hier sieht Artikel 68 des ägyptischen Handelsgesetzbuchs vor, dass die sich unter Kaufleu-

ten ergebenden Verpflichtungsgeschäfte, die mit ihren Handelsgeschäften verbunden sind, mit 

Ablauf von sieben Jahren ab dem Datum verjähren. Problematisch in Bezug auf die Übertragung 

eines Handelsgeschäfts bzw. Unternehmens ist hier, ob Artikel 69 des Handelsgesetzbuchs An-

wendung findet oder die Übertragung der generellen Regelung Artikel 374 des Zivilgesetz-

buchs unterliegt, wenn es um eine Übertragung unter Kaufleuten geht. So lassen sich Handels-

geschäfte in Artikel 4 des Handelsgesetzbuchs u. a. über Kauf und Verkauf von beweglichen 

Gegenständen oder Gründung von Gesellschaften definieren. Das Handelsgesetzbuch neigt je-

doch zu der Auslegung, dass der Kauf von Unternehmen bzw. Handelsgeschäften an sich kein 

Kauf von beweglichen Gegenständen ist (auch nicht an sich eine Gründung einer Gesellschaft), 

und Artikel 69 des Handelsgesetzbuchs hier nicht anwendbar ist, selbst wenn die Übertragung 

unter Kaufleuten geschlossen wird, was im Gegensatz bedeutet, dass die Verjährungsfrist bei 

der Übertragung des Unternehmens bzw. Handelsgeschäfts fünfzehn Jahre beträgt. 

Im deutschen Recht ist § 613 a BGB über Fortsetzung der Arbeitsverhältnisse mit dem 

neuen Betriebsinhaber beim Betriebsinhaberwechsel eine zwingende rechtswahlfeste Bestim-

mung. Die Vorschrift wird als integraler Bestandteil der deutschen Rechtsordnung betrachtet, 

unabhängig von der getroffenen Wahl des Arbeitsvertragsstatuts, und sie findet stets Anwen-

dung, wenn der übliche Arbeitsort in Deutschland liegt.432 

Eine andere aus deutscher Sicht wichtige Überlegung entsteht, wenn die Übertragung des 

Handelsgeschäfts der Beurkundung nach § 311 b Absatz 3 BGB unterliegt. Zwar ist selbst im 

Inlandsbezug unklar, ob eine Beurkundung überhaupt erforderlich ist, es ist aber auch beden-

kenswert, ob beim Fehlen der Beurkundung von der Veräußerung eines sich im Ausland befin-

 
432  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6, Rn. 99. 



204 Teil III: Bestehende Regelungen des Handelsgeschäfts im Verhältnis zu aktuellen Entwicklungen  

denden Unternehmens die Beurkundung erforderlich ist und ob beim Fehlen einer solchen Be-

urkundung die Übertragung auch im Auslandsbezug nichtig wäre. 

4.1.2.2.2 Eingriffsnormen und Abspaltung vom Vertragsstatut433 

In der Praxis würden die Parteien eines Unternehmenskaufs mit Auslandsbezug eine Rechts-

wahlklausel im Kaufvertrag vereinbaren.434 Problematisch ist jedoch, dass die vereinbarte An-

knüpfung beim Unternehmensverkauf im Wege eines Asset Deals nicht immer möglich ist, und 

zwar weil sich die übertragenen Wirtschaftsgüter bzw. Bestandteile des Handelsgeschäfts Ver-

tragstypen nach Artikel 4 Absatz 1 ROM I-VO zuteilen könnten, wie u. a. dem dinglichen Recht 

an unbeweglichen Sachen oder gewerbliche Schutzrechte.435 Die Rom I-VO betrifft aus-

schließlich vertragliche Schuldverhältnisse. Im Sinne des Verkehrsschutzes ergibt sich keine 

Parteiautonomie, d. h., die Parteien haben keine freie Rechtswahl hinsichtlich der dinglichen 

Erfüllungsgeschäfte, für die das anwendbare Recht gemäß des jeweiligen nationalen Interna-

tionalen Privatrechts geprüft werden muss.  

Bei Asset Deals gilt nach § 43 Absatz 1 EBGBG, dass das Recht des Staates maßgeblich 

ist, in dem sich die Sache befindet. Sollten sich die zu übertragenden Sachen in verschiedenen 

Staaten befinden, muss der Eigentumsübergang unter Berücksichtigung der Rechtssysteme der 

jeweiligen Staaten geprüft werden. Wenn jedoch eine »erheblich engere Verbindung« zu einem 

anderen Staat besteht, ist gemäß § 46 EGBGB das Recht dieses Staates maßgeblich, vorausge-

setzt, dass die Regelverknüpfung gemäß § 43 EGBGB zu einer Anwendung eines extrem ent-

fernten Rechtssystems führen würde, während ein anderes Recht deutlich näherliegend ist und 

die fehlerhafte Anknüpfung gemäß § 46 EBGBG den Handel nicht gefährdet.436 Das Recht, das 

gemäß den §§ 43–46 EGBGB auf das betreffende Objekt angewendet wird, ist gemäß § 11 Ab-

satz 4 EGBGB zwingend auch für Fragen der Formgebung maßgeblich.437 

Besonders wichtig ist hier die Bestimmung geltenden Rechts bei der Übertragung imma-

terieller Bestandteile des Handelsgeschäfts bzw. Unternehmens wie Firma, Forderungen, Ar-

beitsverhältnisse, Schuld- und Vertragsübernahme etc., wo es nicht um das Vertragsstatut geht, 

 
433  Da immaterielle Bestandteile des Unternehmens von wesentlicher Bedeutung als Immobilien sind, beschäf-

tigt sich dieser Abschnitt nicht mit den Grenzen der Parteiautonomie in Bezug auf Immobilienveräußerung. 

Dazu mehr unter MERKT/GÖTHEL (2011), § 4 und BEISEL/KLUMPP/BEISEL/THEYSOHN-WADLE (2006), § 7 

und der Hinweis, dass gemäß Artikel 19 des ägyptischen Zivilgesetzes Immobilien zwingend dem Lex rei 

sitae unterliegen und keinem anderen Recht unterworfen werden können. 

434  MERKT/GÖTHEL (2011)§ 4, Rn. 46. 
435  GEBELE (2015), § 6, Rn. 123; HÖLTERS (2005), Rn. 15 ff.; KNOTT (2019), Rn. 2096. 
436  MEHRBREY (2022), Rn. 290. 
437  MEHRBREY (2022), Rn. 292. 
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sondern eher u. a. um ein Personalstatut (Firma), Forderungsstatut (Forderungen), Übernahme-

statut (Schuld- und Vertragsübernahme), Arbeitsvertragsstatut und Immaterialgüterstatut.438 

Das Verhältnis zwischen Veräußerer und Erwerber einer Forderung richtet sich gem. Arti-

kel 14 Absatz 1 Rom I-VO nach dem Recht des schuldrechtlichen Vertrags zwischen Veräußerer 

und Erwerber, also dem Recht des Unternehmenskaufvertrags.439 Die Übertragbarkeit der For-

derung selbst richtet sich jedoch nach dem Recht, dem die Forderung unterliegt, d. h., bei der 

Erfüllung der Übertragung von Forderungen ist das Recht der übertragenden Forderung gel-

tend zu machen.440 Es müssen daher Eingriffsnormen im Ort der Bestandteile in Betracht ge-

zogen werden, da es hierbei z. B. bei Immobilien oder Wertpapieren mandatorische Formali-

tätsbestimmungen zur Übertragung geben könnte. Artikel 4 Absatz 2 ROM I-VO verweist zwar 

auf das Recht des Staats, in dem die Partei, welche die für den Vertrag charakteristische Leis-

tung zu erbringen hat, ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat, dies wäre aber keine Lösung des 

Konflikts, wenn der Aufenthalt dieser Partei nicht im selben Ort der Sache ist, die einer Ein-

griffsnorm unterliegt. Es ergibt sich als unvermeidliche Schlussfolgerung, dass die Parteiauto-

nomie beim Unternehmenskauf (im deutschen Sinne) im Wege eines Asset Deals für das Sa-

chenrechtsstatut eingeschränkt ist.441 Beim ägyptischem Handelsgeschäft ist diese Problematik 

vielleicht anders gelegen, da die Hauptbestandteile des Handelsgeschäfts – d. h. die Beziehung 

zur Kundschaft und die Geschäftsreputation – nicht nur bestimmten Eingriffsnormen unterlie-

gen, sondern auch dem kompletten bzw. spezifischen Gesetz Nr. 1911/1940, das zwar die Forma-

litätsvorschriften der Veräußerung im Außenverhältnis regelt, allerdings nicht die Auswirkun-

gen auf die Parteien in ihrem Innenverhältnis. Gemäß der ägyptischen Lehre können sich die 

Parteien jedoch auf eine Unterscheidung zwischen den Angelegenheiten einigen und somit 

eine Angelegenheit, die zu einem bestimmten Vertrag gehört, einem Gesetz unterwerfen, wäh-

rend eine andere Angelegenheit, die zu demselben Vertrag gehört, einem anderen Gesetz un-

terliegt.442 Es wäre vor diesem Hintergrund möglich, die Veräußerung bestimmter Bestandteile 

einem ausländischen Recht zu unterwerfen und andere Bestandteile bzw. die Formalitäts-

schritte ihrer Veräußerung nach dem ägyptischem Recht zu richten. Dies ist auch nach deut-

schem Recht gestattet.443 In der Praxis wird auch bei der Vorbereitungsphase des Vertrags be-

 
438  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6 Rn. 99–104; MEHRBREY (2022), Rn. 292. 
439  MEHRBREY (2022), Rn. 293. 
440  GEBELE (2015), § 6, Rn. 124. 
441  HÖLTERS (2005), Rn. 15.99. 
442  TOLBA (o. J.), Bd. 1, S. 456. 
443  MERKT/GÖTHEL (2011), § 4, Rn. 97 f. unter Hinweis auf Artikel 3 Absatz 2 Satz 3 Rom I-VO. 
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rücksichtigt, dass die Übertragung einzelner bzw. bestimmter Wirtschaftsgüter zwingend nach 

dem Ort der Belegenheit beurteilt werden soll.444 

Nach deutschem Recht unterliegt die Übertragung des Eigentums an körperlichen Mobi-

lien gemäß Artikel 43 Absatz 1 EGBG dem Recht am Ort der Belegenheit. Gelangt eine Sache, 

an der Rechte begründet sind, in einen anderen Staat, so können diese Rechte gemäß Artikel 43 

Absatz 3 EGBG nicht im Widerspruch zu der Rechtsordnung dieses Staates ausgeübt werden. 

Die mitverkauften Patente, Markenrechte und andere Immaterialgüterrechte richten sich nach 

dem Recht des jeweiligen Schutzlandes.445 

Vergleichbar unterliegen, gemäß Artikel 18 des ägyptischen Zivilgesetzbuchs, Besitz, Ei-

gentum und dingliche Rechte bei beweglichen Sachen dem Recht des Ortes, an dem sich die 

bewegliche Sache zum Zeitpunkt der Verwirklichung des Grundes der Übertragung des Besitzes, 

des Eigentums oder anderer dinglicher Rechte befindet. Nach dem Recht des Lageorts lässt sich 

u. a. beurteilen, welche Anforderungen an die Bestimmtheit der Mobilien gestellt werden.446 

Jedoch ist es unklar, ob der Geltungsbereich von Artikel 18 sich auch auf Immaterialgüter 

bezieht, d. h., es gibt kein klares Immaterialgüterstatut nach ägyptischem Recht. 

Nach deutschem Recht gilt als Einschränkung der Einheitstheorie, dass urheberrechtliche 

Fragen zwingend dem jeweiligen Schutzlandrecht unterliegen.447 Allerdings ist es ist »streitig, 

ob die Übertragung der Nutzungsrechte dem Schutzlandprinzip unterstellt werden soll oder 

dem Vertragsstatut und damit einer Rechtswahl der Parteien offen stünde«.448 

4.1.2.2.2.1 Firma 

Beim Unternehmenskauf anhand eines Asset Deals richtet sich die Übertragung der Firma nach 

dem Gesellschaftsstatus des veräußernden Unternehmensträgers.449  

Hierzu soll dem Begriff der Firma im Kollisionsrecht ein weitergehendes Verständnis zu-

grunde gelegt werden als im materiellen Recht, d. h., das Firmenrecht umfasst alle Vorschriften 

über die Bildung und den Gebrauch des Handelsverkehrs der Firma unabhängig davon, ob der 

veräußernde Unternehmensträger als Kaufmann i. S. v. deutschem Handelsrecht qualifiziert 

 
444  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6, Rn. 77. 
445  MEHRBREY (2022), § 12 Rn. 43. 
446  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6 Rn. 78. 
447  KRONKE/MELIS/KUHN (2017) Rn. 408; unter Hinweis auf BGH v. 17.6.1992 – I ZR 182/90, NJW 1992, 2824 – 

Alf; Drexl in MünchKomm/BGB, IntImmGR, Rz. 7. 

448  In diesen Worten, KRONKE/MELIS/KUHN (2017), Rn. 409. 
449  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6 Rn. 100. 

https://www.juris.de/r3/document/KORE304719200/format/xsl/part/K?oi=SNUke3fFqM&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://www.juris.de/r3/document/KORE304719200/format/xsl/part/K?oi=SNUke3fFqM&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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sein kann. Es wird also als Sammelbegriff für die Person des Unternehmensinhabers verwen-

det, unabhängig von dessen Rechtsform und Art und der Gestaltung des Geschäftsbetriebs.450  

Weiter muss zwischen Firmenbildung und Firmengebrauch unterschieden werden, da im 

Grunde genommen beide Fälle – d. h., ob die Firma in das deutsche Handelsregister eingetra-

gen ist, oder ob sie eine ausländische im deutschen Geschäftsverkehr gebrauchte Firma ist – 

dem deutschen Firmenrecht unterliegen würden.451 

4.1.2.2.2.2 Forderungen 

In Bezug auf die Übertragung von Rechten ist es wichtig, zwischen der Verpflichtung und der 

Erfüllung dieser Verpflichtung, sprich: der Abtretung, zu unterscheiden. Die Verpflichtung, 

einschließlich des Verkaufs, unterliegt einem eigenständigen Rechtsrahmen, der gemäß den 

üblichen Bestimmungen des Internationalen Schuldrechts in der Rom I-VO festgelegt ist. 

Wenn es um den Verkauf von Forderungen geht, die zum Unternehmensvermögen gehören, 

bestimmt Artikel 14 Absatz 1 der Rom I-VO, dass das Verhältnis zwischen dem bisherigen und 

dem neuen Gläubiger durch das Vertragsstatut und somit durch das Recht des Unternehmens-

kaufvertrags geregelt wird. Das Forderungsstatut ist in diesem Zusammenhang nicht maßgeb-

lich, es sei denn, es handelt sich um die speziell in Artikel 14 Absatz 2 der Rom I-VO genannten 

Ausnahmefälle. Insbesondere ergibt sich aus dem Vertragsstatut der Umfang der Einstandspflicht 

in Bezug auf die Verität der Forderung und die Bonität des Schuldners, wobei der rechtliche 

Grund der Forderung davon vollkommen unabhängig ist.452 Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Rom 

I-VO werden Forderungen nach dem Recht übertragen, dem das zugrundeliegende Verpflich-

tungsgeschäft selbst unterliegt. Das bedeutet, dass die Erfüllung der Übertragung dem Statut 

des Unternehmenskaufvertrags unterliegt. Jedoch muss zunächst beurteilt werden, ob bzw. in-

wiefern die jeweiligen Forderungen überhaupt übertragbar sind. Diese Übertragbarkeit sowie 

das Verhältnis zwischen Zessionär und Schuldner müssen nach dem Recht beurteilt werden, dem 

die Forderung unterliegt, also dem Forderungsstatut gemäß Artikel 14 Absatz 2 Rom I-VO.453 

4.1.2.2.2.3 Schuld- und Vertragsübernahme  

Sollte eine Übernahme eines Unternehmens auch die Übernahme von Verbindlichkeiten bzw. 

Schulden umfassen, unterliegt die vertragliche Verpflichtung des Übernehmers gegenüber dem 

bisherigen Schuldner den Bestimmungen des Kaufvertrags. Die Übernahme von Schulden un-

 
450  SCHÜNEMANN (2016), S. 50. 
451  SCHÜNEMANN (2016), S. 231. 
452  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6 Rn. 95. 
453  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6 Rn. 95. 
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terliegt im Innenverhältnis im Grundsatz dem Recht der übernommenen Verbindlichkeit, un-

abhängig davon, ob sie zwischen dem Gläubiger und dem Übernehmer oder dem bisherigen 

Schuldner und dem Übernehmer vereinbart wird.454 

Dabei richtet sich die eigentliche Übernahme nach ihrem eigenen Statut, d. h., das Rechts-

verhältnis zwischen dem bisherigen Schuldner und dem Übernehmer wird eigenständig an das 

Statut des Vertrags geknüpft, aufgrund dessen die Schuldenübernahme erfolgt. Im Verhältnis 

zwischen dem Gläubiger und dem Übernehmer unterliegt die Schuldenübernahme also weiter-

hin dem Statut der Schuld an sich.455 

Bei kumulativer Schuldenübernahme kann der Schuldbeitritt einem bestimmten Recht 

vertraglich unterstellt werden. Falls jedoch keine Rechtswahl vereinbart wurde, wird der 

Schuldbeitritt in der Regel nach dem Recht der Niederlassung des Beitretenden beurteilt oder, 

in Einzelfällen, nach dem Statut der übernommenen Schuld, wenn der Schuldbeitritt eng mit 

dieser verbunden ist.456 

Bei fehlender Rechtswahl richtet sich die Übernahme von Verträgen nach dem Recht, dem 

der übernommene Vertrag unterliegt (Übernahmestatut). Dieses bestimmt, ob eine Vertrags-

übernahme möglich und wirksam ist, und entscheidet auch darüber, ob die Zustimmung des 

Vertragspartners zur Übernahme erforderlich ist.457 

4.2 Grenzüberschreitende Fortführung des Unternehmens 
bzw. Handelsgeschäfts 

Aus praktischer Sicht würde, soweit ein grenzüberschreitender Erwerb eines Unternehmens oder 

Handelsgeschäfts eine Betriebsstätte auslöst, internationales Privatrecht nicht die gleiche Be-

deutung haben insofern, als es keinen tatsächlichen Auslandsbezug mehr gäbe, wenn der aus-

ländische Erwerber aus steuerlichen Gründen Betriebsstätten in Ägypten inkorporieren muss. 

Es kommen jedoch sämtliche Überlegungen in Frage hinsichtlich dessen, wie eine Gesell-

schafterin ein Unternehmen bzw. die Bestandteile eines Unternehmens grenzüberschreitend 

führen kann, und die daraus entstehende Rechtsbeziehungen, wenn ein ausländischer Erwerber 

trotzdem nicht inkorporiert. Um das Beispiel zu vereinheitlichen, wird das Folgende aus der 

Sicht eines deutschen Konzerns betrachtet, der ein ägyptisches Handelsgeschäft im Wege eines 

Asset Deals erworben hat. 

 
454  Artikel 3 ff. Rom I-VO; MERKT/GÖTHEL (2011), § 6, Rn. 96 f. 

455  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6, Rn. 96 f. 

456  Artikel 4 Absatz 2 und 3 Rom I-VO; MERKT/GÖTHEL (2011), § 6, Rn. 97. 
457  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6, Rn. 98. 
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4.2.1 Gesellschaftsstatut 

Das internationale Gesellschaftsrecht beschäftigt sich u. a. mit der Frage, nach welchem 

Rechtssystem die gesellschaftsrechtlichen Angelegenheiten einer Körperschaft beurteilt wer-

den sollen. Das anwendbare Recht wird als Personalstatut der Gesellschaft oder kurz als Ge-

sellschaftsstatut bezeichnet. Es bestimmt die Bedingungen, unter denen die Körperschaft »ent-

steht, existiert und erlischt«.458 

Das ägyptische Rechtssystem enthält keine besondere Gesetzgebung zu Kollisionsnormen 

an sich. Die meisten der Kollisionsnormen finden sich im ägyptischen Zivilgesetzbuch. Dazu 

kommen mehrere Bestimmungen bzw. Eingriffsnormen in anderen Gesetzen wie dem Han-

delsgesetzbuch und Schiedsgesetz Nr. 27/1994, die berücksichtig werden müssen. Wichtig ist 

auch zu berücksichtigen, dass das ägyptische Gesetz es den Parteien erlaubt, ihre Verhältnisse 

ausländischen Rechten zu unterwerfen, allerdings mit Ausschluss der Kollisionsnormen sol-

cher Rechte (Artikel 28 des Zivilgesetzbuchs). Diese Kollisionsnormen beschäftigen sich je-

doch nicht mit dem Gesellschaftsrecht. 

Im deutschen Recht existiert zwar kein geschriebenes Gesellschaftskollisionsrecht,459 al-

lerdings hat sich die Lehre mit der Frage des Gesellschaftskollisionsrechts beschäftigt. Es entwi-

ckelten sich 1) die Sitztheorie, nach der das Gesellschaftsrecht desjenigen Staates anwendbar ist, 

in dem die Gesellschaft ihren tatsächlichen Verwaltungssitz hat, 2) die Gründungstheorie, nach 

der das Recht des Staates anwendbar ist, nach dem die Gesellschaft gegründet wurde, und 3) die 

sogenannte Überlagerungstheorie. Die Überlagerungstheorie unterscheidet zwischen Innensta-

tut und Außenstatut der Gesellschaft. Im Innenstatut sei das Recht des Gründungsstaates an-

wendbar, wobei im Außenstatut bzw. bezüglich der Außenverhältnisse der Gesellschaft zu 

Dritten – Gläubigern, Gesellschaftern, Arbeitnehmern usw. – solche Dritten ein Interesse hät-

ten, das ihnen bekannte Recht geltend machen zu können, und somit ihr eigenes Recht zur 

Anwendung komme.460 In anderen Worten wird nach der Überlagerungstheorie (auch bekannt 

als Doppelsitztheorie) die Gesellschaft sowohl dem Recht des Staates unterworfen, in dem sie 

ihren tatsächlichen Verwaltungssitz hat (Sitzstaatstheorie), als auch dem Recht des Staates, in 

dem sie ihren rechtlichen Sitz (Gründungsstaat) hat, d. h., es findet eine Überlagerung beider 

Rechtsordnungen statt. Nach dieser Theorie gelten für die Gesellschaft die Vorschriften des 

Sitzstaates in Bezug auf ihre tatsächliche Verwaltung, ihre rechtlichen Beziehungen zu Dritten 

und ihre internen Angelegenheiten, die nicht ausdrücklich im Recht des Gründungsstaates ge-

 
458  BECK/OGK PROF. DR. GERALD SPINDLER (2023), 1.4.2023, AktG § 1, Rn. 106. 
459  SCHÄFER (2009), S. 73. 
460  SCHÄFER (2009), S. 74–76. 
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regelt sind. Das Recht des Gründungsstaats findet Anwendung auf die Existenz und Struktur der 

Gesellschaft sowie auf die Rechte und Pflichten ihrer Gesellschafter. Die Theorie ermöglicht 

somit eine Differenzierung zwischen dem Recht des Staats, in dem die Gesellschaft ihre tatsäch-

lichen Geschäftsaktivitäten ausführt, und dem Recht des Staats, in dem sie gegründet wurde.  

In Deutschland herrscht traditionell die Sitztheorie vor, wonach das Gesellschaftsstatut auf 

den tatsächlichen Verwaltungssitz der Körperschaft abzielt.461 Bei der Bestimmung des Gesell-

schaftsstatuts müssen jedoch unterschiedliche Fallgruppen differenziert werden. Im Geltungs-

bereich der Niederlassungsfreiheit gemäß Artikel 49 und 54 AEUV (bzw. Artikel 31 und 34 des 

EWR-Abkommens) ist gemäß der neueren Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs ein 

Übergang zur Gründungstheorie erforderlich. Im Verhältnis zu anderen Drittstaaten gäbe es 

jedoch der Lehre nach keinen zwingenden Grund, von der Sitztheorie abzuweichen.462 

Eine der maßgeblichen Entscheidungen des Bundesgerichtshofs, die zur Entwicklung der 

Überlagerungstheorie im deutschen Gesellschaftsrecht beigetragen hat, ist das sogenannte 

›Überseering-Urteil‹ vom 9. Dezember 2002 (Aktenzeichen: II ZR 237/00). In diesem Urteil 

hat der Bundesgerichtshof festgestellt, dass eine in einem anderen EU-Mitgliedsstaat gegrün-

dete Gesellschaft auch in Deutschland rechtlich anerkannt werden muss, wenn sie nach dem 

Recht des Gründungsstaates gültig gegründet wurde. Diese Entscheidung hat die Grundlage 

für die Anwendung der Überlagerungstheorie geschaffen und hatte weitreichende Auswirkun-

gen auf die rechtliche Behandlung grenzüberschreitender Gesellschaften in Deutschland. 

Erwirbt eine deutsche Gesellschaft ein Unternehmen in Ägypten über einen Asset Deal 

und führt das Handelsgeschäft direkt fort, so muss die deutsche Gesellschaft nach Artikel 309 

der Durchführungsbestimmungen des ägyptischen Gesellschaftsrechts eine Zweigniederlas-

sung in Ägypten gründen. 

Nach deutschem Recht, Internationalem Privatrecht463 sowie ägyptischem Recht464 besitzt 

die Zweigniederlassung keine eigene Rechtspersönlichkeit. Daher teilt die Zweigniederlassung 

im Internationalen Privatrecht nach überwiegender Auffassung das Personalstatut des Kaufman-

nes bzw. das Gesellschaftsstatut der Hauptgesellschaft. Allerdings stellt ein anderer Teil der 

herrschenden Meinung für Zweigniederlassungen auf eine eigenständige Anknüpfung an den 

Sitz der Zweigniederlassung ab.465 In ägyptischer Praxis untersteht eine Zweigniederlassung 

überwiegend denselben Bestimmungen und Bedürfnissen einer lokalen Gesellschaft.466 Eine 

 
461  BECK/OGK/SPINDLER (2023)/Müller, 1.4.2023, AktG § 1, Rn. 107. 
462  BECK/OGK/SPINDLER (2023)/Müller, 1.4.2023, AktG § 1, Rn. 108. 
463  SCHÜNEMANN (2016), S. 132. 
464  Artikel 309 der Durchführungsbestimmungen des ägyptischen Gesellschaftsrechts. 

465  SCHÜNEMANN (2016), S. 133. 
466  www.nishimura.com/sites/default/files/images/egypt_E.pdf (letzter Aufruf 1.6.2024), S. 8. 

https://www.nishimura.com/​sites/​default/​files/​images/​egypt_E.pdf
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Zweigniederlassung in Ägypten hat einen eigenen Sitz, eine eigene Verwaltung und einen eige-

nen Wirtschaftsprüfer und muss, ähnlich wie eine Tochtergesellschaft in Ägypten, »gegründet« 

werden.467 Dass die Zweigniederlassung keine eigene Rechtspersönlichkeit hat, bemisst sich 

daran, ob nach der Sitztheorie oder Gründungstheorie eher nur eine Haftungsfrage als eine 

Frage des Personal- bzw. Gesellschaftsstatuts besteht. Daher kann behauptet werden, dass nach 

ägyptischer Sicht der Gesellschaftsstatus von Zweigniederlassungen am Sitz anknüpft.  

4.2.2 Steuerpflicht 

Wie oben dargestellt,468 haftet der Erwerber des Handelsgeschäfts gemeinsam mit dem Ver-

äußerer für die Körperschaftsteuer des Handelsgeschäfts, die bis zum Zeitpunkt der Übertra-

gung fällig ist, sowie für die Kapitalertragsteuer aus einer solchen Übertragung. Zusätzlich 

gelten auch Mehrwertsteuerpflichten, außerdem wird der Erwerber das Handelsgeschäft wohl 

weiterführen. 

Dementsprechend kann davon ausgegangen werden, dass selbst der nach deutschem Ge-

setz gegründete Erwerber, d. h. die ausländische Gesellschaft, in einer inländisch steuerpflich-

tigen Tätigkeit antritt und somit auch von einem inländischen tatsächlichen Verwaltungssitz 

ausgegangen werden kann.469 Das Fehlen einer ordnungsgemäßen Registrierung bei der 

Steuerbehörde ist strafbar nach ägyptischem Steuergesetz. Weiter kann das Finanzamt die 

Nichtregistrierung als Steuerhinterziehung i. S. v. Artikel 133 des Einkommensteuergesetzes 

auslegen, der Steuerhinterziehung unter anderem als das Verbergen (d. h.: Nichtdeklarieren) 

einer gesamten oder eines Teils einer gewerblichen Tätigkeit vor der Steuerbehörde definiert. 

Es besteht jedoch die Frage, wie die Strafe überhaupt wirksam durchgesetzt werden kann, 

wenn sich das ausländische Unternehmen nicht vor Ort registriert. 

4.2.3 Arbeitnehmer 

Es besteht eine ungeschriebene Vermutung im ägyptischen Arbeitsrecht, dass es nur für ägypti-

sche Arbeitgeber gilt. Angesichts des Fehlens einer solchen ausdrücklichen Bestimmung ist aber 

nicht zu erwarten, dass die Gerichte ihre Zuständigkeit überschreiten würden, indem sie einer 

solche Auslegung folgen, wenn sie mit einem Arbeitnehmerrechtsanspruch konfrontiert werden. 

 
467  Kapitel 6 des ägyptischen Gesellschaftsrechts. 

468  Siehe Teil II 3.2.2 dieser Arbeit. 

469  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6, Rn. 92. 
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In dieser Hinsicht ist es unklar, wie Artikel 9 des Arbeitsgesetzes sich auf einen deutschen 

Konzern erstrecken würde, d. h., ob und wie Letzterer gesamtschuldnerisch mit dem Veräuße-

rer des Handelsgeschäfts (arbeitsrechtlich: ›des Betriebs‹) haften würde. 

Außerdem ist nicht geregelt, welche der Parteien als Arbeitgeber gegenüber den Arbeit-

nehmern gelten würde bzw. in welchem Ort ihre Arbeitsverträge nach dem grenzüberschrei-

tenden Erwerb des Betriebs weiter bestehen.  

Rein sozialrechtlich brauchen Arbeitnehmer einen Arbeitgeber, bei dessen Sozialversiche-

rungsakte sie registriert sein können. Ansonsten gelten die Arbeitnehmer als selbstständige 

Freelancer und müssten ihre eigenen Steuern abführen. In dem Fall müssten sie nicht nur Ein-

kommensteuer abführen, sondern zusätzlich sich als ›Dienstleister‹ bei der Steuerbehörde re-

gistrieren und Quersteuer für die Dienstleistungszahlung abführen. 

4.2.4 Datenschutz 

Der Datenschutz und die Bestimmungen zur grenzüberschreitenden Datenübertragung können 

in den verschiedenen Ländern weltweit unterschiedlich sein. Jedes Land hat seine eigenen Da-

tenschutzgesetze und -bestimmungen, die den Schutz personenbezogener Daten regeln. Daher 

ist es entscheidend, dass Unternehmen, die grenzüberschreitende Datenübertragungen durch-

führen möchten, die rechtlichen Anforderungen und Bestimmungen der betroffenen Länder 

sorgfältig prüfen und einhalten, um den Schutz personenbezogener Daten zu gewährleisten 

und mögliche Rechtsverstöße zu vermeiden. 

Gemäß der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) dürfen personenbezogene Daten nur 

in ein Drittland übertragen werden, wenn angemessene Schutzmaßnahmen vorhanden sind. Diese 

Schutzmaßnahmen können in Form von Standardvertragsklauseln, verbindlichen internen Da-

tenschutzvorschriften oder anderen Mechanismen erfolgen, die sicherstellen, dass die Daten 

angemessen geschützt werden. Die DSGVO legt auch fest, dass die Europäische Kommission 

eine Liste von Drittländern erstellt, die ein angemessenes Schutzniveau für personenbezogene 

Daten bieten. Wenn ein Drittland als angemessen eingestuft wird, können personenbezogene 

Daten ohne zusätzliche Genehmigung in dieses Land übertragen werden. Wenn ein Drittland 

jedoch kein angemessenes Schutzniveau bietet, sind zusätzliche Schutzmaßnahmen erforder-

lich. Ein Beispiel für ein solches Drittland ist Ägypten. Das ägyptische Datenschutzgesetz 

wurde im Jahr 2020 erlassen und zielt darauf ab, den Datenschutz und die Privatsphäre von 

Einzelpersonen zu gewährleisten. Es enthält Bestimmungen zur Erhebung, Verarbeitung und 

Übertragung personenbezogener Daten. In Bezug auf grenzüberschreitende Datenübertragungen 

legt das ägyptische Datenschutzgesetz bestimmte Bedingungen fest. Es erfordert, dass perso-
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nenbezogene Daten nur in Länder übertragen werden dürfen, die ein angemessenes Schutzni-

veau bieten. Das Gesetz legt jedoch keine spezifischen Kriterien fest, nach denen ein angemes-

senes Schutzniveau bestimmt wird. Die Behörde für Datenschutz in Ägypten ist für die Fest-

legung dieser Kriterien und die Überwachung der Einhaltung des Datenschutzgesetzes zustän-

dig. Im Vergleich zur DSGVO und den Datenschutzbestimmungen der EU hat das ägyptische 

Datenschutzgesetz einige Unterschiede. Eine wichtige Unterscheidung zwischen der DSGVO 

und dem ägyptischen Datenschutzgesetz betrifft den Begriff des ›angemessenen Schutzni-

veaus‹. Die DSGVO legt bestimmte Standards und Kriterien fest, die ein Drittland erfüllen 

muss, um als angemessen angesehen zu werden. Diese Standards beziehen sich unter anderem 

auf die Rechtmäßigkeit, die Zweckbindung, die Speicherbegrenzung, die Datensicherheit und 

die Rechte der betroffenen Personen. Das ägyptische Datenschutzgesetz kann andere Anforde-

rungen und Standards festlegen, die von denen der EU abweichen können. Es ist daher wichtig, 

dass Unternehmen, die personenbezogene Daten von ägyptischen Bürgern im EU-Gebiet oder 

von EU-Bürgern in Ägypten verarbeiten oder übertragen möchten, die spezifischen Anforde-

rungen und Bestimmungen sowohl der DSGVO als auch des ägyptischen Datenschutzgesetzes 

einhalten. In einigen Fällen können zusätzliche Schutzmaßnahmen wie verbindliche interne 

Datenschutzvorschriften oder die Einholung der Zustimmung der betroffenen Personen erfor-

derlich sein, um die rechtlichen Anforderungen beider Rechtsordnungen zu erfüllen. 

Eine Überlegung wäre, dass die Verwendung von Künstlicher Intelligenz (KI) im Rahmen 

des Due-Diligence-Prozesses für Datenschutzfragen hier eine potentielle Lösung bieten 

könnte. Zum Beispiel können KI-gesteuerte Tools Daten analysieren, um potenzielle Daten-

schutzrisiken zu identifizieren. Durch den Einsatz von Algorithmen des maschinellen Lernens 

können dementsprechend Muster und Anomalien in den Daten erkannt werden, die auf mögli-

che Datenschutzverletzungen hinweisen könnten. Die jeweiligen persönlichen Daten können 

dann automatisch vor der Übertragung anonymisiert werden, ohne dass die Daten von einer 

Partei an die andere übertragen werden. 

4.3 Unternehmenskauf und -fortführung als Kapitalanlage 
(Investition) 

4.3.1 Grundsatz der Qualifizierung als Kapitalanlage 

Ein Investitionsvertrag wird als Vertrag mit gemischter Rechtsnatur betrachtet, da er sowohl 

Elemente des Internationalen Privatrechts als auch des Öffentlichen Rechts enthält. Die privat-

rechtlichen Elemente ergeben sich aus der Gleichstellung der Vertragsparteien und der einver-
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nehmlichen Vertragsunterzeichnung. Gleichzeitig weist der Vertrag öffentlich-rechtliche As-

pekte auf, da er Regelungen enthält, die normalerweise gesetzlich geregelt sind.470 

Ein deutscher Investor könnte es als vorteilhaft erachten, seine Vermögensgeschäfte in 

Entwicklungsländern wie Ägypten entsprechend der vorstehenden Auslegung als Investition 

zu klassifizieren, um von den Bestimmungen des bilateralen Investitionsabkommens und den 

darin verankerten Schutzmaßnahmen zu profitieren.  

Für die Zwecke des Investitionsabkommens zwischen Deutschland und Ägypten werden 

mit dem Begriff ›Kapitalanlagen‹ Vermögenswerte jeder Art bezeichnet, die ein Investor 

schafft oder erwirbt, und er umfasst u. a. Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 

sowie sonstige dingliche Eigentumsrechte wie Hypotheken und Pfandrechte, Nutzungsrechte 

und ähnliche Rechte, sowie auch Ansprüche auf Geld oder Ansprüche auf Leistungen, die 

einen wirtschaftlichen Wert haben, außerdem Rechte des geistigen Eigentums wie Urheber-

rechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, 

Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know-How und Goodwill. 

In dem Sinne können Asset Deals bzw. Unternehmenskäufe als Kapitalanlage bzw. Inves-

tition ausgelegt werden, da die wichtigsten Bestandteile des Handelsgeschäfts, vor allem un-

körperliche Bestandteile wie Geschäftsreputation (Goodwill), in der Definition von Kapitalan-

lagen nach dem Investitionsabkommen vorgesehen sind. 

Als solches würde ein deutscher Erwerber bzw. Investor den im Investitionsabkommen 

vorgesehenen Schutz und Förderungen seiner Kapitalanlage genießen. Eine der wichtigsten 

Schutzmaßnahmen ist es beispielsweise, dass die Verwaltung, die Erhaltung, der Gebrauch, die 

Nutzung oder die Verfügung über die Kapitalanlagen von Investoren in keiner Weise durch 

willkürliche oder diskriminierende Maßnahmen beeinträchtigt werden dürfen. 

Eine wichtige Ergänzung zum Deutsch-Ägyptischen Investitionsabkommen (BIT), die 

erst in 2005 eingefügt wurde,471 ist, dass bei Streitigkeiten in Bezug auf Kapitalanlagen zwi-

schen dem Vertragsstaat und dem Investor des anderen Vertragsstaats, sofern die Streitparteien 

keine abweichende Vereinbarung treffen, die Streitigkeit einem Schiedsverfahren vor dem In-

ternationalen Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten gemäß der Convention on 

the Settlement of the Investment Disputes between States and Nationals of other States (ICSID-

Konvention) unterzogen wird. 

 
470  SPENRATH (2000), S. 69. 
471  Bundesgesetzblatt Jahrgang 2007 Teil II Nr. 3, ausgegeben zu Bonn am 8. Februar 2007, Gesetz zu dem 

Abkommen vom 16. Juni 2005 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Arabischen Republik 

Ägypten über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen. 
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4.3.2 Rechtsschutz für Zweckgesellschaften nach der ICSID-Konvention 

Die Centros-Entscheidung (Urteil des Europäischen Gerichtshofs [EuGH] in der Rechtssache 

C-212/97 vom 9. März 1999) ist eine andere wichtige Entscheidung im Bereich des europäischen 

Gesellschaftsrechts. In dieser Entscheidung ging es um die Gründung einer Gesellschaft nach 

dänischem Recht, die in Dänemark keine wirtschaftlichen Aktivitäten ausüben wollte, sondern 

vielmehr als Tochtergesellschaft einer britischen Muttergesellschaft fungieren sollte. Die däni-

schen Behörden lehnten die Eintragung der Gesellschaft ab, da sie der Ansicht waren, dass dies 

einen Missbrauch der Gründungsfreiheit darstelle. Der EuGH entschied jedoch, dass die Ver-

weigerung der Eintragung der Gesellschaft unzulässig war. Das Gericht stellte fest, dass eine 

Gesellschaftsgründung in einem EU-Mitgliedsstaat aus Gründen des Gesellschaftsrechts erfol-

gen kann, unabhängig davon, ob die Gesellschaft wirtschaftliche Aktivitäten in diesem Land 

aufnimmt oder nicht. Die Gründungsfreiheit, wie sie im europäischen Recht verankert ist, um-

fasst das Recht auf Niederlassung und die Freiheit der Kapitalverkehrsfreiheit. Die Centros-

Entscheidung hatte weitreichende Auswirkungen auf die Gestaltung von Gesellschaften und 

den grenzüberschreitenden Handel innerhalb der Europäischen Union. Sie bestätigte das Prin-

zip der Niederlassungsfreiheit, das es Unternehmen ermöglicht, in einem EU-Mitgliedsstaat 

gegründet zu werden und von dort aus in anderen EU-Ländern tätig zu sein, ohne eine separate 

Tochtergesellschaft gründen zu müssen. Diese Entscheidung legte den Grundstein für die Ent-

wicklung von ›Briefkastenfirmen‹ oder ›Scheingesellschaften‹, bei denen Unternehmen ihren 

Sitz in einem EU-Mitgliedsstaat mit günstigen steuerlichen oder rechtlichen Bedingungen ha-

ben, aber ihre Geschäftstätigkeiten hauptsächlich in anderen Ländern ausüben. Die Centros-

Entscheidung hat somit das Verständnis und die Anwendung der Gründungsfreiheit in der Eu-

ropäischen Union geprägt und wichtige Fragen zum grenzüberschreitenden Gesellschaftsrecht 

aufgeworfen. 

Unter einer ›Briefkastengesellschaft‹ ist eine Gesellschaft zu verstehen, die eigenwirt-

schaftlich funktionslos ist, keinerlei eigene Geschäftstätigkeiten ausübt, unter einer Adresse 

ansässig ist und die typischerweise in Niedrigsteuerländern registriert ist, die Entscheidungen 

der Geschäftsleitung aber andernorts als der Sitz der Gesellschaft getroffen werden.472 In dem 

Sinne können Briefkastengesellschaften im außereuropäischen Zusammenhang wohl auch aus 

nicht-steuerlichen Gründen gegründet werden. Zum Beispiel wäre es in der Praxis für eine 

deutsche Gesellschaft denkbar, eine ›Zweckgesellschaft‹ (Special Purpose Vehicle – kurz: 

SPV) zu gründen, durch die, als einziger Zweck der Gründung, die Vermögenswerte einer z. B. 

 
472  SANGE ADDISON-AGYEI (2012), S. 10 unter Hinweis auf BFH, Urteil vom 1.4.2003 – I R 39/2 (DB 2003, 

1767); BFH, Urteil vom 19.1.2000 – I R 94/97 (DB 2000, 651). 
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ägyptischen Gesellschaft über einen Asset Deal erworben werden. Bei einer solchen Struktu-

rierung erleichtert sich die deutsche Gesellschaft den Asset-Deal-Prozess in dem Sinne, dass 

er einem einzelnen und klaren Recht473 unterstehen würde, in diesem Beispiel dem ägyptischen 

Recht. 

Hier stellt sich dann allerdings die Frage, ob die indirekte Investition der deutschen Gesell-

schaft trotz des Erwerbs der Vermögenswerte durch eine ägyptische Zweckgesellschaft nach 

dem Investitionsabkommen mit Ägypten dem Schutz nach der ICSID-Konvention untersteht. 

Nach Artikel 25 der ICSID-Konvention ist das ICISID-Schiedsgerichtszentrum für Strei-

tigkeiten zuständig, die zwischen einem Vertragsstaat und Staatsan- oder Staatszugehörigen 

eines anderen Vertragsstaats bestehen. 

Dabei gilt nach Artikel 25 (2) (b) als Staatsan- oder Staatszugehörige des anderen Vertrags-

staats 1) jede juristische Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt, der 

nicht der Vertragsstaat des Streits ist, und 2) jede juristische Person, die die Staatsangehörigkeit 

des Vertragsstaats besitzt, der Partei des Streits ist, und die Parteien aufgrund der ausländischen 

Kontrolle vereinbart haben, dass er als Staatsangehöriger eines anderen Vertragsstaats im Sinne 

der ICSID-Konvention behandelt werden soll.  

Die Kompetenz nach Artikel 25 (2) (b) Halbsatz 2 zu basieren, wäre in den meisten Fällen 

fast überflüssig, wenn die Begründetheit der Ansprüche sich auf eine direkte Tochtergesell-

schaft von Staatsan- oder Staatszugehörigen des anderen Vertragsstaats bezieht und die Exis-

tenz einer Investition auf der Beteiligung der Muttergesellschaft basiert.  

Wenn die Beteiligung am bzw. der Kauf von der Tochtergesellschaft allerdings indirekt 

durch eine Zweckgesellschaft stattfindet, erlaubt es Artikel 25 (2) (b) Halbsatz 2 der ICSID-

Konvention den Vertragsparteien für diesen Sonderfall zu vereinbaren, die lokal gegründete 

juristische Person (d. h. die geschäftstätige Tochtergesellschaft) trotzdem aufgrund der auslän-

dischen Kontrolle als Staatszugehörige des anderen Vertragsstaats zu behandeln.474 Hier be-

zieht sich der Begriff der ausländischen Kontrolle nicht auf das lokale Recht des Host-Ver-

tragsstaats, da es notwendig ist, dass ICSID die eigene Autonomie behält, weil es der Bestim-

mung der Kompetenz des ICSID-Zentrums dient (Kompetenz-Kompetenz Prinzip). Das inner-

 
473  Vgl. Teil III 4.1 dieser Arbeit. 

474  Eine weitere Überlegung in Bezug auf Artikel 25 (2) (b) Halbsatz 2 ist, ob das ICSID-Zentrum auch Kompe-

tenz hat, wenn eine juristische Person, die die Staatsangehörigkeit des Vertragsstaats besitzt, der Partei des 

Streits ist, einer Gesellschaft zugehört, die die Staatsangehörigkeit des anderen Vertragsstaats besitzt, die 

letztere Gesellschaft jedoch von Staatsangehörigen des Vertragsstaats, der Partei des Streits ist, kontrolliert 

wird. In einem solchen Ausnahmefall würde Artikel 25 (2) (b) Halbsatz 2 die Kompetenz des Zentrums aus-

schließen; vgl. National Gas S. A. E. v. Arab Republic of Egypt, ICSID Case No. ARB/11/7. 
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staatliche Recht kann daher nur als Anhaltspunkt dienen.475 Die ausländische Kontrolle ist so-

mit nicht im Lichte des lokalen oder vereinbarten Rechts auszulegen, sondern nach allgemei-

nem Völkerrecht. So hat das Zentrum in der Rechtssache Daimler gegen Argentinien die Frage 

des anwendbaren Rechts zusammengefasst, dass für die Zwecke der Zuständigkeit des Ge-

richts das anzuwendende Recht das deutsch-argentinische BIT selbst ist, und zwar im Einklang 

mit der ICSID-Konvention im Lichte der allgemeinen Grundsätze des Völkerrechts auszule-

gen. Daher ist es klar, dass, unabhängig vom von den Parteien gewählten Recht in Bezug auf 

die Begründetheit der Ansprüche, Gerichtsstands-Fragen, einschließlich der Existenz einer In-

vestition sowie die Anwesenheit eines geeigneten Investors und die Schiedsverfahrenseinwil-

ligung der Parteien, unter Bezugnahme auf die Rechtsinstrumente zur Begründung der Ge-

richtsbarkeit und nach allgemeinem Völkerrecht bestimmt werden muss.476 

Ob nach dem Völkerrecht eine ausländische Kontrolle existiert, ist in sich eine weitere 

komplexe Frage, die die Prüfung mehrerer Faktoren erfordert, darunter Beteiligung, Stimm-

rechte und Management. Um ein verlässliches Bild zu erhalten, müssen all diese Aspekte be-

trachtet werden, d. h., es gibt keine einfache mathematische Formel allein auf Anteilsbesitz 

oder Stimmrecht.477 

Deutschland und Ägypten haben allerdings in ihrer BIT (2005) nicht vereinbart, Arti-

kel 25 (2) (b) Halbsatz 2 auf allgemeiner Basis geltend zu machen. So bezieht sich der Begriff 

›Investor‹ nach Artikel 2 (b) des Abkommens auf  

»juristische Personen, einschließlich Gesellschaften, Handelsgesellschaften, Wirtschaftsvereini-

gungen, Personengesellschaften sowie andere Organisationen mit oder ohne Rechtspersönlichkeit, 

die ihren eingetragenen Gesellschaftssitz oder Sitz im Hoheitsgebiet des betreffenden Vertrags-

staats haben, gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht«,  

ohne dass hier auch juristische Personen erwähnt werden, die die Staatsangehörigkeit des Ver-

tragsstaats besitzen, der Partei des Streits ist, aber vom Ausland kontrolliert wird. Die ausländi-

sche Kontrolle kommt im Deutsch-Ägyptischem BIT nur in Bezug auf nicht weniger günstige 

Behandlung von Kapitalanlagen vor. Und zwar soll nach Artikel 3 (1) des Abkommens jeder 

Vertragsstaat Kapitalanlagen in seinem Hoheitsgebiet, die sich im Besitz oder unter dem Ein-

fluss von Investoren des anderen Vertragsstaats befinden, nicht weniger günstig als Kapitalan-

lagen der eigenen Investoren oder Investoren dritter Staaten behandeln. 

 
475  Compagnie dʼExploitation du Chemin de Fer Transgabonais v Gabon, Decision on Jurisdiction (19. Dezem-

ber 2005) at para 35, ICSID, 26 ICSID Rev 173. 

476  Daimler Financial Services v Argentina, Award (22. August 2012) at para 50, ICSID, ORIL IIC. 

477  SCHREUER/MALINTOPPI (2013), supra Fn. 32, S. 327.  
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Wenn man davon ausgeht, dass ein deutsches Unternehmen, das im Rahmen eines Asset 

Deals ein Handelsgeschäft in Ägypten erwerben möchte, wegen der engeren Definition des 

Begriffes ›Investor‹ in der BIT keinen Schutz nach der ICSID-Konvention genießt, wäre es 

theoretisch gefälliger, das Handelsgeschäft direkt und nicht über eine lokal gegründete Zweck-

gesellschaft zu erwerben, um sich als ›Investor‹ zu qualifizieren und den Betrieb über eine 

Niederlassung fortführen.  

Solch eine Strukturierung ist aber für den Genuss von Schutz nach der ICSID-Konvention 

nicht nötig, und zwar wegen der Definition des Begriffs ›Investition‹, nicht dem BIT nach, 

sondern gemäß der ICSID-Konvention. Artikel 25 der ICSID-Konvention verlangt, dass die 

Streitigkeit direkt aus einer Investition entsteht, gibt aber keine Definition von ›Investition‹. 

Obwohl es keine vollständige Einstimmigkeit zwischen den Gerichten hinsichtlich der Ele-

mente einer Investition gibt, besteht allgemeiner Konsens darüber, dass die drei objektiven 

Kriterien (i) ein Beitrag, (ii) eine bestimmte Dauer und (iii) ein Risikoelement als notwendige 

Elemente einer Investition gelten.478 Diese Elemente bestehen beim Asset Deal, egal ob die 

Vermögenswerte direkt oder durch eine Zweckgesellschaft erworben werden, und somit be-

steht nach der ICSID-Konvention Schutz für die Investition der ausländischen Partei. Mit an-

deren Worten würde eine deutsche Gesellschaft in Ägypten ›investiert‹ haben, indem sie den 

Kaufpreis der Vermögenswerte beigetragen hat und das Risiko solcher Vermögenswerte über-

nimmt, selbst wenn sie diese indirekt über eine lokale Zweckgesellschaft erwirbt. Das folgt 

daraus, dass es keinen ausdrücklichen Verweis im BIT auf direkte oder indirekte Investitionen 

als solche gibt. Die Definition von ›Investition‹ ist sehr weit gefasst. Die spezifischen Anlage-

kategorien in der Definition werden als Beispiele und nicht als ausführliche Liste genannt, 

denn hier wurden ausdrücklich die Worte »nicht ausschließlich« verwendet, bevor die Katego-

rien von »insbesondere« umfasste Investitionen aufgeführt werden. Eine der Kategorien ist 

»Aktien, Beteiligungen an Unternehmen und andere Formen der Beteiligung an Unterneh-

men«. Die offensichtliche Bedeutung dieser Kategorie ist, dass die von einem deutschen Ak-

tionär gehaltenen Aktien durch das Abkommen geschützt sind. Das BIT verlangt allerdings 

nicht, dass es zwischen der Investition und dem letztendlichen Eigentümer der Investition 

keine zwischengeschalteten Unternehmen gibt.479 

 
478  Saba Fakes v Turkey (ICSID Case No. ARB/07/20), 14. Juli 2010, par. 97, und 101 f.; Electrabel S. A. v. The 

Republic of Hungary, ICSID Case No. ARB/07/19. 

479  Vgl. in genau diesen Worten zu den Deutsch-Argentina BIT, Siemens A. G. v. The Argentine Republic, 

ICSID Case No. ARB/02/8, Decision on Jurisdiction, Rn. 137. 

https://www.italaw.com/sites/default/files/case-documents/italaw1071clean.pdf
https://www.italaw.com/sites/default/files/case-documents/italaw1071clean.pdf
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5. Zwischenfazit 

Das Handelsgeschäft ist in verschiedenen Wegen verfügbar. Verkauf, Vermietung und Hypo-

thek des Handelsgeschäfts sind im ägyptischem Recht ausdrücklich geregelt. Die Wirkungen 

und Folgen der jeweiligen Übertragungs- bzw. Überlassungswege richten sich im Innenver-

hältnis der Parteien nach dem vereinbarten anwendbaren Recht sowie dem Vertrag. Eingriffs-

normen wie Formalitätsvorschriften für die Übertragung der einzelnen Wirtschaftsgüter unter-

liegen im Außenverhältnis grundsätzlich den Vorschriften des lokalen Rechts, d. h. des Rechts 

des Ortes der Belegenheit dieser Wirtschaftsgüter.480 Bezüglich der Formalitätsvorschriften ist 

hier am wichtigsten zu bemerken, dass, ungeachtet der vertraglichen Wirksamkeitsvorausset-

zungen, die Übertragung des Handelsgeschäfts gegenüber Dritten nur dann geltend gemacht 

werden kann, wenn die Übertragung im Handelsregister eingetragen ist. Von gesetzlichen Vor-

schriften zum Vorrang der Gläubiger kann nicht (ohne etwa die Zustimmung der Gläubiger) 

abgewichen werden. Ebenso ist die gesetzlich vorgeschriebene Haftung gegenüber Dritten im 

Außenverhältnis unausweichlich, wobei die Parteien im Innenverhältnis Gegenentschädigun-

gen vereinbaren können. 

Die Einbringung eines Handelsgeschäfts als Kapitaleinlage ist nach deutschem wie ägyp-

tischem Recht vorsehbar, jedoch weicht die ägyptische Investitionsbehörde GAFI davon bei 

Kapitalgesellschaften ab und neigt dazu, nur bestimmte Sacheinlagen wie Immobilien zu ak-

zeptieren. Die Abspaltung des Handelsgeschäfts in einer neuen Gesellschaft im Wege einer 

Ausgliederung sei jedoch rechtlich sowie praktisch möglich. 

Hinsichtlich des Gesetzes Nr. 115/2015 kann davon ausgegangen werden, dass Bestandteile 

des Handelsgeschäfts, die nach den Vorschriften des Gesetzes Nr. 11/1940 als hypothekenfähig 

ausgeschlossen sind, fortan nach den Vorschriften des Gesetzes Nr. 115/2015 verpfändet werden 

können. Jedoch ist noch abzuwarten, wie die FRA dies betrachten wird bzw. inwiefern dies in 

der Praxis durchgesetzt werden kann, und ob die FRA die Verpfändung etwa von Waren des 

Handelsgeschäfts erlauben würde, wenn das Handelsgeschäft selbst verpfändet wird. 

Die Hypothek des Handelsgeschäfts war bis vor kurzem nur im Hinblick auf Finanzierung 

bedeutsam, da der Hypothekengläubiger nur eine Bank sein dufte. Ab September 2020 ist diese 

Einschränkung nicht mehr gültig, daher ist zu erwarten, dass als Hypothekengläubiger fortan 

auch andere juristische und natürliche Personen gelten können, was als Raum für neue Ge-

schäftsmöglichkeiten betrachtet werden kann. 

 
480  MERKT/GÖTHEL (2011), § 6, Rn. 77 und Rn. 106. 
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Da es sich bei dem Handelsgeschäft um eine Gruppe von Vermögensgegenständen bzw. 

Gelder handelt, kommen grundsätzlich auch andere, nicht ausdrücklich geregelte Überlas-

sungswege in Betracht, wie z. B. der Mietkauf bzw. Finanzierungsleasing. Im Grunde genom-

men gibt es nach ägyptischem Recht keinerlei Bestimmungen, die dem Finanzierungsleasing 

des Handelsgeschäfts entgegenstehen oder es gar verbieten würden. Jedoch sind Finanzie-

rungsleasingtätigkeiten erschwert durch die ägyptischen FRA, und somit unterliegt der letzte-

ren die Entscheidung, ob das Finanzierungsleasing von Handelsgeschäften in der Praxis zuläs-

sig bzw. durchführbar ist. 

Angesichts der Bedürfnisse der heutigen Wirtschaft ist es in jedem Fall vorrangig, ver-

schiedene Verwendungs- und Übertragungsmechanismen von Vermögensgegenständen sowie 

das Handelsgeschäft als Gruppe von Vermögensgegenständen zu berücksichtigen. 

Da das Handelsgeschäftsübertragungsrecht aus dem Jahr 1940 stammt, wurden offensicht-

lich viele Aspekte nicht berücksichtigt, die für die heutige Geschäfts- und Wirtschaftsrealität von 

größter Bedeutung sind. Insbesondere hat der damalige Gesetzgeber verständlicherweise nicht 

vorausgesehen, dass Unternehmen Hunderte, wenn nicht Tausende von Aktionären haben wür-

den, die alle ein Interesse an der Werterhaltung des Unternehmens haben. Daher ist es verständ-

lich, dass das Gesetz Nr. 11/1940 den Schutz von Minderheitenrechten damals nicht angesprochen 

hat. Jedoch hat diesen Sachverhalt auch das neuere Gesellschaftsgesetz nicht ausdrücklich ge-

regelt, selbst nachdem Mergers and Acquisitions und Asset Deals immer relevanter geworden 

sind, und auch nicht nach einer kompletten Reform des Gesellschaftsgesetzes im Jahr 2017. So 

bleibt den Minderheitsaktionären bzw. -beteiligten nur, dass sie sich bei Entscheidungen, die 

den Interessen der Gesellschaft schaden, auf die allgemeinen Vorschriften berufen. Jedoch gibt 

es keinen ausdrücklichen Mechanismus für die Minderheit, um sicherzustellen, dass das Un-

ternehmen, zu dem sie beigetragen haben, seinen Geschäftsumfang behält und dieses Handels-

geschäft nicht überträgt. Sollte ein Gericht eine solche Entscheidung der Hauptversammlung 

als gerechtfertigt und als nicht schädlich für die Gesellschaft ansehen, so gibt es für die Minder-

heitsaktionäre keinen besonderen Ausstiegsmechanismus, d. h., sie müssten ihre Anteile gege-

benenfalls auf dem normalen Weg verkaufen, wenn sie aus der Gesellschaft angesichts der 

Veräußerung des Handelsgeschäfts, die ein Scheitern bewirken könnte, austreten möchten. 

Als schwerwiegender Mangel kann auch angesehen werden, dass das Gesetz zum Schutz 

personenbezogener Daten in keiner Weise das Szenario regelt oder anspricht, in dem der Da-

tenverarbeiter bzw. -Inhaber sein Handelsgeschäft oder etwa sogar sein gesamtes Unternehmen 

im Rahmen eines Asset Deals an einen Dritten veräußert. Das Gesetz sieht diesbezüglich weder 

Ausnahmen noch die Möglichkeit vor, die Interessen der Parteien abzuwägen und gegebenen-

falls die Datenübermittlung zuzulassen, ohne dass die Einwilligung der jeweiligen Betroffenen 

eingeholt werden muss. Dieser Mangel würde, wenn er nicht durch die erwartenden Durchfüh-
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rungsbestimmungen des Gesetzes behoben wird, dazu führen, dass die Übertragung des Han-

delsgeschäfts fortan nicht mehr möglich wäre, bevor die Zustimmung jedes einzelnen Betroffe-

nen, u. a. Kunden, eingeholt wird. Letztlich könnte dies dazu führen, dass eine Unternehmens-

übertragung durch Asset Deals praktisch unmöglich wird. 

Auf der anderen Seite gibt es andere Gesetze wie das Wettbewerbsgesetz, die die zustän-

digen Behörden für unzureichend halten und daher begonnen haben, ihre Bestimmungen zu 

umgehen. Die Wettbewerbsbehörde hat die Kontrolle über Fusionen an sich gezogen, obwohl 

eine solche Kontrolle im Gesetz vorgesehen ist, indem sie sich auf andere Bestimmungen des 

Gesetzes beruft, und zwar den Bestimmungen zu horizontalen Vereinbarungen. Dies bezieht 

sich zwar nicht speziell auf Asset Deals oder Handelsgeschäftsübertragungen, sondern allge-

mein auf alle Arten von Fusionen, zeigt aber, dass die Gesetze in Ägypten trotz einer laufenden 

Gesetzesreform nicht länger mit der Realität mithalten können. Auch hier mangelt es an einer 

Regelung in Bezug auf Informationsaustausch. 

Bei der Wahl des anwendbaren Rechts in grenzüberschreitende Asset Deals ist zu beden-

ken, dass aus Sicht der Haftung für Schulden des erworbenen Handelsgeschäfts bzw. Unter-

nehmens im Wege eines Asset Deals die lokalen Rechtssysteme – trotz Ausnahmen wie Li-

byen – für einen deutschen Erwerber meist vorteilhafter als das deutsche Rechtssystem sein 

können, da gemäß den lokalen Gesetzen wie z. B. dem ägyptischen Gesetz der Erwerber selbst 

bei Fortführung der Firma nicht ohne Vereinbarung für die vorherigen Schulden des Handels-

geschäfts haftet. Weiter ist die arbeitsrechtliche Haftung des Erwerbers eine gemeinsame Haf-

tung mit dem alten Inhaber des Betriebs, d. h., im Gegensatz zum deutschen Recht haftet der 

Erwerber nach den arabischen Rechtssystemen mit Ausnahmen wie Irak nicht allein für die 

Arbeitsverhältnisse. Für einen deutschen Verkäufer eines z. B. ägyptischen Handelsgeschäfts 

wäre andererseits das deutsche Recht vorteilhafter. 

In jedem Fall ist es bei grenzüberschreitenden Asset Deals wichtig, die Rechte und Haf-

tung im Innenverhältnis der Parteien klar und deutlich zu regeln, da selbst dann, wenn die 

Parteien sich auf ein bestimmtes anwendbares Recht einigen würden, eine solche Vereinbarung 

die Rechte Dritter nicht beinträchtigen dürfte, d. h., die lokalen Vorschriften würden in Bezug 

auf das Außenverhältnis gelten. So stellt sich bei der grenzüberschreitenden Übertragung eines 

Unternehmens bzw. Handelsgeschäfts die Frage, welches Recht anwendbar ist bzw. welches 

Recht über die Erfüllung und Gewährleistung entscheiden soll. Im Vordergrund kommt hier 

die Vereinbarung der Parteien in Frage. Jedoch ist zu beachten, dass die Vertragsautonomie der 

Parteien beim Unternehmenskauf weitgehend begrenzt ist. Zwar unterliegt der Unternehmens-

kauf einerseits der Rechtswahl der Parteien im Innenverhältnis der Parteien, jedoch bleiben die 

Rechtsordnungen des lokalen Rechts des Ortes, an dem sich das Unternehmen befindet, im 
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Außenverhältnis zu den Dritten anwendbar.481 Ferner sind spezifische materiellrechtliche Be-

stimmungen zu beachten, wie u. a. Kartellrecht,482 Arbeitsrecht und andere materiellrechtliche 

Bestimmungen, die sich von Land zu Land bzw. von einem Rechtssystem zum anderen unter-

scheiden.483 Auch sind lokale rechtliche Formschriften für die Übertragung der individuellen 

Wirtschaftsgüter zu beachten, darunter der Registrierungsbedarf für die Übertragung von 

Grundstücken.484 Auch gewerbliche Schutzrechte von unkörperlichen Bestandteilen unterlie-

gen dem Territorialitätsprinzip.485 

 

 

 

 
481  Vgl. MERKT/GÖTHEL (2011), S. 3 Rn. 6. 
482  MERKT/GÖTHEL (2011), S. 3 Rn. 7. 
483  Siehe Referenz zu jeweiligen Länderberichter unter MERKT/GÖTHEL (2011), S. 5 Rn. 11. 
484  Vgl. MERKT/GÖTHEL (2011), S. 188 Rn. 127. 
485  STRATZ/HÖRTNAGL/BLUM (2013), § 7 Rn. 8. 



Teil IV: Zusammenfassung 

Was nach deutschem Recht unter Handelsgeschäft i. S. v. §§ 22–25 HGB und unter Betrieb

i. S. v. § 613 a BGB zu verstehen ist, ist vergleichbar mit dem nach Artikel 34 des ägyptischen

Handelsgesetzes ausdrücklich definierten und regulierten Handelsgeschäft, allerdings mit der 

wesentlichen Unterscheidung, dass nach ägyptischem Recht sowie dem Recht in anderen ara-

bischen Rechtssystemen das Handelsgeschäft zwei mandatorische Bestandteile beinhalten 

muss, und zwar die Beziehung zur Kundschaft und die Geschäftsreputation, ohne die das Han-

delsgeschäft nicht übertragen werden kann, sowie außerdem die Bestandteile, die weiterhin für 

die tatsächliche Veräußerung eines Handelsgeschäfts ausreichend sind. 

Das Handelsgeschäft ist in verschiedenen Wegen übertragbar bzw. überlassbar, wobei nur 

Verkauf, Vermietung und Hypothek des Handelsgeschäfts im ägyptischem Recht ausdrücklich 

geregelt sind. Jedoch sind andere Übertragungswege wie Einbringung als Sachkapitaleinlage 

sowie Finanzierungsleasing auch zu bedenken.  

Die Rechtsfolgen der Übertragung eines Handelsgeschäfts insbesondere in Bezug auf For-

derungen und Schulden sind allerdings im ägyptischen Recht deutlich andere als im deutschen 

Rechtssystem.  

Bei der Rechtswahl in einem grenzüberschreitenden Asset Deal wäre für einen deutschen 

Erwerber eines ägyptischen Handelsgeschäfts das ägyptische Rechtssystem in Bezug auf die 

Haftung vorteilhafter als das deutsche Recht. Das Gleiche gilt in mehreren arabischen Rechts-

systemen, jedoch mit Ausnahmen wie Libyen und Irak. 

Beim grenzüberschreitenden Erwerb eines Handelsgeschäfts ist wichtig zu beachten, dass, 

wenn das anwendbare Recht nicht das lokale Recht ist, dies zwar im Innenverhältnis der Par-

teien geltend gemacht werden kann, jedoch nur begrenzt gegenüber Dritten wirksam wäre, 

wenn das anwendbare Recht lokalem Vorrang zwingender Vorschriften widerspricht, vor allem 

in Bezug auf die Haftung gegenüber Dritten, spezifische materiellrechtliche Bestimmungen 

und rechtliche Formschriften für die Wirksamkeit des Erwerbs gegenüber Dritten sowie für die 

formelle Übertragung der Bestandteile des Handelsgeschäfts. 
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Die Einbringung eines Handelsgeschäfts als Kapitaleinlage ist nach deutschem wie ägyp-

tischem Recht vorsehbar, jedoch weicht die ägyptische Investitionsbehörde GAFI davon bei 

Kapitalgesellschaften ab und neigt dazu, nur bestimmte Sacheinlagen wie Immobilien zu ak-

zeptieren. Die Abspaltung des Handelsgeschäfts in eine neue Gesellschaft im Wege einer Aus-

gliederung ist jedoch rechtlich sowie praktisch möglich.  

Im Grunde genommen gibt es nach ägyptischem Recht keinerlei Bestimmungen, die dem 

Finanzierungsleasing des Handelsgeschäfts entgegenstehen oder dieses gar verbieten würden. 

Jedoch sind Finanzierungsleasingtätigkeiten schwer durch die ägyptische FRA durchzuführen, 

und somit unterliegt der letzteren die Entscheidung darüber, ob das Finanzierungsleasing von 

Handelsgeschäften in der Praxis zulässig bzw. durchführbar ist. 

Seit dem Inkrafttreten des Gesetzes Nr. 115/2015 im Jahr 2016 kann davon ausgegangen

werden, dass Bestandteile des Handelsgeschäfts, die nach den Vorschriften des Gesetzes Nr. 11/

1940 als hypothekenfähig ausgeschlossen sind, fortan nach den Vorschriften des Gesetzes

Nr. 115/2015 verpfändet werden können. Noch ist zu beobachten, ob die FRA dies auch so be-

trachten und Verpfändung etwa von Waren des Handelsgeschäfts erlauben würde, wenn das 

Handelsgeschäft selbst verpfändet wird. Seit September 2020 ist die Hypothek des Handels-

geschäfts nicht mehr auf Banken als Hypothekengläubiger eingeschränkt, daher ist zu erwar-

ten, dass als Hypothekengläubiger fortan auch andere juristische und natürliche Personen gel-

ten können, was als Raum für neue Geschäftsmöglichkeiten betrachtet werden kann.  

Die Entwicklungen zum Rechtssystem der Hypothek in Bezug auf das Handelsgeschäft sind 

in jedem Fall ein nachweisendes Beispiel etwa dafür, wie die ›nicht-parallelen‹ Rechtsformen 

in Ägypten durchaus zu Unklarheiten hinsichtlich der für bestimmte Themen geltenden Ge-

setze führen können, und dass die Zusammenhänge und Verhältnisse zwischen den verschie-

denen Gesetzen klarerer Bestimmungen oder zumindest klarerer Verkündungsartikel bedürfen. 

U. a. bedarf das Verhältnis der Vorschriften in Bezug auf das Handelsgeschäft zu den Vor-

schriften des Schutzes der Minderheitsaktionäre bzw. -beteiligten, und der Schutz personenbe-

zogener Daten benötigt klarere Bestimmungen. Aktuelle Rechtsfragen wie etwa zum Daten-

schutz müssen nicht nur berücksichtigt werden, sondern die Rechtssysteme des Handelsge-

schäfts und des Schutzes personenbezogener Daten müssten sorgfältig harmonisiert werden, 

so dass nicht ein Gesetz das andere blockieret. 

Abschließend ist anzumerken, dass der ägyptische Gesetzgeber bei den jüngsten Rechts-

reformen in Ägypten die Bestimmungen zum Handelsgeschäft nicht aufgehoben hat. Dies im-

pliziert, dass der Gesetzgeber beabsichtigt, das Konzept des Handelsgeschäfts im ägyptischen 

Recht weiterhin zu erhalten. Jedoch würde das Konzept des Handelsgeschäfts Gefahr laufen, 

seine Relevanz zu verlieren, wenn das Rechtssystem seine Existenz nicht auf moderne Weise 

berücksichtigt und es zur Befriedigung moderner Bedürfnisse verwendet. 
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